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Chronologie 
27.11.85 Botschaft des BR zu einem revidierten Bundesgesetz über 
die Arbeitsvermittlung und den Personalverleih (AVG) 
Zum besseren Schutz der Arbeitnehmer sollen künftig gemäss 
revidiertem AVG (BBI 85 111,556) sämtliche Formen der pri­
vaten Arbeitsvermittlung und damit auch der Personalver-
leih bewilligungspflichtig sein. Mit der Bewilligung ist 
die Pflicht zur Hinterlegung einer Kaution verbunden, aus 
der die Lohnansprüche der vom Verleihbetrieb angestellten 
Arbeitnehmer sichergestellt werden können. Der Verleiher 
wird ausserdem verpflichtet, gegenüber dem Arbeitnehmer 
die Lohn- und Arbeitszeitbestimmungen eines allgemeinver­
bindlichen GAV einzuhalten, sofern der Einsatzbetrieb 
einem solchen untersteht. Gleichzeitig schafft das A VG die 
Voraussetzungen für eine effizientere öffentliche (kanto­
nale) Arbeitsvermittlung, deren Hauptzweck die Vermittlung 
von Arbeitslosen bleibt. Mit verschärften Strafbestimmun­
gen soll die illegale Beschäftigung von Ausländern be­
kämpft werden. 

11.03.87 NR beschränkt den Schutz der Temporärarbeitnehrner 
Der NR beschliesst mit 80:75, die Temporärarbeitnehmer nur 
unter den Schutz der allgemeinverbindlici1en GAV zu stel-
len. Die Minderheit fordert vergeblich eine Ausweitung auf 
alle (rund 1500) GAV, um die Benachteiligung bei den Lohn­
und Arbeitsbedingungen gegenüber dem ordentlichen Personal 
sowie die Umgehung der GAV durch Leiharbeit zu verhindern. 
Mit 71 :56 heisst der NR gut, dass Personalverleiher zur 
Sicherung von Lohnansprüchen eine Kaution hinterlegen müs­
sen. Mit 69:61 entscheidet der NR, dass die Betriebsbe­
willigung unbefristet gilt, aber entzogen werden kann. 

28.09.88 SR verwirft Kaution für Temporärfirmen 
Der SR lehnt es mit 19: 16 ab, von Temporärfirmen eine Kau­
tion zur Sicherung von Lohnansprüchen zu verlangen. Der 
SR entscheidet zudem, im Personalverleih "nur in der Re­
gel" einen Arbeitsvertrag vorzuschreiben und verankert 
sehr kurze Kündigungsfristen für das erste Dienstjahr. 
Ferner muss der Verleiher nur die Lohn- und Arbeitszeit­
bestimmungen (und nicht sämtliche Normen) eines allfälli­
gen GAV einhalten. 

06.03.89 NR hält an seiner Fassung fest 
Der NR hält bei den Kündigungsfristen und beim Geltungs­
bereich der allgemeinverbindlichen GAV an seinen Versio­
nen sowie an der Kautionspflicht fest. 

21.06.89 SR lenkt bei der Kautionspflicht ein 
Mit 23: 10 erklärt sich der SR mit der Verankerung einer 
Kautionspflicht im AVG einverstanden. Hingegen hält der 
SR mit dem BR stillschweigend daran fest, dass der Ver­
leiher gegenüber dem Arbeitnehmer nur die Lohn- und 
Arbeitszeitbestimmungen eines allgemeinverbindlichen GAV 
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einhalten muss. 

18.09.89 NR räumt die letzten Differenzen aus 
Der NR findet sich mit einer beschränkten Verbindlichkeit 
der GA V im Personalverleih ab und verwirft mit 84:46 den 
Antrag, nur die Ruhe- und Arbeitszeitbeschränkungen, dafür 
aber sämtliche GAV zu berücksichtigen. 

06.10.89 Schlussabstimmung im NR (158:0) und SR (33:4) 
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Arbeitsvermittlungsgesetz. 
Revision 
Loi sur le service de l'emploi. 
Revision 

Botschaft und Gesetzentwurf vom 27. November 1985 (BBI III, 556) 
Message et projet de loi du 27 novembre 1985 (FF III. 524) 

Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Eintreten 
Minderheit 
(Coutau) 
Nichteintreten 

Proposition de la commission 
Majorite 
Entrer en rnatiere 
Minorite 
(Coutau) 
Ne pas entrer en rnatiere 

Reimann, Berichterstatter: In seiner Botschaft vorn 
27. November 1985 unterbreitet der Bundesrat dem Parla­
ment den Entwurf zu einer Revision des Bundesgesetzes 
über die Arbeitsvermittlung. Der Gesetzentwurf ist durch ein 
neues Kapitel über den Personalverleih ergänzt. Das gel­
tende Arbeitsvermittlungsgesetz stammt aus dem Jahre 
1951. Seither haben tiefgreifende Veränderungen in der 
Wirtschaft und in der Arbeitswelt stattgefunden. Nach einer 
während Jahren anhaltenden Hochkonjunktur hat unsere 
Wirtschaft in den siebziger Jahren einen schweren Krisen­
einbruch erlitten. Seither ist ein Umstrukturierungsprozess 
in der Wirtschaft im Gang, der immer wieder zu Betriebs­
schliessungen und zum Verlust von Arbeitsplätzen führt. 
Viele Arbeitnehmer werden aus ihrer angestammten berufli­
chen Tätigkeit herausgerissen und müssen sich nach einer 
neuen Beschäftigung umsehen. Der Arbeitsvermittlung 
kommt deshalb ein anderer Stellenwert zu, als das noch in 
den Jahren der Hochkonjunktur der Fall war. 
Die unaufhaltsame technische Entwicklung lässt ahnen, 
dass der Umstrukturierungsprozess und die damit verbun­
dene Unsicherheit und Instabilität für viele Arbeitsplätze 
weiterhin anhalten wird. Diese Entwicklung stellt bezüglich 
der Arbeitsvermittlung Anforderungen, denen das geltende 
Gesetz aus dem Jahre 1951 kaum genügen kann. Hinzu 
kommen neue Formen der Beziehungen zwischen Arbeitge­
ber und Arbeitnehmer. So hat seit den Jahren der Hochkon­
junktur der Personalverleih in der Schweiz einen starken 
Aufschwung erlebt, weshalb sich eine gesetzliche Regelung 
aufdrängt. 
Im Verlaufe der vergangenen Jahre wurden nicht weniger 
als fünf parlamentarische Vorstösse eingereicht, welche ver­
langten, die sogenannte Temporärarbeit entweder gesetz­
lich zu regeln oder sogar zu verbieten. Zwar hat sich die 
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Arbeitsmarktsituation ~elt dem Kriseneinbruch der siebziger 
Jahre wieder wesentlich verbessert, was bei Betriebsschlies­
sungen und Entlassungen die Arbeitsvermittlung erleichtert. 
Aber die Zahl derjenigen, welche ihren angestammten Beruf 
verlassen müssen und gezwungen sind, nach einer neuen 
Existenzmöglichkeit Umschau zu halten, ist auch in der 
momentan relativ guten Beschäftigungslage sehr hoch. Die 
gegenwärtige Situation ist zudem dadurch gekennzeichnet, 
dass einzelne Berufe grosse Mangelware sind, während 
andere kaum mehr vermittelt werden können. Vor allem 
Arbeitnehmer in fortgeschrittenem Alter vermögen oft mit 
der technischen Entwicklung nicht mehr Schritt zu halten. 
Einmal aus ihrer gewohnten Beschäftigung herausgerissen, 
sind sie oft nur schwer vermittelbar. Aber auch die Verhält­
nisse in den einzelnen Regionen und von Branche zu Bran­
che sind recht unterschiedlich. Während es in den grossen 
Industriezentren vor allem an gut qualiziertem Fachperso­
nal. insbesondere an EDV-Spezialisten, mangelt, ist es in 
anderen Branchen wie zum Beispiel im Gastgewerbe, im 
Gesundheitswesen und in der Textilindustrie schwierig, 
Arbeitskräfte im Inland zu rekrutieren. Demgegenüber kennt 
die Schweiz Regionen - ich denke an die Uhrenindustrie­
kantone -, welche eine weit über dem schweizerischen 
Durchschnitt liegende Arbeitslosigkeit aufweisen. 
In den offiziellen Zahlen sind zudem die Tausende von 
ausgesteuerten Arbeitslosen nicht mitgezählt. Wir müssen 
aber auch damit rechnen, dass sich die Beschäftigungslage 
wieder verschlechtern könnte. Die Erfahrungen der siebzi­
ger Jahre haben deutlich gezeigt, dass die öffentliche 
Arbeitsvermittlung als arbeitsmarktpolitisches Instrumenta­
rium in einer plötzlich hereinbrechenden, schwierigen 
Situation nicht zu genügen vermochte. Verantwortlich dafür 
war, dass das geltende Gesetz den Aufgabenbereich der 
öffentlichen Arbeitsvermittlung zu wenig flexibel umschrieb 
und dass den Arbeitsämtern die materielle und personelle 
Infrastruktur fehlte. Um so wichtiger ist es, dass wir heute 
die Instrumentarien für eine zeitgemässe Arbeitsvermittlung 
bereitstellen, damit wir dann, wenn sich die Situation wieder 
verschlechtern sollte, nicht überrascht werden. 
Die vom Biga erarbeitete Gesetzesvorlage bezweckt: 
1. Missbräuche im Bereiche der privaten Arbeitsvermittlung 
und neu auch im Bereiche des Personalverleihs zu be­
kämpfen; 
2. die Organisation der öffentlichen Arbeitsvermittlung den 
heutigen arbeitsmarktlichen Bedürfnissen anzupassen. 
Diesen Zielen dienen denn auch hauptsächlich die Bewilli­
gungsvoraussetzungen bei der privaten Arbeitsvermittlung 
und dem Personalverleih sowie die Schaffung der Rechts­
grundlagen für eine EDV-unterstützte Stellenvermittlung 
und die Schulung der öffentlichen Arbeitsvermittler. 
Auf die Einführung einer bundesrechtlichen obligatorischen 
Meldepflicht für offene Stellen wurde verzichtet, obwohl 
verschiedene Kreise die Auffassung vertreten, dass eine 
solche Meldepflicht die Effizienz der öffentlichen Arbeitsver­
mittlung erheblich zu verbessern vermöchte. Der Entscheid 
über die Einführung einer obligatorischen Meldepflicht für 
offene Stellen bleibt somit weiterhin im Kompetenzbereich 
der Kantone, wie dies heute schon der Fall ist. 
Strenge Bestimmungen enthält die Vorlage hingegen zur 
Bekämpfung der Beschäftigung oder Vermittlung von Aus­
ländern, die über keine gültige Arbeits- oder Aufenthaltsbe­
willigung verfügen. Durch die im neuen Arbeitslosenversi­
cherungsgesetz vorgesehenen Präventivmassnahmen zur 
Verhinderung von Arbeitslosigkeit wurden den Arbeitsäm­
tern neue Aufgaben übertragen. Die Massnahmen des Bun· 
des, durch die Förderung der Umschulung und Weiterbil­
dung Arbeitslosigkeit zu verhindern, wurden in das neue 
Arbeitslosenversicherungsgesetz aufgenommen und des­
halb im redigierten Arbeitsvermittlungsgesetz gestrichen. 
Aber auch eine effiziente, allen Kreisen zugängliche öffentli· 
ehe Arbeitsvermittlung ist eine Präventivmassnahme, wel­
che mithelfen kann, Arbeitslosigkeit zu verhindern. Um die­
ses Ziel zu erreichen, müssen die gesetzlichen Grundlagen 
geschaffen werden. 
In der Revisionsvorlage sind Neuerungen aufgenommen, 
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welche zur Verbesserung der Situaion beitragen und den 
Arbeitsämtern die Schaffung der notwendigen Vorausset­
zungen ermöglichen soll. Dazu gehören die den veränderten 
Verhältnissen angepassten Arbeitsinstrumente, qualifizier­
tes Vermittlungspersonal sowie aktuelle Arbeitsmarktstati­
stiken. Viele Arbeitsämter arbeiten mit veralteten Arbeits­
techniken, zum Beispiel mit zeitaufwendigen Karteisyste­
men. Das hat zur Folge, dass sich der Vermittler zu wenig 
mit dem Stellensuchenden befassen kann, weil er zu viel 
Zeit verliert. Ueberdies fehlt der notwendige Ueberblick über 
die offenen Stellen. Diesem Mangel soll durch die Schaffung 
der gesetzlichen Grundlagen für ein von Bund und Kanto­
nen gemeinsam betriebenes EDV-Informationssystem 
Abhilfe geschaffen werden. 
Dieses EDV-unterstützte Arbeitsvermittlungssystem erleich­
tert dem Vermittler die Arbeit erheblich, weil es laufend über 
die vorhandenen offenen, gemeldeten Steifen in einem 
wünschbaren Umkreis informiert. 
Zu einer effizienten Arbeitsvermittlung gehört auch eine 
solide Arbeitsmarktstatistik. Um rechtzeitig reagieren zu 
können und damit die Arbeitsmarktbehörden und der Bun­
desrat ihre Entscheide aufgrund der aktuellen Situation 
treffen können, müssen die aktuellen Arbeitslosenzahlen 
und die Zahlen über offene Stellen unmittelbar greifbar sein. 
Dies wird mit dem neuen System einer EDV-unterstützten 
Arbeitsmarktstatistik, welche auch interkantonal kompatibel 
ist, möglich sein. Ein seit 1982 laufendes Versuchsprojekt, 
an dem gegenwärtig 12 Kantone beteiligt sind, hat nach 
Aussagen des Biga die Erwartungen mehr als nur erfüllt 
Ein wichtiger Punkt betrifft die Schulung der Vermittler. Dies 
ist um so wichtiger, als sich bei den Arbeitszentren sehr oft 
und hauptsächlich die Schwervermittelbaren melden, die im 
besonderen Masse auf eine spezialisierte Betreuung ange­
wiesen sind. Es existiert jedoch keine berufsspezifische 
Ausbildung für den Vermittler, weshalb es notwendig ist, 
dass sich Bund und Kantone dieser Aufgabe annehmen. 
Das Gesetz soll die für die Finanzierung solcher Massnah­
men notwendigen Rechtsgrundlagen schaffen. Eine Kon­
kurrenzierung der privaten Arbeitsvermittlung ist durch 
diese Vorlage weder beabsichtigt noch zu befürchten. Die 
Unterstellung der gesamten privaten Arbeitsvermittlungstä­
tigkeit unter die gesetzliche Aufsicht entspricht dem verfas­
sungsrechtlichen Auftrag bezüglich Arbeitnehmerschutz. 
Indem bestimmte Bewilligungsvoraussetzungen verlangt 
werden, soll dem Stellensuchenden- insbesondere auch für 
die Auslandvermittlung - eine fachgerechte Vermittlung 
gewährleistet werden. Andererseits erfährt die private 
Arbeitsvermittlung eine gewisse Lockerung bezüglich 
Gebührenordnung und Bewilligungserneuerung. Neu im 
Gesetz ist die Unterstellung des Personalverleihs unter die 
Bewi II igu ngspflicht. 
Wie bereits ausgeführt, hat der Personalverleih in all seinen 
Formen in der Schweiz einen starken Aufschwung erfahren. 
Die im Schweizerischen Verband für Unternehmungen für 
temporäre Arbeit (SVUTA) zusammengeschlossenen Firmen 
weisen für das Jahr 1985 einen Umsatz von rund 393 Millio­
nen Franken aus. Für die ganze Branche wird der Gesamt­
umsatz auf 525 Millionen Franken geschätzt. In den meisten 
mit uns vergleichbaren Ländern untersteht der Personalver­
leih der Bewilligungspflicht In Schweden und in Italien ist 
der Personalverleih sogar verboten. 
Auch die schweizerischen Gewerkschaften haben sich 
schon mehrmals für ein Verbot des Personalverleihs ausge­
sprochen. In der Tat ist der Personalverleih ein Störfaktor in 
den sozialpartnerschaftlichen Beziehungen, weil damit die 
Gesamtarbeitsverträge umgangen und die Arbeitnehmer 
einem wesentlichen Schutz entzogen werden. Es muss 
befürchtet werden, dass eine weitere unkontrollierte 
Zunahme des Personalverleihs zu einer empfindlichen und 
unerwünschten Schwächung des Gesamtarbeitsvertragsge­
dankens mit allen damit zusammenhängenden Folgen füh­
ren könnte. Zudem ist vor allem in kleinen Verleihbetrieben 
die soziale Sicherheit nicht gewährleistet. Auch die Lohn­
zahlung ist oft nicht sichergestellt, weil dem Unternehmen 
die nötige materielle Substanz fehlt Ein Verleihbetrieb ver-

fügt in der Regel nicht über die im Verhältnis zur Arbeitneh. 
merzahl stehende Fabrikanlage. Um diesem Mangel z 
begegnen, ist im Gesetz die Hinterlegung einer Kautio~ 
vorgesehen. 
Es sind denn auch vor allem die unzähligen kleinen Verleih. 
betriebe, die immer wieder durch krasse Missbrauchsfälle 
von sich reden machen. 
So hat eine Umfrage ergeben, dass der Anteil an illegal 
beschäftigten ausländischen Arbeitnehmern bei den Perso­
nalverleihbetrieben unverhältnismässig hoch ist. Bekannt ist 
der Fall eines Genfer Vermittlungsbüros, das 100 ausländi­
sche Schwarzarbeiter beschäftigte und aus diesem illegalen 
Geschäft 140 000 Franken Gewinn erwirtschaftete. 
Aber auch Verstösse gegen das Arbeitsgesetz, zum Beispiel 
gegen das Nachtarbeitsverbot für Jugendliche, sind recht 
häufig. Wie wichtig die Unterstellung der Verleihfirmen 
unter die Bewilligungspflicht ist, geht aus einem Fall hervor 
wo ein Vermittler, dem die Bewilligung für die Arbeitsver~ 
mittlung verweigert wurde, einfach auf eine Personalverleih­
firma umgestiegen ist Obwohl diese Verstösse gegen das 
Gesetz weniger für die grossen Verleihbetriebe zutreffen 
drängt sich eine gesamthafte Regelung auf, um insbeson~ 
dere eine Umgehung des gesamtarbeitsvertraglichen 
Systems zu vermeiden. 
Die Notwendigkeit einer Gesetzesrevision kommt auch in 
den Stellungnahmen zum Vorentwurf zum Ausdruck. Von 
den 25 Kantonen und Halbkantonen, welche sich an der 
Vernehmlassung beteiligten, haben sich deren 18 klar posi­
tiv zum Vorentwurf geäussert. 5 Kantone haben grundsätz­
lich zugestimmt Nur je ein Kanton war skeptisch oder 
ablehnend. Von den 7 politischen Parteien, welche an der 
Vernehmlassung teilnahmen, war als einzige die liberale 
Partei gegen die Revisionsvorlage. Auch zwei Drittel der 
angefragten interessierten Organisationen gaben zustim­
mende Stellungnahmen ab. 
Unsere Kommission hat die Vorlage an insgesamt sechs 
Sitzungstagen durchberaten. Nach einer sehr ausgedehnten 
Diskussion hat sie mit 11 zu 7 Stimmen Eintreten beschlos­
sen. Ein Antrag, Kapitel 3 (Personalverleih) nicht zu behan­
deln und in einer Motion die Ergänzung des Obligationen­
rechts zu verlangen, wurde mit 15 zu 3 Stimmen abgelehnt 
Das gleiche Schicksal erlitt mit 14 zu 5 Stimmen ein Antrag, 
den Personalverleih zu verbieten. 
Die Mehrheit der Kommission ging davon aus, dass eine 
Regelung des Personalverleihs im Obligationenrecht not­
wendig und wünschenswert sei. Wichtige Probleme, wie 
zum Beispiel das Bewilligungsverfahren, können jedoch 
nicht über das OR gelöst werden. Zudem würde eine kaum 
verantwortbare zeitliche Verzögerung eintreten. Auch ein 
Verbot des Personalverleihs wäre kaum mehr realisierbar, 
abgesehen davon, dass sowohl auf Arbeitgeberseite als 
auch auf Arbeitnehmerseite ein gewisses Interesse vorhan­
den ist 
Auf die Aenderungen im Gesetzesentwurf, die Ihnen die 
Kommission vorschlägt, werden wir in der Detailberatung 
eintreten. 
Gestatten Sie mir jedoch, dass ich mich bei meinen Ausfüh· 
rungen zum Eintreten zum wohl wesentlichsten Aende· 
rungsantrag äussere: Ich meine die Anwendung der gesamt· 
arbeitsvertraglichen Bestimmungen für das Leihpersonal in 
Betrieben, welche einem Gesamtarbeitsvertrag unterstehen. 
In der Vorlage war vorgesehen, dass nur allgemeinverbind· 
lieh erklärte Gesamtarbeitsverträge zur Anwendung kämen. 
Zudem wollte man die Anwendung auf die Lohn- und 
Arbeitszeitfragen beschränken. Mit dieser massiven Ein· 
schränkung würde jedoch nur ein kleiner Teil von Betrieben 
und Branchen erfasst. Die überwiegende Zahl der in unse­
rem Land gültigen Gesamtarbeitsverträge sind vom Bund 
nicht allgemeinverbindlich erklärt. Von den vielen im Berei­
che der Maschinen- und Metallindustrie sowie des Metallge­
werbes gültigen Gesamtarbeitsverträgen ist ein einziger all· 
gemeinverbindlich erklärt, 
Mit der vom Bundesrat ursprünglich vorgesehenen Rege· 
lung würde bei der grossen Mehrheit des ausgeliehenen 
Personals der im Einsatzbetrieb geltende Gesamtarbeitsver· 
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trag nicht zur Anwendung kommen. Das Problem der 
ungleichen Behandlung der Arbeitnehmer im gleichen 
Betrieb und die Umgehung des Gesamtarbeitsvertrages 
wären damit nicht gelöst. Die Verwaltung hat deshalb im 
Auftrag der Kommission einen neuen Text ausgearbeitet, 
mit dem alle gültigen Gesamtarbeitsverträge erfasst werden, 
d. h.: das Ausleihpersonal soll nach dem im Einsatzbetrieb 
geltenden Gesamtarbeitsvertrag gehalten werden. Die Kom­
mission hat dieser neuen Fassung mehrheitlich zugestimmt. 
Die Kommission hat es auch übernommen, jenen Teil der 
Initiative Nanchen, der sich mit der Arbeitsvermittlung 
befasst, zu behandeln. Punkt 3 dieser Initiative soll den 
Bund verpflichten, Massnahmen zur Förderung der berufli­
chen Wiedereingliederung und Umschulung der Frauen, die 
aus familiären Gründen ihre Erwerbstätigkeit für mehrere 
Jahre unterbrochen haben, zu treffen. Ein Antrag auf Einbau 
einer entsprechenden Bestimmung in das zu behandelnde 
Gesetz wurde von der Kommission mehrheitlich abgelehnt. 
Hingegen hat die Kommission zwei Postulate verabschiedet. 
Ein entsprechender Bericht wurde im Rat zur Stellung­
nahme unterbreitet. 
Unsere Kommission hat in der Schlussabstimmung mit 11 
gegen 8 Stimmen der Revisionsvorlage zugestimmt. Sie 
beantragt Ihnen die Abschreibung der folgenden parlamen­
tarischen Vorstösse: Wyler/Deneys: Temporäre Arbeit; 
Zehnder: Massnahmen gegen temporäre Arbeit; Gehler: 
Temporärarbeit Gesamtarbeitsvertrag; Zehnder: Temporär­
arbeit Gesamtarbeitsvertrag; Renschler: Temporäre Arbeit. 
Die Arbeiten der Kommission wurden durch die Verwaltung, 
welche uns mit den notwendigen Informationen bediente, 
aktiv unterstützt. Mit einem Film wurden uns praktische 
Beispiele der Arbeitsvermittlung geliefert. Ich benütze die 
Gelegenheit, der Verwaltung, insbesondere Herrn Biga­
Direktor Dr. Klaus Hug und seinen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern, für diese grosse und fachkundige Unterstüt­
zung im Namen der Kommission zu danken. Danken möchte 
ich auch dem zurückgetretenen Herrn Bundesrat Kurt Furg­
ler, der die Kommission während der Beratungen begleitete 
und uns von seinem langjährigen Erfahrungsschatz und 
seiner grossen Fachkenntnis hat profitieren lassen. Ich 
bedaure es, dass es nicht möglich war, entsprechend dem 
Wunsch der Kommission die Vorlage in der Wintersession 
zu behandeln, wodurch sich Herr Bundesrat Delamuraz für 
die parlamentarische Behandlung völlig neu in die Thematik 
einarbeiten musste. 
Im Namen der Mehrheit der Kommission beantrage ich 
Ihnen, auf die Vorlage einzutreten und den Minderheitsan­
trag Coutau abzulehnen. 

M. Darbellay, rapporteur: La loi sur le service de l'emploi et 
la location de services est chargee de remplacer deux lois, 
l'une de 1951 sur le service de l'emploi et l'autre de 1888 
concernant les operations des agences d'emigration. Sans 
parler de la deuxieme qui sera centenaire l'annee prochaine, 
remarquons que depuis 1951 pas mal de choses se sont 
passees. Nous avons connu, d'une part, une conjoncture 
sans cesse croissante jusque dans les annees septante. 
Puis, ce furent les difficultes, la crise meme, a-t-on dit. On a 
connu des fermetures d'entreprises, on a connu le chömage 
et l'on sait maintenant que la restructuration est devenue 
necessaire dans de nombreux domaines. II s'agit, par conse­
quent, de se mettre en accord avec la situation actuelle. 
Autres modifications importantes: on a connu les entre­
prises de travail temporaire appelees dans la loi «location de 
services». Ces entreprises ont ete l'objet de nombreuses 
interventions. On a meme demande a plusieurs reprises de 
les interdire. A cause de ces modifications, il est devenu 
absolument indispensable de reviser la loi. Et celle que nous 
vous proposons aujourd'hui vise trois buts. II s'agit d'abord 
de lutter contre les abus pour proteger les travailleurs en ce 
qui concerne le placement prive d'une maniere generale et 
plus particulierement encore en ce qui concerne la location 
de services. II s'agit ensuite de donner aux offices publics de 
travail !es moyens de repondre aux exigences nouvelles du 
marche du travail. Et il s'agit, en troisieme lieu, de lutter 
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contre I' engagement e.t l 'entree illegale de travailleurs etran­
gers et contre !es organisations qui les favorisent. 
Afin de resoudre ces problemes, trois chapitres importants 
sont compris dans la loi: d'abord, l'un d'eux qui se rapporte 
au placement prive. On exige de toutes les entreprises qui 
font du placement prive qu'elles aient au prealable une 
autorisation cantonale, cette autorisation etant delivree aux 
personnes qui ont la formation necessaire et qui donnent 
toute garantie en ce qui concerne leur travail. 
Les entreprises qui s'interessent aux placements a l'etran­
ger ou aux placements de personnes etrangeres sont sou­
mises a des exigences particulieres. II faut dans ce cas une 
autorisation de l'OFIAMT et on exige des personnes qui 
s'occupent de ces placements, soit une connaissance des 
conditions de travail a l'etranger et des dispositions legales 
pour les personnes qui s'occupent du placement a l'etran­
ger, soft de bonnes connaissances de la loi sur le sejour et 
l'etablissement des etrangers en Suisse et du droit du travail 
suisse en general pour les personnes qui s·occupent du 
placement d'etrangers en Suisse. 
L'autorisation, selon le projet du Conseil federal, est accor­
dee pour une annee, il s'agit au fond d'une annee d'essai, 
eile est renouvelable pour une periode de cinq a dix ans. 
En ce qui concerne le service public de l'emploi, !es offices 
de travail doivent enregistrer les demandes d'emploi et les 
places vacantes annoncees. Les employeurs ont l'obligation 
d'annoncer !es licenciements massifs ainsi que les ferme­
tures d'entreprises. Cette disposition s'applique a toutes !es 
entreprises qui emploient six travailleurs et plus. 
Nous avons renonce a l'obligation des employeurs d'annon­
cer les places vacantes, ceci pour eviter les tracasseries 
administratives et des contröles difficiles. Le travail de 
l'OFIAMT complete les services cantonaux. II doit organiser 
un service d'information pour l'etranger. II peut, avec les 
cantons, instaurer un systeme commun d'information. Dans 
ce domaine, nous avons une certaine experience. Depuis 
1982, ce service existe. Douze cantons y participent. II a 
donne satisfaction. L'OFIAMT doit, en outre, observer et 
analyser la conjoncture, tenir les statistiques et les mettre a 
disposition des services cantonaux. 
Vous remarquez que le service public de l'emploi reste 
strictement dans les limites des obligations normales 
actuelles des cantons et de la Confederation. En aucun cas, 
il ne peut faire concurrence au placement prive qui reste 
prioritaire. 
II y fallait traiter en outre le probleme de la location de 
services ou travail temporaire. C'est le probleme qui a sus­
cite des discussions; cela se comprend, puisque c'est un 
probleme nouveau. Et vous l'avez entendu tout a !'heure, 
cinq interventlons parlementaires le concernaient. 
Nous avons eu des propositions extremes. Une proposition 
d'interdiction pure et simple du travail temporaire, et, de 
l'autre cöte, une proposition qui prevoyait de ne pas regle­
menter ce travail dans cette loi, mais de voter une motion a 
l'intention du Conseil federal le priant de modifier le code 
des obligations. Eh bien! la commission a choisi une fois de 
plus, dirais-je, la voie mediane. 
Elle se dit que le travail temporaire existe, if existe depuis 
des decennies maintenent et il rend des services indenia­
bles. Par consequent, il n'y a pas lieu de le supprimer, mais il 
a donne lieu a des abus, il faut le reconnaftre. Nous devons, 
par consequent, essayer d'eviter ces abus; il taut apporter 
un certain ordre par la legislation. 
Nous constatons d'ailleurs que le travail temporaire est utile 
aux entreprises qui ont besoin d'un supplement de travail­
leurs pendant un certain nombre de semaines ou de mois, il 
est utile aussi aux travailleurs qui cherchent a se placer 
pendant un certain temps. 
Les dispositions proposees sont un peu semblables a celles 
quf concernent le placement prive, il faut aussi une autorisa­
tion et, en plus, une caution. Certains se sont pose la 
question de la necessite de cette caution puisqu'on ne 
l'exige pas des autres entreprises. Je crois qu'il faut voir le 
caractere tres different d'une entreprise de travail tempo­
raire et d'une entreprise creatrice de biens ou de services. 
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Dans ces dernieres, il y a toujours la substance voulue, qui 
est fabriquee en quelque sorte, qui est produite pour per­
mettre, quand les choses se passent normalement. de payer 
ces travailleurs. En ce qui concerne l'entreprise de location 
de services, eile ne cree pas elle-meme les biens, eile est 
tributaire des autres entreprises, si bien que si eile n'a pas 
pu lauer ses travailleurs, eile pourrait se trouver dans des 
difficultes particulieres. II est normal de prevoir une caution. 
Dans les cantons qui ont reglemente le probleme, ces cau­
tions existent 
L'article 20 traite d'un probleme particulier. Le Conseil fede­
ral proposait de soumettre a la convention collective les 
travailleurs engages dans les entreprises pour autant qu'il y 
ait, pour cette convention collective, declaration d'exten­
sion. La commission a pense que les travailleurs engages 
dans une entreprise soumise a convention collective 
devaient etre proteges au meme titre que les autres travail­
leurs et que par consequent, en ce qui concerne les condi­
tions de salaire et de travail, la convention collective devait 
leur etre applicable. Cette modification a d'ailleurs ete faite 
en accord avec M. Furgler, conseiller federal, et avec l'aide 
de l'administration pour la formulation. Ceci me donne 
l'occasion de remercier toutes les personnes qui ont colla­
bore avec la commission - M. Klaus Hug, directeur de 
l'OFIAMT, et ses collaborateurs, qui nous ont apporte tous 
les renseignements voulus ainsi que l'aide necessaire pour 
la formulation des modifications, M. Furgler, conseiller fede­
ral, qui s'est engage dans ce domaine, selon son habitude­
et nous nous rejouissons maintenant de traiter le probleme 
avec le successeur de M. Furgler a la tete de ce departe­
ment, M. Delamuraz, a condition bien entendu que vous 
votiez l'entree en matiere. 
Nous constatons que le projet presente est equilibre et 
modere. Apres une longue discussion, la commission a 
decide d'accepter l'entree en matiere, a 11 voix contre 7, et 
nous vous invitons a en faire de meme. 

Zehnder: Als Sprecher der sozialdemokratischen Fraktion 
und Vertreter der Gewerkschaften danke ich vorerst den 
zuständigen und verantwortlichen Personen, die zu diesem 
Gesetz über die Arbeitsvermittlung und den Personalverleih 
beigetragen haben, insbesondere dafür, dass diese Geset­
zesrevision endlich beim Parlament liegt, ist sie doch bereits 
seit 1975 in den Richtlinien der Regierungspolitik als 
Geschäft erster Priorität aufgeführt. 
Hier geht es nicht allein um ein sozialpolitisches, sondern 
auch um ein arbeitsmarktpolitisches Instrumentarium, das 
die Arbeitnehmer betrifft und somit die Mehrheit unseres 
Landes. Glücklicherweise werden immer nur einzelne oder 
kleinere Gruppen von diesen Stützungs- und Schutzmass­
nahmen Gebrauch machen müssen. Aber jeder einzelne ist 
schon zuviel, zudem weiss heute niemand - in allen Berufs­
zweigen, Ausbildungskategorien und Gehaltsstufen-, ob er 
nicht unverhofft zu den Betroffenen gehört 
Sollten die Arbeitgeber auch eine ordnungspolitische und 
der Rechtsgleichheit dienende Notwendigkeit, insbeson­
dere beim Abschnitt Personalverleih, herauszuspüren ver­
mögen, dann wird diese Revision auch von ihnen bejaht 
werden müssen. Keinem Unternehmer, der an gesamtar­
beitsvertragliche Bestimmungen gebunden ist, kann es aus 
Wettbewerbsgründen gleichgültig sein, ob er gerade in 
bezug auf Arbeitszeit und Sozialleistungen mit ungleichen 
Belastungen bei der Ausrechnung von Auftragsangeboten 
konkurrieren kann. 
In schriftlichen Unterlagen lässt sich bis in die zweite Hälfte 
des vorigen Jahrhunderts ein grosses Bedürfnis für die 
private und auch öffentliche Arbeitsvermittlung je nach Wirt­
schaftslage nachweisen. Die Welt ist nicht still gestanden. 
Die Wirtschaft hat sich kolossal verändert. Denken wir an die 
Industrialisierung, an die technische Entwicklung über 
Fliessband, Automation bis hin zum Computer und Roboter­
einsatz, denken wir aber auch an die gegenwärtige bedenk­
liche Lage auf dem Arbeitsmarkt in den umliegenden Län­
dern mit den Millionen Arbeitslosen und Wirtschaftsflücht­
lingen sowie auch an die gesellschaftlichen Veränderungen. 

Ja, es ist notwoodig und wirklich Zeit, dass das Gesetz aus 
dem Jahre 1951 den veränderten Verhältnissen angepasst 
und mit neuen erforderlichen Schutzbestimmungen ergänzt 
wird. 
Ziel der Arbeitsvermittlung ist die Verhütung und Bekämp­
fung von Arbeitslosigkeit sowie der Schutz des Stellensu­
chenden vor Ausnützung und materieller Uebervorteilung. 
Die bis heute fehlende oder ungenügende Transparenz auf 
dem Arbeitsmarkt soll durch eine Meldepflicht und eine 
aussagekräftige Statistik vorhandene Arbeitsplätze sichern 
und die Vollbeschäftigung fördern. Die öffentliche Vermitt­
lung erfolgt im Sinne des IAO-Uebereinkommens Nr. 88 aus 
dem Jahre 1948, das von der Schweiz ratifiziert wurde und 
grundsätzlich die unentgeltliche Vermittlung vorschlägt 
Jetzt sollen mit ergänzenden Bestimmungen die Aufgaben 
verdeutlicht, die Zusammenarbeit unter den Kantonen mit 
gezielten Massnahmen verbessert und speziell eine indivi­
duelle Beratungs- und Vermittlungstätigkeit durch qualifi­
zierte Vermittler angestrebt werden. 
Die private Arbeitsvermittlung wird neu in allen Sparten mit 
einer Bewilligungspflicht belegt und hat sich Bestimmungen 
zu unterziehen, die fachlich qualifizierte Arbeitsvermittlung 
gewährleistet und dem Stellensuchenden Schutz vor unge­
rechtfertigten Kosten oder finanziellen Verpflichtungen 
bietet. 
Durch Tarifverhandlungen, durch Tarifvorschriften wird eine 
materielle Rechtsvereinheitlichung vorgesehen und gleich­
zeitig das gerichtliche Verfahren im Sinne des Arbeitsrech­
tes geregelt, was ein schnelles und bis zum festgelegten 
Streitwert kostenloses Verfahren ermöglichen soll. 
Im Vernehmlassungsverfahren 1983-1984 kam zum Aus­
druck, dass die Kantone, die Regierungsparteien und Arbeit­
nehmerverbände grossmehrheitlich diese Gesetzesrevision 
als notwendig und dringlich beurteilen. Die Arbeitgeberor­
ganisationen dagegen liessen verlauten, dass die Dringlich­
keit des Geschäftes nicht gegeben sei, es sich insgesamt um 
eine übertriebene Reglementierung handle und überhaupt 
kein ausreichendes Bedürfnis bestehe. Heute wird aus der 
gleichen Richtung sogar ein Antrag auf Nichteintreten 
gestellt, eine Reaktion, die nicht erstaunt, wenn wir die 
Gesamtheit der Minderheitsanträge auf der Fahne beachten. 
Diese sind ja Ausdruck eines Widerstandes, der die freie und 
schutzlose Vermarktung der Arbeitskraft und den Arbeitneh­
merschutz in diesem Punkt schamlos beiseite lässt, zu dem 
wir, das Parlament, verfassungsmässig verpflichtet sind. 
Was sich im Alltag unter dem Titel «Arbeitsvermittlung» und 
insbesondere «Arbeitsverleih» abspielt, ist schlicht und ein­
fach skrupellos. Zugegeben, nicht alles ist verwerflich; es 
gibt auch positive und zum Teil sogar wünschbare Formen 
in diesen Tätigkeitsbereichen. Aber jetzt wollen wir einmal 
zu Wort kommen. Gegen Missbräuche - ich unterstreiche 
Missbräuche - müssen auch hier Schranken aufgestellt 
werden. Dieses neue Gesetz will nicht Gutes verhindern. Es 
will Missbräuche mit der menschlichen Arbeitskraft verhin­
dern. Es will Voraussetzungen schaffen, dass der Hilfesu­
chende qualifiziert betreut und beraten wird. Es will Normen 
dort setzen, wo bisher vernünftige Grenzen verlassen wur­
den. Es will den Sklavenhandel und die Schwarzarbeit ver­
hindern. Ja, es hat zum Zwecke, dass der Betrug an unseren 
Sozialversicherungen geahndet wird, und nicht zuletzt, dass 
die Vereinbarungen in Form von Gesamtarbeitsverträgen 
zwischen den Sozialpartnern nicht unterlaufen beziehungs­
weise entwertet werden. 
«Mein Gott!» möchte man da ausrufen, «wer in diesem 
Saale will denn diese Voraussetzungen für die Sicherheit 
der arbeitenden Mitbürger und den Arbeitsfrieden in unse­
rem lande nicht?» 
Die sozialdemokratische Fraktion jedenfalls stimmt mit 
Ueberzeugung für Eintreten. 
Ich ersuche Sie inständig, hören Sie einmal nicht auf die 
Schwarzmalerei, lassen Sie sich von Ihrem Gewissen leiten. 
lehnen Sie den Antrag Coutau ab und folgen Sie in der 
Detailberatung der Kommissionsmehrheit. 

1 
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Seiler: Die CVP-Fraktion stimmt mit Ueberzeugung für Ein­
treten auf diese Vorlage. Wir unterstützen in den wesentlich­
sten Punkten auch die Anträge der Mehrheit der Kommis­
sion. 
Die CVP betrachtet die Arbeitsvermittlung als wichtiges 
arbeitsmarktpolitisches Instrument zur Erhöhung der Funk­
tionsfähigkeit des Arbeitsmarktes. Mit einer effizienten 
Arbeitsvermittlung kann nicht nur die Uebergangszeit zwi­
schen Arbeitslosigkeit und erneuter Erwerbstätigkeit ver­
kürzt, sondern auch besser dafür gesorgt werden, dass die 
Anforderungsstruktur des Arbeitsplatzes und die Qualifika­
tion des Stellensuchenden übereinstimmen. 
Die Aufgaben der Arbeitsvermittlung haben sich seit Erlass 
des geltenden Gesetzes sowohl quantitativ wie qualitativ 
gewandelt. Wie Bruno Marelli in seiner Studie feststellt, hat 
die Arbeitsvermittlung heute nicht mehr allein die Aufgabe, 
für einen Ausgleich auf dem Arbeitsmarkt zu sorgen, son­
dern ist Bestandteil eines umfassenden arbeitsmarkt- und 
beschäftigungspoiitischen Instrumentariums. Die Tätigkeit 
erschöpft sich nicht mehr in dem reinen Arbeitsnachweis, 
also der Erfassung der Stellensuchenden und der offenen 
Stellen. Die Aufgabe besteht vor allem darin, die Vermittlung 
unter Berücksichtigung der jeweiligen allgemeinen wirt­
schaftlichen Situation vorzunehmen. An die Arbeitsvermitt­
lung und insbesondere an die Vermittler werden daher 
heute wesentlich höhere Anforderungen gestellt. Das gel­
tende Gesetz weist infolge dieser Entwicklung einige Män­
gel und auch einige Lücken auf. Einerseits werden neuere 
Vermittlungsformen nicht erfasst- z. 8. Personalverleih und 
Personalberatung -, andererseits ist es schon ohne grosse 
Schwierigkeiten möglich, die Bestimmungen des Gesetzes 
zu umgehen. 
Die uns unterbreitete Vorlage erfasst die neuen Formen der 
Arbeitsvermittlung. Die Fraktion der CVP unterstützt daher 
insbesondere bei Artikel 2 (bei der Ausweitung der Bewilli­
gungspflicht) die Kommissionsmehrheit, um die klar erkann­
ten Lücken im geltenden Gesetz zu schliessen. Mit der 
Ausweitung der Bewilligungspflicht kann nicht nur ein wir­
kungsvoller Beitrag zur dringend notwendigen Bekämpfung 
der Vermittlung von Schwarzarbeit geleistet, sondern zum 
Schutze der Arbeitnehmer eher eine fachlich qualifizierte 
Arbeitsvermittlung gewährleistet werden. 
Die Fraktion der CVP begrüsst ebenfalls die Einführung 
einer Bewilligungspflicht für den Personalverleih. Wir sind 
nicht grundsätzlich gegen diesen Personalverleih; die Tem­
porärarbeit ist eine Realität, und es sind nicht nur die Arbeit­
geber, sondern ebenso viele Arbeitnehmer, welche diese 
Institution schätzen. Aber bedenken Sie: Bei diesem 
Geschäft geht es nicht um irgendeine Ware, mit der gehan­
delt und Geld verdient wird, es geht um Menschen. Wir 
erachten daher die Bewilligungspflicht im Sinne einer Miss­
brauchsbekämpfung nicht nur als angebracht, sondern als 
notwendig. Der Umstand, dass im Unterschied zur Arbeits­
vermittlung keine Bewilligungspflicht für den Personalver­
leih besteht, führte zu einem eigentlichen Wildwuchs von 
Firmen, die mit zweifelhaften Geschäftspraktiken und über­
setzten Gewinnen arbeiten. Nur strenge Mindestvorschriften 
für die Gründung von solchen Verfeihfirmen können zum 
besseren Schutz des einzelnen Arbeitnehmers beitragen. In 
diesem Sinne unterstützen wir auch die Pflicht zur Hinterle­
gung einer Kaution. Die Eintrittsschwelle für Anbieter auf 
dem Temporärmarkt darf aufgrund von negativen Erfahrun­
gen durchaus ein wenig hoch angesetzt werden. Betreffend 
die Höhe dieser Kaution sind wir mit dem Bundesrat einig: 
das notwendige Kapital zur Sicherung der Ansprüche der 
Arbeitnehmer soll etwa einen Monatslohn der jeweils ange­
stellten Arbeitnehmer decken. 
Als wichtigen Schutz für die verleihten Arbeitnehmer 
betrachten wir Artikel 20, wonach im Einsatzbetrieb die 
gemäss einem Gesamtarbeitsvertrag geltenden Bestimmun­
gen über die Lohn- und Arbeitsbedingungen einzuhalten 
sind. Ein Teil unserer Fraktion möchte sich allerdings im 
Sinne der Minderheit auf die allgemeinverbindlichen 
Gesamtarbeitsverträge beschränken. 
In bezug auf die öffentliche Arbeitsvermittlung unterstützen 
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wir grundsätzlich die Vorschläge der Kommissionsmehrheit. 
Dies gilt insbesondere auch für Artikel 1. Auch wenn wir der 
privaten Arbeitsvermittlung den Vorrang einräumen - an 
diesem Vorrang wird sich auch nach Inkraftsetzung dieses 
Gesetzes nichts ändern -, erachten wir die Einschränkun­
gen für die öffentliche Arbeitsvermittlung, wie sie die Kom­
missionsminderheit vorschlägt, als verfehlt und als nicht 
praktikabel. Wir begrüssen insbesondere auch die Einfüh­
rung der computerunterstützten Arbeitsvermittlung, wie sie 
als Pilotversuch in verschiedenen Kantonen besteht und 
hoffentlich auch bald auf die ganze Schweiz ausgedehnt 
werden kann. 
Die heutige öffentliche Arbeitsvermittlung mit ihrem veralte­
ten Instrumentarium aus den fünfziger Jahren ist nicht 
imstande, Arbeitgebern und Stellensuchenden durch Infor­
mation und Beratung Hilfe zur Selbsthilfe zu gewähren. Vor 
allem in der Rezession der siebziger Jahre zeigte sich, dass 
die Informationen über die aktuellen Vorgänge auf dem 
Arbeitsmarkt nicht ausreichten, um sie als Entscheidungs­
grundlagen für die beschäftigungspolitischen Massnahmen 
verwenden zu können. 
Mit dem neuen Instrumentarium ist es möglich, die Effizienz 
der öffentlichen Arbeitsvermittlung zu verbessern. Eine gut 
funktionierende Vermittlung bewirkt sowohl eine Verkür­
zung der Arbeitslosigkeit als auch eine Hebung der Qualität 
der Vermittlung. 
In diesem Sinne bitten wir Sie, auf die Vorlage einzutreten 
und in den wichtigsten Punkten die Vorschläge der Kommis­
sionsmehrheit zu unterstützen. 

M. Coutau, porte-parole de la minorite: Je tiens tout d'abord 
a preciser une petite question de forme. II n'est en effet pas 
habituel qu'un membre d'une commission presente une 
proposition de ne pas entrer en matiere sur un projet de loi 
au nom de son groupe, apres la fin des travaux de la 
commission, et ceci sous la forme d'un amendement dis­
tinct qui ne figure pas sur le depliant oü sont pourtant 
transcrites les propositions de la commission. On pourrait 
penser que cette procedure inhabituelle reflete un repentir 
tardif et que cette proposition de non-entree en matiere est 
completement improvisee. Je vous rassure, il n'en est rien! 
En commission, des Je debut, j'ai depose une proposition de 
ne pas entrer en matiere, de meme d'ailleurs qu'un autre 
collegue. Apres un debat circonstancie, ces propositions 
ont ete rejetees par une majorite de 11 voix contre 7 et une 
seule abstention. II semble s'etre alors produit un malen­
tendu. Je pensais avoir dOment depose une proposition de 
minorite correspondante. Mais celle-ci n'a pas ete enregis­
tree par l'administration, si bien qu'elle ne figure pas sur le 
depliant. Je crois pourtant pouvoir dire que ma proposition 
d'aujourd'hui est presentee au nom de cette minorite, et en 
tout cas au nom du groupe liberal. Ceci etant precise quant 
a la forme j'en viens au fond. 
Le projet de loi est a mes yeux un exemple de legislation 
federale certes pleine des meilleures intentions, mais en fait 
de nature a accrediter les reproches de lourdeur, de perfec­
tionnisme, de suspicion a l'egard du secteur prive et de 
centralisme administratif qu'une partie croissante des 
citoyens de ce pays adresse a I' Etat. Elle est a la fois 
tatillonne et boursouftee, demesurement ambitieuse et inuti­
lement rigide. A l'origine, la loi sur le service de l'emptoi 
avait pour but legitime de proteger les travailleurs contre les 
abus de placeurs prives davantage interesses a se remplir 
les poches qu'a procurer un travail adequat a un demandeur 
d'emploi. Par la suite, on a voulu creer un service public de 
l'emploi charge notamment «de prevenir et de combattre le 
chömage». Ce dernier objectif ayant ete entre-temps 
assigne a la loi sur l'assurance-chömage, le nouveau projet 
entend reviser completement les dispositions sur le ptace­
ment prive, etendre le champ d'action du service de place­
ment pubtic et en accentuer les competences centralisa­
trices. Enfin il vise a innover dans une reglementation detail­
lee du service de placement prive temporaire. 
II s'agit de dire d'abord avec une tres grande satisfaction 
que le marche de l'emploi en Suisse fonctionne bien. Les 
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differents mecanismes qui favorisent ce bon fonctionne­
ment assurent la souplesse et les ajustements necessaires 
gräce a une collaboration confiante de nombreux orga­
nismes, tant prives que publics, tant individuels que collec­
tifs. Ce certiticat de bon fonctionnement ne se lit pas seule­
ment dans les statistiques de chömage, heureusement 
legeres, mais aussi dans les pages d'offres d'emploi qui se 
multiplient dans nos journaux. Meme pendant la recession 
des annees 1975 et 1979, la cooperation des partenaires 
sociaux, des institutions sociales et le recyclage ont permis 
de limiter considerablement les degäts sur l'emploL Aujour­
d'hui, les effectifs des demandeurs d'emploi sont presque 
derisoires en comparaison des chiffres correspondants des 
pays qui nous entourent. 
Ces constatations satisfaisantes sont d'ailleurs relevees 
avec felicitations par les experts de l'OCDE qui chaque 
annee publient un rapport sur la situation economique dans 
notre pays. L'an dernier, des compliments etaient precise­
ment adresses a la Suisse en raison de la souplesse et de la 
capacite d'adaptation de son marche de l'emploi: Cette 
annee, le rapport vient de paraitre et les experts relevent, 
parmi les causes des performances enviables de notre eco­
nomie nationale, notamment le systeme de libre marche qui 
la caracterise, la concertation entre partenaires sociaux et 
l'ingerence relativement faible de !'Etat dans l'inflech/sse­
ment conjoncturel et structurel de notre economie. Dans 
ces conditions, est-il vraiment urgent de reviser complete­
ment les dispositions reglementant le marche de l'emploi en 
les alourdissant, en les compliquant, en les rigidifiant, alors 
qu'il doit, au contraire, etre souple et adaptable? Pour notre 
part, la reponse est negative. 
Nous reconnaissons que quelques modifications doivent 
intervenir, essentiellement dans l'idee premiere de la loi sur 
le service de l'emploi, c'est-a-dire pour mieux proteger les 
demandeurs d'emploi contre quelques margoulins peu 
scrupuleux. Mais de lä ä laisser planer la suspicion, comme 
le fait le projet, sur tous les offices de placement, et les 
soumettre a des mesures vexatoires, vetilleuses et rigides, il 
y a un pas que nous refusons de franchir. 
Je l'ai dit, le projet entend reviser completement la regle­
mentation du placement prive, etendre le placement public 
et innover dans le domaine du placement temporaire et de la 
location de services. Nous avons des objections ä presenter 
dans ces trois chapitres. 
En matiere de placement prive, la loi distinguait jusqu'ici 
entre divers offices. Seuls les offices a but lucratif etaient 
astreints a une autorisation, certes revocable, bien sOr, mais 
durable. Le projet voudrait astreindre ces bureaux de place­
ment a une autorisation de duree limitee dans le temps et 
pour le renouvellement de laquelle des procedures adminis­
tratives devraient etre a chaque fois renouvelees. 
Mais qui plus est, les bureaux d'interet public seraient eux 
aussi astreints dorenavant a cette autorisation. II existe en 
effet un tres grand nombre d'offices de placement bene­
voles. lls sont mis sur pied parfois par des partenaires 
sociaux. parfois par les organisations professionnelles, par­
fois par les paroisses ou encore des ecoles elles-memes. 
Des associations d'etudiants existent qui veillent au place­
ment de leurs membres. Tous ces organes seraient dorena­
vant astreints a la loi. comme s·i1s avaient demerite, comme 
s'ils n'etaient pas dignes de confiance, comme s'il etait 
necessaire de !es survei!ler etroitement et de les placer sous 
la houlette tutelaire mais rigoureuse d'une administration 
publique. 
S'ajoutent encore a ces organes de placement tous les 
bureaux specialises dans la recherche et la selection de 
personnel hautement qualifie, cadres superieurs et direc­
teurs d'entreprises, conseils de gestion, etc. lls seraient 
egalement a la loi comme si, a ce niveau de 

l'Etat les candi-
totalement son but 

time. 
Non seu!ement tous ces offices seraient tenus d' obtenir une 
autorisation en bonne et due forme, limitee d'abord a une 
annee puis a cinq ou dix ans, mais encore ils devraient 
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demontrer qu'ils,. repondent a des conditions severes, tou­
. chant aussi bien leurs connaissances professionnelles que 
leur reputation. Si, par malheur, ils entendaient etendre leur 
activite a l'etranger, ils devraient demontrer des qualifica­
tions dissuasives pour la plupart desinteressees. 
Enfin, les obligations du p!aceur sont decrites par le menu et 
la menace du retrait de l'autorisation pese a la moindre 
incartade. 
Une tois encore, je ne mets pas en cause une protection 
necessaire des demandeurs d'emploi, mais ce projet suspi­
cieux et tatillon depasse le sens de la proportion. 
Quant au service public, il n'a rien moins comme ambition 
que de creer et maintenir un marche du travail equilibre. 
Bien entendu, cela implique un developpement substantiel 
par rapport a sa situation actuelle. En effet, aujourd'hui, les 
services publics de placement relevent essentiel!ement des 
cantons. Cela est legitime dans un pays federaliste dont le 
marche du travail est tres loin d'etre geographiquement 
homogene. Dans les cantons, ces services, conc,us pour la 
plupart dans une fonction subsidiaire par rapport aux 
offices prives, fonctionnent de fa<;:on satisfaisante. lls con­
naissent un developpement variable, au gre des besoins 
locaux, des lois cantonales correspondantes et des specifi­
cites du marche du travail regional. 
Le projet peche a nos yeux a deux egards. D'une part, il fait 
largement perdre au service public de placement son carac­
tere subsidiaire. Si le message fait une breve allusion a ce 
sujet, aucune disposition de la loi ne le precise. On peut 
donc craindre un empietement progressif de l'administra­
tion publique sur les offices de placement prives. D'autre 
part, l'OFIAMT voit ses competences sensiblement etendues 
sur les offices cantonaux. Sous couvert de rationalisation et 
de coordination, il etendrait un reseau d'informations qui 
pourrait progressivement supplanter non seulement les 
offices prives, mais aussi les offices cantonaux. 
C'est un raisonnement analogue qui a abouti ä la creation, 
en France, de l'Agence nationale pour l'emploi, dont les 
frais, le fonctionnement et les resultats sont assez unanime­
ment consideres comme l'exemple a ne pas suivre. Quanta 
nous, ce n'est pas cela que nous attendons de l'OFIAMT. Au 
contraire, nous voudrions qu'il assouplisse des lois trop 
rigides sur le travail, qui interdisent par exemple aux 
employeurs et aux travailleurs de se mettre d'accord pour 
trouver de nouvelles formes de travaiL C'est cette souplesse­
lä qui garantira le maintien de l'emploi, gräce aux technolo­
gies nouvelles et non la petrification de procedures suran­
nees. 
Parce que nous refusons d'entrer en matiere sur ce projet, 
vous pourrez nous reprocher de laisser un vide juridique 
fächeux en matiere de travail temporaire et de location de 
services. Nous l'admettons et nous admettons aussi qu'une 
reglementation dans ce domaine est necessaire, car des 
abus sont ä deplorer de la part de certaines agences margi­
nales et peu serieuses. La plupart des entreprises connues 
effectuent un travail parfaitement correct. D'ailleurs, elles 
ont oasse avec leurs partenaires des conventions qui reglent 
la piupart des questions en suspens. 
Neanmoins, un certain nombre de regles pourraient ame!io­
rer la protection des travai!leurs. Nous en convenons mais 
nous preferons a la reglementation excessive de droit public 
que le projet nous propose une reglementation de droit 
prive tel qu'il a ete question de l'inserer dans le code des 
obligations, au chapitre du contrat de travaiL 
A trop vouloir reglementer, notamment la question du travail 
et l'organisation de ce marche delicat, on risque de voir se 
developper de plus en plus le travail noir, comme il s'est 
developpe dans les pays qui nous entourent. Le travail noir 
est une plaie sociale pour les travailleurs qui s'y livrent et 
une plaie civique, car eile ne permet pas a l'Etat de 
rer une partie des revenus ainsi non declares. 

d'une le travail excessive 
aboutit necessairement a cette echappatoire anormale, aso-
ciale le travail noir et c'est une des raisons 

nous sommes opposes a ce renforcement de 
loi sur l'emploL 
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Tels sont les motifs qui nous poussent a refuser d'entrer en 
matiere sur ce projet, une fois encore disproportionne a nos 
yeux. II est egalement illusoire, nous le jugeons inopportun 
et nous vous invitons a nous suivre dans notre refus. 

Neuenschwander: Im Namen der SVP-Fraktion stelle ich 
Ihnen den Antrag, auf das Gesetz über die Arbeitsvermitt­
lung und den Personalverleih einzutreten. Ich möchte Ihnen 
aber dabei nicht verhehlen, dass über die hier vorliegende 
Gesetzesrevision in unserer Fraktion wenig Begeisterung 
aufzukommen vermochte, insbesondere bei gewerblich 
orientierten Kreisen. Mit Lustlosigkeit kann ich die Stim­
mungslage wohl am besten umschreiben. Was uns schliess­
lich doch bewegen konnte, Eintreten zu befürworten, war 
die durch die Revision herbeizuführende Möglichkeit, die 
Schwarzarbeit einzuschränken und ihren besonders stos­
senden Aspekt, nämlich die Vermittlung derselben, zu 
bekämpfen. Von einer Unterbindung der Schwarzarbeit 
spreche ich bewusst nicht, denn Sie alle wissen so gut wie 
ich, dass es auf diesem Gebiet immer Nischen geben wird, in 
welche selbst die besten Gesetzesinstrumente nicht hinein­
leuchten können. Massnahmen, um die sogenannte Mond­
scheinwirtschaft zu beschränken, sind indessen von unserer 
Seite aus durchaus zu begrüssen. Das ist aber so ziemlich 
der einzige Punkt im vorliegenden Revisionswerk, für den 
wir uns erwärmen konnten. Im übrigen müssen wir uns 
darüber klar sein, dass wir mit der Revision des Arbeitsver­
mittlungsgesetzes die Normendichte wieder vergrössern, 
dass wir wieder einige weitere Steine auf das monstruöse 
Monument der Gesetzesregelung setzen. Denn machen wir 
uns nichts vor: wir revidieren nicht nur bestehende Geset­
zesbestimmungen, sondern wir regulieren - sollte das 
Gesetz in dieser Form durchgehen - einen Haufen neuer 
Bereiche, die bisher mehr oder weniger klaglos funktionier­
ten. Man kann es auch anders formulieren: Wir legen dem 
schweizerischen Stellenmarkt ein paar zusätzliche Fesseln 
an und auferlegen den mit der Stellenvermittlung beschäf­
tigten Firmen zusätzliche Lasten (administrative Lasten 
z. B.) und erschweren diesen Firmen die Arbeit. 
Persönlich teile ich - hier verlasse ich etwas meine Rolle als 
Fraktionssprecher - die in mehreren Vernehmlassungen 
zum Gesetzesentwurf ausgedrückte Meinung, dass dieser 
Entwurf durchs Band von einem grundsätzlichen Miss­
trauen gegen die private Wirtschaft diktiert worden sei. Der 
Beweis ist leicht anzutreten: Es ist immer nur vom Schutz 
der Arbeitnehmer die Rede und von den Missbräuchen, 
denen sie ausgesetzt seien; dass es auch einmal umgekehrt 
sein könnte, dass mit der Arbeitsvermittlung auch vonseiten 
der Arbeitnehmer Missbrauch getrieben werden könnte, 
darüber schweigt sich das Gesetz aus. 
Wenn die SVP-Fraktion trotz alledem heute für Eintreten 
stimmt, geschieht dies in der bestimmten Erwartung, dass 
zumindest die wichtigsten Minderheitsanträge angenom­
men werden. Ich erinnere daran, dass in der Kommission 
über 50 Anträge gestellt wurden, von denen rund 10 als 
Minderheitsanträge bestehen blieben. Das zeigt doch, dass 
weite Kreise zwar gewisse Verschärfungen ·auf dem Gebiet 
der Arbeitsvermittlung wünschen, zum Beispiel bei der 
Schwarzarbeit, dass aber gegen viele vorgesehenen Aende­
rungen eine verbreitete Skepsis besteht. Sollten diese 
Anträge nicht durchgehen, behält sich die SVP-Fraktion ein 
Nein bei der Schlussabstimmung vor. 
Der wohl einschneidendste Punkt der Gesetzesrevision ist 
zweifellos die Einführung einer allgemeinen Bewilligungs­
pflicht für Temporärfirmen. Ich weiss nicht, ob sich jeder­
mann in diesem Rat darüber klar ist, welch tiefen Eingriff in 
die Handels- und Gewerbefreiheit eine Bewilligungspflicht 
bedeutet und welch grosse Folgen sie für den betroffenen 
Wirtschaftszweig hat. Eine Bewilligungspflicht setzt sonst 
voraus, dass auf dem betreffenden Gebiet grosse Miss­
stände herrschen und dass Missbräuchen der· Riegel 
geschoben werden muss. Das ist bei der privaten Stellenver­
mittlung - wenigstens meiner Erfahrung nach - nicht der 
Fall. Es bestehen in diesem Bereich keine gravierenden 
Mängel, die einen so schwerwiegenden Schritt wie die Ein· 
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führung der Bewilliguogspflicht rechtfertigen würden. Der 
Schritt zur allgemeinen Bewilligungspflicht darf nicht leicht­
fertig getan werden, sonst wird hier politisch Missbrauch 
getrieben. Soviel mir bekannt ist, besteht bei den Temporär­
firmen seit 20 Jahren ein Verhaltenskodex, der die fachli­
chen Fähigkeiten und die Seriosität der Firmen gewährlei­
stet. Ich wüsste nicht, weshalb wir diesen befriedigenden 
Zustand noch mit einem so tiefgreifenden Eingriff unter­
mauern müssten. Dass es in der Temporärbranche noch 
keinen Gesamtarbeitsvertrag gibt, ist-wie ich gehört habe­
nicht den Firmen zuzuschreiben, sondern ausgerechnet 
dem Gewerkschaftsbund, der allem Anschein nach dagegen 
opponiert. 
Ein weiterer Punkt, der zu unserer Zufriedenheit gelöst 
werden muss, wenn die Revision nicht scheitern soll, ist die 
vorgesehene Kautionspflicht der Temporärarbeitgeber. Wo 
würde das in unserem Wirtschaftsleben hinführen, wenn 
diese Beispiele Schule machen sollten? Darüber werden wir 
uns anlässlich der Detailberatung noch gründlich unterhal­
ten müssen. 
Weniger schwergewichtig sind einige andere Punkte, auf 
die ich hier nicht im einzelnen zu sprechen kommen muss 
und unter denen ich nur den Begriff des Personalverleihs 
nennen möchte, ein unserer Ansicht nach recht unange­
nehm klingender Begriff, den wir aus dem Gesetz entfernt 
sehen möchten. 
Zusammenfassend möchte ich sagen, dass die SVP-Frak­
tion der Revision des Arbeitsvermittlungsgesetzes als sol­
cher nicht völlig die Berechtigung abspricht, aber es müs­
sen aus dem Gesetz all jene Bestimmungen entfernt werden, 
die unzulässige und unannehmbare Einschränkungen der 
Wirtschaftsfreiheit bedeuten. Und es müssen all jene 
Bestimmungen verändert oder weggelassen werden, die 
eindeutig von einem Misstrauen gegenüber den Arbeitge­
bern oder gegenüber der Wirtschaft überhaupt zeugen oder 
von Missbräuchen ausgehen, die in Tat und Wahrheit nur in 
der Phantasie der Gesetzesentwerfer bestehen. 
Ich zweifle nicht daran, dass die Detailberatung lang und 
zäh wird. Es schien mir nötig, Sie schon bei der Eintretens­
debatte klar und deutlich darauf hinzuweisen, dass wir nicht 
prinzipiell gegen eine Revision dieses Gesetzes sind, aber 
dass wir sie in einem anderen, von Vertrauen statt Miss­
trauen getragenen Sinn und Geist angehen möchten. 
In diesem Sinne beantrage ich Ihnen Eintreten auf die Revi­
sionsvorlage und bitte Sie schon jetzt um Verständnis für 
unsere Haltung bei der Detailberatung. Den Tarif für unsere 
Zustimmung am Ende dieser Gesetzesberatung habe ich 
Ihnen bereits genannt. 

M. Carobbio: Personne, pas meme le rapporteur de la mino­
rite, M. Coutau, qui s'oppose a l'entree en matiere, ne 
conteste un fait qui est a la base de l'analyse du message du 
Conseil federal. Depuis quelques annees nous assistons a 
de profonds changements sur le marche de l'emploi. Des 
changements qui ont eu et qui auront, dans les annees a 
venir, des effets importants sur la conception du travail lui­
meme, teile que nous l'avons connue dans le passe, sur les 
formes et les types d'emplois demandes par l'economie d'un 
cöte et souhaites par les travailleurs de l'autre. Les schemas 
rigides de jadis, emplois ä plein temps, horaires fixes, 
annees de travail durant la vie determinees d'avance, etc. 
meme s'ils restent encore les formes d'emploi les plus 
pratiquees, sont de plus en plus remises en discussion. Ainsi 
differents types de travail a temps partiel, les conges non 
payes, mais surtout le travail temporaire et le «job sharing» 
sont de moins en moins des phenomenes marginaux sur le 
marche de l'emploi. Le developpement technologique, 
d'une part, et les nouvelles aspirations des travailleurs, 
d'autre part, sont en train de bouleverser le domaine de 
l'emploi, les rapports entre employeurs et travailleurs, mais 
surtout la fa9on et les possibilites de rechercher et de 
trouver un emploi. La crise economique qui a entraine la 
crise de J'emptoi a, ulterieurement, renforce ces nouvelles 
tendances. 
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Ce fait indeniable, en meme temps qu'il laisse apparaitre de 
nouvelles et interessantes possibilites en ce qui concerne 
l'assouplissement du travail, souleve aussi beaucoup de 
questions et, surtout, ouvre la porte ade nombreux abus. Ce 
qui se passe dans le domaine des activites de placement des 
travailleurs temporaires en est une preuve evidente. 
Dans ces conditions, il me semble necessaire qu'em­
ployeurs et syndicats, d'une part, et legislateur, d'autre part, 
soient appeles a se pencher sur ces situations et a prendre 
des mesures aptes a assurer une efficace protection des 
travailleurs et de leurs acquis sociaux et a garantir egale­
ment une politique du marche de l'emploi saine et equili­
bree, soustraite a toute operation speculative. Une telle 
exigence est aujourd'hui primordiale et il est assez discuta­
ble qu'on puisse la contester. en particulier en qui concerne 
le travail temporaire et le service public de l'emploi. En effet, 
la legislation en vigueur - le message du Conseil federal le 
souligne n'est plus a la hauteur de la nouvelle situation. 
C'est en partant de ces condiderations d'ordre general que 
notre groupe estime la revision de la loi sur le service de 
l'emploi necessaire et meme, dans certains domaines, 
urgente. Nous considerons les mesures proposees par le 
Conseil federal comme des mesures minimales et partielles 
qui permettront de regler, sur le plan legislatif, quelques­
unes des questions que !es changements en cours sur le 
marche de l'emploi soulevent. D'autres mesures, a notre 
avis, seront necessaires pour renforcer reellement la protec­
tion des travailleurs et organiser, d'une fac;on plus ration­
nelle, le marche du travail. Je pense ici a la necessite de 
mieux reglementer le travail a temps partiel. 
Notre groupe est donc tout a fait d'accord sur l'entree en 
matiere et s'oppose a la proposition de non-entree en 
matiere de M. Coutau. Je reviendrai dans un moment sur les 
arguments presentes par M. Coutau. Nous approuvons, en 
particulier, l'extension du regime de l'autorisation obliga­
toire a toutes les activitees privees de placement et de 
location de services. II nous semble, en effet, tres urgent de 
soumettre ces activites a l'obligation d'une autorisation. 
C'est dans ce domaine que les cas d'abus sont les plus 
nombreux. Nous approuvons aussi l'introduction des dispo­
sitions fixant des conditions plus precises aux bailleurs de 
services en particulier, l'obligation de fournir une caution en 
garantie des pretentions de salaire des travailleurs et l'obli­
gation de faire beneficier ces derniers, dont ils louent !es 
services, des dispositions contenues dans des conventions 
collectives. En ce sens, nous considerons l'article 20, dans 
la version de la majorite de la commission, comme un 
element tres important du projet de revision, 
Nous approuvons aussi les propositions visant a renforcer et 
moderniser le service public de l'emploi. Nous considerons 
ces mesures comme importantes ainsi que l'instauration du 
principe selon lequel les prestations des services publics de 
l'emploi sont gratuites et ouvertes a tous les autres deman­
deurs d'emploi. Pour terminer, nous approuvons les 
mesures penales visant a juguler le placement des travail­
leurs au noir. 
Voilä pour les aspects positifs du projet de revision de loi en 
discussion. II n'en demeure pas moins que la revision qui 
nous est proposee est encore, a notre avis, partielle et 
insuffisante, en particulier dans les dispositions concernant 
les services publics de l'emploi. On aurait pu attendre plus 
de courage - la je suis d'un avis oppose a M. Coutau - en 
faveur d'un röle beaucoup plus actif de ces services dans la 
lutte contre le chömage et la reinsertion dans la vie des 
chömeurs. Un exemple de cette insuffisance est l'abandon 
de l'idee de signaler, au niveau federal, et non pas seule­
ment au niveau cantonal, les places vacantes. A cet egard, il 
est evident que notre groupe s'oppose aussi a toute proposi­
tion faite par des minorites visant a assouplir ulterieurement 
la loi. 
Pour conclure, permettez moi quelques considerations sur 
les arguments avances ici par M. Coutau en faveur de la 
non-entree en matiere, proposition que j'ai quelques diffi­
cultes a comprendre, meme dans la logique du respect du 
libre-marche. Si j'ai bien compris, a part les questions de 
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forme qui ne m'interessent pas beaucoup, M. Coutau sou­
tient trois theses. Dans la premiere, il affirme que le marche 
de l'emploi en Suisse fonctionne bien, qu'il n'y a aucune 
raison d'intervenir par des mesures etatiques ou des 
contr61es dans ce secteur. Je reponds a cet argument en 
disant que certes, le marche de l'emploi en Suisse fonc­
tionne bien, en general, mais qu'il y a incontestablement des 
abus importants qui, a mon avis, punissent certaines catego­
ries de travailleurs, ceux dont la formation professionnetle 
est plus limitee. Cette situation me semble donc justitier 
l'intervention de !'Etat par des dispositions legislatives 
visant a combattre ces abus. La loi en vigueur, contraire­
ment a ce que vous soutenez, ne repond, a mon avis, pas a 
la situation nouvelle qui prevaut a !'heure actuelle sur le 
marche de l'emploL 
M. Coutau a encore soutenu que le projet de loi est trop 
perfectionniste et centralisateur. Cependant, malgre les 
arguments qu'il a presentes, il me semble difficile de le 
suivre sur ce terrain. En realite, et les rapporteurs l'ont 
souligne, il me semble que le projet de loi en discussion 
respecte l'esprit de la loi precedente et corrige seulement 
les dispositions qui doivent l'etre compte tenu des modifica­
tions intervenues sur le marche. Ce projet est, a mon avis, 
loin d'etre perfectionniste et centralisateur. J'en veux pour 
preuve le fait que de toute fac;on le service public dans 
l'emploi est considere comme complementaire au service 
prive. En plus, une latitude assez large est laissee aux 
cantons charges d'appliquer les dispositions concernant le 
service de l'emploi. 
M. Coutau a encore soutenu, et c'est la la question qui le 
trappele plus, qu'introduire pour la location de services une 
autorisation assortie de conditions precises relatives aux 
qualifications du personnel qui s'occupe de ces activites est 
excessif. Monsieur Coutau, il me semble que vous oubliez 
une chose. On n'est pas ici sur le simple terrain des rapports 
commerciaux de vente de produits. On met en l'occurrence 
des hommes, des travailleurs en discussion. Ainsi, prevoir 
que ceux qui s'occupent en Suisse ou a l'etranger de trouver 
un emploi a des travailleurs soient qualifies, repondent a des 
exigences precises, me semble vraiment un minimum. 
En outre, M. Coutau vous affirme que davantage de disposi­
tions legislatives favorisent le developpement du travail au 
noir. II renverse les choses. Je doute que le travail au noir 
soit la consequence de dispositions legislatives. C'est l'une 
des distorsions du libre marche. 
Le travail au noir existe parce qu'il n'est pas possible de faire 
appliquer a tous les travailleurs des conditions de salaire et 
de travail egales et equitables. Certains, en effet, veulent 
utiliser les travailleurs pour augmenter leur profit en dehors 
des dispositions legales relatives aux conditions de travaiL 
C'est pourtant la qu'il faudrait intervenir. On pourrait renon­
cer a des mesures comme celles que nous examinons si 
vous etiez d'accord de fixer des salaires et des conditions de 
travail minimales pour tous les travailleurs. Malheureuse­
ment, vous ne le voulez pas. Le projet constitue par conse­
quent le minimum que l'on puisse prevoir pour que l'Etat 
intervienne afin de limiter et de jugular le travail au noir qui, 
vous l'avez dit et je partage votre opinion sur ce point, est 
une chose vraiment inacceptable dans une economie 
comme celle de la Su.isse. 
Pour toutes ces raisons, notre groupe reitere sa volonte 
d'entrer en matiere et vous invite a refuser la proposition de 
non-entree en matiere de la minorite de la commission 
representee par M. Coutau. 

Pfund: Die freisinnig-demokratische Fraktion hat es sich bei 
der Beurteilung dieser Revisionsvorlage eines Gesetzes aus 
dem Jahre 1951 nicht leicht gemacht. Im Gegenteil, wir 
haben den vorliegenden Gesetzesentwurf sehr genau m!t 
unserer Vernehmlassungsantwort vom Juni 1984 vergl!· 
chen. Damals haben wir einleitend die Absicht des Bundes· 
rates, das AVG zu revidieren, grundsätzlich begrüsst. 
Gleichzeitig haben wir aber einige für uns essentielle Anfor· 
derungen an eine Revision eingebracht, von denen die eine 
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oder andere wohl ausdrücklich zur Kenntnis genommen, 
aber wenige berücksichtigt wurden. 
Die freisinnige Fraktion geht darum auch heute noch mit 
dem Bundesrat einig, wenn er in der Botschaft einleitend 
feststellt, dass die wirtschaftliche und gesellschaftliche 
Entwicklung seit dem Erlass des geltenden AVG zu tiefgrei­
fenden Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt geführt hat. 
Wir gehen auch darin einig, dass neue Formen der Arbeits­
vermittlung entstanden sind, die bisher nicht geregelt wur­
den, und auch darin, dass der Schutz des Arbeitnehmers in 
den Bereichen der Arbeitsvermittlung und beim Personal­
verleih gewährleistet sein muss. 
Diese Entwicklungen und Tatsachen rechtfertigen aber eine 
so umfangreiche Neuregelung nicht. Offensichtlich hat die 
leider oft bei Neuregelungen oder bei Revisionen von beste­
henden Gesetzen und Vorschriften auftretende Eigendyna­
mik auch zu dieser Revision das Ihre beigetragen. Der bishe­
rige Erlass regelte die beiden Bereiche der öffentlichen und 
der privaten Arbeitsvermittlung in insgesamt 18 Artikeln. 
Das neue Gesetz, das zusätzlich als dritten Bereich noch 
den Persona/verleih regeln soll, benötigt dafür 44 Artikel. 
Nicht jeder davon ist zur Erreichung des Revisionszieles 
aber unabdingbar notwendig, vor allem nicht in dieser ver­
suchten Perfektion und Ausführlichkeit. 
Der vorliegende Entwurf ist weniger zu einer Revision des 
geltenden Gesetzes, sondern mehr zu einer Totalrevision 
respektive einer Neuregelung aller Bereiche geworden. 
Dabei stellt sich auch die Frage der verfassungsmässigen 
Grundlage, insbesondere einzelner Bestimmungen. Es 
muss oder darf mindestens gezweifelt werden, ob - wie in 
Artikel 1 b und in Artikel 24 formuliert - die generelle Schaf­
fung und Erhaltung eines ausgeglichenen Arbeitsmarktes 
auf der verfassungsmässigen Grundlage des Schutzes des 
Arbeitnehmers und der Regelung der Arbeitsvermittlung 
abgestützt werden könnten. Auch bei Artikel 20 - er stellt 
einen einkommenspolitischen Eingriff dar - stellt sich die 
Frage der Verfassungsmässigkeit, um so mehr, als Artikel 
31 quinquies der Bundesverfassung solche Eingriffe aus­
schliesst. 
Der vorliegende Entwurf trägt Züge des Misstrauens gegen 
den privaten Arbeitsvermittler und Personalverleiher. Dies 
kommt schon dadurch zum Ausdruck, dass neu jegliche 
private und nicht - wie bisher - nur die gewerbsmässige 
Vermittlung bewilligungspflichtig wird, dies im Gegensatz 
zur öffentlichen Vermittlung, die keiner speziellen Bewilli­
gung und damit keiner kontrollierbaren Voraussetzungen 
bedarf. Misstrauen kommt auch in Ziffer 121 auf Seite 9 der 
Botschaft zum Ausdruck, wo festgehalten wird: «Nach gel­
tendem Recht trifft die Bewilligungspflicht in erster Linie 
den privaten gewerbsmässigen Vermittler. Der Grund hierfür 
liegt darin, dass die Interessen des Arbeitssuchenden bei 
der gewerbsmässigen Vermittlung häufig gefährdet sind.» 
Nebenbei sei bemerkt, dass Missbräuche im Bereich von 
Arbeitsvermittlung beidseitig, d. h. nicht nur ausschliesslich 
auf der Arbeitgeberseite, vorkommen. Aber aus einigen der 
heutigen Voten entstand sogar der Eindruck, dass die privat 
vermittelten oder die von einem privaten Betrieb verliehenen 
Arbeitnehmer nur übers Ohr gehauen würden. Der privaten 
Vermittlung und dem Personalverleih wird pures Misstrauen 
entgegengebracht. Es entsteht in der Begründung für die 
Revision aber auch der Eindruck, dass nur die öffentliche, 
die staatliche Arbeitsvermittlung qualitativ zu genügen ver­
möge. So zum Beispiel auf Seite 9, wo es heisst: «Aber auch 
bei gemeinnützigen oder beruflichen Organisationen sollten 
nur - aus Gründen des Schutzes des Arbeitssuchenden -
qualifizierte Personen als Vermittler tätig sein dürfen.» Es 
muss doch aber deutlich festgehalten werden: Die private 
Arbeitsvermittlung und der Personalverleih leisten Wesentli­
ches für das gute Funktionieren unseres Arbeitsmarktes! 
Auch sie haben in den meisten Fällen gute soziale Absiche­
rungen. Ausnahmen gibt es überall. 
Die private Vermittlung und der Personalverleih sind aus 
unserem Wirtschaftsleben nicht mehr wegzudenken. An den 
etwa 450 000 jährlichen Stellenwechseln in unserem Lande 
sind die privaten Vermittler mit 10 Prozent, die öffentlichen 
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dagegen nur mit 5 Pro~ent beteiligt. Es ist darum in keiner 
Weise begründet, die öffentliche Arbeitsvermittlung zula­
sten der privaten zu stärken. Das wird sie aber zweifellos, 
wenn man die Auflagen in Betracht zieht, die dem privaten 
im Gegensatz zum öffentlichen Vermittler gemacht werden. 
Ich erwähne nur die Stichworte: Bewilligungspflicht für Pri­
vate, Kaution, Gebühren, Berufsausübungsvoraussetzun­
gen. Auch soll neu die öffentliche Vermittlung eine umfas­
sende Tätigkeit ausüben dürfen. Sie soll nicht mehr nur den 
Stellensuchenden, sondern auch den Arbeitgebern zur Ver­
fügung stehen. Sie soll persönliche Wünsche, betriebliche 
Verhältnisse usw. berücksichtigen, kurz. sie soll aktiv sein. 
Die Feststellung auf Seite 20 der Botschaft, wonach das 
Primat der privaten Vermittlung zu wahren sei, erscheint 
darum aus dieser Sicht als reine Deklamation. Die Stärkung 
der öffentlichen Vermittlung - nach dieser der Revision und 
dem Gesetz zugrunde gelegten Philosophie - würde aber 
einiges an zusätzlichem Personal, weniger beim Bund, dafür 
aber bei den Kantonen und Gemeinden, erfordern. Die 
Schwächung der privaten durch die Stärkung der öffentli­
chen Arbeitsvermittlung kann zu ernsthaften Schwierigkei­
ten für viele der in der Mehrheit doch eher kleinen und 
seriösen Vermittlerfirmen führen. 
Das Gesetz sieht auch unverhältnismässige Strafen vor. Wer 
gegen eine der in diesem Gesetz verankerten Vorschriften, 
gegen eine der ihm auferlegten administrativen Pflichten, ob 
vorsätzlich oder fahrlässig, verstösst, kann mit enormen 
Bussen bestraft werden. Wer nur schon fahrlässig, d. h. aus 
Unachtsamkeit oder auch aus Nichtwissen, die von den 
Behörden verlangten, hauptsächlich statistischen Informa­
tionen über seine Geschäftstätigkeit überhaupt nicht, nicht 
richtig oder nicht termingemäss abliefert, hat eine Busse bis 
zu maximal 20 000 Franken zu gewärtigen. Setzt man diese 
für ein administratives Fehlverhalten mögliche Busse ins 
Verhältnis zum Bussenrahmen von 40 000 Franken, der 
gemäss unserem Strafgesetzbuch für fahrlässige Körperver­
letzung oder fahrlässige Tötung festgesetzt ist, entsteht der 
Eindruck der Unverhältnismässigkeit; man wird aber auch 
das Gefühl nicht los, dass mit diesem Damoklesschwert der 
Strafen Marktbeschränkung und Strukturbereinigungspoli­
tik betrieben werden soll. 
Ich komme zum Schluss. Eine Revision des AVG von 1951 
wäre sachlich noch einigermassen vertretbar; sie ist aber 
weder aus zeitlichen Gründen notwendig noch zwingend 
und bedarf dieser perfektionistischen Ausgestaltung nicht. 
Die Revision weitet die staatliche Einflussnahme durch die 
engen Voraussetzungen und die kleinlichen bürokratischen 
Kontrollen unnötig aus. Sie ist ein zu grosser, keiner Not­
wendigkeit im Sinne von Artikel 31bis unserer Bundesver­
fassung entspringender Eingriff in funktionierende markt­
wirtschaftliche Mechanismen. 
Die Abgrenzung der Aufgaben der öffentlichen gegenüber 
der privaten Arbeitsvermittlung wird verwischt. Statt einer 
wie bisher sinnvollen Ergänzung der beiden Bereiche 
kommt es nun zur Konkurrenzierung mit ungleich langen 
Spiessen. Ein nach der vorgeschlagenen Fassung der Kom­
mission revidiertes AVG wäre auch nicht unbedingt Garantie 
für einen ausgeglichenen Stellenmarkt. 
Das AVG von 1951 ist - zugegeben - in die Jahre gekom­
men. Es ist noch nicht verstaubt, hat aber einen Vorteil 
gegenüber dem heute vorgeschlagenen. Es lässt sowohl 
dem Arbeitnehmer wie dem Arbeitgeber grössere konstruk­
tive Freiheiten in der Gestaltung des Arbeitsverhältnisses, 
was ja heute immer und immer wieder verlangt wird. 
Aus all diesen Gründen unterstützt die freisinnig-demokrati­
sche Fraktion mehrheitlich den Nichteintretensantrag von 
Kollege Coutau. Für den Fall, dass Eintreten trotzdem 
beschlossen werden sollte, bitte ich Sie, durch Unterstüt­
zung der Minderheitsanträge das AVG noch zu einem akzep­
tablen Kompromiss werden zu lassen. 

Frau Weber Monika: Im Namen der LdU/EVP-Fraktion und 
als Vertreterin der Angestelltenorganisationen möchte ich 
Sie bitten, auf die Vorlage einzutreten. Um meine Interessen 
noch klarer offenzulegen, möchte ich deutlich sagen, dass 
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ich hier in erster Linie den Arbeitnehmerschutz vertrete, 
aber gleichzeitig auch Verständnis habe für die andere 
Seite: Der Schweizerische Kaufmännische Verband unter­
hält auch einige Arbeitsvermittlungsstellen. 
Das heutige Gesetz stammt aus dem Jahr 1951. In den 
vergangenen 36 Jahren hat sich sehr viel verändert, so dass 
auch dieses Gesetz meines Erachtens in gewissen Teilen 
dringend der heutigen Realität angepasst werden muss. Wir 
haben heute eine Arbeitsmarktsituation, die ganz anders ist 
als 1951. Wir haben praktisch keine Arbeitslosigkeit - nur 
eine gewisse, strukturelle Arbeitslosigkeit in einigen Gebie­
ten. Aber im ganzen gesehen ist der Arbeitsmarkt äusserst 
ausgetrocknet Wir haben aber andererseits eine beunruhi­
gende Entwicklung bei der Situation der über 45- und 50-
jährigen. Dort haben wir vermehrt Leute, die keine Arbeit 
finden. Wenn sie einmal aus dem Arbeitsprozess ausge­
schieden sind, haben sie sehr grosse Schwierigkeiten, wie­
der eingereiht zu werden. Das ist die heutige Situation, und 
aus dieser Situation ist abzuleiten, dass der Arbeitnehmer 
gegen Missbräuche im Arbeitsvermittlungswesen einen 
Schutz braucht. 
Die Vorlage ist meines Erachtens absolut unterstützungs­
würdig. Vielleicht sind nicht alle Artikel gleich gut und gleich 
notwendig. Aber alles in allem kann man sagen: Das vorlie­
gende Arbeitsvermittlungsgesetz hilft sicher, den Arbeits­
markt ein bisschen besser zu regulieren und - das ist vor 
allem wichtig - dem Arbeitnehmer einen gewissen Schutz 
zu gewährleisten. Ich bedaure, dass von Arbeitgeberseite 
ein Nichteintretensantrag vorliegt. Ich bedaure diesen 
Antrag insbesondere deshalb, weil ich der Meinung bin, 
dass gerade im Sektor Personalverleih eine Regelung 
gefunden werden muss. Wenn ich Herrn Coutau richtig 
verstanden habe, lehnt er sich vor allem dagegen auf, dass 
wir in diesem Gesetz zu viele Artikel zu stark reglementiert 
haben. Er zweifelt also, dass die Normendichte in diesem 
Gesetz etwas Gutes bringen kann. Ich möchte bei dieser 
Gelegenheit sagen, dass ich bezüglich des Legiferierens in 
diesem Rat grundsätzlich ein gewisses Verständnis gegen­
über diesen Bedenken wegen der Normendichte habe, und 
ich appelliere dringend an die Verwaltung, sich in Sachen 
Gesetzestechnik etwas einfallen zu lassen. 
Auch die Rechtswissenschaft könnte sich einiges einfallen 
lassen, wie man auf eine neue Art Gesetze machen kann. 
Wenn wir nämlich auf diese Weise weiterfahren, wie wir in 
den letzten Jahren gefahren sind, und so das Misstrauen 
von der Seite der Wirtschaft gegenüber jedem neuen Gesetz 
- auch denjenigen, die Pionierarbeit leisten müssen - immer 
stärker wird, bringen wir wahrscheinlich keine guten 
Gesetze mehr zustande. Das wäre schade. Die Verwaltung 
müsste sich also etwas einfallen lassen. 
Das Gesetz, das heute vor uns liegt, besteht aus drei Teilen: 
In einem ersten Teil beschäftigt es sich mit der Revision des 
alten Arbeitsvermittlungsgesetzes von 1951. In einem zwei­
ten Teil beschäftigt es sich mit der Regelung des Personal­
verleihs; das ist meines Erachtens - ich sage es deutlich -
der wichtigste Teil, der hier geregelt wird. In einem dritten 
Teil wird die öffentliche Arbeitsvermittlung geregelt oder -
wie es so schön heisst - gefördert. 
Es ist wichtig, dass man sich mit allen drei Bereichen 
gründlich auseinandersetzt. 
Im ersten Bereich ist es wichtig, dass die Arbeitsvermittlung 
bewilligungspflichtig ist und dass durch das Gesetz nun 
verlangt wird, dass eine fachgerechte Vermittlung gesche­
hen muss. 
Der zweite Teil der Vorlage scheint mir, wie ich das bereits 
gesagt habe, sehr, sehr wichtig zu sein. Die Temporärange­
stellten, die vom Personalverleih touchiert sind, brauchen 
einen Schutz; so wie das Gesetz angelegt ist, wird dieser 
Schutz auch tatsächlich seine Auswirkungen haben. Wir 
müssen daran denken, dass wir im Sektor Personalverleih 
einen zukunftsträchtigen Sektor haben; das ist eine prospe­
rierende Branche, und es ist e.ine Branche, die auch dazu 
angelegt ist, dass allenfalls Missbräuche vorkommen kön­
nen. Hier werden nicht Waren, sondern Menschen vermit­
telt, und es ist deshalb wichtig, dass diese Vermittlung gut 
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geregelt ist und '!.schwarze Schafe» nicht zum Zug kommen. 
Der Arbeitgeber ist nicht irgendjemand, sondern eben der 
Verleiher, und dieser muss klar wissen, in welchen Grenzen 
er ein Vermittlungsgeschäft abschliessen kann. Ich 
betrachte diesen zweiten Bereich, den Personalverleihbe­
reich, als sehr wichtigen Teil in diesem Gesetz. 
Der dritte Teil beschäftigt sich mit der Förderung der öffent­
lichen Arbeitsvermittlung, und ich bin sehr froh, wenn aus 
diesem dritten Teil nicht eine Konkurrenzierung der privaten 
Arbeitsvermittlungsstellen herauswächst Es ist wichtig, 
dass wir keine Konkurrenzierung zum privaten Markt zulass 
sen. Das ist auch nicht nötig; denn der private Markt läuft 
hier sehr gut 
Ich bin der Meinung, dass wir auf diese Vorlage eintreten 
und ihr auch zustimmen sollten. Wichtig ist, dass in einem 
Bereich, wo Menschen als Arbeitskräfte vermittelt werden, 
allfällige Missbräuche bekämpft werden können und dass 
damit der Arbeitnehmer einen angemessenen Schutz erhält 

M. Clivaz: Les syndicats, bien qu'ils ne soient pas partisans 
du tout a l'Etat, attendaient depuis longtemps la revision de 
cette loi de 1951, et cela essentiellement pour deux raisons. 
II s'agit tout d'abord, comme le souligne le rnessage, d'ac­
croftre l'etticacite des services publics de l'emploi dont les 
faib!esses sont apparues au grand jour lors de la crise des 
annees septante. Les lacunes de ce systeme etaient d'ail­
leurs telles que la radio de la Suisse romande a ete amenee a 
mettre sur pied un service de contact entre !es employeurs 
qui avaient du travail a offrir et les travailleurs en quete 
d'emploi. 
Certes, et je suis ici d'accord avec M. Coutau, ce n'est pas la 
loi a eile seule qui pourra supprimer le chömage. Elle peut 
cependant contribuer a le reduire et il serait inadmissible, a 
mon sens, de renoncer a un moyen qui permet de faciliter le 
placement du plus grand nombre possible de chömeurs. 
L'Etat a un röle a jouer a cet egard et il doit absolument 
l'assumer. 
L'autre raison qui m'engage a voter l'entree en matiere se 
rapporte a une partie principale de cette loi, celle qui traite 
de la location de services. C'est un secteur, on l'a deja 
souligne ici, qui s'est developpe de fa9on extremement 
rapide au cours des dernieres decennies, et qui a malheu­
reusement aussi conduit a d'innombrables abus qui ont du 
reste incite divers pays a interdire purement et simplement 
ce genre d'activite. Le congres de !'Union syndicale suisse, 
en 1980, a lui aussi demande son interdiction dans notre 
pays. 
Toutefois, il ne serait pas realiste de vouloir, aujourd'hui, 
proscrire les entreprises de travail temporaire, mais il taut 
mettre de !'ordre dans leur activite. La Federation suisse des 
entreprises de travail temporaire a elabore, au debut des 
annees septante, un code de conduite. Malgre l'existence de 
ce code, les abus n'ont pas pu etre evites. lls ont ete commis 
essentiellement de la part de petites entreprises qui se sont 
multipliees au cours des annees. Nous reconnaissons qu'un 
certain nombre d'entreprises, surtout parmi les grandes, 
offrent un service serieux et contribuent aussi a regler le 
marche du travail. Mais, nous devons neanmoins constater 
que des employeurs n'ont pas hesite a licencier des cotlabo· 
rateurs äges de plus de 60 ans pour les remplacer par de 
jeunes frontaliers fournis par des entreprises de travail tem· 
poraire et cela avant tout pour eluder les charges de la 
prevoyance professionnelle decoulant de l'introduction du 
deuxieme piller. D'autres entreprises font signer des con­
trats en blanc et ne respectent pas les tarifs conventionnels, 
en ce qui concerne les salaires. Enfin, des entreprises qui 
ont leur siege dans le canton de Vaud ptacent des gens a 
Geneve, ou une restriction existe dans l'occupatlon de fron· 
taliers par les entreprises de travail temporaire. 
La presence, d'ailleurs, d'une fa9on generale, d'un troisieme 
partenaire dans le contrat complique les rapports du travail. 
Une reglementation est donc indispensable en depit de 
toutes les observations qui ont ete faites par M. Coutau ou 
par M. Pfund. Si l'on veut eviter de perturber le marche 
normal du travail et de livrer des travailleurs a une sorte 
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d'exploitation moderne, indigne d'une societe comme Ja 
nötre, il faut entrer en matiere et mettre sur pied un certain 
nombre de dispositions precises. 
C'est pourquoi je vous invite, de mon cöte aussi, a voter 
l'entree en matiere et a refuser la proposition de M. Coutau. 

Graf: Der vorliegende Gesetzentwurf kann mit dem besten 
Willen nicht als ein Meisterwerk taxiert werden. Dazu fehlt 
ihm die Ausgewogenheit. 
Immer lauter werden in unserem lande die Stimmen, die der 
uneingeschränkten Gesetzesflut Einhalt zu gebieten for­
dern. Zu Recht, meine ich. Gerade im AVG-Entwurf wird 
erneut ein bisher noch weitgehend der freien Vereinbarung 
anheimgestelltes Arbeitsmarktgebiet unter staatliche Kon­
trolle gezwungen. Ist die Notwendigkeit für dieses gewerbe­
polizeiliche Sondergesetz überhaupt gegeben? Zur Recht­
fertigung weist man auf angebliche Missbräuche und Miss­
stände hin, die in der Temporärbranche gang und gäbe 
seien. Wie verhält es sich in Tat und Wahrheit damit? Das 
Biga veröffentlichte dazu eine Liste «Missbräuche im Perso­
nalverleih», aus welcher ersichtlich ist, dass innert sieben 
Jahren, d. h. von 1976 bis 1982, 35 solcher Fälle registriert 
werden mussten, also fünf pro Jahr. Zugegeben, fünf zu viel. 
Während der gleichen Zeitspanne wurden aber Hunderttau­
sende von Arbeitseinsätzen abgeschlossen, die in Ordnung 
waren. Allein schon aus diesem Grunde - von den vielen 
anderen Gründen, zum Beispiel der Kautionspflicht, ganz 
abgesehen - ist auf die Vorlage erst gar nicht einzutreten. 
Wir haben nachgerade Wichtigeres zu tun, als permanent 
unsere Gesetzessammlung unnötig zu perfektionieren. Ich 
bitte Sie, diesen erneuten Versuch, im gewerblichen, frei­
wirtschaftlichen Bereich lähmend zu legiferieren, abzubre­
chen und für Nichteintreten zu stimmen, wie das von Kol­
lege Coutau trefflich und einlässlich begründet worden ist. 

Mme Jaggi: Dans le developpement de sa proposition de 
non-entree en matiere, M. Coutau nous a presente les objec­
tions classiques faites a toute legislation nouvelle en matiere 
de protection sociale, qu'il s'agisse de mettre la loi du cöte 
des salaries ou de celui des consommateurs, bref du cöte de 
la plus faible partie au contrat. En substance, selon cette 
objection, mieux vaudrait une lacune legislative, qui 
empeche de prevenir, le cas echeant de reprimer les abus 
commis par les moutons noirs, qu'une legislation concer­
nant, par definition, tous les organismes publics ou prives 
remplissant la meme täche. En fait, 5 ä 10 pour cent au 
maximum de moutons noirs existent dans la plupart des 
branches. S'agissant du travail temporaire, cela represente 
en l'occurrence une proportion encore inferieure du person­
nel occupe. En Suisse, le personnel employe ä titre tempo­
raire represente environ 1 pour cent de la main-d'oeuvre 
totale. 
Cette argumentation classique de M. Coutau, par qui le 
liberalisme nouveau est arrive dans ce conseil, exprime une 
philosophie plus !arge qui se veut deliberement moderniste. 
M. Coutau desire le statu quo. car, en l'absence d'une regle­
mentation efficace et actualisee dans un domaine qui a 
fortement evolue ces trente dernieres annees, «le marche du 
travail fonctionne bien»; en clair: la sacro-sainte souplesse 
est assuree. Aucun mot n'a ete prononce sur le prix de cette 
souplesse. A peine a-t-il ete fait allusion a tous !es travail­
leurs et travailleuses qui tombent en dehors du cadre legis­
latif ou conventionnel actuellement tres läche. 
En revanche, on a droit a une esquisse plus ou moins 
clairement formulee d'une veritable strategie de ce que l'on 
pourrait appeler ta precarisation. Cette strategie a d'ailleurs 
ete decrite dans plusieurs ouvrages, dont Je plus recent vient 
de parartre a. Lausanne, signe par Rosanna Mazzi. Elle tend 
a rien moins qu'a. la destabilisation du rapport salarial, 
traditionnellement recherche par les partenaires sociaux 
dans ce pays, caracterise par un haut degre de consensus 
social en faveur du reglement des differends par voie de 
negociation dans un souci d'eviter les confrontations. Cette 
strategie de precarisation passe par l'assouplissement, la 
derigidification ou mieux, comme dans le cas qui nous 
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occupe, par la prevention.. d'un renforcement legal. Ainsi, par 
le «moins d'Etat de droit social», on parvient a des resultats 
juges interessants du point de vue des offreurs d'emplois, 
on arrive a faire de la masse salariale une charge variable 
selon !es besoins; a reduire certains frais sociaux annexes, 
tels qu'avantages salariaux, gratifications, etc.; a selection­
ner d'une nouvelte maniere les travailleurs en les prenant en 
quelque sorte a l'essai, ä titre temporaire, et en les enga­
geant ensuite seulement s'i!s tiennent face a. la concurrence 
de teurs collegues; on arrive aussi ä diviser les travailleurs 
en faisant eclater le lieu du travail, transfere partiellement a 
domicile, ainsi que le cadre temporel en faisant se succeder 
!es contrats. 
Cette flexibilite aboutit a une individualisation des rapports 
de travail et de salaire, c'est-a-dire a un durcissement des 
rapports de force entre l'employeur, qui possede la force 
que donne le fait de procurer ou non du travail, d'une part, 
et le salarie, d'autre part, la partie la plus faible au contrat, 
qui doit, pour faire valoir ses droits, pouvoir s'appuyer sur 
une organisation, sur la loi, sur une convention collective. 
Je voterai l'entree en matiere sur cette loi qui, avec sa 
quarantaine d'articles, me paraft tout a fait a la hauteur de 
notre capacite de legislateur et tout autant adaptee aux 
acteurs interesses sur le marche du travail precaire. 

Mme Deneys: Je vous prie d'accepter l'entree en matiere 
sur la revision qui nous est soumise car la proposition de 
M. Coutau, si eile n'est pas improvisee, est manifestement 
deraisonnable. M. Coutau se trompe de cible quand il sug­
gere que les propositions presentees feraient en quelque 
sorte vaciller les fondements de l'economie liberale. 
En fait, il ne s'agit de rien d'autre que d'une adaptation 
minimale de la loi de 1951 aux conditions actuelles du 
marche du travail et cette loi constitue simplement, en 
particulier, un complement indispensable a la loi sur l'assu­
rance-chömage. 
L'histoire des annees precedentes et encore les evenements 
de ces dernieres semaines, dans la region jurassienne, indi­
quent que des licenciements abrupts par centaines de sala­
ries, le chömage total ou partiel sont des aspects actuels de 
la realite economique que nous ne pouvons ni ignorer ni 
negliger. On sait de plus que des j,eunes, des femmes, des 
personnes ägees de plus de cinquante ans, des handicapes 
sont a la recherche d'un emploi et n'apparaissent pas ou 
plus dans les statistiques de chömage. Et ce que l'on voit 
aussi, Monsieur Coutau, c'est que seul le service public de 
l'emploi est une institution suffisamment decentralisee pour 
tenir compte des besoins regionaux, suffisamment stable et 
solide en periode de difficultes economiques ou pour les 
individus a problemes. II est donc necessaire de tenir 
compte du role que jouent les offices cantonaux et commu­
naux du travail dans l'observation de la conjoncture, en 
matiere de lutte contre le chomage ou le sous-emploi, de 
renforcer leurs moyens d'action et de les moderniser sans 
attendre qu'une crise plus grave nous oblige ä le faire dans 
la precipitation. 
Enfin, on ne peut nier que la location de services a pris 
depuis 1951 une ampleur considerable que l'on ne pouvait 
guere imaginer a l'epoque. Les travailleurs et !es travail­
leuses qui recourent ä ce systeme d'emploi ont besoin de la 
protection vraiment minimale que la nouvelle loi met en 
place. Si la location de services a fait l'objet de tant de 
critiques et reste contestee par beaucoup de syndicalistes, 
c'est qu'elle a.souvent conduit a des abus graves au detri­
ment des travailleurs les plus vulnerables. 
Vous ne le contestez pas, Monsieur Coutau, mais le 6 mars 
1980 vous avez refuse un postulat demandant au Conseil 
federal d'ajouter au code des obligations une section trai­
tant du contrat de travail temporaire. C'est un peu tard pour 
revenir aujourd'hui avec cette proposition. 
Par ailleurs, le placement de travailleurs au noir represente, 
par exemple, l'une des plus detestables formes d'exploita­
tion de la misere humaine qui soit. Nous devons ameliorer le 
service public de l'emploi, nous devons proteger enfin un 
peu mieux les salaries qui recourent aux entreprises de 
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location de services, nous devons lutter contre le travail 
clandestin. Voiia pourquoi il taut accepter l'entree en 
matiere et s'en tenir pour l'essentiel aux propositions du 
Conseil federai et de la majorite de la commission. 

Stappung: Es ist unumgänglich, dass das seit mehr als 
35 Jahren geltende Recht über die Stellenvermittlung den 
heutigen Verhältnissen angepasst werden muss. Seit 1951 
hat sich einiges geändert. Dazu kommt, dass anlässlich der 
hinter uns liegenden Kriseneinbrüche festgestellt werden 
musste, dass die heute geltenden Bestimmungen nicht 
genügen. Die Gesetzesvorlage des Bundesrates darf als gut 
und in allen Teilen ausgewogen bezeichnet werden. Ich 
möchte allen, die daran beteiligt waren, für die Arbeit 
bestens danken. 
Es ist sehr zu begrüssen, dass neben der Arbeitsvermittlung 
neu auch der Personalverleih gesetzlich geregelt werden 
soll. In diesem Bereich herrscht Wildwuchs. Während der 
Hochkonjunktur sind diese im Volksmund als Sklavenhänd­
ler bezeichneten Arbeitsverleiher wie Pilze aus dem Boden 
geschossen. Bisher durfte jeder, auch wenn er keine der 
dazu notwendigen Voraussetzungen erfüllte, einen Perso­
nalverleih aufziehen. Man brauchte ja keine Bewilligung, um 
Menschen, Arbeiter und Angestellte, wie zum Beispiel die 
Banken ihr Geld, möglichst mit hohem Gewinn auszuleihen. 
Im Unterschied zu den Personalverleihen unterstehen die 
Banken einer behördlichen Aufsicht. 
Das Dreieckverhältnis Arbeitnehmer-Personalverleiher-Ein­
satzbetrieb ist widernatürlich. Viele Arbeitnehmer haben 
denn auch mit Personalverleihern schlechte Erfahrungen 
gemacht, weil eben ein Teil dieser Personalverleiher ihrer 
Aufgabe und ihrer Verantwortung nicht gewachsen waren. 
Ich hoffe, dass das neue Gesetz in diesem Bereich die längst 
fällige Ordnung bringt. Es ist ein jahrelanges Postulat des 
Schweizerischen Gewerkschaftsbundes, aber auch anderer 
Arbeitnehmerorganisationen, dass die Leiharbeiter den im 
Einsatzbetrieb geltenden Bestimmungen von Gruppenab­
sprachen, das heisst von Gesamtarbeitsverträgen oder Fir­
menverträgen, unterstellt werden. 
Das Gesetz, ergänzt durch den Antrag der Kommissions­
mehrheit, trägt dieser berechtigten Forderung Rechnung. 
Als Alternative käme nur ein generelles Verbot des Personal­
verleihs in Frage, wie es auch in der Kommission diskutiert 
wurde. 
Ich bitte Sie, den Nichteintretensantrag abzulehnen und auf 
die Vorlage einzutreten. 

M. Houmard: Je plaide la non-entree en matiere pour trois 
raisons. Le but de la loi defini a l'article premier depasse les 
objectifs raisonnables que l'on est en droit d'attendre d'une 
telle revision. Le service public de l'emploi tel qu'il est con~u 
dans cette loi tend a instaurer un droit au travail irrealisable. 
Les restrictions faites au service de l'emploi prive et le 
montant des cautions exigees en garantie des pretentions 
de salaires sont inadmissibles. 
D'entree de cause, il nous taut relativiser la portee du service 
public de l'emploi et du placement prive. Seuls 15 pour cent 
des travailleurs ont recours au placement public ou prive, 
alors que 85 pour cent des changements d'occupation se 
deroulent par le systeme de l'offre et de la demande. La 
revision de la loi devrait s'en tenir aux objectifs primaires 
fixes par le departement, c'est-a-dire empecher les abus, 
lutter cantre le travail au nair, proteger les travailleurs qui 
recourent au placement public ou prive, ou encore a la 
location de services, et soumettre les entreprises de location 
de services au regime de l'autorisation. 
L'OFIAMT assume actuellement deja de multiples fonctions 
sur le plan de l'observation de la situation du marche du 
travail. Son activite feconde est reconnue, mais cet orga­
nisme ne saurait etre appele a maintenir un marche du 
travail equilibre. Cette mission depasse ses disponibilites. 
Ce sont les entrepreneurs, ceux qui ont le gout du risque, 
qui savent decauvrir les marches, et la lutte contre le chö­
mage passe par la formatian continue et la flexibilite des 
emplayes. Ce sant ces facultes la qui ont assure le plein 
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emploi a la Sui~se; les services de placement n'y contribuent 
que subsidiairement. 
Dans une democratie et dans une economie de libre 
marche, un service n'a pas et ne doit pas avoir !es moyens 
de maintenir un marche equilibre. II doit faciliter le place­
ment des chömeurs, faciliter le reclassement de salaries 
menaces de chömage ou encore aider ceux qui cherchent 
un emploi apres une interruption de longue duree. 
La nouvelle reglementation regissant le placement prive 
s'appliquerait, selon le projet qui nous est soumis, egale­
ment au service de placement des organisations protession­
ne!les ou d'utilite publique qui ne sont pas soumises a 
l'autorisation par la loi actuelle, c'est-a-dire a taute organisa­
tion qui procure du travai!, a tout organisme ad hoc de 
societe d'employes, a taut service de placement interne des 
ecoles, etc. 
Le message du Conseil federal argumente cette extension 
du champ d'application en arguant du fait que le placement 
doit etre assure par des personnes qualifiees. C'est faire, a 
mon avis, peu de cas d'organisations professionnelles qui 
participent efficacement au placement et au recrutement de 
collaborateurs, travailleurs ou employes. Le message relati­
vise !es valeurs de ces personnes de fa~on desinvolte. Enfin, 
la clause de la caution devant couvrir au moins un salaire 
mensuel de l'effectif moyen des travailleurs employes n'est 
pas realiste. 
Certes, il y a eu abus. Une foule d'officines de travai! tempo­
raire se sont creees et ont mal travaille, a la limite meme ont 
exploite le personnel recrute. Toutefois, ces entreprises 
disparaissent aussi rapidement qu'elles apparaissent. Le 
marche de location des services est aujourd'hui contröle, 
pour l'essentiel, par quelques grandes entreprises qualifiees 
reunies dans une federation. Precedant la revision de la loi 
qui nous est soumise, cette association s'est deja donne un 
code d'honneur dont le principal but est de proteger le 
travailleur. C'est pour cette association, d'ailleurs, le meil­
leur moyen de combattre les bureaux de placement peu 
serieux. Or, obliger une teile entreprise a deposer une cau­
tion egale a la valeur du salaire mensuel de l'effectif moyen 
des travailleurs employes constituerait une entorse gros­
siere a la liberte de commerce et de l'industrie. 
Pour toutes ces raisons, je vous demande de voter la non­
entree en matiere. 

M. Maitre-Geneve: La loi sur le service de l'emploi en 
vigueur a ce jour ne correspond plus, a bien des egards, a 
l'evolution des rapports economiques. En effet, depuis 1951, 
le marche de l'emploi a subi de tres profondes mutations. 
On peut meme affirmer que ce sont les mentalites par 
rapport au travail lui-meme qui ont change, et pour s'en 
convaincre, il suffit de constater l'extraordinaire developpe­
ment du travail temporaire. 
La loi de 1951 est donc, sur de nombreux points, desuete et 
une nouvelle reglementation se justifie. 
Le projet qui nous est propose, tel qu'il resulte des travaux 
de la commission, est raisonnable et, dans l'ensemble, je 
cansidere qu'il est adapte a la situation parce qu'il met 
correctement en balance les divers interets en presence. 
II se trauve que, en tant que conseiller d'Etat charge de 
l'econamie publique dans man canton, j'ai la respansabilite 
de l'Office cantonal de l'emplai; il appartient par consequent 
a man departement d'appliquer une reglementatlon qui 
existe deja et qui, a bien des egards, s'apparente au texte qui 
nous est soumis. J'ai ainsi la possibilite de mesurer cancre· 
tement les effets de dispositians analogues, et je suis en 
mesure de dire qu'elles sant appliquees sans difficultes et 
qu'etles jouent un r61e preventif incantestable. Je n'ai pas eu 
a enregistrer de griefs des partenaires sociaux dans le cadre 
de leur application. 
A entendre d'aucuns qui s'opposent a l'entree en matlere, je 
me demande, a percevoir en tout cas certains de 1eurs 
arguments, si nous avons tous lu le meme texte. Les buts 
essentlels de ce projet ne me paraissent pas excessifs. Jene 
pense pas que l'on puisse serieusement contester la justifi· 
cation de Ja protection des emplayes en matiere de place-
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ment et de location de services. Je suis d'avis que la regle­
mentation qui nous est suggeree n'est evidemment pas 
dirigee contre de grandes maisons qui sont largement con­
nues et organisees, et dont on est a meme de mesurer le 
serieux. II taut bien percevoir qu'il existe une multitude de 
petites officines dont on peut etre tente de dire qu'elles 
foisonnent et a propos desquelles une reglementation est 
manifestement necessaire. II est legitime d'exercer un 
contröle minimal qui, une fois encore, a un effet preventif 
indlscutable. II est indispensable de reconna!tre la priorite 
du placement prive sur le placement public. Nu! n'en discon­
vient. La reglementation proposee, par la meme qui 
est donnee aux dispositions relatives au placement prive, 
montre bien la priorite que l'on veut accorder a ce type de 
service. Mais il est aussi legitime de veiller a accro1tre 
l'efficacite du service public de l'emploL Ce dernier est en 
pratique charge des cas les plus difficiles, auxquefs le place­
ment prive, tres souvent et pour des raisons parfaitement 
normales, ne s'interesse pas. II y a donc, dans le service 
public de l'emploi, un cöte social preponderant qui ne doit 
pas etre neglige. II faut. me semble+il, tenter de promouvoir 
le recyclage, ameliorer les perspectives de formation com­
plementaire, accro1tre les possibilites de recherche de pla­
cement, developper aussi une activite de conseils. 
Je suis d'accord avec ces objectifs, des lors qu'une concep­
tion federaliste du service de l'emploi est maintenue et que 
les cantons restent competents en matiere de placement. Je 
crois donc que les risques d'une solution a la fran9aise, 
comme certains ont pu le craindre, n'existent pas, deja 
parce que le texte ne les exprime pas et, ensuite, parce que 
notre conception est completement differente. 
Le projet propose contient des exigences raisonnables et je 
suis pret a admettre que, sur la base de la situation que nous 
connaissons, il ne faut pas aller plus loin. En aucun cas en 
effet le service public de l'emploi ne saurait devenir un 
concurrent des possibilites de placement privees. Le place­
ment public doit etre complementaire du placement prive; 
chacun a un röle bien specifique a jouer. II n'en taut donc 
pas plus; mais il n'en faut pas moins, raison pour laquelle je 
vous invite a entrer en matiere. 

Bonny: Ich will zuerst eine kleine Vorbemerkung wegen 
meiner Interessenlage machen. Diese Botschaft ist zwei 
Jahre nach meinem Weggang vom Biga publiziert worden. 
Ich verhehle aber nicht, dass ich bereits zu meiner Zeit im 
Biga, als dessen Direktor während zehn Jahren, die Revi­
sionsbedürftigkeit der heutigen Vermittlungsinstrumente 
bejaht habe. Ich bin also für Eintreten, im Gegensatz zur 
Mehrheitsauffassung der FdP-Fraktion. Ich werde in der 
Detailberatung aber verschiedene Minderheitsanträge 
unterstützen. Wir haben heute morgen viele theoretische 
Ueberlegungen gehört. Ich gestatte mir, einige praktische 
beizufügen. 
Für einen gut funktionierenden Arbeitsmarkt haben wir 
sowohl die private als auch die öffentliche Arbeitsvermitt­
lung nötig, die private soll dabei das Primat haben. Aber wir 
müssen natürlich sehen, dass die private Arbeitsvermittlung 
vor allem die leicht vermittelbaren Fälle bearbeitet - das 

in der Natur der Sache-, während sich bei der öffentli­
chen Arbeitsvermittlung, bei den Arbeitsämtern, die schwie­
rigen Fälle - ich denke vor allem an arbeitslose, an behin­
derte, an ältere Arbeitnehmer - konzentrieren. Deshalb 
brauchen wir eine gut funktionierende öffentliche Arbeits­
vermittlung. 
Nun kommt ein sehr wichtiger Punkt: Das Nichteintreten 
richtet sich auch gegen das sogenannte AVAM-System -die 
öffentliche Arbeitsvermittlung auf EDV-Basis. Hier wende 
ich mich auch an meine Freunde aus der privaten Wirt­
schaft: Wir verlangen immer zu Recht auch von der öffent­
lichen Arbeitsvermittlung dass sie rationell und effizient 
arbeiten solL Wie soll es nun aber klappen, wenn Arbeits­
vermittler in einem Arbeitsamt bis zu 400 Arbeitslosenfälle 

Sinne betreuen muss? Können wir 
aus der Sicht der Arbeitsmethoden befür-
worten, die, wenn nicht gar mittelalterlich, so doch völlig 
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veraltet sind? Heute wird,noch mit dem Karteikärtchen gear­
beitet; in Einzelfällen vielleicht sogar noch am Stehpult; der 
Federkiel dürfte freilich verschwunden sein. Es kommt im 
Zusammenhang mit dem AVAM-System noch hinzu, dass 
Arbeitspolitik nur dann gut ist, wenn sie transparent ist. 
Gerade das EDV-System vermittelt diese Transparenz. Es 
fördert damit die von uns allen verlangte Mobilität auf dem 
Arbeitsmarkt. 
Noch eine technische Ueberlegung: Die Kantone selbst 
waren gezwungen, sogar intern EDV-Systeme einzuführen. 
Was wäre nun geschehen, wenn man nicht die Initiative für 
ein AVAM-System entwickelt hätte, um zu koordinieren? 
Andernfalls wären wir schlussendlich vor der Situation 
gestanden, dass in den Kantonen verschiedene EDV­
Systeme für die öffentliche Arbeitsvermittlung vorhanden 
gewesen wären, die nicht mehr miteinander kompatibel 
gewesen wären. Das AVAM System ist dringend nötig; es 
entspricht den Forderungen der neuen Zeit. 
Nun zur Frage der Missbräuche: Natürlich gibt es überall 
Missbräuche; es sollte auch nicht bereits bei Einzelfällen zu 
Reglementierungen geschritten werden. Gerade im Bereich 
des Personalverleihs sind die Missbräuche aber erfahrungs­
gemäss ein ernsthaftes Problem. Ich möchte hier differen­
zieren. Diejenigen Firmen, die im SVUTA organisiert sind, 
bereiten keine Probleme; derentwegen brauchten wir diese 
Bestimmungen nicht einzuführen. Tatsache ist aber, dass 
wir im Bereich des Personalverleihs einen sehr breiten Wild­
wuchs haben und dass nur eine Minderheit dieser Firmen im 
SVUTA organisiert ist. Ich habe eine reichhaltige Dokumen­
tation über diese Missbräuche; ich möchte nur einige Bei­
spiele daraus zitieren: 
Ein Fall aus dem Kanton Zürich: Eröffnung eines Temporär­
betriebes, weil die Bewilligung zur Arbeitsvermittlung 
wegen Vorstrafen und verminderter Zurechnungsfähigkeit 
nicht erteilt werden konnte. Die Behörden waren machtlos. 
Ein anderer Fall aus dem Kanton Zürich: Eröffnung eines 
Temporärbetriebes durch eine Peep-Show-Gesellschaft -
also aus der Sexszene - zwecks Vermittlung ausländischer 
Tänzerinnen, vor allem aus Tha!land. 
Ein anderer Fall, den ich dem «Bund» entnommen habe: 
Drohung und Nötigung des Verleihers gegenüber ehemali­
gen Angestellten und deren neuen Arbeitgeber. 
Ein Fall aus dem Kanton Sofothurn: Verleiher vermieten nur 
sich selber oder führen den Betrieb unter zwei oder drei 
Kollegen. Sie beziehen einen Bruttolohn und leisten keine 
Sozialversicherungsbeiträge. 
Ein Fall aus der «Neuen Zürcher Zeitung»: Ein Genfer Ver­
mittlungsbüro beschäftigte rund 100 ausländische Schwarz­
arbeiter und erwirtschaftete mit ihnen 140 000 Franken. Das 
Strafurteil lautete auf 5 Monate Gefängnis. 
Diese wenigen Beispiele zeigen, dass wir dieser Entwick­
lung nicht einfach tatenlos zuschauen dürfen. 
Ich glaube, wir müssen auch an die Zukunft denken. 
Momentan herrscht ein ausgetrockneter Arbeitsmarkt Die 
Arbeitsvermittlung ist daher kein spannendes Thema. Es 
werden aber wieder andere Zeiten kommen, wo wir über die 
öffentliche Arbeitsvermittlung froh sein werden. Wir sollten 
bei der Behandlung dieses Geschäftes an die Zukunft den­
ken, wo möglicherweise wieder Schwierigkeiten auf dem 
Arbeitsmarkt auftauchen können und wir froh sein werden, 
wenn wir über Instrumente in der Arbeitsvermittlung verfü­
gen, die funktionieren. 
In diesem Sinne bitte ich Sie, auf die Vorlage einzutreten. 

Blocher: Es ist für mich schwer verständlich, dass jemand, 
der dieses Gesetz durchgelesen hat, diesem zustimmen 
kann. Ein so kompliziertes, perfektionistisches und bürokra­
tisches Gebilde für diesen eingeschränkten Teil unserer 
Wirtschaft: das ist für mich nicht verständlich. 
Es 

Arbeitgeber zu tun. 
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Das Gesetz erweist sich auch in weiten Teilen als unnötig. 
Von sogenannten störenden Auswirkungen auf den Arbeits­
markt. welche dringend ein so umfassendes und so proble­
matisches Gesetz erfordern würden, ist mir nichts bekannt. 
Ich und mein Betrieb haben jedoch viel mit Arbeitsvermitt­
lungen zu tun. 
Es wirkt auch störend, wenn so getan wird, als würde dieses 
Gesetz gewisse Verbesserungen bei der Vermittlung von 
Arbeitslosen bringen. Frau Weber Monika hat gesagt, die 
über 45jährigen hätten es besonders schwer (Sie ist leider 
nicht da; ich begreife, dass sie bei der Beratung dieses 
Gesetzes beim Kaffee ist). Das hat doch nichts mit der 
schlechten Arbeitsvermittlung und -möglichkeiten zu tun! 
Da müsste erstens das Gesetz der zweiten Säule abgeändert 
werden, und Sie müssten noch die anderen Regelungen in 
bezug auf Ferien abändern. Dort liegen doch die Schwierig­
keiten der «schwierigen Vermittlung» von über 45jährigen. 
Das hat doch nichts mit EDV zu tun. Es nützt auch nichts, 
wenn man mit EDV übertreibt und sich der Staat mit grosser 
Bürokratie ausstattet. Wir bekommen genug Personen ver­
mittelt, aber wir bekommen zu wenig brauchbare Personen 
vermittelt. 
Mit diesem Gesetz liegt weniger eine Missbrauchsbekämp­
fung vor - Herr Bonny hat einige Fälle genannt, die alle mit 
den heutigen Mitteln bereinigt und beseitigt werden konn­
ten. Es gibt immer Missbräuche: man muss sie einfach 
abstellen; die gesetzliche Grundlage dazu ist vorhanden. 
Aber dieses Gesetz beabsichtigt, eine heute von zahlreichen 
Berufsverbänden und Privaten mit Erfolg und im Wettbe­
werb wahrgenommene erfolgreiche Tätigkeit dem Staate zu 
übertragen. Wenn man das Gesetz liest, merkt man, dass 
das früher oder später zu einem Staatsmonopol für die 
Arbeitsvermittlung führen muss. Dieses wird bürokratisch 
sein - Monopole sind immer bürokratisch -, ohne Wettbe­
werb. Man wird also nicht mehr feststellen können, ob es 
gut oder schlecht funktioniert, weil man über keine Ver­
gleichsmöglichkeit mehr verfügt. Es wird kein Anreiz mehr 
für eine Verbesserung vorhanden sein und sich daher für 
diejenigen Leute, die vermittel(werden sollen, auch kontra­
produktiv auswirken. 
Dieses Gesetz bewirkt auch nicht das, was es will. Eine Hilfe 
und ein Schutz für den Arbeitnehmer ist es also nicht. 
Letztlich bringt es eine grosi,angelegte Bürokratie mit all 
den Fehlern des staatlichen Monopoles. Problematisch ist 
auch die Bewilligungspflicht. Das wird eine Zunft geben von 
bewilligungspflichtigen Geschäften mit allen Nachteilen der 
Reglementierung der Tarife usw., damit ja keine freie Kon-
kurrenz mehr besteht. · 
Ich bin der Meinung, dass wir hier nicht eintreten sollten. Ich 
weiss, es gibt einige Bürgerliche, die sagen: Geben wir beim 
Eintreten noch ein Chance, dann können wir bei der Ableh­
nung dabei sein, weil die Minderheitsanträge doch nicht 
durchgehen werden. Ich bitte Sie, nicht den Leerlauf wie 
beim Konsumkreditgesetz einzulegen, monatelang Zeit zu 
verlieren, um dann am Schluss das Gesetz zu verwerfen. 
Stimmen Sie schon beim Eintreten nein! 

Oester: Gestatten Sie einem Ratsmitglied, das der Kommis­
sion nicht angehört hat, kurz eine grundsätzliche staats- und 
gesetzespolitische Frage aufzuwerfen. 
Es geht um das rechtsstaatlich zentrale Problem der Geset­
zesanwendung. Immer mehr stellen wir fest, dass in diesem 
Parlament moderne, oft sehr detaillierte Gesetze ausgear­
beitet und beschlossen werden. Manche sprechen von 
Gesetzesflut. Die praktische Anwendung ist dann meist 
Sache der Kantone, und diese - vor allem die kleineren -
sind nicht selten überfordert, oder, was schlimmer ist, es 
fehlt ihnen oft auch der feste politische Wille, gewisse Bun­
desgesetze so anzuwenden, wie man es von ihnen verlan­
gen müsste. Ich erinnere an das Raumplanungs-, das 
Umweltschutz-, das Tierschutzgesetz und andere. Ein ver­
dienter, sehr bekannter Journalist hat denn auch kürzlich in 
einem grundsätzlichen Kommentar sinngemäss festgestellt, 
der Schlendrian im Vollzugsföderalismus werde langsam 
peinlich. Aus rechtsstaatlicher Sicht hat er zweifellos recht. 
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Es geht auf die~Dauer nicht an, dass auf Bundesebene 
Gesetze geschaffen werden, ohne dass deren rechtsgleiche, 
korrekte Anwendung - und nur dann haben sie einen Sinn! 
- gesichert ist Je umfangreicher sie sind, desto komplizier­
ter ist deren Verwirklichung. Denken Sie dabei auch an die 
kleineren Firmen. 
Diese Feststellung führt mich zur Frage an Herrn Bundesrat 
Detamuraz, ob im Fall des Gesetzes, das wir jetzt diskutieren 
und das typischerweise viel umfangreicher und viel regle­
mentierfreudiger ist als das bisherige, mit einer einigermas­
sen korrekten, im ganzen Land rechtsgleichen Anwendung 
in der Praxis gerechnet werden kann. Wenn nicht, würden 
wir hier keine sinnvolle legislatorische Arbeit, sondern recht­
lich und politisch schädliche Augenwischerei, eine Gesetz­
gebung als l'art pour l'art betreiben. Da möchte ich nicht 
mitmachen. Meine Haltung zum Arbeitsvermittlungsgesetz 
ist von der Beantwortung dieser grundsätzlichen Frage 
abhängig. Ich danke Herrn Bundesrat Delamuraz für seine 
Antwort. 

Reimann, Berichterstatter: Ich möchte nicht auf alle Voten 
eintreten. Im Grunde genommen sind die gleichen Argu­
mente, wie sie hier im Rat gefallen sind, auch in der Kom­
mission vorgebracht worden. Es geht hier um drei wichtige 
Dinge: um die Verstärkung der Instrumentarien der öffentli­
chen Vermittlung, um die Bekämpfung des Missbrauchs 
und um die dringend notwendige Regelung des Personal­
verleihs. 
Die Notwendigkeit einer verstärkten Vermittlungstätigkeit 
wird im allgemeinen bestätigt, auch von denjenigen, die 
Nichteintreten beantragen. Auch bestreitet man nicht die 
Notwendigkeit, den Personalverleih gesetzlich zu regeln. 
Trotzdem beantragt Herr Coutau mit einer Minderheit Nicht­
eintreten. Er spricht von einer unerwünschten Einmischung 
des Staates, von einem Misstrauen gegenüber der Privatin­
dustrie. Auch der Schweizerische Gewerbeverband hat sich 
in einem recht massiven Schreiben, das er an die Kommis­
sion gerichtet hat, zur Behauptung verstiegen, dieses 
Gesetz sei ein Angriff gegen das Privatgewerbe. 
Ich habe mich bereits in der Kommission gegen eine solche 
Unterstellung verwahrt. Dabei geht es überhaupt nicht 
gegen das Gewerbe und nicht gegen die Privatindustrie, im 
Gegenteil. Ich komme selber in meiner Tätigkeit immer 
wieder in die Lage, bei Betriebsschliessungen und Massen­
entlassungen festzustellen, wie wichtig die Hilfe der öffentli­
chen Arbeitsvermittlung ist. Um so mehr ist es zu bedauern, 
dass die gleichen Kreise, die bei Entlassungen auf eine 
solche Vermittlungstätigkeit angewiesen sind, dieses Gesetz 
bekämpfen. Im gleichen Atemzug gibt Herr Coutau aller­
dings zu, dass im Recht ein gewisses Vakuum bestehe und 
dass Missbräuche geahndet werden müssten. Man kann 
natürlich das Kind nicht baden, ohne dass es nass wird. Mit 
dem Vorwand der Einmischung des Staates kann man jede 
Gesetzgebung zu Fall bringen. 
Wir haben einen verfassungsmässigen Auftrag, um auf das 
Votum von Herrn Pfund einzutreten. Die veränderten Ver­
hältnisse, die Umstrukturierung in den Betrieben, wo immer 
wieder Leute aus ihrer bisherigen Tätigkeit herausgerissen 
und vermittelt werden müssen, zwingen uns dazu, diese 
Vermittlungstätigkeit zu verstärken und dazu die gesetzli· 
chen Grundlagen zu schaffen. Zu diesen Massnahmen ver­
pflichtet uns vor allem Artikel 34ter in bezug auf den Arbeit· 
nehmerschutz und in bezug auf die Arbeitsvermittlung. 
Es trifft zu, dass wir im Vergleich mit dem Ausland eine 
bessere Anpassungsfähigkeit auf dem Arbeitsmarkt aufw~i­
sen. Aber diese viel gerühmte Flexibilität beruht auch ein 
Stück weit auf unserem System, das sich auf ein enges Netz 
von Gesamtarbeitsverträgen abstützen kann. Gerade dieses 
System wird durch eine unkontrollierte Ausweitung des 
Personalverleihs immer mehr in Frage gestellt. 
Abschliessend möchte ich nochmals betonen: Die Verstär­
kung der Vermittlungstätigkeit ist dringend notwendig, 
ebenso notwendig ist die Regelung des Personalverleihs. 
Ich möchte Sie deshalb bitten, auf die Vorlage einzutreten 
und den Minderheitsantrag Coutau abzulehnen. 
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M. Darbellay, rapporteur: Je constate, d'abord, que le projet 
a ete relativement bien accueilli, a quelques exceptions 
pres, puisque M. Coutau, soutenu par M. Pfund et des ora­
teurs individuels, a propose la non-entree en matiere. Mon­
sieur Coutau, quelle belle lec;:on de vocabulaire vous nous 
avez donnee! J'ai note «tatillonne», «boursouflee», «vexa­
toire», «vetilleuse», «suspicieuse», «rigide». Puis-je me per­
mettre, Monsieur Coutau, en toute amitie, de vous poser une 
toute petite question: ne serait-ce pas votre discours qui 
serait quelque peu «boursoufle»? J'ai vraiment essaye de 
trouver dans la loi le correspondant de ces adjectifs. En fait, 
vous nous avez donne un tres beau cours de liberalisme, 
mais est-il d'actualite? Je me permets le point d'interroga­
tion. Avec M. Maitre, je me suis serieusement pose la ques­
tion: avons-nous lu les memes textes, parlons-nous de la 
meme loi? Je crois que nous devons parler de ce qui est 
contenu dans le texte presente. Voyons d'un peu plus pres. 
Vous dites que cette loi bouleverse completement le place­
ment prive. Or, eile demande que tous les offices de place­
ment, y compris ceux d'utilite publique, soient l'objet d'une 
autorisation, et, pour donner cette autorisation, on exige 
qu'a la tete de ces services soient placees des personnes 
competentes. Cela vous gene+il qu'on mette des personnes 
competentes a la tete des bureaux de placement? II me 
semble que ce n'est pas le seul endroit ou l'on pose quel­
ques exigences. Le certificat de capacite existe dans de 
nombreuses professions et depuis belle lurette! Vous dites 
que pour l'etranger, on demande des qualitications exces­
sives. Est-ce excessif, lorsqu'on veut placer du personnel a 
l'etranger, de savoir quelles seront les conditions de travail 
qui l'attendent? Est-ce excessif de demander aux personnes 
qui font venir des travailleurs chez nous de connaftre les 
dispositions legales, et en particulier la loi sur le sejour et 
l'etablissement des etrangers? Vous dites que la location de 
services ne devrait pas etre reglementee ici et qu'il faudrait 
la renvoyer au code des obligations. Ce ne serait pas demain 
que le probleme serait resolu. On a releve ici, a maintes 
reprises, qu'un certain nombre de maisons qui font de la 
location de services sont organisees et font du bon travail. 
Je pense qu'efles n'ont rien a craindre des dispositions 
legales que nous leur proposons et qui sont de nature a 
mettre de !'ordre dans l'ensemble de la profession. En 
parlant de la loi, M. Houmard a d'ailleurs enumere un certain 
nombre de qualites qu'elle devrait avoir. Je crois les retrou­
ver dans le texte qui vous est propose. 
Apropos du service public de l'emploi, on a peint le diable 
sur la muraille. M. Stocher, en particulier, a parle du «tout a 
l'Etat». Mais non! II s'agit simplement d'adapter !es oftices 
cantonaux de travail aux necessites d'aujourd'hui, en utili­
sant aussi les moyens d'aujourd'hui. On ne peut pas travail­
ler en 1987 comme on le faisait en 1950. Cette possibilite 
que nous donnons a l'OFIAMT d'exercer une collaboration 
avec les cantons me semble aujourd'hui indispensable, pour 
que nous puissions maltriser de maniere convenable le 
marche de l'emploi. On a releve que le projet risquait de 
promouvoir davantage le travai! au noir. La, Monsieur Cou­
tau, je ne vous comprends plus du tout; votre affirmation est 
absolument fausse, puisque dans les buts memes de cette 
loi figure la lutte contre le travail au noir et les dispositions 
prises me paraissent particulierement judicieuses. 
En ce qui concerne les dispositions penates, c'est ici une 
question de mesure. Je rappelle que la loi fixe tout simple­
ment les maxima et qu'il appartient au juge d'apprecier 
selon les circonstances. 
Notre marche de l'emploi est aujourd'hui presque equilibre. 
L'OCDE nous adresse des compfiments en relevant particu­
lierement la concertation entre les partenaires sociaux. Je 
crois pouvoir affirmer que ce projet de loi ne met pas du tout 
en danger cette concertation, ni l'equilibre du marche, et je 
pense que c'est une chance de pouvoir le travailler et le 
voter a un moment ou nous ne sommes pas sous la pression 
de la necessite. M. Carobbio a releve que cette revision etait 
Partielle et insuffisante, c'est peut-etre la la preuve qu 'une 
fois encore la commission s'est situee, avec le projet du 
Conseil federa!, dans le juste milieu. 
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C'est pourquoi Je vollS invite instamment a voter l'entree en 
matlere. 

M. Detamuraz, conseiller federat: Le Conseil federal vous 
propose aujourd'hui d'abroger une !oi venerable qui fete ses 
nonante-neuf ans et ensuite d'adapter une loi qui a 
trente-six ans. Pourquoi l'adapter? Parce qu'en trente-six 
ans, le marche de l'emploi s'est transforme profondement. 
Les structures de l'economie ont evolue. L'organisatlon du 
travail a change. II est necessaire d'adapter le cadre legal 
regissant le marche du travail. En 1951 le Parlement faisait 
oeuvre remarquable en adoptant simultanement, comme 
deux pieces d'une politique coherente, la loi sur l'assu­
rance-chömage et la loi sur le service de l'emploi. La loi sur 
l'assurance-chömage a ete refaite y a cinq ans. Les taux de 
chömage suisse demeurent !es plus bas du monde; on peut 
apprecier, meme a dose homeopathique, les effets positifs 
de cette loi et l'on doit se feliciter des dlspositions que vous 
y avez introduites, il y a quelque temps. 
II s'agit maintenant de nous occuper de l'autre jumeau et 
d'adapter ce second instrument a disposition des donneurs 
et des preneurs d'emploi: la loi sur le service de l'emploi, 
pour la raison fondamentale, que l'outil de 1951 est aujour­
d'hui depasse en un certain nombre de points importants. 
L'idee que l'on pourrait parvenir a cette amelioration par de 
petits ajustements partiels est erronee. Le recours a quel­
ques modifications du code des obligations et a quelques 
corrections de la loi est insuffisant pour prendre en compte 
les conditions d'aujourd'hui, et surtout de demain, du 
marche du travail. La refonte de la loi que nous proposons 
vise des objectifs concrets et le chemin pour y parvenir est 
conforme aux regles de l'economie libre, aux pratiques et a 
l'esprit de l'economie libre. Le projet ne supplante nulle­
ment le placement prive par le placement public, pas plus 
qu'il n'enfle f'interventionnisme de l'Etat. II n'entra,ne pas la 
Confederation a ecraser l'economie privee, ni a empieter sur 
des competences cantonafes, dont nous savons la perti­
nence. II permet tout simplement d'accomplir correctement 
le mandat constitutionnel de protection des travailleurs que 
le peuple a voulu et qu'il s'agit d'engager maintenant, selon 
des moyens adaptes a notre temps. En outre, ce projet etend 
le champ d'application de la loi sur le service de l'emploi a 
des formes d'emploi quasi inconnues il y a trente-six ans et 
qui sont de plus en plus repandues maintenant. Je songe au 
travail temporaire, qui concerne quelque 60 000 personnes 
dans notre pays, trente-huit societes comprises dans la 
Federation suisse des entreprises de travail temporaire et 
quelques centaines de societes simples, tres simples pour 
certaines d'entre elles, dont je ne dirai pas qu'elles sont 
toutes exemplaires dans l'ethique de leurs moyens et dans 
la correction de leurs relations. 
Ce n'est pas etre tatiflon, disproportionne, suspicieux- pour 
reprendre les plaisants adjectifs que M. Coutau attribue 
genereusement au projet gouvernemental et, par conse­
quent, au gouvernement tout entier que de permettre a 
60 000 Suisses d'etre places sur le marche du travail dans 
des conditions comparables a celles dont beneficient les 
autres Suisses, c'est-ä-dire des conditions equitables. 
Le phenomene de l'inflation legislative et de l'intervention­
nisme insidieux de !'Etat est un phenomene bien connu de 
tous les etudiants en sciences politiques. Mais a J'evoquer 
precisement ici, on sollicite vraiment !es textes et les inten­
tiöns. Non, le Conseil federal ne veut pas a tout · prix le 
bonheur des gens malgre eux, il veut fournir un cadre de 
protection necessaire aux travailleurs contre les abus. Le 
Conseil federal ne veut pas davantage materner les deman­
deurs d'emploi, il veut les mettre en condition d'exercer 
reellement leurs responsabilites individuelles. Le Conseil 
federal ne veut pas plus installer une sorte de bureaucratie, 
il veut que l'economie libre respire et fonctionne, c'est la 
source vive de notre prosperite et vous ne voyez pas que le 
Conseil federal, soudainement anime d'un zele perfection­
niste, veuille tuer la poule aux oeufs d'or. Certes, il serait 
bon de vivre dans une societe toute d'harmonie spontanee, 
de rigueur et d'autodiscipline. Le projet d'aujourd'hui y 
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serait inutile .. La loi meme de 1951 y aurait ete inutile et 
l'OFIAMT y serait peut-etre inutile lui-meme, pour ne pas 
parler du Departement de l'economie publique. Mais la 
realite ne correspond pas a ce monde de reve. II taut bei et 
bien que la relation entre demandeurs et offreurs d'emploi 
soit situee convenablement et qu'elle evite, non pas dans 
une mesure absolue, mais dans une bonne mesure, le dera­
page nuisible a l'un et a l'autre. 
Maintenant je repondrai a M. Willy Pfund et au tres redouta­
ble groupe radical, dont il est le porte-parole. La base 
constitutionnelle c'est le sens de la premiere question que 
vous avez posee - a ete examinee, eile est indubitable. Je 
vous rappelle l'article 34ter, alinea 1, lettre a, vote par le 
peuple et !es cantons il y a tres exactement quarante ans et 
qui stipule: «La Contederation a le droit de legiferer sur la 
protection des employes ou ouvriers». La priorite du place­
ment prive, ce n'est pas seulement, Monsieur Pfund, une 
declamation, une formule rhetorique, une proclamation 
creuse et unilaterale des auteurs du texte legislatif, mais 
c'est la realite profonde de la substance, de la construction 
et de l'esprit de la loi qui vous est proposee. Tout, dans cette 
loi, est conqu pour que le service de placement prive ait la 
priorite et que le service public y apparaisse comme subsi­
diaire. Ce service public s'occupe pour l'essentiel, d'autres 
categories de personnes que le service prive, et en aucun 
cas, Monsieur Blocher, il ne pourrait s'agir d'un monopole 
de !'Etat en matiere de placement; a aucun endroit de cette 
loi, vous ne trouvez, ne serait-ce qu'une indication, qu'un 
indice qui puissent vous conduire a la conclusion qu'elle 
vise a etablir un monopole d'Etat en cette matiere. Le service 
public - je vous le repete, comme je viens de le dlre a 
M. Pfund - est, et demeure, un servlce subsidiaire et la loi 
n'entravera aucunement la libre concurrence du service 
prive de l'emploi. Ce ne sont pas la des vues theoriques et 
nous aurons les moyens de notre politique. 
En ce qui concerne la Confederation, mon departement, 
l'OFIAMT en particulier, accomplissent deja l'essentiel de 
ces täches, a l'exception, il est vrai, de la surveillance de la 
location des services, pour laquelle, en toute clarte, nous 
demandons deux places supplementaires, comme precise 
dans notre message a la page 89. Cette augmentation ne 
represente pas une boursouflure d'effectifs, elle nous per­
mettra de venir a bout de la täche complexe decrite dans la 
loi. 
Quant aux cantons, ils disposent, tout comme la Confedera­
tion, de l'infrastructure actuelle. II conviendra de la develop­
per et de l'orienter. Or, vous avez sans doute entendu avec 
interet M. Maitre, qui sait de quoi il parle puisqu'il est chef 
d'un departement cantonal de l'economie publique qui, en 
contact permanent avec la Confederation, assume la charge 
de conduire a bien cette täche. 
En ce qui concerne les moyens techniques dont nous 
devons etre dotes, j'ai cru entendre des fremissements d'in­
quietude dans l'hemicycle apropos de ce systeme «plasta», 
de ce systeme integre que l'on introduirait. J'ai eu le senti­
ment que ce n'etait rien d'autre que le •big brother» d'Or­
well que nous allions installer de l'autre cöte de la Bundes­
platz, une sorte de grand ordinateur redoutable qui plierait a 
son autorite robotique les foules asservies. II n'en est evi­
demment rien. Cet outil sera ce que nous voulons en faire, 
c'est-a-dire ni plus ni moins un auxiliaire d'information. II est 
un moyen a disposition pour faciliter la mise en correspon­
dance des offres et des demandes d'emploi. Au lieu de 
travailler selon les methodes de grand-papa, valables au 
temps de la marine a voile et de la lampe a huile, on utilise 
tout simplement un ordinateur. Ne faites pas dire a cette 
etrange machine ce que nous ne voulons pas, et considerez 
la, qu'il n'y a aucune espece de terreur installee, mais tout 
simplement un moyen d'information mieux developpe, plus 
immediat, plus complet, plus etendu qui est le b a ba 
minimum de tout equipement administratif. 
La protection des travailleurs qui est, par mandat constitu­
tionnel, ce que nous devons assumer dans le cadre de la 
revision de cette loi de 1951 ne concerne evidemment pas 
les travailleurs de cette epoque la mais bien ceux de 1987, 
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ceux des decer)J'lies a suivre, avec tout ce que les temps 
futurs peuvent comporter de surprises conjoncturelles, de 
fluctuations et de volte-faces. 
Rappelez-vous la soudainete de la recession de 1974! L'as­
surance-chömage, plus particulierement inadaptee aux 
temps nouveaux que nous avons a!ors vecus ensemble n'a 
pas pu jouer le röle economique, socia! et humain qui doit 
etre le sien. II a fal!u improviser, decider a la häte et au coup 
par coup. Or, c'est ce que nous voulons eviter pour l'avenir 
en ce qui concerne le service de l'emploi. 
Pour eviter toute improvisation, toute demarche non prepa­
ree, !es «inevitables» fausses mesures qui seraient prises 
alors, il faut se doter d'un appareil convenable, pret a 
l'emploi. Nous obtiendrons cet appareil et ne mettrons les 
chances de notre cöte que si vous acceptez d'entrer en 
matiere. Une decision contraire de votre part entrainerait 
des consequences visibles dans au moins trois secteurs. 
Une grande partie de l'activite des bureaux prives de place­
ment continuerait de ne pas etre assujettie aux dispositions 
legales, et on ne comprend pas cette difference de traite­
ment qui est prejudiciable a tous, particulierement aux tra­
vailleurs. Dans le domaine des placements d'associations 
professionnelles et d'utllite publique, des impresarios, des 
conseils en personnel, l'observatlon du marche de l'emploi, 
si necessaire en temps de crise, ne pourrait pas etre assuree 
faute de base legislative. Les dispositions concernant le 
marche de l'emploi, qui preconisent la collaboration entre 
les services publics de placement et les bureaux de place­
ment d'associations professionnelles et d'utilite publique, 
seraient plus difficilement applicables si l'autorisation obli­
gatoire n'etait pas requise. Enfin, un genre recent de place­
ment a fin lucrative, a savoir le conseil en personnel, conti­
nuerait a echapper a la legislation et, par consequent, a la 
reglementation en cause. 
Telles sont les premieres consequences negatives qu'entra1-
nerait une decision de non-entree en matiere. 
Le deuxieme ordre de consequences negatives concerne la 
location de personnel. Sans l'introduction de l'autorisation 
obligatoire, tout le secteur de la location de services conti­
nuerait de ne pas etre soumis a la loi. La porte resterait ainsi 
ouverte aux abus. C'est precisement de ces abus dont il faut 
parler. 
Monsieur Graf, l'OFIAMT n'a jamais publie de liste a ce 
propos, et je peux vous assurer que plus de 35 abus mani­
festes ont ete constates durant la periode allant de 1979 a 
1986, soit environ 200 abus caracteristiques. Nous avons 
tout lieu de croire que leur nombre reel est beaucoup plus 
eleve dans la mesure oü seuls quelques-uns d'entre eux ont 
ete portes par hasard a notre connaissance. Teile est la 
Situation a laquelle il faut porter remede. Engager les 
moyens que nous vous proposons n'est absolument pas 
disproportionne. 
Enfin, les dernieres consequences negatives se rapportent 
au service public de placement. Mise a part la revision que 
nous vous suggerons, il y aurait lieu de rechercher une autre 
base legale au systeme d'information, exploite avec l'aide de 
l'informatique, par la Confederation et les cantons, concer­
nant les demandeurs d'emplois et les places vacantes. Dans 
le domaine des mesures preventives, importantes (soutien 
des mesures de recyclage et de perfectionnement) les 
täches du service public de l'emploi seraient definies peu 
clairement et, qui plus est, privees d'une base legale. 
En resume, le Conseil federal, en vous proposant cette 
revision, n'est pas parti en promeneur solitaire, sans bous· 
sole et sans carte, dans un terrain inconnu. Le Conseil 
federal est en banne compagnie, puisque, a l'exception du 
Parti liberal suisse - et je ne le regretterai jamais assez -
tous les partis politiques ont dit oui a la generalite du projet 
que nous vous soumettons. Ce matin, il taut continuer de 
dire oui, c'est une question de coherence politique et de 
respect de la philosophie de l'economie libre qui nous 
anime. 
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Abstimmung - Vote 

Für den Antrag der Mehrheit (Eintreten) 91 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit (Nichteintreten) 67 Stimmen 

Detailberatung - Discussion par articles 

Titel und Ingress 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Titre et preambuie 
Proposition de fa commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 1 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
(Coutau, Aliesch, Cottet, Dubois, Houmard, Nef, Neuen­
schwander, Pfund) 
Bst. a und c 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Bst. b 
b. eine öffentliche Arbeitsvermittlung, die die Vermittlung 
der bei den Arbeitsämtern in den Kantonen eingeschriebe­
nen Arbeitslosen und von Arbeitslosigkeit bedrohten Arbeit­
nehmer oder solcher, die nach längerem Unterbruch wieder 
eine Erwerbstätigkeit aufnehmen wollen, erleichtert; 

Art. 1 
Proposition de la commission 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 
Minorite 
(Coutau, Aliesch, Cottet, Dubois, Houmard, Nef, 
Neuenschwander, Pfund) 
Let. a etc 
Adherer au projet du Conseil federal 
Let b 
b. D'assurer un service public de l'emploi qui facilite le 
placement des chömeurs et des salaries inscrits aupres des 
offices du travail des cantons qui sont menaces d'un chö­
mage imminent ou qui cherchent a reprendre un emploi 
apres une interruption de longue duree. · 

M. Coutau, porte-parole de Ja minorite: Apres ce vote qui, 
s'il a donne une majorite en faveur de l'entree en matiere, 
montre bien le scepticisme d'un nombre important de nos 
collegues, je me permets de presenter cette proposition de 
minorite qui touche tres exactement le service public. 
A l'article premier, le projet du Conseil federal nous propose 
d'assigner au service public de l'emploi le röle «D'assurer un 
service public de l'emploi efficace qui contribue a creer et a 
maintenir un marche du travail equilibre». Pendant tout le 
debat d'entree en matiere, nous avons a juste titre, moi y 
compris, parle de la protection necessaire des travailleurs 
devant un certain nombre de pourvoyeurs d'emplois sans 
scrupule. La lettre b de l'article premier que je viens de vous 
lire ne correspond pas du tout a cette preoccupation legi­
time. Elle elargit le but de la loi de fac;:on demesuree et, 
M. Darbellay me permettra de le dire, «boursouflee», je le 
maintiens. On ne peut pas imaginer qu'une loi puisse contri­
buer a creer et a maintenir un marche du travail equilibre, ou 
alors c'est une loi qui envahit l'ensemble du marche du 
travail, qui veut reglementer la totalite de ses aspects, et 
c'est precisement ce que le Conseil federal nous dit ne pas 
vouloir. A cet egard, j'ai pris acte avec beaucoup d'interet et 
de reconnaissance des declarations lenifiantes que M. Dela­
muraz, conseiller federal, nous a adressees tout a !'heure 
quant aux intentions qu'il a annoncees sur l'application de 
la loi de fac;:on moderee et liberale. La premiere occasion qui 
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lui est donnee de demontrer cette bonne volonte a l'egard 
d'une application liberale de la loi, c'est de souscrire a cet 
amendement que j'ai presente a la lettre b. Cet amendement 
a un seul et unique objectif, il consiste a ramener le but de la 
loi a l'essentiel et non pas a creer, comme le texte du projet 
le fait, des illusions dans l'ensemble de la population.11 n·est 
pas possible, ni dans notre systeme liberal ni dans un 
systeme etatique elargi, de garantir un marche de l'emploi 
equilibre en permanence. C'est la raison pour laquelle, pour 
eviter toute confusion et toute illusion, je vous demande de 
voter en faveur de la minorite qui redonne cette volonte de 
subsidiarite au placement pubiic par rapport au placement 
prive. On redimensionne l'objectif des offices de placement 
public qui, s'ils ont leur raison d'etre. doivent rester, a titre 
subsidiaire, a la disposition des travailleurs. 
C'est Ja raison essentielle de mon texte, if a ete examine en 
commission et je ne reviendrai pas sur le detail de son 
libelle. II demande simplement, pour que le service public 
intervienne dans le placement, que les chömeurs y soient 
inscrits ou qu'ils soient sur le point d'etre congedies pour 
raison de licenciement massif dont l'employeur doit annon­
cer la realite. Enfin, j'inc!us egalement dans cette possibilite 
de placement par l'office public les personnes qui sont en 
quete d'emploi apres une longue interruption. II s'agit 
essentiellement des handicapes, ou eventuellement des 
femmes mariees qui ont interrompu leur activite profession­
nelle pendant une certaine periode et qui cherchent a 
reprendre un emploi. En approuvant cette proposition de 
minorite, vous redonnerez a l'objectif du service public sa 
veritable dimension et surtout, ce qui me semble indispensa­
ble, vous concretiserez les desirs et les affirmations d'inten­
tion du Conseil federal de laisser au placement public un 
röle essentiellement subsidiaire par rapport au placement 
prive. 

Frau Fankhauser: Zuerst habe ich eine Bemerkung zum 
Vokabular dieser Gesetzgebung zu machen. In Buchstabe c 
postuliert das Gesetz den Schutz der Arbeitnehmer, obwohl 
der Bundesrat selber in der Botschaft vom 26. Februar 1986 
betreffend gleiche Rechte für Mann und Frau in Aussicht 
gestellt hat, er würde geschlechtsneutrale Formulierungen 
wählen. Diese Erkenntnis ist offenbar hier noch nicht einge­
flossen. Daher bitte ich alle Arbeitnehmerinnen, die sich 
betroffen fühlen, zu verstehen, dass sie unter Arbeitnehmer 
immer noch verstanden werden. 
Die Minderheit, angeführt von Herrn Coutau, möchte die 
Tätigkeit der öffentlichen Vermittlung auf die Vermittlung 
der bei den Arbeitsämtern in den Kantonen eingeschriebe­
nen Arbeitslosen und von Arbeitslosigkeit bedrohten Arbeit­
nehmerinnen und Arbeitnehmern beschränken oder solche, 
die nach längerem Unterbruch wieder eine Erwerbstätigkeit 
aufnehmen möchten. Ich bitte Sie: Lassen Sie doch der 
soeben bei der vorliegenden Abstimmung frei gewordenen 
Frühlingsschwalbe die Flügel! Stutzen Sie den Vogel nicht 
so früh! Die Minderheit nimmt mit diesem Antrag dem 
Gesetz bereits im Zweckartikel eine der wichtigsten Grund­
lagen weg. Sie führt auch zu neuen administrativen Schwie­
rigkeiten, wenn jeder und jede, der oder die sich beim 
Arbeitsamt meldet, zuerst nachweisen muss, dass er oder 
sie in die gesetzlichen Kategorien falle. Wollen Sie tatsäch­
lich, dass die Privatvermittlungen das Monopol der Vermitt­
lung aller unproblematischen Fälle haben? Wie stellt sich 
die Minderheit das ganze in der Praxis vor? 
Mit diesem Antrag sind alle Jugendlichen, die Rückwande­
rer und sonstige vorausschauende, vorausplanende und 
verantwortungsbewusste Arbeitnehmerinnen und Arbeit­
nehmer ausgeschlossen. Wir wollen doch die Arbeitslosig­
keit nicht nur bekämpfen, sondern auch verhüten. Deshalb 
können wir die Formulierung des Bundesrates, unterstützt 
durch die Mehrheit der Kommission, nur begrüssen. 
Uns liegt auch etwas daran, international nicht im Abseits 
stehen zu müssen. Das Abkommen Nr. 88 der Internationa­
len Arbeitsorganisation - IAO- verpflichtet uns, eine öffent­
liche, unentgeltliche Arbeitsmarktverwaltung zu unterhal-
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ten. Ich denke, dass solche internationalen Vereinbarungen 
uns doch wichtig genug sein sollten. 
Hat sich die Minderheit auch schon überlegt, wie sozialver­
träglich ihre Konzeption der Arbeitsvermittlung ist? Bei den 
Stellensuchenden geht es in der Regel nicht um den Stärk­
sten in dieser Gesellschaft, sondern eher um Leute. die auf 
dem Arbeitsmarkt ein Federgewicht darstellen. Die Stärke­
ren werden sich nämlich otmehin zu helfen wissen, so will 
es das Spiel von Angebot und Nachfrage in dieser Marktsi­
tuation. 
Ich bitte Sie besonders im Namen der Leute, die Mann und 
Frau im landesüblichen Vokabular «die kleinen Leute» 
nennt. den Antrag der Mehrheit zu unterstützen und die 
Minderheit bachab zu schicken. 

Frau Weber Monika: Ich bitte Sie ganz dringlich, diesen 
Minderheitsantrag abzulehnen. Man kann sich wohl legiti­
merweise fragen, ob der Bund eine öffentliche Arbeitsver­
mittlung unterhalten bzw. sich für die Förderung einsetzen 
soll. Aber dieser Artikel, so wie er von der Minderheit postu­
liert wird, ist ein absoluter Diskriminierungsartikel, und zwar 
deshalb. weil Sie mit diesem Artikel die Arbeitnehmer in zwei 
Kategorien aufteilen: die eine Kategorie umfasst die soge­
nannt Normalen, die andere Kategorie bilden die sogenann­
ten Schwervermittelbaren. Wer dann bei den öffentlichen 
Türen eintritt und nach einer Arbeit sucht, ist nach diesem 
Minderheitsartikel absolut als schwervermittelbar abge­
stempelt. Das müssen wir unbedingt verhindern. 
Deshalb bitte ich Sie in aller Dringlichkeit, diesen Minder­
heitsantrag abzulehnen. 

Reimann, Berichterstatter: Der Minderheitsantrag Coutau 
wurde in der Kommission mit 11 zu 7 Stimmen abgelehnt. 
Der Text des Antrages ist zwar doppelt so lang wie der 
bundesrätliche Vorschlag, sagt aber nur halb soviel aus, das 
heisst, die Minderheit möchte das Ziel dieses Gesetzes ein­
schränken. Zwei wichtige Komponenten des bundesrätli­
chen Vorschlages sind herausgestrichen, nämlich die ver­
langte Leistungsfähigkeit der öffentlichen Arbeitsvermitt­
lung und ein ausgeglichener Arbeitsmarkt als Zielsetzung 
der Arbeitsvermittlung. Auch würde man mit diesem Vor­
schlag die Arbeitsvermittlung auf Arbeitnehmer beschrän­
ken, die bereits ohne Arbeit sind, und auf solche, die unmit­
telbar von Arbeitslosigkeit bedroht werden. Das Gesetz 
möchte aber alle Stellensuchenden ansprechen und so 
auch eine gewisse Präventivwirkung ausüben. Frau Fank­
hauser hat vorhin eine ganze Reihe von Arbeitnehmern 
aufgezählt, welche durch diesen Minderheitsantrag von der 
öffentlichen Arbeitsvermittlung ausgeschlossen würden. 
Ich unterstütze auch das, was Frau Weber über die Diskrimi­
nierung derjenigen, welche auf öffentlichen Arbeitsämtern 
um Arbeit nachsuchen, gesagt hat. 
Die Arbeitsvermittlung ist ja eine der wichtigsten Präventiv­
massnahmen zur Verhinderung von Arbeitslosigkeit. Gerade 
weil die private Arbeitsvermittlung diese Aufgabe nicht über­
all übernehmen kann, sind viele Bereiche, wie zum Beispiel 
auch die Heimarbeiter, auf die öffentliche Vermittlung ange­
wiesen. 
Im übrigen schlagen wir Ihnen in Artikel 35 dieses Gesetzes 
ein wirkungsvolles Instrument für eine öffentliche Arbeits­
vermittlung vor, was auch dem Text von Artikel 1 des bun­
desrätlichen Vorschlages entspricht. Das ist eine der wich­
tigsten Absichten dieser Gesetzesrevision. Wir haben im 
Eintreten auf die Notwendigkeit dieser Verstärkung der 
öffentlichen Arbeitsvermittlung hingewiesen. Auch in einer 
relativ guten Beschäftigungslage müssen wir heute und in 
Zukunft damit rechnen, dass die Umstrukturierung in der 
Wirtschaft weitergeht und dass wir \n Zukunft mit einer 
gewissen Unsicherheit und Instabilität der Arbeitsplätze 
leben müssen. 
Ich bitte Sie deshalb, den Antrag Coutau abzulehnen und 
der Fassung des Bundesrates und der Kommissionsmehr­
heit zuzustimmen. 
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M. DarbelLay rapporteur: Je m'etonne de la proposition de 
minorite venant de M. Coutau. Au fond, on l'a releve, il fait 
deux categories de travailleurs, dont certains pourraient 
avoir recours au service public de l'emploi: ce seraient les 
chömeurs. ies personnes, inscrites aupres des offices. 
menacees d'un chömage imminent et celles qui cherchent a 
reprendre un emploi apres une longue interruption. Je 
pense a toutes !es tracasseries administratives que cela 
provoquerait pour faire la distinction entre ces diverses 
categories de personnes. On reproche a la loi d'etre trop 
tracassiere et on introduirait une disposition qui l'est beau­
coup plus que celles prevues. M. Coutau nous a demande: 
«Comment voulez-vous que !a loi puisse creer et maintenir 
un marche du travail equilibre? La loi ne peut pas remplirce 
röle. Par contre, la lettre b dit: »La presente loi a pour but 
d'assurer un service public de l'emploi efficace qui contri­
bue a creer et a maintenir un marche du travai! equilibree.«. 
A quoi servirait un service public de l'emploi s'il n'etait pas 
efficace et s'il ne contribuait pas a creer et a maintenir un 
marche du travail equilibre? C'est d'une contribution qu'i! 
s'agit et le service public de l'emploi la doit. Je vous invite a 
repousser l'amendement Coutau. 

M. Delamuraz, conseiller federal: Je vois trois raisons suffi­
santes pour suivre la proposition du Conseil federal et de la 
majorite de la commission. La premiere est que la solution 
preconisee par M. Coutau est beaucoup plus restrictive que 
celle que contient l'actuelle loi de 1951. Elle exclut la possi­
bilite de conseiller et de placer des jeunes gens en voie 
d'entrer dans la vie economique par le biais du service 
public, de meme qu'elle exclut les Suisses rentrant de 
l'etranger et, d'une maniere generale, toutes les personnes 
qui, sans etre inscrites dans les registres publics du chö­
mage desirent recourir, en toute liberte, sans aucune exclu­
sion, sans aucune contrainte et sans aucune obligation, au 
service public de l'emploi. II y a donc la une exclusion que 
rien ne peut justifier. 
Deuxiemement, il existe des branches economiques qui ne 
font l'objet d'aucune organisation de service de placement 
prive, les travailleurs a domicile, par exemple. Lorsque, dans 
cette categorie, on recherche un emploi et que l'on a pas de 
possibilite de recourir au placement prive, la formulation 
trop restrictive proposee par M. Coutau rendrait injustement 
impossible le recours au placement public. Vous avouerez 
que cela n'est pas le but que nous voulons atteindre par la 
revision de cette loi. Nous voulons au moins maintenir 
l'acquis de 1951 et ne pas nous trouver en nette regression 
par rapport au droit actuel. 
Enfin, troisieme element, il serait contraire a la Convention 
No 88 de !'Organisation internationale du travail sur l'organi­
sation du marche de l'emploi que de frapper d'exclusion 
aussi categorique que celle qui vous est suggeree ici, les 
demandeurs d'emploi desireux de recourir au service 
public. En depit de cela, j'affirme que dans la formulation du 
Conseil federal le service public demeure bei et bien un 
service subsidiaire. Je constate tout d'abord que le service 
prive, lui, ne fait pas l'objet d'une reglementation detaillee, il 
est donc, dans une tres grande mesure, libre de se manifes· 
ter aupres des interlocuteurs qu'il entend choisir et c'est le 
service public, lui, qui fait l'objet d'une reglementation pre­
cise, qui circonscrit son domaine d'intervention et qui fixe 
les procedures auxquelles il est soumis. II est evident que 
c'est le service regle par des dispositions precises qui es! le 
service subsidiaire par rapport au service prive. Le caractere 
subsidiaire est ensuite demontre par le fait qu'a aucun 
moment il n'y a obligation et il n'y aurait obligation de 
recourir au service public, ni de la part de ceux qui oftrent 
des emplois et qui seraient sommes de les annoncer et de 
les annoncer au service public seulement, ni de la part ~e 
ceux qui recherchent un emploi, a l'exception des cho­
meurs. Si telles dispositions existaient, je reconnais ave? 
vous que le caractere subsidiaire de ce service public ser~it 
tout a fait problematique. Mais precisement, et a contrano, 
parce qu'elles n'existent pas, nous sommes en presence, 
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sans alteration, reellement d'un service qui s'ajoute aux 
services prives, lesquels demeurent les services de base et 
Jes services prioritaires. 

Abstimmung - Vote 

Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art. 2 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 

71 Stimmen 
63Stimmen 

(Houmard, Aliesch, Allenspach, Coutau, Dubois, Nef, Neuen­
schwander, Pfund) 
Abs. 1 
Wer gewerbsmässig im Inland Arbeit vermittelt. . .,. 
Minderheit 
(Pfund, Aliesch, Allenspach, Dubais, Houmard, Nef, Neuen­
schwander) 
Abs. 2 
Eine Betriebsbewilligung benötigt auch, wer Personen für 
künstlerische und ähnliche Darbietungen vermittelt. 

Art. 2 
Proposition de la commission 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 
Minorite 
(Houmard, Aliesch, Allenspach, Coutau, Dubais, Nef, 
Neuenschwander, Pfund) 
Al. 1 
Pour exercer regulierement en Suisse une actjvite de place­
ment a fin lucrative, qui consiste .... 
Minorite 
(Pfund, Aliesch, Allenspach, Dubais, Houmard, Nef, 
Neuenschwander) 
Al. 2 
Celui qui s'occupe de placer des personnes qui participent a 
des manifestations artistiques ou autres doit egalement etre 
en possession d'une autorisation. 

Abs. 1-AI. 1 
M. Houmard, porte-parole de la minorite: Une forte minorite 
de la commission vous propose une modification a l'arti­
cle 2, alinea premier.11 s'agit en fait de reintroduire la notion 
de «a fin lucrative». 
L'article 9, alinea premier du reglement d'execution relatif a 
la loi sur le service de l'emploi actuellement en vigueur 
mentionne deja des bureaux de placement exen;:ant ce 
metier a fin lucrative, en allemand «gewerbsmässig», alors 
que l'article 2, a l'alinea premier du projet qui nous est 
soumis, ne fait plus mention de cette restriction. 
Par consequent, je vous demande de maintenir cette notion. 
Je pense, en effet, qu'il est necessaire de limiter l'application 
de cette loi aux organismes qui exercent cette activite de 
placement, non seulement de fa9on reguliere, mais encore a 
fin lucrative. Cela limite dejä la portee. 
II existe des organes rattaches ä des organisations profes­
sionnelles, associations d'employes de commerce, sel"Vices 
de placement dans certaines ecoles, qui fonctionnent parfai­
tement bien. lls mettent les demandeurs d'emplois et les 
employeurs en rapport, sans chercher ä en tirer un benefice. 
C'est un systeme simple, qui fonctionne parfaitement. On 
fait parvenir une offre de service ä la centrale, celle-ci la 
transmet ä un employeur, la liaison est etablie et en fait, c'est 
bien l'essentiel. A mon avis, nous ne devons pas alourdir un 
tel systeme. Evitons donc de soumettre une telle organisa­
tion a la loi sur le service de l'emploi. 
En consequence, je vous demande de soutenir la proposi­
tion de minorite et de retenir l'idee que seules les entre­
prises exer9ant une activite de placement a fin lucrative 
soient soumises ä cette loi. 

Mme Deneys: La formulation adoptee a l'article 2, premier 
alinea, par le Conseil federal et la majorite de la commission 
a le merite de l'equite et de la simplicite. Toutes les activites 
de placement sont soumises a autorisation de !'Office canto­
nal du travail. 
Vous savez aussi bien que moi, Monsieur Houmard, qu'il y a 
de nombreuses nuances entre «tout a fait lucratif», «un peu 
lucratif» et «pas lucratif du tout». Pour interpreter le place­
ment a fin lucrative, comme vous le souhaitez, les offices 
cantonaux devraient donc, forcement, examiner l'ensemble 
des activites de placement De plus, ces offices ne feront 
aucune difficulte a donner l'autorisation, lorsqu'ils ont 
affaire a des organisations serieuses et reconnues. 
L'aiinea 2 du meme article est parfaitement justifie, lui aussi, 
face a la proliferation des bureaux de psychologues 
conseiis. Dans ce domaine en particulier, aussi bien !es 
employeurs que les travailleurs ont interet a obtenir une 
certaine garantie de serieux. L'autorisation a requerir 
aupres de !'Office cantonal du travail ne retiendra pas les 
gens valables et competents, mais empechera que des 
employeurs ou des salaries se fassent gruger par des soi­
disant specialistes sans scrupules. L'autorisation sert finale­
ment de faire-valoir aux personnes ou aux entreprises qui 
l'ont obtenue. 
De plus, on etablit ainsi une egalite de traitement entre les 
placeurs prevus a l'alinea premier et des activites de place­
ment plus ou moins deguisees en conseils d'expert de la 
recherche et de la selection sur le marche du travail. 
En conclusion et pour ne pas remonter a la tribune, je vous 
prie de suivre la majorite de la commission et le Conseil 
federal et d'accepter les alineas premier et 2 de l'article 2 
tels qu'ils nous sont proposes. 

Reimann, Berichterstatter: Der Minderheitsantrag Houmard 
wurde von unserer Kommission mit 11 zu 8 Stimmen abge­
lehnt. Die Kommissionsmehrheit geht in ihrer Stellung­
nahme vom verfassungsmässigen Auftrag des Arbeitneh­
merschutzes aus. Dieser Schutz kann nicht nur dann 
gewährt werden, wenn die Vermittlungstätigkeit gewerbs­
mässig erfolgt, sondern er muss die Vermittlertätigkeit ganz­
heitlich erfassen. Das heisst, nicht nur die Vermittlerfirmen, 
sondern in erster Linie die zu vermittelnden Arbeitnehmer 
müssen den gesetzlichen Schutz beanspruchen können. 
In der Kommission wurde auf Missbräuche verwiesen, wel­
che sich vor allem auf die Vermittlung im Ausland beziehen, 
weshalb eine umfassende Kontrolle gerechtfertigt ist. 
Im Namen der Kommissionsmehrheit empfehle ich Ihnen 
deshalb, den Antrag Houmard abzulehnen und dem Vor­
schlag des Bundesrates und der Kommissionsmehrheit zu­
zustimmen. 

M. Darbellay, rapporteur: La proposition de minorite Hou­
mard vise a restreindre l'autorisation aux placeurs qui exer­
cent leur activite dans un but lucratif. Comme on l'a releve, il 
est certaines fois difficile de faire une distinction exacte 
entre ceux qui poursuivent un but lucratif et ceux qui n'en 
poursuivent pas. En outre, le probleme essential qui se pose 
ici est celui de la qualification des personnes qui s'occupent 
de placement. Or, cette qualification est necessaire aussi 
bien lorsqu'il s'agit de personnes travaillant avec un but 
lucratif que lorsqu'il s'agit d'organismes d'interet public. On 
a releve egalement que les organismes d'interet public, au 
moment ou ils prouveront qu'ils ont a disposition les per­
sonnes pour assurer un service convenable, n'auront guere 
de peine a obtenir cette autorisation. 
Je vous invite donc a refuser la proposition Houmard. 

M. Delamuraz, conseiller federal: Avec cette exigence d'une 
autorisation cantonale, il s'agit, Monsieur Houmard, encore 
et toujours de proteger le demandeur d'emploi. Que ce 
demandeur d'emploi recoure a une agence, a un service 
gratuit, semi gratuit ou pas gratuit du tout importe peu, ce 
qui compte c'est qu'il soit protege. lntroduire un distinguo 
quant au tarif de ces services entre zero et les services 
payants, c'est introduire une mesure arbitraire et c'est rater 
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une partie du but que nous devons atteindre, celui d'une 
protection generale du demandeur d'emploi et du travailleur 
au sens de l'article constitutionnel, au sens de toute la 
teleologie de cette loi. C'est donc un petit monstre que vous 
proposez d'introduire. II faut l'eviter et rester a une zoologie 
orthodoxe. 

Abstimmung Vote 

Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Abs. 2-AI. 2 

57 Stimmen 
45Stimmen 

Pfund, Sprecher der Minderheit: Ich gehe mit dem Bundes­
rat einig, dass die Vermittlung von Personen für künstleri­
sche und ähnliche Darbietungen nun geregelt werden muss. 
Dies ist zweifellos der Teil des Vermittlungsmarktes, wo 
einiges an Missbräuchen vorkommt. Mein Antrag nimmt 
daher diesen Gesichtspunkt expressis verbis auf. Hingegen 
ist die Unterstellung der Personalberater unter die Bewilli­
gungspflicht, wie sie im neuen Artikel 2 Absatz 2 vorgese­
hen ist, ein unnötiger, ja unter Umständen sogar ein schädli­
cher staatlicher Eingriff. Personalberater vermitteln keine 
Arbeitnehmer, sondern beraten in der Regel Stellensu­
chende oder Mitarbeiter suchende Unternehmen und führen 
vertragswillige Partner zusammen. Kleinere und mittlere 
Unternehmen sind aufgrund der heutigen Ausbildungsviel­
falt immer stärker auf solche Personalberater angewiesen. 
Ihre Unterstellung unter die Bewilligungspflicht mit den 
vorgesehenen sehr restriktiven, bürokratischen und perso­
nellen Voraussetzungen schafft für sie teilweise fast nicht zu 
erbringende Auflagen. Ein guter, seriöser Personalberater 
hat Erfolg dank seiner Qualität. Wer diese nicht hat, scheidet 
von selbst aus diesem Markt aus. Eine Regelung für die 
Personalberater ist darum unnötig. 
Ich bitte Sie, dem Minderheitsantrag, der das Hauptanlie­
gen, der Einbeziehung der künstlerischen und ähnlichen 
Darbietungen, auch aufnimmt, zuzustimmen. 

Seiler: Wir sind hier an einem ganz wesentlichen Punkt 
dieses Gesetzes, ich möchte fast sagen: bei einer Grund­
satzfrage. Es geht hier ganz besonders um die Substanz 
dieses neuen Gesetzes. Es geht darum: Wer soll dieser 
Bewilligungspflicht unterstellt werden und wer allenfalls 
eben nicht? 
Wir haben heute mehrmals gehört. dass das geltende 
Gesetz Schwachstellen hat. Neuere Formen der Arbeitsver­
mittlung werden oder können nicht erfasst werden. Darun­
ter fallen vor allem die jetzt von Herrn Pfund angesproche­
nen Personalberater, was immer auch das heissen mag. 
Diese Personalberater können wegen der engen Definition 
des geltenden Gesetzes der Bewilligungspflicht nicht unter­
stellt werden, obwohl das Bundesgericht anfangs der achtzi­
ger Jahre entschieden hat, dass auch solche Berater 
allenfalls dieser Bewilligungspflicht unterstellt werden 
könnten. 
Die Abgrenzung zwischen Vermittlung und Beratung ist 
ohnehin schwierig auszumachen. Das führt dann eben zu 
Grauzonen. Grauzonen führen auch immer zu Missbräu­
chen, das heisst, dass unqualifizierte Leute dann von der 
Vermittlung, wozu sie eine Bewilligung brauchen würden, 
auf diese Beratung ausweichen und somit ihr Handwerk 
unqualifiziert und ohne Bewilligung ausüben. 
Die Minderheit will nun leider diese Lücke offen lassen. 
Betroffen davon ist nicht nur die Substanz dieses Gesetzes, 
sondern betroffen sind letztlich die Arbeitnehmer, die sol­
chen Leuten dann in die Hände fallen. Ich bitte Sie sehr 
dringend, diese Lücke im geltenden Gesetz zu schliessen. 
Im Namen der CVP-Fraktion beantrage ich Ihnen, der Mehr­
heit zuzustimmen. 

Reimann, Berichterstatter: Die Kommission hat den Minder­
heitsantrag Pfund zu Artikel 2 Absatz 2 mit 9 zu 7 Stimmen 
abgelehnt. 
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Herr Seiler hat.soeben auf die Lücken des geltenden Geset­
zes aufmerksam gemacht. Die bisherigen Erfahrungen 
haben gezeigt, dass die Möglichkeit, sich durch eine andere 
Namensgebung dem Gesetz zu entziehen, relativ gross ist 
Es gibt auch entsprechende Beispiele, wo die Bewilligung 
für die Personalvermittlung entzogen wurde und der Fehl­
bare nachher auf Personalverleih «umgestiegen» ist. Vor 
allem die Personalberatung greift in der Regel auch in die 
Personalvermittlung ein. 
Wenn wir diese Tätigkeit der Bewilligungspflicht entziehen, 
schaffen wir-wie bereits gesagt wurde- eine Grauzone, die 
der Kontrolle entgleitet. Damit schaffen wir aber auch die 
Grundlage zu zweierlei Recht 
Aufgrund der bisherigen Erfahrungen und im Interesse der 
Missbrauchsbekämpfung bitte ich Sie, den Antrag der Min­
derheit Pfund abzulehnen und dem Bundesrat und der 
Kommissionsmehrheit zuzustimmen. 

M. Darbellay, rapporteur: II s'agit de determiner qui est sujet 
a autorisation et qui ne l'est pas. La proposition de la 
minorite tend a soustraire a cette autorisation les bureaux­
conseils pour la recherche reguliere et la selection des 
parties contractantes. 
Cette proposition rencontre deux objections. Premierement, 
il est tres difficile de faire une distinction precise entre les 
bureaux de placement et les bureaux-conseils. Deuxieme­
ment, ces dernieres annees, ces bureaux-conseils ont proli­
fere et pas toujours d'une maniere tres judicieuse. 
II s'agit aujourd'hui de faire la distinction entre les bureaux 
serieux et ceux qui ne presentent pas cette qualite. Le fait de 
les soumettre a autorisation peut etre considere comme une 
garantie de bonne qualite. 
Je vous invite par consequent a refuser la proposition de 
minorite. 

M. Delamuraz, conseiller federal: Exclure de la loi !es 
conseils en personnel, les bureaux-conseils, comme le pro­
pose M. Pfund, cree une lacune qui, dans l'etat actuel des 
choses, serait importante, compte tenu du recours croissant 
qui existe, en matiere de placement, a ces institutions. Cela 
creerait. a l'avenir, une plus grande lacune, car il est bien 
evident que l'on profiterait de cette lacune pour s'intituler 
«conseil en personnel» et ainsi, indüment, echapper a la 
necessaire rigueur de la loi. Cela creerait un etat d'incerti­
tude, un large decouvert dans la protection du demandeur 
d'emploi. 
II ne faut donc pas prendre une teile decision mais bien 
suivre la proposition du Conseil federal. 

Abstimmung - Vote 

Für den Antrag der Minderheit 
Für den Antrag der Mehrheit 

Abs. 3 bis 5 - Al. 3 a 5 
Angenommen - Adopte 

Art. 3 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs. 2 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 

55 Stimmen 
57 Stimmen 

(Aliesch, Allenspach, Coutau, Dubois, Houmard, Nef, Neuen­
schwander, Pfund) 
Bst. b 
Streichen 
Abs. 3 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
(Houmard, Aliesch, Allenspach, Cottet, Coutau, Dubois, Nef, 
Neuenschwander, Pfund) 
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Die Bewilligung zur Auslandvermittlung wird erteilt, wenn 
die Bedingungen der Absätze 1 und 2 erfüllt sind und wenn 
feststeht, dass die für die Leitung verantwortliche Person 
ausreichende Kenntnisse über die Verhältnisse in den 
entsprechenden Staaten besitzt. 
Abs. 4 
Die Bewilligung für Arbeitsvermittlungsstellen beruflicher 
und gemeinnütziger Institutionen wird erteilt, wenn die Vor­
aussetzungen der Absätze 1 Buchstabe c. 2 und 3 erfüllt 
sind. 

Art. 3 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al. 2 
Ma/orite 
Adherer au projet du Conseil federal 
Minorite 
(Aliesch, Allenspach, Coutau. Dubois, Houmard, Nef, 
Neuenschwander, Pfund) 
Let. b 
Biffer 
Al. 3 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 
Minorite 
(Houmard, Aliesch, Allenspach, Cottet. Coutau. Dubois. Nef, 
Neuenschwander. Pfund) 
.... sont remplies et qu'il est etabili que la personne qui 
assume la direction du bureau de placement connait suffi­
samment les conditions existant dans les pays en question. 
Al. 4 
L'autorisation est de!ivree aux bureaux de p!acement d'insti­
tutions professionne!les et d'utilite publique lorsque les 
conditions des a!ineas 1, lettre c. 2 et 3 sont remp!ies. 

Abs. 1 -Al. 1 
Angenommen - Adopte 

Abs. 2-AI. 2 
Aliesch, Sprecher der Minderheit: Was regelt überaupt die­
ser Artikel 3? Er umschreibt die Voraussetzungen, die ein 
Betrieb erfüllen muss. wenn er auf dem Gebiet der Arbeits­
vermittlung tätig sein will. 
Namens der Kommissionsminderheit beantrage ich Ihnen, 
den Buchstaben b des Absatzes 2 von Artikel 3 zu streichen. 
Hier verfangt der Gesetzesentwurf, dass die für die Arbeits­
vermittlung verantwortlichen Personen eine fachgerechte 
Vermittlung gewährleisten müssen. Auf den ersten Blick ist 
das eine Selbstverständlichkeit; es sollte doch selbstver­
ständlich sein - meinen wir alle-, dass eine Arbeitsvermitt­
lung fachgerecht erfolgt und dass die Leiter von privaten 
Arbeitsvermittlungsbetrieben ihre Vermittlungstätigkeit 
kompetent und fachgerecht ausüben. Diese Voraussetzung 
muss bei einem privaten Arbeitsvermittlungsbüro erfüllt 
sein. Das meinen der Bundesrat und die Kommissionsmehr­
heit, und diese Auffassung teilt auch die Kommissionsmin­
derheit. Die Notwendigkeit der fachlichen Kompetenz eines 
Arbeitsvermittlers ist für uns etwa gleich selbstverständlich 
wie unsere Meinung, dass zum Beispiel ein Garagenchef in 
einem autogewerblichen Betrieb nicht nur etwas, sondern 
sehr viel von Autoreparaturen verstehen muss. In dieser 
Beziehung bestehen zwischen der Kommissionsmehrheit 
und -minderheit überhaupt keine unterschiedlichen Auffas­
sungen. 
Wir sind dagegen der Ueberzeugung, dass das Erfordernis 
einer fachgerechten Vermittlung nicht als Voraussetzung für 
die Erteilung einer Bewilligung gelten darf. Dies ganz ein­
fach deshalb, weil man damit das Ziel, nämlich die Gewähr­
leistung einer fachgerechten Arbeitsvermittlung, gar nicht 
erreichen kann. Angesichts der Vielfalt der privaten Arbeits­
vermittlung wären die Arbeitsämter in den Kantonen -diese 
sind für die Aufsicht zuständig - gar nicht in der Lage, die 
fachlichen Voraussetzungen der Leiter von Arbeitsvermitt-
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lungsbetrieben zu prüfen. Die private Arbeitsvermittlung, die 
durch dieses Gesetz erfasst wird wir sprechen hier nicht 
von Personalverleih und von Temporärarbeit -, umfasst 
nämlich sehr verschiedene Betriebe. Es kann sich um eine 
Agentur zur Vermittlung von Musikern handeln; ein anderer 
Betrieb vermittelt Handwerker oder kaufmännische Mitar­
beiter. Das Spektrum privater Arbeitsvermittlung geht vom 
Pro-Juventute-Kreissekretariat bis zum Personalberatungs­
büro für höchstqualifizierte Manager. Neu dem Gesetz 
unterstellt sind nach Ihren bisherigen Beschlüssen und bei 
teilweise sehr schlechter Präsenz - beispielsweise auch die 
Arbeitsvermittlungsstellen von beruflichen und 
zigen Institutionen. Angesichts dieser Vielfalt können für die 
Prüfung der fachlichen Qualifikation gar keine objektiven 
und administrativ einfach überprüfbaren Voraussetzungen 
gefunden werden. Das ist schlicht ein Ding der Unmöglich­
keit. Damit aber öffnen wir der Parteilichkeit und der Willkür 
Tür und Tor. Wir verpflichten die Kantone zu einem admini­
strativen Aufwand, um nicht zu sagen Leerlauf, ohne dass 
der Missbrauch verhindert wird. Gerade diese Missbrauchs­
bekämpfung sollte das Ziel der neuen Regelung sein. 
Eine korrekte private Arbeitsvermittlung erreichen wir nicht 
mit Bewilligungsvoraussetzungen, die gezwungenermassen 
subjektiv sind, sondern nur mit klaren. präzisen, objektiven, 
praxisgerechten und auch vollziehbaren Gesetzesbestim­
mungen. Solche objektiven Bewilligungsvoraussetzungen 
finden wir in diesem Artikel 3 in der Tat. Neu gegenüber dem 
bisherigen Gesetz wird für die Bewilligungserteilung bei­
spielsweise die Voraussetzung verlangt, dass ein Arbeitsver­
mittlungsbetrieb im Schweizerischen Handelsregister einge­
tragen sein muss. Allein schon dadurch wird verhindert, 
dass eine x-beliebige Person, zum Beispiel unterbeschäf­
tigte Hausfrauen oder arbeitslose Handwerker, wie das in 
der Kommission erwähnt wurde, einen Vermittlungs­
«Betrieb» eröffnet. Hierzu kommen weitere objektive Bewil­
ligungsvoraussetzungen, aber auch die in Artikel 7 klar und 
deutlich umschriebenen Pflichten des Vermittlers. 
Würde nun ein Vermittler solche Auflagen - Bewilligungs­
voraussetzungen und -pflichten - missachten, so kann ihm 
gemäss Artikel 5 die Bewilligung entzogen werden, und dies 
soll in diesen Fällen die Bewilligungsbehörde auch tun; 
denn wir wollen keine Missbräuche aufkommen lassen. Die 
wenigen «schwarzen Schafe» schaden nämlich hier wie 
anderswo der ganzen Branche und der Mehrheit, die sich 
korrekt verhält. 
Mit unserem Streichungsantrag wollen wir also nicht den 
Zugang zur privaten Arbeitsvermittlung erleichtern oder gar 
die fachliche Qualität der Vermittlung vermindern, im 
Gegenteil. Wir wollen eine Gesetzesarbeit, die in der Praxis 
hält, was sie verspricht. 
Ich bitte Sie darum, der Kommissionsminderheit zuzustim­
men und Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b zu streichen. 

Eggli-Winterthur: Ich bin Herrn Aliesch dankbar. dass er 
erklärt hat. es gehe der Minderheit um das gleiche wie der 
Mehrheit, nämlich um die fachgerechte Vermittlung. Wenn 
das Gesetz nun die fachgerechte Vermittlung vorschreibt, so 
verstehe ich eigentlich die Minderheit nicht, dass sie diesen 
Absatz b streichen will. Es muss doch eine absolute Voraus­
setzung sein, dass ein Vermittler - mindestens der Leiter -
etwas versteht vom Arbeitsrecht, von den Branchenverhält­
nissen usw. Es ist nicht umsonst so, dass die Bühnenkünst­
ler separate Vermittlungsbüros haben, sondern das ist 
genau aus dem Grunde so, weil diese Leute fachgerecht 
beraten müssen, also mit dem entsprechenden Arbeitsmarkt 
und den Lohn- und Arbeitsbedingungen vertraut sein müs­
sen. Genau dasselbe gilt für die übrigen Vermittler. 
Wenn Herr Aliesch meint, dass wir das gleiche wollten. er 
aber die Anforderung, dass jedermann diese Vermittlung 
fachgerecht vollziehen könne, als Selbstverständlichkeit 
betrachtet, so könnte er auch dem Mehrheitsantrag zustim­
men und seinen Antrag zurückziehen. 
!eh möchte darauf hinweisen, dass dieser Artikel nicht nur 
dem Schutz des Arbeitnehmers, sondern auch dem Schutz 
des Arbeitgebers vor unsachgerechten Vermittlungen dient. 
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Hier sind die Arbeitnehmer und Arbeitgeber wieder einmal 
im gleichen Boot Beide Seiten sollten Wert auf solche 
guten Vermittlungsbüros legen, die auch eine fachgerechte 
Vermittlung garantieren. Man soll nicht irgendwelchen Leu­
ten, die zuerst Erfahrungen und Kenntnisse sammeln müs­
sen. die Möglichkeit geben, eine solche Firma zu leiten. 
Ich bitte Sie daher, der Mehrheit zuzustimmen. 

Reimann, Berichterstatter: Herr A!iesch beantragt mit der 
Minderheit der Kommission die Streichung von Artikel 3 
Absatz 2 Buchstabe b. Dieser Absatz verlangt, dass die für 
die Leitung von Arbeitsvermittlungsbetrieben verantwortli­
chen Personen eine fachgerecht& Vermittlung gewährlei­
sten müssen. Der Streichungsantrag wurde in der Kommis­
sion mit 12 zu 8 Stimmen abgelehnt. 
Diese Gesetzesbestimmung ist aber nicht ganz neu. Bereits 
das geltende Gesetz enthält als Bedingung für die Bewilli­
gung die Bestimmung, dass die für die Leitung der Arbeits­
vermittlungsstelle verantwortliche Person Gewähr bietet, für 
eine berufliche und moralisch einwandfreie sowie der allge­
meinen Arbeitsmarktpolitik entsprechende Vermittlungstä­
tigkeit. Man kann also nicht sagen, man schaffe hier neu 
etwas Unannehmbares, im Gegenteil' die bisherige Formu­
lierung ist bezüglich persönlicher Voraussetzungen eher 
noch anspruchsvoller als der Vorschlag in der Revisionsvor­
lage. 
Neu wird lediglich eine fachgerechte Vermittlung verlangt. 
Es geht mir wie Herrn Eggli: ich kann nicht begreifen, 
weshalb Herr Aliesch, der ja auch für eine gute Vermittlungs­
tätigkeit einsteht, diesen Streichungsantrag gestellt hat. 
Gerade aus den Erfahrungen in der Vergangenheit muss der 
Schluss gezogen werden, dass es notwendig ist, gewisse 
minimale personelle Voraussetzungen für die Erteilung der 
Bewilligung zu verlangen. Es kommt immer wieder vor, dass 
unqualifizierte Leute, ohne dazu die geringsten Vorausset­
zungen zu haben, in das Vermittlergeschäft einsteigen wol­
len. Mit einer solchen unqualifizierten Vermittlung ist weder 
dem Arbeitgeber noch dem Arbeitnehmer gedient. 
Deshalb bitte ich Sie, den Antrag der Minderheit Aliesch 
abzulehnen und dem Bundesrat und der Kommissionsmehr­
heit zuzustimmen. 

M. Darbellay, rapporteur: Je serai tres bref puisque la 
phrase incriminee se defend par elle-meme. 
Un des buts essentiels de l'autorisation est la qualite du 
service, et meme les auteurs de la proposition de minorite 
l'acceptent. Des lors, pourquoi supprimer cette phrase que 
je lis: «L'autorisation est accordee lorsque l'entreprise 
garantit un service de placement satisfaisant aux regles de 
la profession.» Qui voudrait d'un service de placement qui 
ne satisfasse pas aux regles de la profession? 

M. Delamuraz, conseiller federal: Je vous ferai taut d'abord 
remarquer que le projet tel qu'il vous est soumis va moins 
loin que la loi actuelle, qui date de 1951, sur ce point ainsi 
que sur d'autres d'ailleurs. 
Nous sommes tous d'accord quant au but. Le röle du pla­
ceur est un röle important, il represente une charge de 
responsabilites a l'egard de l'employeur comme a l'egard de 
l'employe et l'engagement dans ces fonctions de charlatans 
n'est reellement pas souhaitable pour le marche du travail 
dans son ensemble et, en particulier, pour ceux qui recou­
rent a ces placeurs. lmaginer que la selection naturelle 
s'opere et que nous puissions travailler dans une !arge 
confiance me para1t utopique. En effet, si nous biffions cette 
exigence, l'autorite cantonale n'aurait plus aucun autre rem­
part que celui de la citoyennete suisse et des bonnes 
moeurs pour eviter de delivrer une autorisation. N'importe 
qui des lors pourrait se prevaloir d'une teile autorisation, 
avec toute l'officialisation qu'elle comporte, avec toute la 
caution officielle qu'elle represente. L'autorite qui octroie 
les autorisations doit avoir la possibilite de refuser, pour des 
raisons de manque de qualification, de les delivrer. Rassu­
rez-vous, il ne s'agit pas de creer un corps d'exigences pour 
le metier de placeur, il ne s'agit pas d'instituer des examens 
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ecrits ou oraux, il s'agit simplement de pouvoir verifier, sans 
arbitraire, un niveau minimum de connaissances et d'apti­
tudes permettant ä tel ou tel placeur de faire du placement 
commercial, en sachant ce qu'il fait et en meritant par 
consequent l'autorisation. Le reste serait veritablement 
superflu, mais bitter cela et laisser les choses decidement 
trop au hasard, nous ne pouvons pas le faire. 

Abstimmung - Vote 

Für den Antrag der Minderheit 
Für den Antrag der Mehrheit 

Abs. 3-AI. 3 

56 Stimmen 
75Stimmen 

M. Houmard, porte-parole de la minorite: Les conditions a 
remplir pour obtenir l'autorisation d'exercer une activite de 
placement interessant l'etranger sont reglees a l'article 3, 
alinea 3. Cette disposition prevoit que les personnes respon­
sables de la gestion doivent apporter la preuve qu'e!les ont 
des connaissances suftisantes sur les conditions de travail 
et de vie ainsi que sur les dispositions sur l'immigration et 
l'exercice d'une activite lucrative dans les pays ou elles 
desirent placer des demandeurs d'emploi et enfin sur le 
droit suisse concernant les etrangers, la legislation regissant 
le placement dans les pays etrangers dans lesqueis les 
demandeurs d'emploi desirent etre places ou d'ou ils pro­
viennent. 
La minorite de la commission vous propose d'une part 
d'alleger cet article et d'autre part de regler le probleme des 
competences, En effet, dans la version de la minorite, on 
met l'accent de la responsabilite sur la direction du bureau 
de placement. II est preferable en effet, a notre avis, d'exiger 
de la direction de l'office de placement de maitriser le 
probleme du placement interessant l'etranger plutöt que de 
demander que ces conditions soient remplies par les 
employes de l'office, II est effectivement plus difficile de 
verifier les competences des personnes responsables. 
Celles-ci changent au cours des annees alors que l'office de 
placement beneficie encore de l'autorisation d'exercer son 
metier, En revanche, en exigeant que la direction de l'office 
domine le probleme du placement a l'etranger, on lie direc­
tement l'autorisation de pratiquer aux connaissances 
requises par la loi. Enfin, le detail des applications sera 
certainement l'affaire du decret d'application. 
Je vous dernande donc de soutenir notre proposition de 
minorite. 

Stappung: Die Vorlage des Bundesrates beinhaltet nichts 
Neues. Es handelt sich um die Fortschreibung bisherigen 
Rechtes. Die gegenwärtig noch geltende Regelung hat sich 
übrigens bestens bewährt. In der Praxis bestanden bisher 
überhaupt keine Probleme. Administrativ sind die Auflagen, 
die an einen Vermittler von Personal ins Ausland gestellt 
werden, ohne namhafte Umtriebe zu bewältigen. Es ist nach 
Auffassung der Kommissionsmehrheit wichtig, dass Leiter 
von Unternehmungen, die gewerbsmässig Personal an Stel­
len ins Ausland vermitteln, die Verhältnisse im fraglichen 
Land kennen. Diese Personen müssen auch über die ein· 
schlägigen Gesetze betreffend die Einreise sowie die Auf­
nahme einer Erwerbstätigkeit in diesen Staaten Bescheid 
wissen. Sie müssen über Kenntnisse des schweizerischen 
Ausländerrechtes verfügen. 
Fehlen diese Voraussetzungen, besteht die Gefahr, dass 
unrichtige oder sogar falsche Auskünfte und Informationen 
vermittelt werden. Es ist schlicht nicht dasselbe, ob eine 
Vermittlung nach Südamerika, nach Afrika oder in einen 
europäischen Staat oder innerhalb der Schweiz erfolgt. Für 
den Arbeitnehmer ist es wichtig, dass er beispielsweise über 
die zum Teil recht grossen Unterschiede im sozialen Vers(­
cherungsbereich kompetent beraten und auf Besonderhe1· 
ten hingewiesen wird. Ist dies nicht der Fall, kann es zu 
Schäden führen, die weittragend und oft nicht wiedergutzu­
machen sind. 
Zur Illustration verweise ich auf ein Beispiel aus der Praxis: 
Viele Schweizer wohnen mit ihren Ehefrauen bzw. mit ihren 
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Familien im Ausland, wo sie für einen Schweizer Arbeitge­
ber tätig sind. Da sie den Lohn vom Arbeitgeber in der 
Schweiz beziehen und somit AHV-versichert sind. nehmen 
sie in guten Treuen an, dass die Ehefrau wie in der Schweiz 
automatisch mitversichert ist. Dem ist jedoch nicht so. Auf­
grund von falschen Auskünften haben es viele Ehefrauen 
von im Ausland tätigen Arbeitnehmer unterlassen, sich bei 
der AHV übrigens nach Gesetz freiwillig - zu versichern. 
Was solche Unterlassungen für Folgen haben können, muss 
ich Ihnen nicht detailliert darlegen. Denken Sie zum Beispiel 
an den lnvaliditätsfall einer aus Unkenntnis nicht versicher­
ten Person. Unser Rat hat sich mit dieser.Frage vor einiger 
Zeit auseinandergesetzt und die Möglichkeit einer zeitlich 
befristeten Nachversicherung geschaffen. Dieses Beispiel 
könnte vermehrt werden. Bei der Vermittlung ins Ausland ist 
eine potentiell höhere Gefährdung vorhanden. Mit dem zur 
Beratung stehenden Artikel 3 Absatz 3 soll dieser höheren 
Gefährdung Rechnung getragen werden. 
Ich wiederhole, dass der Bundesrat materiell nichts Neues 
vorschlägt. Es besteht daher überhaupt kein Grund. auf 
etwas, das sich in allen Teilen bestens bewährt hat, zu 
verzichten und zu versuchen, das Rad zurückzudrehen. 
Ich bitte Sie somit, den Antrag von Herrn Houmard abzuleh­
nen und dem Antrag der Kommissionsmehrheit respektive 
dem Antrag des Bundesrates zuzustimmen. 

Reimann, Berichterstatter: Herr Houmard hat bereits in der 
Kommission einen Abänderungsantrag zu Artikel 3 Absatz 3 
gestellt. Die Kommission konnte zu diesem Antrag nicht 
Stellung nehmen, weil Herr Houmard diesen Antrag zurück­
gezogen hatte. Hingegen wurde der Parallelantrag zu Arti­
kel 13 beim Personalverleih von Herrn Houmard wieder 
gestellt und von der Kommission mehrheitlich abgelehnt. 
Absatz 3 zu Artikel 3 regelt die Voraussetzungen, die für die 
Erteilung der Bewilligung bei Auslandvermittlung erfüllt sein 
müssen. Herr Houmard verlangt jedoch mit seinem Antrag 
für die Auslandbewilligung lediglich, dass die normalen 
Bedingungen, wie sie für die lnlandvermittlung gelten, 
erfüllt sein müssen. Die einzige zusätzliche Bedingung, die 
er für die Auslandvermittlung stellt, sind ausreichende 
Kenntnisse des Vermittlungspersonals über die Verhältnisse 
in den entsprechenden Staaten. Der Gesetzesentwurf ver­
langt vor allem auch Kenntnisse über die gesetzlichen 
Bestimmungen und rechtlichen Anforderungen, über die 
das Vermittlungspersonal nebst den Kenntnissen der Ver­
hältnisse und der Lebensbedingungen in diesen Ländern 
verfügen muss. Herr Stappung hat soeben auf die Folgen im 
Falle von Unkenntnis hingewiesen. Im übrigen entspricht 
der Gesetzestext der bisherigen Praxis, wie sie aufgrund der 
Verordnung zur Anwendung kam. 
Ich empfehle Ihnen deshalb, den Antrag von Herrn Houmard 
abzulehnen und der Kommissionsmehrheit zuzustimmen. 

M. Darbellay, rapporteur: La proposition Houmard apporte 
une simplification evidente de l'alinea 3 de l'article 3. Elle 
contient cependant aussi deux modifications de fond. Elle 
remplace «les personnes responsables de la gestion» par 
«la direction», Or, il me semble important que puissent 
repondre de leurs activites et avoir les connaissances vou­
lues, les personnes qui s'occupent de la gestion, qui en sont 
responsables et pas forcement un lointain directeur. 
Je souleve une autre difference: la proposition du Conseil 
federal parle des activites de placement interessant l'etran­
ger. Cela veut dire que ces placements peuvent se faire dans 
deux sens. On peut placer en Suisse des personnes qui 
viennent de l'etranger et on peut placer a l'etranger des 
personnes suisses. Or, dans la proposition Houmard, nous 
ne retrouvons que la premiere de ces possibilites puisque 
l'on dit que les directeurs de bureau de placement doivent 
conna1tre les conditions existant dans les pays en question, 
donc dans les pays etrangers. On ne parle pas du tout de la 
c9nnaissance du droit suisse, ce qui est contenu a l'alinea 3, 
lettre c, du projet, ou l'on dit que «les personnes responsa­
bles de la gestion doivent conna1tre suffisamment le droit 
suisse concernant les etrangers». 
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Je vous invite donc a voter avec la majorite. 

M. Delamuraz, conseiller federal: La minorite peut avoir de 
bonnes inspirations parfois. En l'occurrence, le Conseil 
federal peut se rallier a la formule qu'elle nous propose dans 
le dessein d'alleger le dispositif de la loi et sans mettre en 
peril l'essentiel. 

Abstimmung - Vote 

Für den Antrag der Minderheit 
Für den Antrag der Mehrheit 

Abs. 4-AI. 4 
Angenommen - Adopte 

60Stimmen 
70 Stimmen 

Hier wird die Beratung dieses Geschäftes unterbrochen 
Le debat sur cet objet est interrompu 

Schluss der Sitzung um 12.30 Uhr 
La seance est levee a 12 h 30 
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Art. 4 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
(Pfund, Aliesch, Allenspach, Cottet, Coutau, Dubois, Hou­
mard, Nef, Neuenschwander) 
Die Bewilligung wird unbefristet erteilt. Sie kann jedoch 
entzogen werden. 
Abs. 2 bis 5 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 4 
Proposition de /a commission 
Al. 1 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 
Minorite 
(Pfund, Aliesch, Allenspach, Cottet, Coutau, Dubois, Hou­
mard, Nef, Neuenschwander) 
L'autorisation est delivree pour une duree indeterminee. Elle 
peut cependant etre retiree. 
Al. 2 a 5 
Adherer au projet du Conseil federal 

Abs. 1-AI. 1 
Pfund, Sprecher der Minderheit: Auch wenn sich der Rats­
saal bereits am Morgen früh entleert hat, möchte ich Ihnen 
meinen Minderheitsantrag begründen. 
Artikel 3 regelt die Voraussetzungen, die für eine Betriebs­
bewilligung verlangt werden, und zwar in einer sehr restrikti­
ven Art. Wenn diese Voraussetzungen dann einmal erfüllt 
sind, ist absolute Gewähr für eine gute, seriöse und für den 
Arbeitnehmer sichere Vermittlung geboten. Dazu kommt, 
dass in Artikel 5 der Entzug der Bewilligung angedroht wird 
für wiederholte und schwerwiegende Verstösse gegen die 
Bestimmungen des AVG. Wenn darum im Rahmen der erst­
maligen Erteilung der Betriebsbewilligung nach Artikel 3 
eine Ueberprüfung auf Herz und Nieren nach den sehr 
restriktiven Bestimmungen vorgenommen wurde und ande­
rerseits die Möglichkeit des Entzuges nach Artikel 5 besteht, 
ist doch eine provisorische Erteilung der Bewilligung für ein 
Jahr und eine jeweilige Erneuerung für lediglich fünf bis 
zehn Jahre absolut überflüssig. Diese Bestimmung macht 
mit der Befristung der Bewilligungen und der jeweiligen 
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Ueberprüfung VQr der Erneuerung die Arbeitsvermittlungs­
und Personalverleihfirmen praktisch zu staatlich konzessio­
nierten Betrieben. 
Sollte nun allenfalls eingewendet werden, dass eine solche 
Ueberprüfung bei klagloser Tätigkeit für die Erneuerung 
fallengelassen werden könnte, dann wäre eigentlich der 
Beweis erbracht, dass Bewilligungs- und Entzugsbestim­
mungen absolut genügen. Dazu kommt, dass mit dem in der 
Kommission unbestrittenen Zusatz von Absatz 2 im Artikel 5 
eine jederzeitige Ueberprüfung möglich ist. Eine Befristung 
der Bewilligung ist darum überflüssig, und es entfällt einer 
der gewichtigsten Punkte, die uns zur Qualifikation «Miss­
trauensgesetz» geführt haben. 
Ich bitte Sie, dem Minderheitsantrag zuzustimmen. 

Frau Fankhauser: in der Kommission habe ich den genau 
entgegengesetzten Antrag gestellt. Wir wurden in die Min­
derheit versetzt, genau wie Herr Pfund. Ich bitte Sie, beim 
Antrag des Bundesrates und der Kommission zu bleiben. 
Das Internationale Abkommen 96 sieht eine viel straffere 
Praxis der Erneuerung der Bewilligung vor, als sie vom 
Bundesrat vorgeschlagen wird. Der Bundesrat ist bereit, 
sich mit seinem Antrag am Rande der internationalen Nor­
men zu bewegen - und Herr Pfund und die Minderheit daher 
noch viel mehr. 
Ich rekapituliere: Wir haben hier eine Gesetzgebung als 
Schutz von Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen und 
auch als Schutz für Arbeitsuchende. Die Aussicht auf eine 
fällige Erneuerung der Bewilligung hat eine prophylaktische 
Wirkung. Wir leben heutzutage in einer sehr schnellebigen 
Zeit. Die Bedingungen ändern sich rasch. Es wäre ein 
schlechter Schutz der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh­
mer, wenn die Bewilligung erst nach Missbrauch entzogen 
werden müsste. Wer gesetzeskonform arbeitet und vermit­
telt, muss überhaupt nichts befürchten. Wichtig ist nach wie 
vor der Schutz der Arbeitsuchenden. 
Wenn man von Misstrauen zu gutmeinenden Institutionen 
spricht, denke ich, dass wir hier in diesem Saal auch stipu­
liert haben, dass Arbeitslose zweimal pro Woche stempeln 
und fleissig Bewerbungen nachweisen müssen, um zu 
begründen, dass sie arbeitslos sind. Im Gleichgewicht der 
Verpflichtungen ist es überhaupt keine Zumutung für diese 
Arbeitsvermittlungsstellen, einer regelmässigen Bewilli­
gungspflicht unterstellt zu werden. 
Ich bitte Sie, den Antrag der Mehrheit der Kommission und 
des Bundesrates zu unterstützen. 

Allenspach: Wir haben durch Mehrheitsbeschluss in Arti­
kel 2 nicht nur die gewerblichen Stellenvermittlungen der 
Bewilligungspflicht unterstellt, sondern auch die Stellenver­
mittlungen der Schulen, der höheren Lehranstalten, der 
Studentenschaften, die Stellenvermittlungen der karitativen 
und gemeinnützigen Organisationen, die Stellenvermittlun­
gen der Hilfswerke und der kirchlichen Institutionen, die 
Stellenvermittlungen der beruflichen Fachverbände, der 
landwirtschaftlichen Selbsthilfeorganisationen usw. Wir 
sollten uns deshalb bemühen, diese Bewilligungspflicht ein­
fach und miliztauglich auszugestalten. Doch was tun wir? 
Wir sind daran, ein höchst bürokratisches Gesetz zu konzi­
pieren und diese Institutionen, die ich aufgezählt habe, 
höchst bürokratischen Regeln zu unterwerfen. Sie müssen 
vorerst einmal um eine Art Probebewilligung nachsuchen. 
Ein Jahr später müssen sie erneut um eine Bewilligung 
anstehen, fünf Jahre später möglicherweise noch einmal 
usw. Was passiert, wenn diese vielfach ehrenamtlichen Stel­
lenvermittlungen von Schulen, gemeinnützigen Organisatio­
nen usw. einmal vergessen, rechtzeitig die Bewilligung ein­
holen? Dann werden sie mit Bussen bis zu 20 000 Franken 
bestraft. So will es das Gesetz. 
Warum muss man eine Person oder eine Institution, die man 
für würdig und fähig befunden hat, diese ausserordentlich 
schwierige Aufgabe der Stellenvermittlung einwandfrei 
durchzuführen, mit ständiger Bewilligungserneuerung am 
kurzen Gängelband führen? Wegen des Schutzes des Ver­
mittelten, wird der Kommissionspräsident einwenden. Es 
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gibt noch andere Berufe, die einer Berufsausübungsbewilli­
gung bedürfen: zum Beispiel der Arzt, der Apotheker, der 
Drogist der Rechtsanwalt vor Gericht usw. Müssen nun 
auch für diese die Bewilligungen alle fünf Jahre erneuert 
werden? Müssen auch diese einschränkende Bestimmun­
gen auf sich nehmen? Selbstverständlich nicht! Haben aber, 
Herr Präsident, die Patienten oder die Rechtsuchenden 
nicht auch Schutzbedürfnisse; müsste man dann auch bei 
diesen Berufen die Bewilligung alle fünf Jahre erneuern? 
Gedenken Sie, solches unter dem Titel Schutz des Patienten 
und Schutz des Rechtsuchenden inskünftig sogar zu bean­
tragen? 
Geben wir doch hier die Bewilligung solange, als die 
Arbeitsvermittlung fraglos arbeitet. Dieses Prinzip wenden 
wir bei den anderen Berufen an; wir sollten es auch hier 
anwenden. es sei denn. man nehme an. dass die Arbeitsver­
mittler a priori minderwertige Subjekte seien, die einer ande­
ren Regelung bedürfen als die von mir erwähnten Berufe. 
Wenn wir dem Antrag der Minderheit zustimmen, erleichtern 
wir den gemeinnützigen und karitativen Institutionen die 
Stellenvermittlung; dann verzichten wir auf bürokratische 
Schikanen und bleiben im Vergleich zu den anderen Beru­
fen verhältnismässig. Ich bitte Sie, den Antrag der Minder­
heit zu unterstützen. 

Stappung: Was Herr Aflenspach heute hier feststellt, ist sehr 
interessant. Gestern beim Eintreten ist aus berufenem 
Munde dargelegt worden, warum sich eine Gesetzesrevision 
aufdrängt. Es wurde darauf hingewiesen, dass - unter ande­
rem beim Biga - viele Klagen über das Geschäftsgebaren 
bei den Arbeitsvermittlern und insbesondere bei den 
Arbeitsverleihern eingegangen sind. Diese Kreise haben 
sich die nun vorhandene Situation selbst eingebrockt. Bis­
her konnten sie schalten und walten und mit Menschen 
umgehen, wie es ihnen beliebte, und mit diesen Menschen 
Profite über Profite realisieren. 
Es ist nicht so, Herr Allenspach, dass nur beim Arbeitsverleih 
und bei den Arbeitsvermittlern Bewilligungspflichten aufer­
legt werden und diese befristet sind. Sie haben eine ganze 
Reihe von Berufen aufgezählt, die ebenfalls der Bewilli­
gungspflicht unterstehen. Bewusst oder unbewusst haben 
Sie unterschlagen, dass zum Beispiel die Wirtschaftspatente 
jährlich - jährlich! - erneuert werden müssen. Wenn man 
hier eine Lösung sucht, wonach man zum ersten Mal für ein 
Jahr die Bewilligung erteilt und nachher, je nachdem, ob 
Klagen eingegangen sind oder nicht, eine Verlängerung für 
5 oder 10 Jahre aussprechen kann, so ist das nach meiner 
Meinung keine Einengung, sondern ein dringendes Be­
dürfnis. 
Ich beantrage Ihnen, den Minderheitsantrag Pfund abzu­
lehnen. 

Reimann, Berichterstatter: Der Antrag Pfund wurde in der 
Kommission mit 10 zu 9 Stimmen abgelehnt. Herr Pfund 
strebt mit seinem Antrag eine gewisse administrative Ver­
einfachung an. indem die Bewilligung unbefristet erteilt 
werden soll. Auch der Bundesrat verfolgt mit seinem Antrag 
das gleiche Ziel, indem die Bewilligungen für relativ lange 
Zeit erteilt werden sollen. Es wird jedoch eine Probezeit 
verlangt. Nach dieser Probezeit - bei Erfüllung der Bewäh­
rung - kann jeweils die Bewilligung erteilt werden. Man 
kann einwenden, dass sowohl die Befristung der Bewilli­
gung auf 5 bis 1 O Jahre wie auch die Probezeit die Behörden 
zwingen, sich mit den Verhältnissen des Gesuchstellers der 
Vermittlerfirmen zu befassen und so zu einer seriösen Bewil­
ligungspraxis beizutragen. 
Wenn nicht irgendein Verdacht gegen eine Firma vorliegt, 
ist anzunehmen, dass die Bewilligung ohne weiteres für 
10 Jahre erteilt werden kann - das ist eine recht lange Zeit, 
in welcher sich einiges verändern kann. Wenn Herr 
Allenspach beispielsweise Berufsvergleiche mit Apothekern 
anstellt, welche nur einmal eine unbefristete Bewilligung 
einholen müssen, muss man berücksichtigen, dass es für 
die Vermittler keine Berufslehre und kein Studium mit 
Diplomabschluss gibt; also muss dementsprechend auch 
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die Behörde umso ger1i;1uer prüfen, ob eine Vermittlerfirma 
tatsächlich der Bewilligung würdig ist. Herr Stappung hat 
Ihnen gerade jetzt an einem Beispiel veranschaulicht, dass 
es in der Praxis im Gewerbe Fälle gibt, bei denen sogar viel 
kürzere Fristen angesetzt werden. 
Ich meinte also, dass eine Probezeit von einem Jahr ange­
bracht ist und dass eine 5 bis 10 Jahre dauernde Bewilli­
gung annehmbar ist, ohne dass man den Vorwurf der allzu 
starken administrativen Belastung erheben kann. 

M. Darbellay, rapporteur: L'autorisation est un des points 
importants pour assurer une bonne qualite des bureaux de 
placement. 
La minorite propose que l'autorisation soit donnee pour une 
duree indeterminee, alors que le Conseil federal, dans son 
projet prevoit une espece de temps d'essaL L'autorisation 
est initiatement delivree pour une annee. Elle sera ensuite 
renouvelable pour des periodes de cinq a dix ans. 
On vient de relever que !es comparaisons etablies par M. Al· 
lenspach ne sont pas des plus judicieuses. En effet, pour 
toutes les professions qu'il a citees, il est exige un certificat 
de capacite. Or, pour les personnes qui s'occupent de 
bureaux de placement, de tels certificats ne sont pas 
demandes. II est donc bon que l'autorite competente puisse 
mettre a l'epreuve, pendant un certain temps, lesdits 
bureaux. Une annee d'autorisation provisoire correspond au 
temps que l'on prend pour juger si un empfoye est digne 
d'etre maintenu au service de l'employeur, c'est ce qu'on 
appelle le temps d'essai. 
Cette disposition me parart raisonnable et, au nom de la 
majorite de la commission, je vous invite a l'accepter. 

M, Delamuraz, conseiller federal: A plusieurs reprises, lors 
du debat d'hier, des minoritaires se sont exprimes apropos 
de notre projet, le trouvant trop perfectionniste, interven­
tionniste, beaucoup trop complet, en beton, qui pretendait 
intervenir, d'une maniere systematique pour ne pas dire 
obsedee, dans les plus intimes rouages du marche du tra­
vail. II n'en est rien. Ce projet n'est pas du tout Je projet 
rigide qui a ete decrie. Au contraire, il presente beaucoup de 
souplesse. 
Je precise a l'intention de M. Allenspach, que ne seront pas 
soumis a autorisation - et qu'il n'est pas question de le faire 
ufterieurement - des services qui font du placement occa­
sionnellement tels que les services de placement des ecoles 
et des universites, d'aide a domicile, de sages-femmes, 
agricoles d'entraide qui louent leur personnel, les bourses 
de places d'apprentissage. Voila toute une serie de 
domaines pour lesquels le Conseil federal a estime qu'il etait 
necessaire de pouvoir agir avec souplesse et ne pas exiger 
rigoureusement une autorisation qui, en l'occurrence, se 
revelerait superflue. 
En ce qui concerne la duree de l'autorisation, le Conseil 
federal vous propose une annee probatoire puis l'octroi 
d'une autorisation de longue duree, variant de cinq a dix 
ans. Par rapport a la loi actuelle, qui fixe cette duree d'auto­
risation entre une et trois annees, il y a la un tres grand 
progres et un assouplissement bienvenu. 
Pour reprendre votre idee, faut-il supprimer cette annee 
probatoire? Cela serait regrettable, car l'existence de cette 
annee ne surcharge nullement nos services. Elle permet 
simpfement d'exercer un contröle particulier pour le lance­
ment des operations qui doivent ensuite trouver leur vitesse 
de croisiere. 
C'est la raison pour laquelle je m'en tiens a la proposition du 
Conseil federal, soutenue par la majorite de la commission. 
Toutefois, il est bien clair, Monsieur Pfund et Messieurs les 
membres de la minorite, que je ne vais pas livrer le combat 
herorque de ma vie sur cette disposition. Si vous preferez la 
formule souple que vous avez suggeree, je n'y verrai pas la 
ruine de tout notre projet. 
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Abstimmung - Vote 

Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Abs. 2 bis 5 Al. 2 ä 5 
Angenommen - Adopte 

Art. 5 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Die Bewilligung .... 

c. Streichen 

Abs. 2 

Revision 

61 Stimmen 
69Stimmen 

Erfüllt der Vermittler einzelne Bewilligungsvoraussetzungen 
nicht mehr, so kann ihm die Bewilligungsbehörde anstelle 
des Entzuges eine Frist zur Wiederherstellung des recht­
mässigen Zustandes ansetzen. 

Art. 5 
Proposition de /a commission 
Al. 1 
L'autorisation .... 

c. Bitter 

Al. 2 
Si le placeur ne remplit plus quelques-unes des conditions 
requises pour l'octroi de l'autorisation, l'autorite qui delivre 
celle-ci peut, au lieu d'en decider le retrait, impartir au 
placeur un delai pour retabiir les conditions legales re­
quises. 

Reimann, Berichterstatter: Die Kommission schlägt Ihnen 
vor, in Artikel 5 Buchstabe c zu streichen und durch einen 
neuen Absatz 2 zu ersetzen. Anstelle des sofortigen Bewilli­
gungsentzuges bei Nichterfüllung der Voraussetzungen will 
man damit die Möglichkeit schaffen, dem Vermittler eine 
Frist einzuräumen, die Bewilligungsvoraussetzungen zu 
erfüllen. Ich empfehle Ihnen im Namen der Kommission, 
dieser Aenderung zuzustimmen. 

M. Darbellay, rapporteur: La proposition de la commission, 
a. l'article 5, alinea 2, veut adoucir les dispositions du projet 
du Conseil federal en ce qui concerne le retrait de l'autorisa­
tion, si le placeur ne remplit plus les conditions. Au fond, 
cette proposition veut introduire un delai pendant lequel le 
placeur peut se mettre en ordre avec la loi. Je vous invite a. 
voter cette modification. 

Le president: M. Je conseiller federal Delamuraz renonce a 
prendre la parole mais fait savoir que le Conseil federal se 
rallie a la proposition de la commission. 

Angenommen - Adopte 

Art 6 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 7 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 und 2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs. 3 
.... Er hat diese Daten geheimzuhalten. 
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Art. 7 ~ 

Proposition de la commission 
Al. 1 et 2 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al. 3 
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.... II est tenu de garder le secret sur ces donnees. 

Angenommen - Adopte 

Art. 8, 9 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen Adopte 

Art. 10 
Antrag der Kommission 
Abs. 1, 3 und 4 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs. 2 
.... Verfahren vor. Der Bundesrat kann den Streitwert der 
Entwicklung der Löhne anpassen. Der Streitwert bemisst 
sich 

Art. 10 
Proposition de la commission 
Al. 1, 3 et 4 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al. 2 
.... 1 O 000 francs. Le Conseil federal peut adapter la valeur 
litigieuse a l'evolution des salaires. Le montant de l'indem­
nite .... 

Angenommen - Adopte 

Art. 11 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 12 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 und 2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs. 3 
Zweigniederlassungen, die in einem andern Kanton als der 
Hauptsitz liegen, benötigen eine Betriebsbewilligung; 

Art 12 
Proposition de Ja commission 
Al. 1 et 2 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al. 3 
II est necessaire de demander une autorisation pour les 
succursates qui n'ont pas leur siege dans le meme canton 
que la maison mere, eile doit etre declaree a l'office cantonal 
du travail. 

Angenommen - Adopte 

Art. 13 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 und 2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs. 3 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
(Houmard, Allasch, Allenspach, Cottet, Coutau, Dubais, Nef, 
Neuenschwander, Pfund) 
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Die Bewilligung zur Auslandsvermittlung wird erteilt, wenn 
die Bedingungen der Absätze 1 und 2 erfüllt sind und wenn 
feststeht, dass die für die Leitung verantwortliche Person 
ausreichende Kenntnisse über die Verhältnisse in den 
entsprechenden Staaten besitzt 

Art. 13 
Proposition de la commission 
Al. 1 et 2 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al. 3 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 
Minorite 
(Houmard, Aliesch, Ailenspach, Cottet, Coutau, Dubois, Nef, 
Neuenschwander, Pfund) 
L'autorisation d'exercer une activite ou d'effectuer un place­
ment interessant l'etranger est delivree lorsque les condi­
tions mentionnees aux ier et 2e alineas sont remplies et 
qu'il est etabli que la personne qui assume la direction du 
bureau de placement connaft suffisamment les conditions 
existant dans les pays en question. 

Abs. 1 und 2 - Al. 1 et 2 
Angenommen - Adopte 

Abs. 3-AI. 3 
M. Houmard, porte-parole de la minorite: Les conditions a 
remplir pour obtenir l'autorisation d'exercer une activite de 
location de services de travailleurs de I' etranger sont reglees 
a l'article 13, alinea 3. Les conditions sont semblables a 
celles qui sont posees dans le cas du placement prive, a 
l'article 3, alinea 3. 
Le Conseil federal etait d'accord d'accepter la proposition 
de minorite. Toutefois, hier, en fin de journee, nous avons 
decide. de voter la proposition de la majorite. Comme les 
deux articles traitent la meme matiere, l'article 3, au niveau 
du placement prive, l'article 13 dans le domaine de la loca­
tion de service, je retire Ja proposition. Je souhaite toutefois 
que le Conseil des Etats reprenne notre proposition dans le 
dessein - comme le disait hier Je Conseil federal - d'alleger 
le dispositif de la loi et, selon notre proposition, d'axer la 
responsabilite sur la direction de l'office plutöt que sur les 
executants. 

Le president: Je remercie M. Houmard qui retire la proposi­
tion de la minorite a l'article 13. Messieurs les rapporteurs et 
Monsieur le representant du Conseil federal renoncent a 
s'exprimer. 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon la proposition de la majorite 

Art. 14 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
(Pfund, Allenspach, Cottet, Coutau, Dubais, Houmard, 
Neuenschwander) 
Streichen 

Art. 14 
Proposition de la commission 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 
Minorite 
(Pfund, Allenspach, Cottet, Coutau, Dubais, Houmard, 
Neuenschwander) 
Biffer 

Pfund, Sprecher der Minderheit: Artikel 14 will die Kautions­
pflicht für den neu im Gesetz aufgenommenen Personalver­
leih regeln. Bisher war im Arbeitsvermittlungsgesetz 1951 in 
Artikel 8 eine ähnliche Bestimmung für die privaten 
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gewerbsmässigen Arbeitsvermittler zur Sicherung allfälliger 
Rechtsansprüche aus der Vermittlertätigkeit enthalten. Sie 
entfällt im neuen Gesetz. Hingegen ist nun eine Bestimmung 
zur Sicherung von allfälligen Lohnansprüchen aus dem 
Personalverleih vorgesehen. Diese Bestimmung ist einmalig 
im schweizerischen Arbeitsrecht und ist inkonsequent. 
Sowohl der private wie auch der öffentliche Arbeitsvermitt­
ler sind davon nicht betroffen, obwohl· es denkbar ist, dass 
auch durch von ihnen arrangierte Vermittlungen Arbeitneh­
mer in Schwierigkeiten geraten könnten. 
Diese neue Bestimmung für den Personalverleih ist eine 
Diskriminierung von Unternehmen für temporäre Arbeit. 
Gerade diese Unternehmen braucht es aber im heutigen 
Arbeitsmarkt, wo Teilzeitarbeit je länger je mehr ein wesent­
licher Faktor geworden ist. Auch in anderen Branchen kön­
nen Lohnrisiken für Arbeitnehmer nie ganz ausgeschlossen 
werden. Der Schutz der temporär arbeitenden Arbeitnehmer 
ist - wie auch für die übrigen Arbeitnehmer - durch das 
Konkursprivileg erster Klasse sowie durch die allgemeinen 
Haftungsbestimmungen des Gesellschaftsrechtes ausrei­
chend gewährleistet. Die Kautionspflicht würde zu einer 
Marktbeschränkungs- und Strukturbereinigungspolitik füh­
ren, die abzulehnen ist. Sie führt auch zur unausweichlichen 
Verteuerung des Temporäreinsatzes und damit schliesslich 
auch zur Verteuerung unserer Produkte. Die Einführung der 
Kautionspflicht als Schutzmassnahme für Lohnansprüche 
ist ein doppelspuriger Schutz und trägt zur Rechtsverwir­
rung bei, indem die Schutzbestimmungen immer weniger 
überschaubar sind. 
Ich bitte Sie, dem Streichungsantrag der Minderheit zuzu­
stimmen. 

Mme Deneys: Lorsque j'ai discute avec des responsables de 
l'office cantonal et des offices communaux du travail, 
confrontes aux problemes quotidiens que la pratique de la 
location de services Jeu r pose, tous ont eu Ja meme reaction: 
l'article 14 est un des points essentiels de ra revision dont 
nous nous occupons, l'exigence de süretes en garantie des 
salaires a verser apparaissant comme le plus sür moyen 
d'assurer une protection reelle des personnes engagees par 
les entreprises de location de services. 
Faut-il rappeler aux tenants de la minorite que notre systeme 
d'economie de marche repose non seulement sur la liberte 
d'entreprendre mais tout aussi fondamentalement sur la 
responsabilite de l'entrepreneur? L'exigence de la caution 
concretise ce principe. Renoncer a des garanties, quand 
elles permettent justement de tenir campte de Ja situation 
precaire des salaries temporaires, alors que des cautions 
sont exigees dans bien d'autres cas au profit de personnes 
ou d'entreprises qui en ont apparemment moins besoin, 
m'appara7t comme tout a fait inadmissible. La proposition 
de M. Pfund est non seulement injuste a l'egard des travail­
leurs, mais eile dessert egalement la cause qu'il pretend 
defendre parce que les entreprises serieuses ont taut interet 
a ce que leurs relations avec les salaries soient les meil­
leures possibles, donc que les salaires soient verses. Elles 
ont interet a l'exigence de sürete pour prevenir des abus qui 
ne manqueraient pas de frapper l'opinion pubtique et, par 
consequent, de porter atteinte a l'ensemble de la branche. 
Je vous prie de refuser la proposition de la minorite de la 
commission. 

Reimann, Berichterstatter: Artikel 14 sieht eine Kaution für 
Personalverleihbetriebe vor, wobei der Bundesrat die Höhe 
nach Geschäftsumfang festlegen soll. Mit dieser Mass­
nahme will man verhindern, dass Arbeitnehmer dem Risiko 
ausgesetzt werden, ihren Lohn zu verlieren. Dieses Risiko ist 
umso grösser, je leichter es ist, einen Verleihbetrieb ohne 
finanzielle Grundlage ins Leben zu rufen. Beim Fehlen einer 
Kaution ist dies aber der Fall. Es geht hier um eine Schutz­
bestimmung für den Arbeitnehmer, denn es ist tatsächlich 
so, dass es für die Gründung einer Verleihfirma recht wenig 
finanzielle Mittel braucht; aus diesem Grunde sind unter 
Umständen auch keine entsprechenden Reserven vorhan­
den. Um diese Reserven doch herbeizuführen, verlangt das 
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Gesetz die Hinterlegung einer Kaution für diese Verleihbe­
triebe, damit diese Sicherheit hergestellt ist. 
Ich bitte Sie, diesem Antrag zuzustimmen beziehungsweise 
den Minderheitsantrag Pfund abzulehnen. 

M. Darbellay, rapporteur: En ce qui concerne le travail tem­
poraire, la caution que l'on exige de l'entrepreneur est une 
des dispositions importantes. On a compare cette entreprise 
aux autres entreprises dont on n'exige pas de caution. II 
importe de relever la difference. Les autres entreprises 
creent des biens et des services et e!les ont donc de la 
substance a disposition, substance que les entreprises de 
travail temporaire n'ont pas. II est donc juste de prevoir de 
leur part une caution. Relevons simplement que !es cantons 
qui ont legifere en la matiere ont instaure cette caution et en 
sont satisfaits. 

M. Delamuraz, conseiller federal: Je vous demande de sui­
vre la majorite de la commission et le Conseil federal en 
cette matiere car, en effet, dans le domaine de la location de 
services, le bailleur de services peut etre employeur d'un 
tres .grand nombre de travailleurs sans pour autant, bien 
entendu, disposer du moindre capital d'exploitation, sans 
avoir un traitre centime garantissant, dans d'autres types 
d'entreprises, le volant de securite et de caution necessaire. 
II faut des lors, puisque nous n'avons pas un capital destine 
a etre mis en valeur sous forme de marchandises ou de 
creances sur les marchandises, comme on l'a dans d'autres 
types d'entreprises, nous premunir contre des risques et des 
dangers qui n'ont vraiment rien de theoriques. Et le seul 
moyen de nous en premunir est de fixer une garantie qui 
sera d'ailleurs mesuree mais qui doit etre efficace. 
Je vous invite vivement a ne pas suivre la proposition de la 
minorite. 

Abstimmung - Vote 
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Dauer angenot'(lmen. Dies schlägt die Minderheit nun eben­
falls zu Artikel 15 vor. Wir sollten anstreben, dass für beide 
sowohl für Arbeitsvermittlung wie beim Personalverleih, di~ 
gleichen Fristen im Gesetz festgelegt werden. 
Als Präsident der Kommission schlage ich deshalb vor, dass 
wir uns - solange der Rat sich bei Artikel 4 Absatz 1 für die 
Minderheit entscheidet- bei Artikel 15 ebenfalls der Minder­
heit anschliessen. 

M. Darbellay, rapporteur: A l'article 4, nous avons admis la 
proposition de minorite, qui prevoyait que l'autorisation soit 
delivree pour une duree illimitee. 
L'article 15 est le pendant de l'article 4, en ce qui concerne 
!es entreprises de travail temporaire. Par consequent, nous 
vous engageons a accepter egalement, a l'article 15, la 
proposition de minorite. 

Angenommen gemäss Antrag der Minderheit 
Adopte selon la proposition de la minorite 

Art. 16 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Die Bewilligung wird entzogen, 

c. Streichen 

Abs. 2 
Erfüllt der Verleiher einzelne der Bewilligungsvoraussetzun­
gen nicht mehr, so kann ihm die Bewilligungsbehörde 
anstelle des Entzuges eine Frist zur Wiederherstellung des 
rechtmässigen Zustandes ansetzen. 

Art. 16 
Proposition de la commission 
Al. 1 

Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

71 Stimmen L'autorisation 

Art. 15 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 

56Stimmen 

(Pfund, Aliesch, Allenspach, Cottet, Coutau, Dubois, Hou­
mard, Nef, Neuenschwander) 
Die Bewilligung wird unbefristet erteilt. Sie kann jedoch 
entzogen werden. 
Abs. 2 bis 5 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 15 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 
Minorite 
(Pfund, Aliesch, Allenspach, Cottet, Coutau, Dubois, Hou­
mard, Nef, Neuenschwander) 
L'autorisation est delivree pour une duree illimitee. Elle peut 
etre retiree. 
Al. 2 a 5 
Adherer au projet du Conseil federal 

Abs. 1 -Al. 1 
Reimann, Berichterstatter: Beim Artikel 15 geht es um die 
Gültigkeitsdauer der Bewilligung für Personalverleih. Es ist 
dies die Parallele zu Artikel 4 Absatz 1. Wie bei der Arbeits­
vermittlung verlangt die bundesrätliche Fassung auch beim 
Personalverleih eine Probezeit von einem Jahr und schlägt 
dann eine Dauer der Bewilligung von 5 bis 10 Jahren vor. 
Nun hat der Rat aber bei Artikel 4 Absatz 1 bei der Bewilli­
gungsdauer den Antrag der Minderheit für eine unbefristete 

c. Biffer 

Al. 2 
Si le bailleur de services ne remplit plus quelques-unes des 
conditions requises pour l'octroi de l'autorisation, l'autorite 
qui delivre celle-ci peut, au Heu d'en decider le retrait, 
impartir au bailleur de services un delai pour retablir !es 
conditions legales requises. 

Angenommen - Adopte 

Art. 17 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de /a commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 18 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs. 2 
Die Bewilligungsbehörde kann den Verleiher verpflichten, 
ihr periodisch statistische, anonymisierte Angaben über 
seine Tätigkeit zu liefern. 
Abs. 3 
Der Verleiher darf Daten über den Arbeitnehmer nur bear­
beiten, soweit und solange sie zur Durchführung des 
Arbeitsvertrages erforderlich sind. Daten dürfen den Ein­
satzbetrieben nur mit Zustimmung des Arbeitnehmers wei­
tergegeben werden. Gegenüber Dritten sind diese Daten 
geheimzuhalten. 

..... 
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Art. 18 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al. 2 
L'autorite qui delivre l'autorisation peut obliger le bailleur de 
services a fournir, periodiquement et sous une forme ano­
nyme, des indications statistiques sur ces activites. 
Al. 3 
Le bailleur de services n·est habilite a traiter les donnees 
concernant les travailleurs dont !es services sont loues que 
dans la mesure ou et aussi longtemps que ces donneessont 
necessaires au placement. L'assentiment des travailleurs est 
indispensable pour pouvoir communiquer !es donnees aux 
entreprises qui les occupent. II y a lieu de garder, sur ces 
donnees, le secret envers les tiers. 

Angenommen - Adopte 

Art. 19 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 

f ..... , Krankheit, Mutterschaft, Unfall, .... 

Abs. 2 
.... Arbeitsbedingungen bestimmt, ausser es seien für den 
Arbeitnehmer günstigere Arbeitsbedingungen mündlich ver­
einbart worden. 
Abs. 3 
.... finanzielle Vorleistungen und Lohnrückbehalte verlan­
gen, sind nichtig, .... 
Abs. 4 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 19 
Proposition de /a commission 
Al. 1 

f. .... de maiadie, de maternite, d'accident, .... 

Al. 2 
.... de ia profession, a moins que des conditions de travail 
plus favorables n'aient ete convenues verbalement. 
Al. 3 
Adherer au projet du Conseil federal 
(Ne concerne que le texte allemand) 
Al. 4 
Adherer au projet du Conseil tederal 

Angenommen - Adopte 

Art. 20 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Titel 
Gesamtarbeitsverträge 
Text 
Untersteht ein Einsatzbetrieb einem Gesamtarbeitsvertrag, 
so muss der Verleiher gegenüber dem Arbeitnehmer die 
Bestimmungen über Lohn- und Arbeitsbedingungen des 
Gesamtarbeitsvertrages einhalten. 
Minderheit 
(Allenspach, Aliesch, Cottet, Coutau, Dubois, Houmard, Nef, 
Neuenschwander, Pfund) 
.... Arbeitnehmer die Lohn- und Arbeitsbedingungen des 
Gesamtarbeitsvertrages einhalten. 

Art. 20 
Proposition de la commission 
Maforite 
Titre 
Conventions collectives de travail 
Texte 
Lorsqu'une entreprise est soumise a une convention collec-
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tive de travail, le bawleur de services doit appliquer au 
travailleur les dispositions de la convention collective 
concernant le salaire et les conditions de travail. 
Minorite 
(Allenspach, Aliesch, Cottet, Coutau, Dubois, Houmard, Nef, 
Neuenschwander, Pfund) 

appliquer au travailleur les conditions de sataire et de 
travail de la convention collective. 

Allenspach, Sprecher der Minderheit: Es gibt in der 
Schweiz über 1500 Gesamtarbeitsverträge. Die genaue Zahl 
kennt niemand, weil Gesamtarbeitsverträge weder regi­
striert noch amtlich hinterlegt werden müssen. 
Wenn gemäss Antrag der Kommissionsmehrheit die Verlei­
her dem Arbeitnehmer die gesamtarbeitsvertraglichen 
Lohn· und Arbeitsbedingungen des Einsatzbetriebes garan­
tieren müssen. wird die Verleiharbeit unmöglich oder zur 
Lotterie. Die Verleihunternehmen können nicht wissen, ob 
der Einsatzbetrieb einem Gesamtarbeitsvertrag untersteht 
und, falls ja, welche Lohn· und Arbeitsbedingungen dieser 
Gesamtarbeitsvertrag enthält. Sie besitzen kein umfassen­
des Verzeichnis der Gesamtarbeitsverträge, und auch keine 
Amtsstelle - nicht einmal das Biga - kann dem Verleiher 
darüber Auskunft geben. Er wird also vorgängig des Vertra­
ges mit dem Arbeitnehmer solche Angaben vom Einsatzbe­
trieb einfordern müssen {was zusätzliche administrative 
Komplikationen bedeutet), und er wird sich darauf verlassen 
müssen, dass die gelieferten Angaben stimmen. Stimmen 
sie nicht, so ist er, und nicht etwa der Einsatzbetrieb, der 
Hängemann. 
Dazu kommt, dass viele Gesamtarbeitsverträge keine 
Bestimmungen über die Löhne enthalten. In der Maschinen­
industrie beispielsweise werden die Löhne nicht branchen­
umfassend geordnet, sondern betriebsintern ausgehandelt. 
Andere Gesamtarbeitsverträge schreiben lediglich Minimal­
löhne vor, welche die Basis für die betriebsinternen Arbeits­
platz- und Persönlichkeitsbewertungssysteme bilden. Die 
Verleiher können aus derartigen Gesamtarbeitsverträgen 
nichts ableiten, wenn sie nicht gleichzeitig auch noch die 
innerbetrieblichen Arbeitsbewertungssysteme kennen. 
Die Kommissionsmehrheit auferlegt also dem Verleiher eine 
Verpflichtung, die er nicht einhalten kann. Ein Gesetzgeber, 
der solches tut, handelt unmoralisch. Man hat den Eindruck, 
dass die Gewerkschaften, die das offene Verbot der Verleih­
arbeit nicht durchsetzen konnten, nun über Artikel 20 de 
facto die Verleiharbeit verunmöglichen wollen. 
Der Bundesrat hat beantragt, dass der Verleiher nicht alle, 
sondern nur die allgemeinverbindlich erklärten Gesamtar­
beitsverträge berücksichtigen müsse. Derzeit sind insge­
samt 17 Gesamtarbeitsverträge allgemeinverbindfich 
erklärt; diese Liste ist bekannt. Die allgemeinverbindlichen 
Vertragsbestandteile werden amtlich publiziert. Es ist also 
möglich und dem Verleihunternehmen zuzumuten, diese 
Publikationen zu sammeln, die Vorschriften auch praktisch 
anzuwenden. Nur mit der Beschränkung auf die allgemein­
verbindlichen Gesamtarbeitsverträge wird Artikel 20 über­
haupt praktikabel. 
Es wird nun eingewendet, die Ausweitung von Artikel 20 auf 
sämtliche Gesamtarbeitsverträge trage der Bedeutung der 
sozialpartnerschaftlichen Zusammenarbeit Rechnung. Wer 
für Gesamtarbeitsverträge einstehe - so hiess es -, müsse 
mit der Mehrheit stimmen. Das ist ein Irrtum. Artikel 20 ist in 
der Formulierung der Kommissionsmehrheit gesamtarbeits­
vertragsfeindlich. Der Verband für Unternehmen für tempo­
räre Arbeit hat mit dem Schweizerischen Kaufmännischen 
Verband und anderen Arbeitnehmerorganisationen einen 
Gesamtarbeitsvertrag für die ganze Schweiz abgeschlossen. 
In einzelnen Regionen wird auch mit der Gewerkschaft der 
Metall- und Uhrenarbeitnehmer über den Abschluss weite­
rer Gesamtarbeitsverträge verhandelt. Wenn Sie dem Antrag 
der Mehrheit zustimmen, werden die bestehenden Gesamt­
arbeitsverträge dieses Verbandes für temporäre Unterneh· 
men nicht mehr erneuert werden können. Sie werden weg­
fallen, und die laufenden Verhandlungen über neue Gesamt­
arbeitsverträge werden nicht weitergeführt werden können. 
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Eine solche Bestimmung betrachte ich als gesamtarbeits­
vertragsfeindlich. 
Die Kommission entzieht dem Arbeitgeberverband derTem­
porärunternehmen faktisch die GAV-Vertragsfähigkeit 
Denn es sollen ja nicht die von ihm abgeschlossenen 
Gesamtarbeitsverträge gelten, sondern es sollen die 
Gesamtarbeitsverträge anderer Organisationen, jene des 
Einsatzbetriebes, Vorrang haben. Es wäre dies das erste 
Mal, dass ein Arbeitgeberverband de facto von Gesetzes 
wegen für gesamtarbeitsvertragsunfähig erklärt würde. Es 
wäre das erste Mal, dass eine ganze Branche Gesamtar­
beitsverträgen unterstellt wird, zu denen sie nichts zu sagen 
hatte. Und es wäre das erste Mal, dass ein Arbeitgeber bei 
jedem seiner Arbeitnehmer verschiedenes Gesamtarbeits­
vertragsrecht anwenden müsste. 
Es wird ferner behauptet, die Unterstellung der Leiharbeiter 
unter die Gesamtarbeitsverträge des Einsatzbetriebes diene 
deren sozialem Schutz. Auch das ist nicht richtig, und es ist 
vor allem nicht zu Ende gedacht. Wenn der Verband der 
Unternehmen für temporäre Arbeit Gesamtarbeitsverträge 
abschliesst. dann unterstehen alle seine Mitarbeiter dem 
sozialen Schutz dieses Gesamtarbeitsvertrages. Wenn statt­
dessen die Gesamtarbeitsverträge des Einsatzbetriebes gel­
ten, ist dieser Schutz nur für einen Teil der Arbeitnehmer 
gewährleistet, nämlich nur für jene Temporärarbeitnehmer, 
die in Betrieben arbeiten, die gesamtarbeitsvertrag!ich 
gebunden sind. Ein besserer Schutz für einige und ein 
schlechterer Schutz für viele ist die Folge der von der 
Kommissionsmehrheit vertretenen Regelung. 
Artikel 20 ist einer der Schicksalsartikel dieser Vorlage. 
Selbst die Anträge des Bundesrates oder die Anträge der 
von mir vertretenen Kommissionsminderheit widersprechen 
an sich dem Wesen und dem System der Gesamtarbeitsver­
träge. Aber sie werden im Sinne eines Kompromisses von 
der Praxis akzeptiert. Der Antrag der Kommissionsmehrheit 
aber verunmöglicht die Temporärarbeit. Sie entzieht den 
Unternehmen dieser Branche die Existenzmöglichkeit und 
wird deshalb von ihnen begreiflicherweise bis zum bitteren 
Ende bekämpft werden. 
Ich bitte Sie deshalb, den Antrag der Kommissionsmehrheit 
abzulehnen und dem Antrag der Kommissionsminderheit 
oder dem Antrag des Bundesrates zuzustimmen. 

Zehnder: Der Artikel 20 ist für die Gewerkschaften das Kern­
stück in diesem Gesetz. Der Antrag der Kommissionsmehr­
heit erlaubt der SP-Fraktion, das Verbot der Temporärarbeit 
zu verabschieden, obwohl verschiedene Gewerkschaftskon­
gresse dieses Verbot verlangten. Unser Verständigungswille 
ist damit offen bekundet, genau so, wie wir das vorhin getan 
haben bei Artikel 15 und Artikel 4 Absatz 1. 
In den bisherigen Beratungen blieb unbestritten, dass die 
Temporärarbeit via Verleihbüro eine neue Erscheinung in 
einer veränderten Arbeitswelt und Gesellschaft ist. Gerade 
diese neue Erscheinung, die als Universalunternehmen auf­
taucht, bedarf der Aufsicht und Kontrolle, da sie nach 
bekannten und schlechten Erfahrungen sowie auch aus der 
Gerichtspraxis nicht durchwegs funktionierte. 
Dieser gewerbsmässige Handel mit der Arbeitskraft - es 
geht ja um Menschen - ist nur dann akzeptabel, wenn durch 
gesetzliche Schranken dem Temporärarbeitnehmer Schutz 
und soziale Sicherheit gewährleistet werden. Der Artikel 20 
in Verbindung mit den Gesamtarbeitsverträgen schafft eben 
diese Voraussetzung. 
Kollege Allenspach, Sprecher der Minderheit, hat einmal 
mehr den Teufel an die Wand gemalt und verschiedene 
Wenn und Aber in den Raum gestellt. Ja, er geht soweit zu 
behaupten, die Mehrheit sei GAY-feindlich eingestellt. Seine 
ausgestreuten Bedenken hinterlassen einen bitteren Ge­
schmack. 
Ich stelle Ihnen die Frage: Wie ehrlich sind eigentlich die 
Loblieder der Arbeitgeberschaft auf die Gesamtarbeitsver­
träge und die Sozialpartnerschaft ganz allgemein? 
Die Arbeitnehmervertreter und mit ihnen viele, sehr viele 
Arbeitgeber, die nicht Politiker sind, teilen die Auffassung, 
dass Gesamtarbeitsverträge eine nicht wegzudenkende 
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Ordnungsfunktion ausüben und den Beteiligten auf beiden 
Seiten zum Vorteil gereichen, ja in bezug auf den Arbeitsfrie­
den und unsere wirtschaftliche Entfaltung seit Jahrzehnten 
zu den wichtigsten Faktoren zählen. Ich frage: Wie kann 
man hier und heute die Unverfrorenheit aufbringen, diese 
geschichtliche Entwicklung der Gesamtarbeitsverträge unct 
ihre Wirkung mit oder ohne Allgemeinverbindlicherklärung 
zu verleugnen? 
Der Unterschied zwischen der Mehrheit und der Minderheit 
liegt darin, ob Vereinbarungen zwischen Sozialpartnern in 
Form eines Gesamtarbeitsvertrages im Einsatzbetrieb des 
Leiharbeitnehmers zu beachten und einzuhalten sind: 
a. überall, wo Firmen einem Gesamtarbeitsvertrag unter­
stellt sind, oder 
b. nur dann, wenn der Einsatzbetrieb einem Gesamtarbeits­
vertrag unterstellt ist, der allgemeinverbindlich erklärt wor­
den ist. 
Es ist nicht einzusehen, weshalb sich die Temporärfirmen 
nur in einem Fall an den Ordnungsfaktor Gesamtarbeitsver­
trag halten sollen und im anderen Falle völlige Freiheit 
erhalten, die oft schwer errungenen Vereinbarungen der 
Sozialpartner zu unterwandern und zu entwerten. Der Alltag 
zeigt, dass Temporärarbeitnehmer in der Regel schlechter 
gestellt sind als die regulär Beschäftigten. Den Einsatzbe­
trieb kosten sie allerdings oft mehr, aber die Differenz ist 
eben der Gewinn der Temporärfirmen. Nicht selten werden 
die Stammbelegschaften verunsichert, die Konkurrenzsitua­
tion unter den Arbeitnehmern verschärft sich und der 
Arbeitsmarkt wird unübersichtlich. Mittels Temporäreinsät­
zen werden sehr oft Preise gedrückt durch unstatthafte 
Arbeitszeiten, zum Beispiel Samstagsarbeit, werden illegal 
Terminvorteile geschaffen und die Konkurrenzlage unter 
den Unternehmern auf die Zerreissprobe gestellt Zum Vor­
teil aller muss hier nun endlich Ordnung geschaffen werden. 
Diese neue Erscheinung, dieses Dreiecksverhältnis für Leih­
arbeitnehmer, muss in unseren traditionellen und bewähr­
ten Rahmen eingepasst werden, nämlich in die partner­
schaftlich ausgehandelten Gesamtarbeitsverträge. Mit der 
Mehrheit der Kommission sind Sie gut beraten. Ich ersuche 
Sie dringend, lehnen Sie den Minderheitsantrag ab! 

Frau Weber Monika: Wir haben von der Vertretung der 
Arbeitgeber gehört, dass dieser Artikel 20 ein Schicksalsarti­
kel ist, und wir haben jetzt von den Gewerkschaften das­
selbe gehört. Für Herrn Allenspach ist die Situation so, dass 
die Temporärarbeit verunmöglicht wird. Herr Zehnder sagt 
demgegenüber, dieser Artikel helfe der SP und den Gewerk­
schaften, überhaupt bei dem Personalverleih mitzumachen. 
Als Angestelltenvertreterin habe ich es noch ein bisschen 
schwieriger; ich bin zwar in der guten Situation, dass ich 
mich bezüglich dieses Artikels frei fühle, aber es ist auch 
nicht so einfach für mich zu entscheiden; ich habe Ihnen die 
Interessenlage gestern erklärt. 
Als Vertreterin jener Organisation, die als einzige einen 
Gesamtarbeitsvertrag mit dem SVUT A hat, möchte ich deut­
lich sagen, dass wir mit diesem Gesamtarbeitsvertrag beste 
Erfahrungen gemacht haben, und ich bin der Ueberzeu­
gung, dass wir auch dann, wenn die Mehrheit obsiegt- also 
jene Gruppe, die laut Herrn Allenspach die Temporärarbeit 
quasi verunmöglicht-, mit dem SVUTA einen Weg finden 
werden. Ich bin nämlich vollends davon überzeugt, und das 
habe ich hier in diesem Rat gelernt, dass in der Schweiz 
nichts so heiss gegessen wird, wie es gekocht wird. Man 
findet immer Wege, um sich wieder zu einigen. Hingegen 
muss man sagen - und ich verstehe warum -, dass der 
SVUTA sich gegen diese Lösung wehrt, wie die Mehrheit sie 
vorschlägt. Man muss sehen, dass der Arbeitsaufwand für 
diese Firmen natürlich grösserwird. Dazu muss man stehen. 
Und nun muss man irgendwie auswählen. Für mich gilt 
folgendes: 
Ich habe mich entschieden, für den vermehrten Arbeitneh­
merschutz einzutreten und stehe deshalb zum Antrag der 
Mehrheit. Ich bitte Sie, dem ebenfalls zuzustimmen, trotz­
dem auch von der anderen Seite, von der Minderheit, sicher 
gerechtfertigte Argumente im Raum stehen. 
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M. Clivaz: Lors du debat d'entree en matiere, hier, j'ai dit 
que Ja presence d'un troisieme partenaire dans le contrat 
compliquait !es relations du travail. Apres avoir entendu 
M. Allenspach, tout a !'heure, j'ai meme le sentiment que ces 
relations peuvent etre serieusement mises en danger, de 
meme que l'importance que nous accordons, dans ce pays, 
aux conventions collectives de travail. 
M. Allenspach asingulierement simplifie les choses lorsqu'il 
a considere les entreprises de travail temporaire comme des 
employeurs a !'egal de tous !es autres. Or, cela n'est pas le 
cas, puisque ces entreprises engagent du personnel - on 
Jeur reconnait maintenant expressement, dans la loi, une 
qualite d'employeur, ce qui n'etait pas le cas precedemment 
- mais les personnes engagees par ces entreprises n'y 
exercent pas leur activite; elles sont louees a d'autres entre­
prises. Cela est un moyen tres simple de contourner les 
conventions collectives et de les vider de leur substance. 
Monsieur Allenspach, nous vous connaissons comme parti­
san des conventions collectives, de la reglementation te!le 
qu'elle a ete mise sur pied dans ce pays; je dois avouer etre 
extremement surpris de votre engagement en faveur de la 
non-application integrale de ces memes conventions a tous 
les travailleurs du pays. Si on vous suivait dans votre raison­
nement, on mettrait serieusement en cause les conventions 
collectives et aussi les relations de travail existant en Suisse. 
C'est pourquoi j'engage tres vivement le Conseil a rejeter la 
proposition de minorite. 

Seiler: Alle hier im Saal sind sich des Segens bewusst - ich 
glaube, ich darf das so formulieren -, den die Gesamtar­
beitsverträge sowohl für Arbeitgeber wie für Arbeitnehmer 
haben. Nun wird hier von Herrn Allenspach vom Schicksals­
artikel gesprochen, von Herrn Zehnder vom Kernstück die­
ser Vorlage. Worum geht es eigentlich beim Streit zwischen 
diesen zwei Lagern? Im Grundsatz anerkennt auch Herr 
Aflenspach, dass Gesamtarbeitsverträge, auch für Tempo­
rärarbeiter, Gültigkeit haben sollten. Der ganze Streit redu­
ziert sich auf die Frage: Sollen alle Gesamtarbeitsverträge 
Gültigkeit haben, oder sollen nur die allgemeinverbindlich 
erklärten Gesamtarbeitsverträge Gültigkeit haben? Herr 
Allenspach hat gesagt, mit dieser Bestimmung - sofern die 
Mehrheit gewinnt- würde die Verleiharbeit praktisch verun­
möglicht, und der Verleiher könne die Verpflichtung, die er 
hier erhält, nicht einhalten. 
Ich glaube, da gäbe es ein sehr einfaches Mittel. Verleiher 
und Einsatzbetrieb haben ja gemäss Artikel 22 schriftlich 
einen Vertrag abzuschliessen, das heisst, diese zwei Par­
teien müssen miteinander kommunizieren. Da wäre es doch 
ein sehr einfaches Mittel, wenn der Einsatzbetrieb seinem 
Verleiher mitteilen würde, er sei diesem Gesamtarbeitsver­
trag unterstellt Allenfalls könnte das sogar noch Gegen­
stand dieses Vertrages sein. Daher ist es auch gar nicht 
mehr notwendig, dass die Verleihfirmen 2000 Gesamtar­
beitsverträge kennen, sondern sie haben sich lediglich bei 
der Einsatzfirma zu erkundigen, ob ein und welcher Gesamt­
arbeitsvertrag hier Gültigkeit hat. 
Wir würden hier dieser Sache einen guten Dienst erweisen, 
umso mehr, als auch das Arbeitsklima im Einsatzbetrieb 
doch wesentlich verbessert würde, wenn alle unter den 
gleichen Arbeits- und Lohnbedingungen arbeiten müssten. 
Daher bitte ich Sie, der Mehrheit zuzustimmen. Ich kann das 
nicht im Namen der Fraktion tun, weil ein Teil der Fraktion 
sich mit der Minderheit begnügen wird. 

Bonny: Ich bin gestern - entgegen der Auffassung meiner 
Fraktion - für Eintreten gewesen. Hier bitte ich Sie, den 
Antrag der Minderheit zu unterstützen. 
Ich befürchte nämlich, dass es sich hier um eine /ex imper­
fecta handeln wird, um eine Rechtsbestimmung also, die 
sich in der Praxis nur ungenügend durchsetzen lässt. Wir 
verfügen zwar über eine ganz klare Uebersicht über die 
allgemeinverbindlichen Gesamtarbeitsverträge. Die werden 
auch durch den Bundesrat abgesegnet. Dort wissen wir 
alles im Detail, während es heute keine Gesetzesbestim­
mung gibt, die es erlaubt, eine umfassende Uebersicht über 

die in die Hunderte gef:lende Zahl der normalen Gesamtar­
beitsverträge zu erstellen. Hier stellt sich natürlich die Frage 
- die bereits in der Botschaft des Bundesrates angeführt 
wurde -, ob der Verleiher Kenntnis von bestehenden 
Gesamtarbeitsverträgen hat. Eine weitere Frage ist, ob ihm 
auch zugemutet werden kann, vor Vertragsabschluss die 
Verbandszugehörigkeit jedes Einsatzbetriebes abzuklären. 
In der Drittwirkung liegt ja der entscheidende Unterschied 
zwischen den allgemeinverbindlichen und den ordentlichen 
Gesamtarbeitsverträgen. 
Es gibt in der Praxis noch ein weiteres Problem - es würde 
mich interessieren, wie Herr Reimann dazu Stellung nimmt: 
Was sind die Folgen, wenn in einem bestimmten Fall meh­
rere Gesamtarbeitsverträge Geltung haben? 
Ich begreife, warum vor allem von gewerkschaftlicher Seite 
diese Forderung, wie sie nun im Mehrheitsbeschluss der 
Kommission ihren Niederschlag gefunden hat, gestellt wird. 
Aber ich habe etwas gegen Lösungen, die in der Praxis 
versagen müssen und nicht durchgesetzt werden können. 

Reimann, Berichterstatter: Ich kann allen Vorrednern bei­
pflichten, welche sagen, es handle sich beim Artikel 20 um 
den für den Personalverleih entscheidenden Artikel. Es geht 
darum, ob ein im Einsatzbetrieb gültiger Gesamtarbeitsver­
trag gegenüber dem Leihpersonal eingehalten werden soll 
oder nicht. In der ursprünglichen Fassung des Bundesrates 
waren nur die allgemeinverbindlich erklärten Gesamtar­
beitsverträge berücksichtigt und auch diese nur bezüglich 
Arbeitszeit und Lohnbestimmungen. 
Im Auftrag der Kommission und im Einvernehmen mit Herrn 
Bundesrat Furgler, der die Kommissionsarbeiten damals 
begleitet hat, hat die Verwaltung einen neuen Text erarbei­
tet, der alle Gesamtarbeitsverträge, nicht nur die allgemein­
verbindlichen, einschliesst. Das heisst: Die Kommissions­
mehrheit schlägt vor, dass überall dort, wo in einem Betrieb 
ein Gesamtarbeitsvertrag besteht, dieser auch auf den Leih­
arbeitnehmer Anwendung finden soll. Demgegenüber bean­
tragt die Kommissionsminderheit die Beschränkung auf die 
allgemeinverbindlichen Gesamtarbeitsverträge gemäss 
ursprünglichem Text des Bundesrates. 
In Abänderung der bundesrätlichen Fassung beantragt die 
Kommissionsminderheit jedoch, dass der allgemeinverbind­
liche Gesamtarbeitsvertrag voll zur Anwendung kommen 
soll und nicht nur seine Bestimmungen über Arbeitszeit und 
Lohn. 
Das ändert jedoch nichts an der Tatsache, dass das Problem 
der Umgehung bestehender Gesamtarbeitsverträge durch 
die Leiharbeit nicht gelöst ist. Der weitaus grösste Teil der 
geltenden Gesamtarbeitsverträge ist nicht allgemeinver­
bindlich. 
Ich habe in meinen Ausführungen zum Eintreten bereits 
erklärt, dass beispielsweise im ganzen Bereich der Metall­
branche ein einziger Gesamtarbeitsvertrag alfgemeinver­
bindlich erklärt worden ist Das bedeutet bei Annahme des 
Minderheitsantrages, dass nach wie vor ein verschwindend 
kleiner Teil der Leiharbeiter unter den im Einsatzbetrieb 
gültigen Gesamtarbeitsvertrag fallen würde. 
Das Problem der unterschiedlich behandelten Arbeitnehmer 
im gleichen Betrieb würde weiter bestehen. Mit der Leihar­
beit wurde das System unserer sozialpartnerschaftlichen 
Beziehungen auf der Grundlage des Gesamtarbeitsvertra­
ges bereits durchlöchert. Wir feiern dieses Jahr das fünfzig­
jährige Bestehen dieser Vertragspolitik. Wir können überall 
hören, in Uebereinstimmung zwischen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer, was diese Politik für die Wirtschaft, für die 
Arbeitnehmer, für die Arbeitgeber und für unser Land 
gebracht hat. Um so unverständlicher ist das Zögern, wenn 
es darum geht, eine Umgehung beziehungsweise Schwä­
chung dieses Systems zu verhindern. 
Die Gesamtarbeitsverträge werden gerühmt wegen ihrer 
Flexibilität und Anpassungsfähigkeit an die besonderen Ver­
hältnisse der einzelnen Branchen und Betriebe. Nun will 
man bei der Leiharbeit diese Flexibilität völlig über Bord 
werfen. Es ist kaum damit getan, mit den Temporärfirmen 
Verträge abzuschliessen, weil in solchen Verträgen die 
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unterschiedlichen Verhältnisse in den einzelnen Branchen 
und Betrieben nicht berücksichtigt sind. Wohl aber würde 
man einen Zustand, wonach im gleichen Betrieb Arbeitneh­
mer nach unterschiedlichen Lohn- und Arbeitsverhältnissen 
beschäftigt werden, gesetzlich festschreiben. 
Herr Allenspach verschweigt in seinen Ausführungen, dass 
es sich bei den Verleihfirmen nicht um Arbeitgeber im tradi­
tionellen Sinne handelt. 
Dort herrscht kein Arbeitgeber/Arbeitnehmer-Verhältnis im 
Sinne des Obligationenrechtes. Es ist ein Dreieckverhältnis 
zwischen Verleihfirma, Einsatzbetrieb und Arbeitnehmer. 
Beim Vertrag mit der SVUTA im kaufmännischen Bereich 
werden die unterschiedlichen Verhältnisse in den einzelnen 
Betrieben und Branchen nicht berücksichtigt. Das mag im 
kaufmännischen Bereich nicht so tragisch sein. Etwas 
anders sieht es aus in den unzähligen Gesamtarbeitsverträ­
gen in Industrie und Gewerbe, die unterschiedliche Verhält­
nisse von Branche zu Branche aufweisen. Dieser Vielfalt 
wird mit dem Branchen-Gesamtarbeitsvertrag Rechnung 
getragen. Wenn aber für das Leihpersonal diese Gesamtar­
beitsverträge nicht eingehalten werden müssen, besteht 
eine Lücke. Die Gesamtarbeitsverträge werden umgangen. 
Herr Allenspach sagt auch, es sei für die Verleihfirmen 
unmöglich, alle 1500 Gesamtarbeitsverträge zu kennen. 
Wenn man schon Personal ausleihen will, sollte man wenig­
stens über die Verhältnisse, über die Lohn- und Arbeitsbe­
dingungen dieses Einsatzbetriebes im Bilde sein. Es ist 
meines Erachtens von einer Leihfirma nicht zuviel verlangt, 
sich im entsprechenden Einsatzbetrieb über die dortigen 
Verhältnisse zu erkundigen. Ich bitte Sie deshalb, dem 
Antrag der Mehrheit zuzustimmen und den Minderheitsan­
trag Allenspach abzulehnen. 

M. Darbellay, rapporteur: Nous sommes au coeur du pro­
bleme comme aussi a l'origine des difficultes et des abus. 
Dans une meme entreprise, travaillent cöte a cöte des per­
sonnes qui y sont engagees et d'autres qui sont pretees par 
une maison de travail temporaire. Ces personnes peuvent 
avoir des conditions de travail et de salaire fort differentes. II 
est donc juste de demander que les conditions de travail, 
dans les deux cas, soient equivatentes. 
Le Conseil federal, dans son projet, l'a compris puisqu'il 
propose que les conventions collectives, pour lesquelles la 
declaration d'extension a ete faite, soient aussi valables 
pour les travailleurs temporaires. La commission a juge ceci 
insuffisant du fait que le nombre de conventions collectives 
ayant rec,,u cette declaration d'extension est presque deri­
soire. On vient de le rappeler: il existe une seule convention 
de ce genre dans tout le secteur de la metallurgie. 
En acceptant cette solution, nous serions tres loin de resou­
dre le probleme. II faut donc - c'est indispensable - faire un 
pas supplementaire et admettre que, lorsque l'entreprise qui 
re9oit les travai!leurs est assujettie a une convention collec­
tive, tous les travailleurs interesses, y compris ceux qui sont 
places par une maison de travail temporaire, soient sournis a 
cette convention en ce qui concerne les conditions de 
salaire et de travail. On a largement exagere les difficultes 
qui pouvaient en resulter. 
On se referait specialement au nombre considerable de 
conventions collectives de travail. Certes, celles-ci sont tres 
nombreuses mais, de toute fa9on, les maisons de location 
de services ne seront pas obligees de s'interesser a toutes 
ces conventions. Elles doivent obligatoirement, pour etablir 
le contrat, prendre contact avec les maisons locataires. II 
n'est pas tres complique, au moment Oll elles prennent ce 
contact, de s'enquerir des conventions collectives aux­
quelles ces entreprises locataires sont soumises. Elles peu­
vent alors assurer a ce personnel precis les conditions qui 
sont prevues dans ces conventions collectives. Ceci me 
paraft absolument indispensable si l'on veut essayer de 
mettre un terme aux abus que l'on a constates dans ce 
domaine. 
Je vous invite donc instamment a voter la proposition de la 
majorite. 
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M. Delamuraz, conseiller federal: Je vais tout d'abord regler 
le probleme du choix entre la formule originelle du Conseil 
federal et celle de la minorite. Puis, j'examinerai et je compa­
rerai la formule de la minorite a celle de la majorite. 
Le Conseil federal, dans le texte du message, parle «d'assu­
jettir le travailleur aux dispositions des conventions collec­
tives concernant le salaire et la duree du travail.». La mino­
rite propose:«d'appliquer au travailleur les dispositions de la 
convention collective concernant le salaire et les conditions 
de travail.». La minorite de la commission va donc plus loin 
que le Conseil federal dans son texte de base. Elle a d'ail~ 
leurs raison de le faire et de vouloir non seulement limiter 
l'application de la convention collective aux salaires et a la 
duree du travail mais aux conditions de travail en general. Le 
Conseil federal se rallie donc tres volontiers a la formule 
enoncee par la minorite. Vous pourrez donc, Monsieur le 
president, dans la procedure des votes tout a !'heure, renon­
cer a presenter la formulation du Conseil federal et proposer 
celle de la minorite face a celle de la majorite. 
II importe que je precise encore sur ce premier point que 
l'essentiel des conditions contenues dans la convention 
collective s'appliquera aux travailleurs temporaires mais pas 
toutes dans leur ensemble. II tombe sous le sens que les 
dispositions des conventions collectives relatives, par exem­
ple, au perfectionnement professionnel, aux installations 
communes des parties contractantes, aux caisses de pen­
sion, a la formation des apprentis sont autant de textes qui 
ne sont evidemment pas applicables aux travailleurs tempo­
raires. L'ordonnance d'application precisera cela expressis 
verbis. 
J'en viens maintenant a comparer la proposition de la mino­
rite a celle de la majorite. Le redacteur du projet a expresse­
ment limite aux conventions collectives avec declaration 
d'extension l'obligation du bailleur d'appliquer aux travail­
leurs la convention collective et il l'a fait sciemment 
II s'agit en effet de dix conventions dont le petit nombre ne 
doit tout de meme pas cacher qu'elles concernent une 
partie assez importante de la population. En effet, l'on cite 
l'artisanat du metal comme sujet de la seule convention 
collective avec extension regissant le secteur des metaux et 
des machines. II faut ajouter, en revanche, la convention 
collective pour les hötels, restaurants et cafes, par exemple, 
c'est-a-dire un domaine d'activite oll, par excellence, le 
travail temporaire est fort repandu. II y a d'autres exemples. 
Le petit nornbre de dix ne doit pas vous faire apparaftre la 
chose comme quantite negligeable. Aces dix, s'ajoutent les 
cinq arretes emanant des gouvernements cantonaux et 
approuves par le Conseil federal. Cela concerne quelques 
cantons: Fribourg, Soleure, Vaud, Valais et le Jura. Sans 
doute n'est-ce pas la une liste impressionnante mais, tout de 
meme, nous ne sommes pas en presence d'un vide integral. 
Seules, et voilä le critere fondamental sur lequel est partie la 
redaction du projet, seules les conventions collectives avec 
declaration d'extension sont publiees et par consequent 
seules ces conventions-la sont connues de tous les parte­
naires sociaux, en particulier de tous les bailleurs de ser­
vices. En revanche, les conventions collectives sans declara­
tion d'extension ne sont pas soumises a publication. Elles 
ne sont pas connues des partenaires sociaux, hormis les 
interesses, ni des bailleurs de services. Elles sont au nombre 
de 1000, 1500 peut-etre et exiger des bailleurs de services 
qu'ils les connaissent, afin d'etre en mesure de les appliquer 
en toute connaissance de cause, alors que certaines d'entre 
alles ne concernent parfois qu'une seule et unique entre­
prise ou des secteurs extremement limites, est pratiquement 
inconcevable. La täche administrative ne serait pas impossi­
ble, j'en conviens, mais elle serait enorme et l'application ~ 
ces conventions sans declaration d'extension des dispos1-
tions de la loi comporterait bien evidemment un grand 
nombre de risques d'erreurs. c·est pourquoi le projet origi­
nel ne comprenait pas ce type de convention. 
Je reconnais que l'esprit de la convention collective auquel 
la Suisse adhere si profondernent devrait logiquement nous 
conduire a la formule ambitieuse de la majorite, mais je 
pense qu'il faut y renoncer et adherer a la proposition de la 
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minorite car !a faisabilite de cette application demeure hau­
tement problematique. En effet, je prefere en fin de compte 
une formule legale peut-etre incomplete mais appliquee 
concretement a une formule apparemment parfaite mais qui 
demeure lettre morte. les faits etant tetus. 
La Joi que vous etes en train d'elaborer introduit un assujet­
tissement necessaire des entreprises de travail temporaire. 
Par cette loi, J'ensemble de ce secteur qui touche, je le 
rappelle, quelque 60 000 Suisses changera profondement 
dans le sens d'une responsabilisation de ces entreprises et 
de la protection des travailleurs. II ne faut pas pousser au 
perfectionnisme dans ce que j'appeflerai cette 
etape, essentielle, surtout lorsqu'on peut etre convaincu 
qu'il s'agit d'un perfectionnisme formet et academique qui 
ne sera pas suivi d'effets Realisons donc mainte­
nant cette etape, en depit de cette legere imperfection. Nous 
n'ecrivons pas des textes jusqu'a la fin des siecles, il sera 
tout a fait possible, et necessaire je pense, lorsqu'on aura 
digere !es consequences et les exigences de cette premiere 
etape, de perfectionner l'instrument et d'introduire, dans 
quelques annees, la formule que la majorite vous propose 
deja aujourd'huL A mon avis, c'est dans ce sens que l'on ira, 
mais il serait premature de le faire aujourd'hui. 
Par consequent, a mon corps defendant peut-etre mais 
parce qu'il taut etre lucide et ne pas avoir une vue theorique 
des choses, je vous engage a accepter la proposition de la 
minorite. 

Abstimmung - Vote 

Für den Antrag der Minderheit 
Für den Antrag der Mehrheit 

Art. 21 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 22 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 

80Stimmen 
75Stimmen 

c. den Arbeitsort und den Beginn des Einsatzes; 
c'. die Dauer des Einsatzes oder die Kündigungsfristen; 

Abs. 2 bis 5 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 22 
Proposition de /a commission 
Al. 1 

c. Le lieu de travail du travailleur ainsi que le debut de 
l'engagement; 
c1• La duree de l'engagement ou les delais de conge; 

Al. 2 a 5 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 23 
Antrag der Kommission 
Abs. 1, 3 und 4 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs. 2 
.... Verfahren vor. Der Bundesrat kann den Streitwert der 
Entwicklung der Löhne anpassen. Der Streitwert bemisst .... 

Art. 23 
Proposition de la commission 
Al. 1, 3 et 4 
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Adherer au projet du Conseil federal 
Al. 2 
.... pas 10 000 francs. Le Conseil federal peut adapter la 
valeur litigieuse a J'evolution des salaires. Le montant de la 
demande .... 

Angenommen - Adopte 

Art. 24 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Leuenberger-Solothum 
Abs. 3 
Der Bund kann die Wiedereingliederung von Arbeitssuchen­
den in ihren bisherigen Beruf, ihre vorübergehende oder 
endgültige Ueberführung in aufnahmefähige Berufe oder 
Gegenden und ihre Aus- oder Weiterbildung oder Umschu­
lung sowie ähnliche Massnahmen durch Beiträge fördern, 
sofern diese Vorkehren angezeigt sind, um vorhandene 
Arbeitsgelegenheiten besser auszuwerten und sofern sie 
ohne öffentliche Hilfe nicht durchgeführt werden können. 

Art. 24 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Proposition Leuenberger-Soleure 
Al. 3 
La Confederation peut encourager par des subsides la rein­
tegration de personnes en quete de travail dans leur profes­
sion, leur transfert temporaire ou definitif dans des profes­
sions ou des regions offrant des possibilites d'emploi, leur 
formation, leur perfectionnement ou leur reeducation pro­
fessionnelle; eile peut aussi soutenir d'autres mesures ana­
logues. Son appui ne peut toutefois etre accorde que si les 
mesures envisagees sont propres a assurer une meilleure 
utilisation des possibilites de travail et sont inexecutables 
sans l'aide des pouvoirs publics. 

Abs. 1 und 2 - Al. 1 et 2 
Angenommen - Adopte 

Abs. 3-AI. 3 
Leuenberger-Solothurn: Ich muss Sie mit einigen Details 
behelligen und bitte dafür zum vornherein um Entschuldi­
gung, nachdem wir vorhin eine «piece de resistance» dieser 
Vorlage behandelt haben. 
Ich stosse mich im wesentlichen daran, dass man bei der 
Revision des Arbeitsvermittlungsgesetzes die ganzen Bemü­
hungen um die Verbesserung der Vermittlungsfähigkeit der 
Arbeitsuchenden so gut wie ersatzlos herausgenommen hat 
und heute argumentiert, diese ganzen Fragen seien im 
Arbeitslosenversicherungsgesetz geregelt. Das stimmt im 
grossen und ganzen. Mein Antrag nun nimmt den W<ilrtlaut 
des alten Artikels 4 Absatz 4 des geltenden Arbeitsvermitt­
lungsgesetzes auf und will ihn bei Artikel 24 als neuen 
Absatz 3 anhängen. Mit dieser Bestimmung hat der Bund 
eine generelle Aufgabe übernommen, nämlich diese Wie­
dereingliederung usw. und ähnliche Massnahmen durch 
Beiträge zu fördern. Dieser ganze Absatz soll nun mit der 
Revision wegfallen und findet Ersatz im Arbeitslosenversi­
cherungsgesetz, wo diese ganzen Aufgaben nicht mehr dem 
Bund an sich auferlegt werden, sondern der Arbeitslosen­
versicherung. Die ganzen Bereiche von Wiedereingliede­
rung und von Weiterbildung sind in den Artikeln 59 und 60 
des Arbeitslosenversicherungsgesetzes recht gut geregelt. 
Aber das, was hier in diesem alten Artikel 4 Absatz 4 unter 
«ähnliche Massnahmen» fällt, ist im Arbeitslosenversiche­
rungsgesetz meines Erachtens nur sehr restriktiv geregelt 
worden. Es steht nämlich dort in Artikel 72 unter dem Titel 
«Beiträge»: In Zeiten erhöhter Arbeitslosigkeit kann die Ver­
sicherung die vorübergehende Beschäftigung von Arbeitslo­
sen im Rahmen von Programmen usw. fördern.» Ich denke 
nun, dass gegenüber der alten Bestimmung, die sehr gene-
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rell dem Bund die Möglichkeit gegeben hat, ähnliche Mass­
nahmen durch Beiträge zu fördern, diese neue Bestimmung 
in Artikel 72 des Arbeitslosenversicherungsgesetzes erheb­
lich eingeengt ist. Enger wird der Spielraum noch, wenn wir 
uns in der Verordnung die entsprechenden Vorschriften 
ansehen. In der Verordnung zum Arbeitslosenversiche­
rungsgesetz steht in Artikel 96 nämlich klipp und klar: «Sol­
che Beschäftigungsprogramme für Arbeitslose könnten 
dann subventioniert werden, wenn in dem Kanton, in dem 
das Programm durchgeführt werden soll, eine Arbeitslosen­
quote von mindestens einem Prozent herrscht.» Genau bei 
dieser Bestimmung haken nun die Veranstalter von Arbeits­
losenprojekten ein und befürchten, es könnte in Kantonen, 
wo die Arbeitslosenzahl gelegentlich schwankt - sie fällt 
etwas unter 1 Prozent und liegt zwei Monate später wieder 
etwas darüber-, dazu führen, dass man in einem Monat ein 
solches Projekt als subventionsberechtigt erklärt, es zwei 
Monate später wieder aus der Subventionsberechtigung 
nimmt Ich muss betonen: Es sind mir keine Fälle bekannt, 
wo das vorgekommen ist; es ist mehr eine Befürchtung, die 
ich hier präventiv vortrage. Ich wäre eigentlich sehr froh, 
wenn Herr Bundesrat Delamuraz ganz klar erklären könnte, 
dass mindestens die bisherige Praxis bei der Unterstützung 
von Arbeitslosenprojekten beibehalten wird, dass man viel­
leicht in Zeiten grosser Schwankungen der Arbeitslosigkeit 
relativ grosszügig mit dieser Litera a von Absatz 1 von Arti­
kel 96 der Verordnung zum Arbeitslosenversicherungsge­
setz umgehen würde. Dies wäre möglich, wenn man bei 
diesem ganzen Bewilligungsverfahren primär die Litera b im 
gleichen Absatz dieser Verordnung zur Anwendung bringen 
könnte. Dort nämlich liegt das Schwergewicht bei der Beur­
teilung auch auf regionaler Arbeitslosigkeit. 
Meine Sorge also gilt dem Umstand, dass man in dieser 
Revision, wie in der zurückliegenden Revision des Arbeitslo­
senversicherungsgesetzes, eine sehr generelle Regelung 
durch eine relativ restriktive ersetzt hat. Mir bleibt nun nichts 
anderes übrig, als diese alte Bestimmung ins neue Gesetz 
hinüberzuretten, obschon ich weiss, dass man mir entge­
genhalten wird, das sei von der Systematik her relativ unge­
schickt. Man wird mich darauf hinweisen, es gebe ja in 
diesem Gesetzesentwurf einen Artikel 28, der ebenfalls von 
Massnahmen zugunsten von Arbeitslosen spricht. Wenn Sie 
dort aber auf den Wortlaut achten, wird Ihnen auffallen, dass 
all diese Massnahmen an Artikel 72 des Arbeitslosenversi­
cherungsgesetzes gebunden sind, und dann sind wir wieder 
in dieser relativ schmalen Gasse. 
Ich bitte nun nochmals Herrn Bundesrat Delamuraz, mir 
entsprechende Zusicherungen zu geben, dass nicht plötz­
lich «Monsieur le bureau» diesen 1-Prozent-Artikel allzu 
restriktiv auslegt. Ich würde mir dann allenfalls überlegen, 
ob ich meinen Antrag zurückziehen könnte. 

M. Delamuraz, conseiller federal: Monsieur le bureau est 
mort, Monsieur Leuenberger! Dans le domaine essentiel que 
vous abordez dans votre intervention personnelle, les 
choses s'appliquent avec lucidite, clairvoyance, imagination 
et surtout avec beaucoup de souplesse. II s'agit d'encoura­
ger par des subsides la reintegration de personnes en quete 
de travail dans leur profession; de transferer temporaire­
ment ou definitivement, dans des professions ou des 
regions qui offrent des possibilites, des travailleurs. Tout 
cela fait partie de cette mobilite qui est le lot du marche du 
travail actuel. II se pourrait bien que des circonstances 
economiques, moins favorables dans certains domaines 
industriels et dans certains cantons en particulier, puissent, 
dans les temps qui viennent, remettre a l'actualite la neces­
site de cette mobilite. Vous avez raison de vous en preoccu­
per et d'imposer a la Confederation la condition qu'elle 
continue de veiller attentivement a cet aspect des choses. 
La loi sur l'assurance-chömage de 1984, jumelle de celle 
que nous examinons aujourd'hui, a repris pour l'essentiel la 
loi sur le service de l'emploi actuellement en vigueur que 
nous voulons precisement remplacer et transformer. La 
seule difference est que la loi sur l'assurance-chömage pose 
comme condition, pour la subvention de programmes d'oc-
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cupation pour ~chömeurs, l'existence d'une situation de 
«chömage prononce». L'ordonnance d'execution de la loi 
sur l'assurance-chömage reconnalt qu'une situation de chö­
mage prononce existe a partir d'un taux de chömage de 
1 pour cent. Or, vous visez manifestement, Monsieur Leuen­
berger, la possibilite de pouvoir intervenir avec des pro­
grammes d'occupation, meme si le taux est inferieur a 
1 pour cent 
Je peux vous donner toute garantie sur ce point. La limite de 
1 pour cent a ete fixee en tant que principe, idee generale. 
Elle ne saurait cependant etre appliquee aveuglement et 
systematiquement a tous les secteurs et dans tous les cas. 
En ettet, dans certains domaines, il doit etre possible d'inter­
venir meme si le taux est inferieur a 1 pour cent, et cela en 
vertu de l'article 96, alinea 1, lettre b, de l'ordonnance sur 
l'assurance-chömage, qui donne ä l'OFIAMT toute liberte 
d'appreciation necessaire afin de prendre en consideration 
des programmes d'occupation meme si le taux cantonal 
n'atteint pas 1 pour cent. 
On est donc en presence d'une situation qui correspond a la 
pratique suivie jusqu'a maintenant. De ce point de vue la 
donc, ma presente declaration döit vous indiquer que les 
risques que vous pouviez envisager n'existent reellement 
pas. Par consequent, nous pouvons nous dispenser d'intro­
duire dans la loi le troisieme alinea propose. Les choses se 
passent effectivement comme vous le souhaitez, les prati­
ques sont confirmees et il n'est pas necessaire d'ajouter ce 
point 

Leuenberger-Solothurn: Angesichts der Erklärungen des 
Vorstehers des Eidgenössischen Volkswirtschaftsdeparte­
ments kann ich meinen Antrag zurückziehen. Wir würden 
uns tatsächlich, wenn es bei uns in Grenchen Probleme 
geben sollte, der Worte von Herrn Delamuraz erinnern. 

Art. 25, 26 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 27 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
(Stappung, Deneys, Eggli-Winterthur, Fankhauser, Rei­
mann, Zehnder) 
Die öffentliche Arbeitsvermittlung ist unentgeltlich. 
(Rest des Artikels streichen) 

Arl 27 
Proposition de la commission 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 
Minorite 
(Stappung, Deneys, Eggli-Winterthour, Fankhauser, Rei­
mann, Zehnder) 
Le service public de l'emploi est gratuit. 
(Biffer le reste de l'article) 

Stappung, Sprecher der Minderheit: Ich bin mit der Kom­
missionsminderheit der Auffassung, dass neben grundsätz­
lichen Ueberlegungen auch praktische Aspekte für eine 
unentgeltliche öffentliche Arbeitsvermittlung sprechen. 
Die öffentlichen SteUenvermittlungen, in der Regel die kan· 
tonalen und kommunalen Arbeitsämter, erfüllen eine 
arbeitsmarktlich wichtige Funktion. Für Arbeitslose sind sie 
die erste Anlaufstelle. Bei einem Arbeitslosen sind finan· 
zielle Engpässe vorprogrammiert. Wenn er weiss, dass er 
unter Umständen für gewisse Leistungen noch bezahlen 
muss, bedeutet das zwangsläufig noch eine höhere als die 
ohnehin bereits vorhandene Hemmschwelle. 
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Auch aus volkswirtschaftlichen Gründen sind wir daran 
interessiert, dass sich möglichst alle Arbeitslosen sofort bei 
der öffentlichen Arbeitsvermittlungsstelle melden. Es wäre 
auch grundfalsch, den Arbeitslosen oder eine Unterneh­
mung, die eine offene Stelle anbietet. für «besonderen Auf­
wand» finanziell zu belasten. Keiner, weder der Arbeitslose 
noch der Anbieter einer Stelle, ist für die Situation verant­
wortlich. Wollte man vom Verursacherprinzip ausgehen, so 
müsste der frühere Arbeitgeber für den durch die Vermitt­
lung allenfalls entstehenden besonderen Aufwand zu Lei­
stungen verpflichtet werden. Das ist aber im neuen Gesetz 
nicht vorgesehen. 
Die unentgeltliche Arbeitsvermittlung ist eine wichtige 
Masche im sozialen Netz. Dieses Netz darf nicht durch 
Gebühren, die in jedem Fall dem Falschen, in der Regel dem 
sozial Schwächsten, auferlegt würden, durchlöchert 
werden. 
Die Stellenvermittlungen bei den öffentlichen Arbeitsämtern 
arbeiten heute unentgeltlich. Die mit dieser Unentgeltlich­
keit gemachten Erfahrungen sind durchwegs gut. Es 
besteht auch kein Bedürfnis, für gewisse Leistungen eine 
wie es in der Botschaft heisst- Gebühr nach dem allgemein 
geltenden Kostendeckungsprinzip zu erheben. Das gäbe 
eine ohnehin problematische Situation. Jeder Kanton würde 
.für gleiche Leistungen unterschiedliche Gebühren erheben. 
Bereits heute sind die vorhandenen Infrastrukturen der 
Arbeitsämter sehr unterschiedlich. Neben den öffentlichen 
Stellenvermittlern sind bei verschiedenen Arbeitsämtern 
auch Berufsberater tätig. Nicht jeder Arbeitslose kann auf 
einfache Art vermittelt werden. Neben dem Angebot an 
offenen Stellen spielt auch der Beruf des zu Vermittelnden 
eine massgebliche Rolle. Es gibt Arbeitslose, die aus nicht in 
ihrer Person liegenden Gründen sehr schwer zu vermitteln 
sind. Dann gibt es eine nicht zu unterschätzende Kategorie, 
welche infolge der Situation, arbeitslos zu sein, seelisch 
ausserordentlich leidet. Arbeitslos zu sein, ist für den Men­
schen etwas vom Schlimmsten. Nicht nur der Betroffene, 
sondern auch seine Angehörigen und seine Familie leiden 
darunter. Dieses echte Problem belastet die öffentlichen 
Stellenvermittler weit mehr als der im Gesetz nicht präzi­
sierte sogenannte «besondere Aufwand». Die Erhebung von 
Gebühren für besonderen Aufwand widerspricht auch den 
internationalen IAO-Abkommen Nr. 2 und Nr. 88. Insbeson­
dere das IAO-Abkommen Nr. 88 beinhaltet eine ganze Reihe 
von Leistungen, die von den öffentlichen Stellenvermittlern 
unentgeltlich erbracht werden müssen. 
Ich bitte Sie daher, dem Antrag der Kommissionsminderheit, 
den Sie auf der Fahne haben, zuzustimmen. 

Reimann, Berichterstatter: Die Minderheit Stappung ver­
langt, dass die Arbeitsvermittlung unentgeltlich ist. Herr 
Stappung hat natürlich recht, dass grundsätzlich die 
Arbeitsvermittlung unentgeltlich sein soll. 
In Artikel 27 wird lediglich eine Ausnahme gemacht für den 
Fall, dass für einen besonderen Aufwand, der vom Benützer 
verlangt wird, im Einverständnis mit dem Benützer eine 
Entschädigung verlangt werden kann. 
Im Namen der Kommission muss ich Ihnen die Ablehnung 
des Minderheitsantrages empfehlen. Persönlich stimme ich 
der Minderheit zu. 

M. Darbellay, rapporteur: Le principe de base est pose; le 
service public de l'emploi est gratuit. II pourrait toutefois y 
avoir des cas ou la personne qui s'adresse a ce service 
demande des demarches exceptionnelles, qui entraineraient 
des depenses particulieres. Des lors, la majorite de la com­
mission estime qu'il serait juste que ces frais soient pris en 
charge par le requerant. II faut eviter que les services publics 
de l'emploi ne fassent gratuitement concurrence aux 
bureaux prives. 
Je vous invite par consequent a voter avec la majorite de la 
commission. 

M. Delamuraz, conseiller federal: Le principe de la gratuite 
des services normaux est ancre. II convient de reserver la 
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possibilite aux pouv9irs publics de faire payer des 
demarches particulieres et des recherches speciales qui 
exigent reellement des travaux exceptionnels. Suivre 
M. Stappung dans le sens d'une gratuite absolue serait alors 
une contribution a cette etatisation si fortement redoutee 
par une minorite, car cela equivaudrait a faire bei et bien 
concurrence a des services de placement prives mais avec 
les deniers de l'Etat. Pour maintenir logiquement notre 
principe de subsidiarite du service public, nous devons 
pouvoir nous menager Ja possibi!ite, teile qu'elle est prevue 
dans le texte du Conseil federal, de percevoir un emolu­
ment, une taxe, pour un certain nombre de prestations tout 
a fait speciales. 
Je vous invite a suivre le Conseil federal et la majorite de la 
commission. 

Abstimmung - Vote 

Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art. 28 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 29 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs. 2 
Mehrht;it 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 

66Stimmen 
44Stimmen 

(Allenspach, Cottet, Coutau, Dubais Houmard, 
Neuenschwander, Pfund) 
Der Bundesrat bestimmt die Ausnahmen von der Melde­
pflicht. 

Art. 29 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al. 2 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 
Minorite 
(Allenspach, Cottet, Coutau, Dubais, 
Neuenschwander, Pfund) 
Le Conseil federal fixe les exceptions. 

Abs. 1 -Al. 1 
Angenommen Adopte 

Abs. 2-AI. 2 

Houmard, 

Allenspach, Sprecher der Minderheit: Mein Antrag betrifft 
eine eminent praktische Frage. 
Artikel 29 umschreibt die Meldepflicht der Arbeitgeber bei 
Entlassungen und Betriebsschliessungen. Dabei bezieht 
sich diese Meldepflicht auf alle Entlassungen und nicht wie 
früher nur auf Entlassungen aus wirtschaftlichen Gründen. 
In Artikel 29 wird sodann eine abschliessende Bundesrege­
lung vorgesehen. Anderslautende kantonale Bestimmungen 
verlieren meines Erachtens ihre Gültigkeit, denn es wäre 
nicht zu verantworten, dass Kantone und Bund bezüglich 
des gleichen Gegenstandes unterschiedlich !egiferieren 
könnten. 
Artikel 29 bedarf ferner der Ergänzung auf der Verordnungs­
ebene. Der gesetzliche Begriff «Entlassung einer grösseren 
Anzahl von Arbeitnehmern» muss konkret umschrieben 
werden. Bedeutet dieser Begriff etwa, dass ein Unterneh­
men, das 25 Prozent seines Belegschaftsbestandes entlässt, 
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meldepflichtig wird? Oder wird eine quantitative Unter­
grenze gesetzt, beispielsweise bei 10 Entlassungen? Im 
ersten Fall würde ein Unternehmen mit 10 Beschäftigten 
schon bei 3 Kündigungen meldepflichtig sein. Im zweiten 
Fall wären unsere Grossunternehmen permanent melde­
pflichtig. Denn bezogen auf einen Personalbestand von 
1000 oder mehr Personen liegen 10 Entlassungen im Rah­
men der üblichen Personalfluktuation. 
Der Bunderat hat es also nicht leicht, in der Verordnung zu 
umschreiben, wer meldepflichtig ist. Geht man dem Sinne 
des Gesetzes nach, so ist nicht so sehr die Zahl der Entlasse­
nen als vielmehr die Aufnahmefähigkeit des Arbeitsmarktes 
entscheidend. Wenn die Meldepflicht nicht nur eine büro­
kratische Schikane sein soll, muss sie in Beziehung zur 
Grösse und zum Zustand des Arbeitsmarktes stehen. Mit der 
Meldepflicht sollen die Arbeitsämter in die Lage versetzt 
werden, sich rechtzeitig auf die Vermittlung der Entlassenen 
vorbereiten zu können. Das bedeutet, dass auf grossen 
Arbeitsmärkten, zum Beispiel in den grossen Agglomeratio­
nen, ganz andere Massstäbe gelten müssten als auf kleinen 
Arbeitsmärkten, beispielsweise in abgeschlossenen oder 
wirtschaftlich weniger entwickelten Gegenden. In den 
Grossagglomerationen von Zürich, Basel, Bern oder Genf 
darf die Entlassung von 10 oder 20 Arbeitnehmern den 
Arbeitsämtern keine organisatorischen oder strukturellen 
Schwierigkeiten verursachen, denn dort gehören derartige 
Schwankungen zum Normalfall. Anders ist es aber in einer 
Gegend mit nur wenigen Arbeitsplätzen. Ferner ist zu 
berücksichtigen, dass in Zeiten eines ausgetrockneten 
Arbeitsmarktes nicht die gleichen Grössenordnungen gelten 
können wie in Zeiten hoher und andauernder Arbeitslosig­
keit. In einer Hochkonjunktur artet eine zu tief angesetzte 
Meldepflicht leicht zu einer blossen bürokratischen Schi­
kane aus. 
Das bedeutet, dass der Bundesrat bezüglich der Melde­
pflicht eine flexible Regelung treffen muss. Er muss daher 
auch bezüglich der Ausnahmen von der Meldepflicht flexi­
bel sein können. Absatz 2 von Artikel 29 nimmt ihm aber 
jede Flexibilität. Gemäss diesem Artikel sollen von der Mel­
depflicht Betriebe mit weniger als sechs Arbeitnehmern 
ausgenommen werden. Alle mit sechs und mehr Arbeitneh­
mern sind von Gesetzes wegen meldepflichtig; der Bundes­
rat kann keine Ausnahmen mehr gewähren. Das bedeutet, 
dass die Entlassung von fünf Arbeitnehmern auf jeden Fall 
und unter allen Umständen meldepflichtig werden muss. 
Dann müssen, weil es ja nicht nur um die Kündigungen aus 
wirtschaftlichen Gründen geht, sondern wei.1 jede Kündi­
gung dazu zählt, schon mittlere Betriebe jeden Monat Mel­
dung erstatten, und die Arbeitsämter müssen jeden Monat 
Dutzende von überflüssigen Meldungen registrieren und 
klassieren. 
Damit wird der Sinn dieser Meldepflicht verfälscht. Denn 
niemand wird behaupten, dass die Arbeitsämter unserer 
Städte den Arbeitsanfall von fünf zusätzlichen Stellensu­
chenden nicht bewältigen könnten, ohne sich vorgängig 
darauf vorbereitet zu haben. Die Ausnahmen von der Melde­
pflicht bei Absatz 2 müssen also im Zusammenhang mit der 
Definition des Begriffes «Entlassung einer grösseren Zahl 
von Arbeitnehmer» stehen. 
Der Bundesrat definiert auf dem Verordnungsweg diesen 
Begriff. Er soll deshalb, weil dieser Zusammenhang gege­
ben ist, auch die Grenzen der Meldepflicht auf dem Verord­
nungsweg umschreiben können. Er soll also auf diesem 
Weg die Ausnahmen bestimmen können. Alles andere wäre 
gesetzessystematisch wenig sinnvoll. Wir sollten uns bemü­
hen, wirklichkeitsnahe und auf die tatsächlichen Verhält­
nisse abgestimmte Rechtsnormen zu erlassen. Das Arbeits­
vermittlungsgesetz muss miliztauglich werden. Deshalb soll­
ten wir dem Bundesrat die Kompetenz geben, die Ausnah· 
mer:i von der Meldepflicht festzusetzen, und wir sollten dar­
auf verzichten, im Gesetze selbst abschliessende, starre 
Grenzen zu setzen. 
In diesem Sinne bitte ich Sie, meinem Antrag zuzustimmen. 
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Eggli-Winterthur:~lch bitte Sie, den Antrag der Minderheit 
vertreten durch Herrn Allenspach, abzulehnen. Her~ 
Allenspach sagt selber, dass Entlassungen einer grösseren 
Anzahl von Arbeitnehmern in Rezessionszeiten und selbst in 
Konjunkturzeiten zu Schwierigkeiten führen können. 
namentlich dann, wenn die Wirtschaftsstruktur einer Region 
sehr einseitig ist. Wenn man Herrn Allenspach zuhört. 
könnte man den Eindruck gewinnen, dass der Bundesrat 
der Wirtschaft laufend im Detail Vorschriften mache, die 
überhaupt nicht durchführbar seien und einen unnötigen 
Papierkrieg produzierten. 
Was will der Bundesrat mit seinem Antrag, der von der 
Kommissionsmehrheit unterstützt wird? Es heisst eindeutig: 
«Von der Meldepflicht sind ausgenommen Betriebe mit 
weniger als sechs Arbeitnehmern.» Wenn wir die Gesetze 
betrachten - zum Beispiel das Arbeitsgesetz - stellen wir 
fest, dass es ab sechs Arbeitnehmer industrielle Betriebe 
sind; alle andern Betriebe sind von dieser Bestimmung 
befreit. Dazu kommt, dass die Entlassung eine grössere 
Anzahl betreffen muss. Wenn ein Arbeitgeber in einem grös­
seren Betrieb zwei, drei Arbeitnehmern aus anderen als 
wirtschaftlichen Gründen kündigt, so fällt dies nicht ins 
Gewicht. Aber gerade bei der Schliessung von Einzelbetrie­
ben, die klein sind, 10 bis 12 Arbeitnehmer haben, bedeutet 
eine Entlassung von Spezialisten, die in der Region keine 
ähnliche Beschäftigung finden, dass sich das Arbeitsamt 
dieser speziell annehmen muss. Wenn ich es richtig im Kopf 
habe, gilt die gleiche Zahl bei der Meldepflicht übrigens 
auch im Arbeitslosenversicherungsgesetz. Man sollte auch 
in der Gesetzgebung koordinieren, die gleichen Zahlen ver­
wenden und nicht in jedem Gesetz etwas anderes machen. 
Das trägt nicht nur zur Rechtssicherheit bei, sondern sollte 
auch für die Arbeitgeber, für die Arbeitnehmer und für die 
Arbeitsämter eine Richtzahl geben. 
Aus diesen Gründen bitte ich Sie, den Antrag der Minderheit 
abzulehnen. 

Reimann, Berichterstatter: Beim Artikel 29 geht es in der 
Meldepflicht um die Praktikabilität und auch um die Voll­
ständigkeit der Arbeitsmarktstatistik. Im Text des Bundesra­
tes werden Betriebe mit weniger als sechs Arbeitskräften 
ausgenommen. Dies entspricht, wie bereits gesagt wurde, 
dem Arbeitsgesetz. Wir haben also eine gewisse Praxis über 
das Arbeitsgesetz, wer hier unterstellt ist und wer nicht. 
Im Sinne dieser Gesetzesharmonie möchte ich Ihnen emp­
fehlen, dem Antrag des Bundesrates zuzustimmen. Es geht 
ja um die Anzahl Arbeitnehmer, welche entlassen wird, so 
dass auch bei der Ausnahme der Meldepflicht als Kriterium 
auf die Arbeitnehmerzahl abgestellt werden soll. 

M. Darbellay, rapporteur: A l'article 29, il est prevu que les 
employeurs aient l'obligation d'annoncer les licenciements 
d'un nombre important de travailleurs et de declarer !es 
fermetures d'entreprises. En revanche, !es entreprises qui 
occupent moins de six travailleurs seraient soustraites a 
cette obligation. 
La proposition de minorite souhaite que ce dernier chiffre 
seit fixe par le Conseil federal, que celui-ci seit donc habilite 
a decider des exceptions. Ce n'est pas tellement different. 
Cependant la commission a estime que diverses lois se 
referent a ce nombre de six travailleurs, notamment la loi sur 
le travail, en ce qui concerne les dispositions speciales pour 
les entreprises industrielles. Par souci de coherence legisla­
tive, la commission propose d'admettre le projet du Conseil 
federal. 

M. Delamuraz, conseiller federal: Monsieur Allenspach, 
comme disait l'humoriste, je ne suis ni pour ni contre, bien 
au contraire. Je veux dire par lä que c'est l'affaire du Parla­
ment d'en decider. Vous octroyez tres genereusement au 
Conseil federal, par votre proposition, le droit de decider. II 
decidera, tres vraisemblablement, par voie d'ordonnance, 
de fixer la limite a six travailleurs, et nous trouverons par 
consequent dans l'ordonnance ce que nous pourrions trou­
ver dans la loi. C'est au Parlement de savoir s'il veut lui-
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rneme fixer cette limite, auquel cas il ne doit pas vous suivre, 
ou s'il entend en laisser la fixation au Conseil federal, auquel 
cas il peut vous suivre. 

Abstimmung - Vote 

Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art. 30 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 31 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Bundi 
Abs. 4 

60Stimmen 
58Stimmen 

.... durchführen. Dabei ist dem Anliegen der Vermittlung von 
Teilzeitarbeit besondere Beachtung zu schenken. 

Art. 31 
Proposition de /a commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Proposition Bund/ 
Al. 4 
.... releve le marche du travail. II vouera en particulier toute 
son attention au placement des travailleurs a temps partiel. 

Abs. 1 bis 3 - Al. 1 a 3 
Angenommen - Adopte 

Abs. 4-AI. 4 
Bundi: Mit meinem Antrag möchte ich erreichen, dass das 
Problem der Teilzeitarbeit in diesem Gesetz mindestens an 
einem Ort erwähnt und verankert wird. Die Teilzeitbeschäfti­
gung nimmt in unserem Land und in unserer Industriege­
sellschaft im allgemeinen heute einen bedeutenden Platz 
ein. In der Schweiz beträgt der Anteil der Teilzeitbeschäfti­
gung am Gesamtbestand der Beschäftigten nach der 
Betriebszählung von 1985 über 15 Prozent. Wir stellen ein 
Anwachsen dieser Sparte fest: von 1980 bis 1985 um 5 Pro­
zent. Zu drei Vierteln etwa sind es Frauen, ein Viertel trifft es 
auf die Männer. Im internationalen Vergleich figuriert die 
Schweiz eher in den hinteren Rängen, aber tendenziell ist 
diese Beschäftigungssparte im raschen Zunehmen be­
griffen. 
In der Botschaft zu diesem Gesetz wird mit Nachdruck auf 
die Bedeutung der Teilzeitarbeit hingewiesen. Es wird aus­
geführt, dass die Vermittlung von Arbeitnehmern, die ihre 
Arbeitskraft nur teilweise der Wirtschaft zur Verfügung stel­
len wollen oder können, besondere Beachtung verdiene. 
Hier stelle sich die Aufgabe, vorhandene Reserven mittels 
attraktiver Angebote und Dienstleistungen in den Wirt­
schaftsprozess einzugliedern. Darum gehöre die Vermitt­
lung von Teilzeitarbeit auch zum Aufgabenbereich der Ar­
beitsämter. 
Im Gesetzesentwurf habe ich keine Stelle gefunden, die auf 
die Teilzeitarbeit Bezug nehmen würde. Nun bin ich der 
Auffassung, dass im Rahmen des Artikels 31, wo die Befug­
nisse und Aufgaben der eidgenössischen Arbeitsmarktbe-
hörde, in diesem Fall ist es das aufgeführt sind, in 
Zusammenhang mit den Kursen zur und Weiter-

des kantonalen ein besonde-
rer Hinweis festzuschreiben würde darum 
dass das in solchen 
Anliegen der Teilzeitarbeit besondere Aufmerksamkeit 
schenken sollte. Dabei ist es nicht die Meinung, dieser Stelle 
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viel mehr Arbeit oder Umtriebe aufzubürden. Sie ist in der 
Lage, aus ihrem Erfah~rungsschatz zu schöpfen und weiter­
zugeben. Mit dem Schlussbericht der Arbeitsgruppe «Teil­
zeitarbeit» vom Jahre 1980 und der Broschüre «Teilzeitar­
beit» von 1984 verfügt sie unter anderen über einschlägige 
Unterlagen. 
Die Schwierigkeiten, die sich für Arbeitnehmer ergeben, die 
sich bei öffentlichen Verwaltungen um eine Teilzeitanstel­
lung bewerben, betreffen meistens den Bereich der Sozial­
versicherungen. Es wäre darum erwünscht, dass an den 
vom Biga durchgeführten Kursen zur Weiterbildung des 
Vermittlungspersonals besonders dieser Frage gebührende 
Beachtung geschenkt und entsprechende Hilfeleistungen 
erbracht würden. Die Eidgenössische Arbeitsmarktbehörde 
wäre zweifellos auch in der Lage, Modelle für die Vermitt­
lung von Arbeitnehmern als Teilzeitbeschäftigte auszuarbei­
ten und anzubieten. Wesentlich ist, dass die Transparenz für 
alle Beteiligten auf dem Teilzeitarbeitsmarkt besser wird. 
Die Teilzeitarbeit ist heute eine Realität. Sie wird in der 
Zukunft noch grössere Bedeutung erlangen. Wo Personen 
aus irgendwelchem Grunde keine Vollzeitarbeit ausüben 
können, aber dennoch willens und fähig sind, teilweise 
erwerbstätig zu sein, liegt das sowohl im volkswirtschaftli­
chen als auch im gesellschaftspolitischen Interesse. In 
ihrem Bericht gelangte die erwähnte Arbeitsgruppe des 
Bundes schon 1980 zur Schlussfolgerung, dass die Teilzeit­
arbeit bei der Revision des Arbeitsvermittlungsgesetzes 
besondere Berücksichtigung finden sollte. Heute und hier 
haben wir nun die Gelegenheit, ein kleines Zeichen zu 
setzen. 
Ich bitte Sie deshalb, meinem Antrag zuzustimmen. 

Reimann, Berichterstatter: Die Kommission hatte keine 
Gelegenheit, den Antrag Bundi zu behandeln. Persönlich 
kann ich mich der Argumentation von Herrn Bundi 
anschliessen. Ich finde, sein Antrag ist eine sinnvolle Ergän­
zung zu Artikel 31 Absatz 4. 

M. Darbellay, rapporteur: Le travail temporaire revet aujour­
d'hui une importance particuliere. Cela me semble assez 
clair. La commission ne s'est pas prononcee sur la proposi­
tion de M. Bundi. Personnellement, jene m'y opposerai pas. 

M. Delamuraz, conseiller federal: Les choses vont sans dire, 
e!les vont parfois mieux en les ecrivant. Nous ne nous 
opposons pas a cette proposition. 

Präsident: Bundesrat und Kommission sind bereit, dem 
Antrag Bundi zuzustimmen. Ein anderslautender Antrag 
liegt nicht vor, Sie haben zugestimmt. 

Angenommen gemäss Antrag Bund/ 
Adopte selon la proposition Bundi 

Art. 32- 38 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 39 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Allenspach 

bis g 

Art. 39 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 
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Proposition A/lenspach 
Al. 3 
....• ou le 2e alinea, lettres d a g. 

Abs. 1, 2, 4 und 5 - Al. 1. 2, 4 et 5 
Angenommen - Adopte 

Abs. 3-AI. 3 
Allenspach: Ich habe diesen Antrag in der Kommission 
nicht gestellt Er konnte dort nicht behandelt werden, weil 
die Kommission gegen den Schluss der Beratungen gar 
nicht mehr bereit war, auf Anträge einzutreten. Dennoch 
möchte ich auf eine Unverhältnismässigkeit im Bussenrah­
men von Artikel 39 aufmerksam machen. 
Wir erinnern uns: Litera c von Absatz 2 enthält die Straf­
norm bei Verletzung der Melde- und Auskunftspflichten. Die 
Bewilligungsbehörde kann bekanntlich vom Arbeitsvermitt­
ler alle erforderlichen Auskünfte und Unterlagen verlangen. 
Sie kann ihn ferner verpflichten, ihr periodisch statistische 
Angaben über seine Tätigkeit zu liefern. Diese Auskunfts­
pflicht trifft sowohl die gewerbsmässigen als auch die 
gemeinnützigen Arbeitsvermittler. Das haben wir so 
beschlossen. Litera c von Absatz 2 umschreibt ferner die 
Strafnormen, wenn die Unternehmen von Temporärarbeit 
die verlangten Auskünfte und Unterlagen nicht abliefern, die 
periodischen Fragebogen für statistische Zwecke nicht oder 
nicht richtig ausfüllen. Litera c von Absatz 2 unterstellt 
schliesslich auch die Meldepflicht bei Entlassungen einer 
grösseren Anzahl von Arbeitnehmern und bei Betriebs­
schliessungen den gleichen Strafnormen. Wer vorsätzlich 
diese Melde- und Auskunftspflicht verletzt, wird hart bestraft 
mit Bussen bis zu 40 000 Franken. Dagegen möchte ich 
nichts einwenden; denn die vorsätzliche, willentliche und 
absichtliche Gesetzesverletzung soll keine Nachsicht fin­
den. Soweit zu Absatz 2. 
Absatz 3 hält nun fest, dass jeder, der nicht vorsätzlich, 
sondern nur fahrlässig gegen diese Auskunfts- und Melde­
pflicht verstösst, Bussen bis zu 20 000 Franken zu gewärti­
gen hat. Man stelle sich das einmal konkret vor. Wenn ein 
Arbeitsvermittler unabsichtlich einen statistischen Fragebo­
gen vergisst oder ihn nicht ganz richtig ausfüllt, kann er zu 
Bussen bis zu 20 000 Franken verknurrt werden. Das gleiche 
gilt für Temporärfirmen und Kleinbetriebe, die ihren Melde­
pflichten nicht ganz richtig oder nicht rechtzeitig nach­
kommen. 
Wenn die zumeist ehrenamtlich Tätigen in einer gemeinnüt­
zigen Organisation, die in bescheidenem Umfange, aber 
regelmässig ihren Mitgliedern Stellenvermittlungsdienste 
anbietet, aus Unkenntnis, fahrlässig, also ohne böse 
Absicht, den Aemtern die verlangten Auskünfte nicht voll­
ständig oder nicht richtig liefern, erhalten sie Bussen bis zu 
20 000 Franken. 
Wir dürfen nicht übersehen, dass auch diese gemeinnützi­
gen Organisationen mit den neben- und ehrenamtlichen 
Mitarbeitern auskunfts- und meldepflichtig sind. Aber selbst 
bei professionellen Vermittlern können Fehler vorkommen, 
ist Fahrlässigkeit nie ganz auszuschliessen. Bussen in die­
sem Ausmasse für fahrlässiges Handeln sind unverhältnis­
mässig. Hand aufs Herz: Sind Sie persönlich sicher, dass Sie 
jeden statistischen Fragebogen rechtzeitig und ganz richtig 
ausgefüllt haben und niemals fahrlässig Fehler gemacht 
haben? Man soll nun nicht einwenden, das Gesetz enthalte 
nur einen Bussenrahmen, Verwaltung und Richter könnten 
auch niedrigere Bussen aussprechen. Wenn als Höchst­
busse 20 000 Franken gesetzlich festgelegt sind, kann die 
Busse nicht ohne weiteres nur einige hundert Franken 
betragen, und es können nicht nur Ordnungsbussen ausge­
sprochen werden. Bei fahrlässiger Körperverletzung und -
soweit Geldstrafen in Frage kommen - bei fahrlässiger 
Tötung beträgt der Bussenrahmen 40 000 Franken - und für 
das fahrlässige Nichtausfüllen eines statistischen Fragebo­
gens sollen Bussen bis zu 20 000 Franken möglich sein! Da 
stimmt doch etwas mit unserer Rechtsgüterabwägung, mit 
unserer Verhältnismässigkeit nicht, es sei denn, das fahrläs­
sige Nichtausfüllen oder Nichtrichtigausfüllen eines ledig-

lieh zu statistischen Zwecken benötigten Fragebogens 
werde als eine tödliche Beleidigung von Monsieur le bureau 
angesehen und deshalb strafmässig in die Nähe der fahrläs­
sigen Tötung gerückt. 
Wir sollten bei fahrlässiger Verletzung von Auskunfts- und 
Meldepflichten verhältnismässig und nicht unmenschlich 
verfahren. Wir können es hier durchaus bei Ordnungsbus­
sen belassen; am Bussenrahmen für die anderen Tatbe­
stände wird nicht gerüttelt. 
In diesem Sinne bitte ich Sie, meinem Antrag zuzustimmen. 

Reimann, Berichterstatter: !eh muss die Aussage von Herrn 
Allenspach zurückweisen, man habe keine Gelegenheit 
gehabt, dieses Problem in der Kommission zu behandeln. 
Wir haben alle Artikel durchberaten. Es wurde niemand 
daran gehindert, in der Kommission seine Meinung zum 
Ausdruck zu bringen. Die Kommission hat diesem Artikel 39 
zugestimmt. Es wurde kein Minderheitsantrag gestellt. 
Herr Allenspach, es geht hier auch um Menschen, es geht 
um die Vermittlung von Personal, und wer ohne Bewilligung 
Personal vermittelt und wer seine Melde- und Auskunfts­
pflicht nicht erfüllt, der hat etwas zu verheimlichen. Das geht 
zulasten des vermittelnden Personals. 
Im Namen der Kommission muss ich Sie bitten, am Arti­
kel 39 festzuhalten und den Antrag von Herrn Allenspach 
zurückzuweisen. 

M. Darbellay, rapporteur: Les dispositions penales sont tou­
jours question d'appreciation. Le Conseil federal, dans son 
projet, et la commission, dans son vote, en ont tenu campte 
en faisant une distinction nette entre !es fautes intention­
nelles et !es fautes par negligence. 
M. Allenspach, par sa proposition, souhaite soustraire a 
taute sanction penale !es fautes par negligence lorsqu'il 
s'agit de personnes qui enfreignent l'obligation d'annoncer 
et de renseigner. 
Au nom de la commission et par souci de coherence de 
l'ensemble de ces dispositions, je vous prie de refuser la 
proposition de M. Allenspach. 

M. Oelamuraz, conseiller federal: Je crois qu'il ne faut pas 
dramatiser en cette matiere. 
Actuellement, Monsieur Allenspach; ces infractions peuvent 
etre sanctionnees aux termes de la loi de 1951 toujours en 
vigueur. Alors la, deux choses sont essentielles pour votre 
intelligence du cas. Premierement, ce n'est pas un bureau 
qui juge, mais un juge penal. Lorsque la procedure judiciaire 
est engagee, vous avez, gräce a l'independance de celui-ci, 
toute garantie quant a la qualite des arrets qui seront ren­
dus. Deuxiemement, Monsieur Allenspach, j'observe que, 
aux termes de la loi actuelle, ce sont des amendes jusqu'a 
5000 francs qui peuvent etre prononcees pour omission par 
negligence d'annoncer et de renseigner, et qu'en pratique 
!es amendes qui sont infligees, hormis quelques cas raris­
simes, se situent entre 50 et 100 francs. Teile est la pratique 
observee. 
Le fait que nous reprenions dans la loi des dispositions qui 
existaient deja ne changera evidemment rien a la pratique 
mesuree, equitable et juste que l'on a en cette matiere. Se 
depourvoir de taute possibilite de sanctionner en biffant 
cette lettre c, c'est affaiblir inutilement le pouvoir en cette 
matiere. 
Je vous propose des lors de ne pas suivre M. Allenspach sur 
ce point et sachez le bien, nous ne mangerons pas toutes 
crues les pauvres entreprises asservies a notre libre arbitre. 

Allenspach: Nach der Erklärung, dass an der bisherigen 
Bussenpraxis nichts geändert werde und dass für fahrlässi­
ges Handeln in diesem Bereich der Meldepflicht und der 
Auskunftspflicht nicht Bussen von einigen tausend Franken, 
sondern solche von hundert Franken und weniger ausge­
sprochen werden, dass also im Rahmen der Ordnungsbus· 
sen verfahren wird, ziehe ich meinen Antrag zurück. 

Angenommen gemäss Antrag der Kommission 
Adopte selon la proposition de Ja commission 
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Art. 40- 44 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen Adopte 

Gesamtabstimmung - Vote sur l'ensemble 

Für Annahme des Gesetzentwurfes 
Dagegen 

Abschreibung - Classement 

83 Stimmen 
52 Stimmen 

Der Rat schreibt stillschweigend die folgenden Postulate ab: 
11 '602 Renschler, 79.519 (Wyler)-Deneys. 79.906 Zehnder, 
82.384 Gehler, 83.450 Zehnder. 

An den Ständerat Au Conseil des Etats 

77.231 

Parlamentarische Initiative (Nanchen) 
Familienpolitik 
Initiative parlementaire (Nanchen) 
Politique familiale 

Fortsetzung - Suite 

Siehe Jahrgang 1983, Seite 439 - Voir annee 1983, page 439 

Herr Reimann unterbreitet im Namen der Kommission den 
folgenden schriftlichen Bericht: 

Am 13. Dezember 1977 reichte Frau Nationalrätin Nanchen 
eine parlamentarische Initiative in der Form einer allgemei­
nen Anregung ein «zur Schaffung eines wirklichen Familien­
schutzes». Neben einer obligatorischen Mutterschaftsversi­
cherung (Punkt 1 ), einem Kündigungsschutz für schwan­
gere Frauen (Punkt 2) und der Einrichtung einer eidgenössi­
schen Familienzulageordnung (Punkt 4) forderte die lnitian­
tin in Punkt 3: 
Wortlaut 
Die Förderung der beruflichen Wiedereingliederung und der 
Umschulung der Frauen, die aus familiären Gründen ihre 
Erwerbstätigkeit für mehrere Jahre unterbrochen haben. 
Texte 
L'encouragement de la reinsertion professionnelle et du 
recyclage des femmes ayant interrompu leur activite lucra­
tive pendant plusieurs annees pour des raisons familiales. 
Die Punkte 1, 2 und 4 sind vom Nationalrat am 16. März 1983 
bzw. am 10. März 1986 abgeschrieben worden. 
Zu Punkt 3 hat der Nationalrat am 16. März 1983 Folgegeben 
beschlossen. Unsere Kommission ist beauftragt worden, das 
Anliegen im Rahmen des Arbeitsvermittlungsgesetzes 
(85.069) zu prüfen. 
Die Kommission hat die Initiative an ihrer Sitzung vom 
27. Oktober behandelt. Sie hat sich mit 10 zu 8 Stimmen 
dagegen ausgesprochen, das Anliegen im Arbeitsvermitt­
lungsgesetz (Art. 24) zu regeln. Sie hat hingegen zwei Postu­
late beschlossen. 

Erläuterungen der Kommission 
1. Die am 13. Dezember 1977 eingereichte parlamentarische 
Initiative stammt aus der Zeit der Auseinandersetzung um 
die Neuregelung des Schwangerschaftsabbruchs. Die 
damals mit der Prüfung der Initiative betraute Kommission 
hat 1979 ihre Beratungen ausgesetzt bis zur Behandlung der 

215 Parlamentarische Initiative 

Botschaft vom 17. November 1982 über die Volksinitiative 
«Schutz der Mutterschaft» (BBI 1982 III, 845). Die Kommis­
sion beantragte dem Nationalrat am 16. März 1983 (Amtl. 
Bull. 1983, 469 ff), sowohl die Volksinitiative, die ihr zur 
Vorberatung zugeteilt wurde, wie auch die parlamentarische 
Initiative abzulehnen. Der Bericht zur parlamentarischen 
Initiative beschränkte sich allerdings auf die Punkte 1 und 2 
der Initiative. Auf den heute noch zur Diskussion stehenden 
Punkt 3 wie auch auf den Punkt 4 wurde nicht eingegangen. 
Bei der Behandlung des Kommissionsantrages wurde des­
halb aus der Ratsmitte der Antrag gestellt, den Punkten 3 
und 4 der Initiative Folge zu geben; diesem Antrag stimmte 
der Rat zu. 
Am 10. März 1986 hat der Nationalrat über einen Bericht der 
Kommission zu Punkt 4 der Initiative beraten und beschlos­
sen, diesem Punkt keine Folge zu geben. Die vorberatende 
Kommission hatte aufgrund eines Vernehmlassungsverfah­
rens einen entsprechenden Antrag gestellt. 
2. Mit dem Beschluss des Nationalrates vom 16. März 1983, 
der parlamentarischen Initiative, Punkt 3, Folge zu geben, ist 
der Auftrag an die vorberatende Kommission erteilt worden, 
einen konkreten Vorschlag auszuarbeiten und dem Rat 
erneut Antrag zu stellen. Das Büro übertrug den Auftrag der 
Kommission für die Vorberatung der in der Zwischenzeit 
vom Bundesrat verabschiedeten Botschaft zu einem revi­
dierten Bundesgesetz über die Arbeitsvermittlung und den 
Personalverleih (27. November 1985, BBI III, 556). Dieses 
Gesetz enthält insbesondere in den Artikeln 24 und 28, 
Absatz 1 Bestimmungen über die Vermittlung von Stellensu­
chenden sowie die Umschulung und Weiterbildung (Art. 24, 
Abs. 2: «Sie berücksichtigen bei der Vermittlung die persön­
lichen Wünsche, Eigenschaften und beruflichen Fähigkeiten 
der Stellensuchenden sowie die Bedürfnisse und betriebli­
chen Verhältnisse der Arbeitgeber.» Art. 28, Abs. 1: «Die 
Arbeitsämter helfen Stellensuchenden, deren Vermittlung 
unmöglich oder stark erschwert ist, bei der Wahl einer 
geeigneten Umschulung oder Weiterbildung.») Die Kommis­
sion prüfte die Möglichkeit, diese allgemein formulierten 
Artikel zu ergänzen. Sie lehnte jedoch an ihrer Sitzung vom 
27. Oktober 1986 eine solche Ergänzung mit der folgenden 
Begründung ab: 
- Das Anliegen der Initiative ist durch Artikel 24, Absatz 2 -
Berücksichtigung der persönlichen Wünsche, Eigenschaf­
ten und beruflichen Fähigkeiten - und Artikel 28, Absatz 1 -
Umschulung und Weiterbildung - abgedeckt. 

Das Berufsbildungsgesetz vom 19. April 1978 (SR 412.10) 
enthält in Artikel 50 einen wesentlichen Grundsatz über die 
berufliche Ausbildung. In Absatz 2 heisst es: «Zu diesem 
Zweck fördert der Bund durch Beiträge und andere Mass­
nahmen die von Kantonen, beruflichen Schulen, Berufsver­
bänden oder anderen Organisationen durchgeführten Ver­
anstaltungen, welche insbesondere die Weiterbildung, die 
Umschulung, die Einführung in berufliche Spezialgebiete 
oder die Vorbereitung zum Besuch von Schulen nach den 
Artikeln 58 bis 61 zum Gegenstand haben .... " 

Auch das Arbeitslosenversicherungsgesetz vom 25. Juni 
1982 (SR 837.0) enthält für die Wiedereingliederung von 
Frauen ins Berufsleben wichtige Bestimmungen, so die Arti­
kel 14 (Befreiung von der Erfüllung der Beitragspflicht), 
Artikel 60, Absatz 4 und Artikel 61, Absatz 3 (Umschulung, 
Weiterbildung, Eingliederung). 
- Die Schaffung einer geschlechtsspezifischen Regelung ist 
im Hinblick auf Artikel 4 der Bundesverfassung nicht 
erwünscht. Auch männliche Wiedereinsteiger und Teilzeitar­
beiter sollten entsprechend gefördert werden. 
- Es sind Massnahmen nötig, die über das Arbeitsvermitt­
lungsgesetz hinausgehen. Zu denken wäre z. B. an eine 
gesetzliche Grundlage für die finanzielle Unterstützung von 
privaten Initiativen, Gewährung von Stipendien usw. Die 
Kommission ist sich allerdings bewusst, dass es sich hier 
um eine kantonale Angelegenheit handelt. Besser auszu­
schöpfen und in konkrete Massnahmen umzusetzen sind 
vor allem aber die erwähnten Bestimmungen im Berufsbil­
dungs-, Arbeitslosenversicherungs- und neu auch Arbeits­
vermittlungsgesetz. 
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85.069 

Arbeitsvermittlungsgesetz. Revision 
Loi sur le service de l'emploi. Revision 

Botschaft und Gesetzentwurf vom 27. November 1985 (881 III, 556) 
Message et orojet de loi du 27 novembre 1985 (FF III, 524) 

Beschluss des Nationalrates vom 11. März 1987 
Decision du Conseil national du 11 mars 1987 

Antrag der Kommission 
Eintreten 

Proposition de la commission 
Entrer en matiere 

Miville, Berichterstatter: Am 27. November 1985 hat der 
Bundesrat dem Parlament die Botschaft zum Entwurf einer 
Revision des Bundesgesetzes über die Arbeitsvermittlung 
und den Personalverleih unterbreitet. Dieser Entwurf wurde 
mit einigen Aenderungen im Frühling 1987 vom Nationalrat 
mit 83 gegen 52 Stimmen angenommen. Das geltende 
Arbeitsvermittlungsgesetz stammt aus dem Jahre 1951 und 
wurde damals zusammen mit dem Arbeitslosenversiche­
rungsgesetz in Kraft gesetzt. Während das Arbeitslosenver­
sicherungsgesetz den Ansprüchen unserer Zeit aufgrund 
der im Jahre 1983 erfolgten Revision angepasst wurde und 
heute als modernes Instrument die soziale Sicherung der 
Arbeitslosen regelt, hinkt das Arbeitsvermittlungsgesetz den 
seit 1951 erfolgten wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Entwicklungen hinterher. 
Die Stichworte, mit denen diese Feststellung von mir zu 
belegen wäre, heissen: Temporärarbeit und Personalbera­
tung. Ich sagte schon: 1951 ist das geltende Gesetz in Kraft 
getreten, 1955 ist Adia Interim als erste bedeutende Tempo­
rärarbeitskraft-Verleihfirma auf dem Markt erschienen; spä­
ter folgte eine Unzahl ähnlicher Unternehmungen. 
Eine Anpassung dieses zweiten Pfeilers der Arbeitsmarktpo­
litik, der vor allem dem in der Verfassung verankerten Anlie­
gen des Arbeitnehmerschutzes Genüge tun will, drängt sich 
auf. Die Revision wurde in der Vernehmlassung allgemein 
begrüsst: So nahmen von den 26 Kantonen und Halbkanto­
nen deren 18 klar positiv zum Vorentwurf Stellung, und 5 
Kantone stimmten der Revision grundsätzlich zu. Skeptisch 
oder ablehnend zeigte sich nur ein einziger Kanton. Von den 
7 politischen Parteien, die an der Vernehmlassung teilnah­
men, stellte sich einzig die Liberale Partei der Schweiz 
gegen die Vorlage. 
Was sind nun die Ziele der Botschaft, mit der wir uns heute 
zu befassen haben? In erster Linie betreffen sie die Bekämp­
fUng von Missbräuchen, wie sie sich im Bereich der privaten 
Arbeitsvermittlung neu auch im Personalverleih, der ja gele­
gentlich auch mit Schwarzarbeit zu tun hat, ganz deutlich 
gezeigt haben. Es wurden in der Kommission Beispiele 
genannt, die, wie mir schien, ganz allgemein Eindruck 
machten. Diese private Vermittlung ist weitgehend nicht 
das, was der Gesetzgeber 1951 vor Au.i!en hatte. 
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Die Vorlag_e will auch eine moderne, den heutigen Erforder­
nissen angepasste öffentliche Arbeitsvermittlung sicherstel­
len, wobei die von mir genannten Ziele mit folgenden Mitteln 
erreicht werden sollen: 
1. Im Bereich der privaten Arbeitsvermittlung: die Ausdeh. 
nung der Bewilligungspflicht auf alle privaten Arbeitsver­
mittlungsstellen (also die Neuunterstellung der beruflichen 
und gemeinnützigen Arbeitsvermittlungsstellen); wesentli­
che Erleichterungen gegenüber dem geltenden Recht 
lieh die Abschaffung der Kaution sowie der gesetzlichen 
Höchstansätze bei der Vermittlungsprovision sowie der Ein­
schreibegebühr im Verhältnis zwischen dem Arbeitnehmer 
und dem Arbeitgeber). Es ist, wenn wir von privater Arbeits­
vermittlung sprechen - ich sage das sehr deutlich. um 
schon hier gewissen Befürchtungen entgegenzutreten -, 
davon auszugehen, dass die private Vermittlung weiterhin 
das Hauptelement auf diesem Markt bleiben soll und wird. 
Vorgeschlagen wird die Einführung einer Bewilligungs­
pflicht für sämtliche Formen des Personalverleihs: Tempo­
rärfirmen, Regiebetriebe, unechter Personalverleih. Der 
Gesetzgeber bzw. der Bundesrat vorläufig einmal mit seiner 
Botschaft will den Personalverleih nicht verbieten, wie das 
zum Teil von den Gewerkschaften am liebsten gesehen 
würde oder wie es in skandinavischen Ländern praktiziert 
wird. Aber der Personalverleih soll angesichts der unakzep­
tablen Zustände, die auf diesem Gebiet da und dort herr­
schen, geregelt werden. Soviel zur privaten Arbeitsvermitt­
lung. 
Zum Bereich der öffentlichen Arbeitsvermittlung: sie arbei­
tet subsidiär. Im Bund ist es das Biga, das sich dieser 
Belange annimmt; in den Kantonen sind es die Arbeitsäm­
ter. Ihnen möchten wir moderne Methoden für die Analyse 
des Arbeitsmarktes und für die Zuweisung von Arbeitskräf· 
ten zur Verfügung stellen.· 
Es geht um die Schaffung einer klaren Grundlage für ein 
EDV-unterstütztes Informationssystem für die Stellenver­
mittlung und für die Arbeitsmarktstatistik sowie um die 
Grundlage für die Schulung der öffentlichen Arbeitsvermitt­
ler. Das System wird mit der Abkürzung Avam bezeichnet 
und wird heute noch einiges zu reden geben. 
Ich sage nur folgendes dazu: Der Arbeitsmarkt ist eine 
komplizierte Materie, in unserem Land zum Glück einerseits 
durch relativ wenig Arbeitslosigkeit, andererseits aber durch 
Mangel an qualifizierten Arbeitskräften in gewissen Bran­
chen gekennzeichnet. Gekennzeichnet aber auch durch die 
Dauerarbeitslosigkeit von weniger qualifizierten Arbeitneh­
mern. Dann haben wir das Problem, dass bestimmte 
Erwerbszweige über zu wenig ausländische Arbeitskräfte 
verfügen, dass wir aber aus politischen Gründen hier nicht 
weitergehen können. 
Das sind alles Probleme des Arbeitsmarkts. Es ist nötig, ihn 
zu analysieren und rasch auf seine Bedürfnisse zu rea­
gieren. 
Ich sage den Opponenten, die sich hier im Saal befinden 
und die sich in der Kommission geäussert haben: Ich halte 
Ihre Befürchtungen in bezug auf dieses Avam-System und 
auf die öffentliche Arbeitsvermittlung überhaupt für fehl am 
Platz oder wenigstens für übertrieben. Hier soll kein Zwang 
für die Wirtschaft institutionalisiert werden, sondern hier soll 
ein Dienst an der Wirtschaft Platz greifen. 
Es ist schon fast skurril, dass es auch noch um die Aufhe­
bung bzw. Ersetzung des Bundesgesetzes vom 22. März 
1888 betreffend den Geschäftsbetrieb von Auswanderungs­
agenturen geht. Dieses ehrwürdige Gesetz soll durch die 
Vorlage, die wir heute beraten, auch noch ersetzt werden. 
Die Kommission hat die Vorlage an insgesamt sechs Sit­
zungstagen durchberaten und nach ausgedehnten Diskus­
sionen - ich betone: nach ausgedehnten Diskussionen - mit 
5 zu 4 Stimmen Eintreten beschlossen. Als wir das hinter 
uns hatten, wurde ein Antrag auf Rückweisung an den 
Bundesrat mit 6 zu 5 Stimmen abgelehnt. Am Schluss hat 
dann die Kommission der Vorlage mit 4 zu O Stimmen bei 
sechs Enthaltungen zugestimmt. 
Man soll beim Eintreten nicht auf die Details eingehen, das 
ist in dieser Session bereits einmal festgestellt worden. Ich 
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ill mich daran halten. Ich sage einfach ganz allgemein: 
ieser Vorlage sind im Verlaufe der Beratung, wie man so 
agt, einige Zähne gezogen worden. Die Aenderungsvor­
chläge der Kommission zielen in erster Linie auf eine 
elativierung der Position der öffentlichen Arbeitsvermitt-

ung und auf die Zurückbindung der Aufsichtsfunktion der 
ewil!igungsbehörden ab. So soll die öffentliche Arbeitsver­
ittlung nur noch eine Ergänzung zur privaten darstellen. 

Dann ist der Kompetenzbereich des Bundesrates erheblich 
beschnitten worden, was die Festsetzung von Bewilligungs­
und Einschreibegebühren und Vermittlungsprovisionen an­
belangt 
Die Kautionspf!icht für die Personalverleiher wurde gemäss 
Antrag Bundesrat beibehalten - aber nur mit Stichentscheid 
des Präsidenten! 
Umstritten war die Frage der Schriftlichkeit des Arbeitsver­
trages, wo sich mit der Formulierung, dass dieser nur «in 
der Regel» schriftlich abgefasst werden soll, ebenfalls eine 
Abschwächung ergab. 
Im Bereich der Strafbestimmungen nahm die Kommission 
die infolge der Revision des Anag, des Bundesgesetzes über 
den Aufenthalt und die Niederlassung der Ausländer, erfor­
derlichen Anpassungen vor. 
Einen weiteren Streitpunkt bildete die Frage der Unentgelt­
lichkeit der öffentlichen Arbeitsvermittlung. Hier ist die bun­
desrätliche Fassung durchgekommen, womit die Unentgelt­
lichkeit prinzipiell gewahrt bleibt. Rechnung darf wie bisher 
nur für besondere Aufwendungen gestellt werden. 
Ich habe zu danken: dem Biga, das uns mit Dokumentation 
und Rat und Tat zur Seite gestanden ist; Herrn Bundesrat 
Delamuraz, der in wichtigen Punkten ganz entschieden für 
die Vorlage eingestanden ist und sie vor der Kommission 
immer und immer wieder überzeugend vertreten hat. 
Ich schliesse mit zwei Bemerkungen: 
Erstens bitte ich Sie um Ihr Verständnis dafür, dass ich als 
einziger Vertreter einer Partei in dieser Kommission Präsi­
dent war, und Sie mögen mir bitte nachsehen, wenn ich 
nachher in der Detailberatung nicht nur Präsident spiele, 
sondern hie und da auch meine Ueberzeugung einfliessen 
lassen werde, der Sie ja mit geballter Uebermacht entgegen­
treten können. 
zweitens - ich habe es gesagt-: Schlussabstimmung 4 zu o 
Stimmen bei 6 Enthaltungen. Es handelt sich also um ein 
ungeliebtes Kind. 
Im allgemeinen ist es so, dass man den ungeliebten Kindern 
in ihren Familien eine besonders liebevolle und zartfühlende 
Behandlung gönnen möchte. 
Ich beantrage natürlich namens der Kommission Eintreten. 

M. Gautier: Lorsqu'un entant nait apres une grossesse diffi­
cile ou un accouchement particulierement traumatisant, on 
parle en termes de metier d'enfant a risque. Sa vie, son 
developpement sont souvent menaces. On peut dire, je 
crois, la meme chose de la loi qui nous est proposee; c'est 
un projet a risque. Sa conception a ete difficile: eile s'est 
heurtee, lors de la procedure de consultation, a des Opposi­
tions energiques, tant de certains cantons, que de partis, 
que d'associations interessees. 
L'accouchement a ete tres penible. Au Conseil national, 
l'entree en matiere n'a ete acquise qu'a la faible majorite de 
91 voix contre 67; devant notre commission eile l'a ete de 
justesse par 5 voix contre 4, et une proposition de renvoi au 
Conseil federal n'a ete repoussee que par 6 voix contre 5. Au 
vote sur l'ensemble de notre commission, H ne s'est trouve 
que quatre commissaires pour l'approuver, les six autres 
s'abstenant. Le moins que l'on puisse dire est que les fees 
ne se sont guere penchees sur Je berceau de ce projet. 
Si cet enfant a cependant survecu jusqu'ici, c'est bien gräce 
au traitement que lui ont apporte le Conseil national 
d'abord, notre commission ensuite, ont reussi a le debar-
rasser de de ses risques avec la 
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cöte de quelques dispo~itions heureuses. Ce sont ces der­
nieres qui nous ont fait renoncer a vous proposer la non­
entree en matiere, en particulier les dispositions que nous 
avons introduites sur les delais de licenciements pour les 
entreprises de travail a temps partiel. 
Le sort de ce projet depend maintenant, pour moi, de la 
maniere dont il va etre traite devant ce conseil. Si celui-ci 
continue a l'ameliorer, a le debarrasser de son interventio­
nisme etatique exagere, s'il admet de renoncer a diverses 
conditions qui rendraient trop difficile l'exercice de certai­
nes activites de placement, notamment a l'obligation de 
fournir des garanties, alors, le projet a quelque chance de 
sortir vivant du vote sur l'ensemble. Si, en revanche, ce 
conseil, ou lors de la liquidation des divergences, le Conseil 
national, devaient lui rendre ses tares originelles, alors le 
projet risque fort de finir comme la loi sur le credit a Ja 
consommation, c'est-a-dire par un refus au vote final. Nous 
sommes en tout cas un certain nombre ici a etre decides a 
agir dans ce sens si cela s'avere necessaire. 
On m'objectera qu'une mise en ordre des dispositions sur le 
placement est quoi qu'il en soit necessaire. J'en conviens, 
mais il n'y a aucune urgence. De plus, j'estime qu'il vaudrait 
mieux rejeter un projet defectueux que de le laisser entrer 
en vigueur, quitte a ce que le Conseil federal revienne d'ici 
queiques annees avec un projet plus limite, moins ambi­
tieux, moins etatisant et plus compatible avec les conditions 
necessaires pour que ies entreprises de placement puissent 
exercer normalement leurs activites. 
Je conclurai en disant que je me prononce pour l'entree en 
matiere, mais vraiment sans aucun enthousiasme. J'espere 
que les resultats de la deliberation de detail me permettront 
devoter oui au vote sur l'ensemble, voire au vote final. Mais 
pour cela, il faudra que ce conseil, puis le Conseil national, 
aillent dans la direction qu'a indique notre commission, soit 
celle de l'assouplissement et de l'amaigrissement d'un pro­
jet rigide et plethorique dans sa conception. 

M. Cottier: Je salue la prise de position de M. Gautier qui fut 
comme d'autres, un des opposants a la loi. L'evolution de 
l'avis de notre collegue demontre que la loi, eile aussi, a 
evolue, car le projet, tel qu'il a ete ficele par la commission 
du Conseil des Etats, est un autre projet que celui qui nous a 
ete presente par le Conseil federal d'abord, par le Conseil 
national ensuite. En effet, sur les 39 articles - je ne compte 
pas les dispositions finales et transitoires - 23 articles, donc 
pratiquement les deux tiers, ont subi des modifications ou 
ont ete en partie supprimes. Les changements apportes ont, 
en regle generale, ameliore le contenu du texte legislatif. 
Les reproches de lourdeur, de perfectionnisme, de suspi­
cion a l'egard du secteur prive ou de centralisme administra­
tif, entendus au Conseil national, sont pour le nouveau 
projet devenus sans fondement. De nombreuses modifica­
tions votees par la commission de notre conseil pourraient 
etre citees a l'appui de cette these. 
Une nouvelle loi est necessaire, et rapidement, car depuis 
1951, d'ou date la loi encore en vigueur, le marche de 
l'emploi a considerablement evolue. Des nouvelles formes 
de placement prive, alors inconnues, sont apparues: s'agit 
de la location de services, notamment du travail temporaire 
qui s'est fortement repandu encore ces dernieres annees. La 
necessite de legiferer en Ja matiere et de reviser la loi en 
vigueur a ainsi ete admise. A defaut de legislation sur les 
locations de services, des abus se sont produits au depens 
de travailleurs temporaires. Des opposants a la loi ont aussi 
admis que l'actuelle loi etait insuffisante a ce sujet et qu'elle 
devait subir des modifications. Je cite l'un d'eux "···· pour 
mieux proteger les demandeurs d'emplois contre quelques 
margoulins peu scrupuleux». II s'agit la, sans aucun doute, 
d'une minorite. En effet, la Federation suisse des 
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environ 200 a 300 agences non affiliees, non soumises a la 
Federation suisse. 
Le nouveau projet de loi s'inspire parfaitement de la loi de 
1951 et reprend son regime d'autorisation et de depöt de 
süretes qu'il etend a la location de services et de travail 
temporaire. Donc, a ce sujet et deja dans le projet du Conseil 
federal, il n'y a aucune innovation. L'intervention des pou­
voirs publics par !es offices cantonaux a aussi deja ete 
introduite dans la loi qui est toujours en vigueur, donc rien 
de nouveau la non plus. La nouveaute legale concerne 
principalement Je systeme informatique qui d'ailleurs existe 
deja. Seize offices cantonaux lui sont deja raccordes. Ce 
systeme est une methode de travail largement appiiquee 
dans le secteur prive qui favorise la mobilite sur le marche 
de l'emploi tant reclame par tous les partenaires sociaux. 
Je conclus: le nouveau projet de loi de la commission du 
Conseil des Etats suit donc parfaitement la ligne du projet 
en vigueur. En plus, il tient compte des evolutions interve­
nues depuis lors. Cette loi foumira ainsi les moyens pour 
prevenir les abus et mieux proteger les travailleurs tempo­
raires. Je vous invite donc a soutenir cet acte legislatif en 
appuyant les propositions qui vous sont faites par la majo­
rite de la commission du Conseil des Etats. 

Rüesch: Der Herr Kommissionspräsident hat dieses Gesetz 
als ungeliebtes Kind bezeichnet. Der Name Kind ist für mich 
hier als Vater fehl am Platz. Ich würde hier von einem 
Fabeltier sprechen, das im Urwald der Verwaltung zu uns 
gekommen ist und das in dieser Form in unserem Stall 
keinen Platz hat. 
Dieses Fabeltier hat einige Mängel, die einfach nicht 
annehmbar sind, und ich spreche hier, nachdem die wel­
schen Kritiker gesprochen haben, im Namen einiger zorni­
ger alter und junger Männer deutscher Sprache. 
Das Gesetz ist ausserordentlich umfangreich und von einer 
grossen Regelungsdichte. An verschiedenen Orten greift es 
unnötig in die Zuständigkeit und in die Verwaltungsorgani­
sation der Kantone ein. 
Wir wissen, dass verschiedene Inhaber kantonaler Amtsstel­
len dies sogar wissen und im Vorverfahren entsprechende 
Regelungen sogar gewünscht haben. Die berühmten, vom 
Kommissionspräsidenten erwähnten kantonalen Zustim­
mungen sind denn auch vielmehr die Arbeit des niederen 
Beamtenadels, der mit dem Vollzug dieses Gesetzes betraut 
und erfreut ist, als die Eigenarbeit der Regierung. Man muss 
den Regierungen empfehlen, diese ihnen vorgelegten Ver­
nehmlassungen in Zukunft etwas sorgfältiger zu studieren, 
bevor man sie unterschreibt und weiterleitet. 
Es kann aber nicht Aufgabe des Parlamentes sein, die 
Bedingungen für bürokratische Bruderschaftsvereinigun­
gen Bund/Kantone zu verbessern. Es ist Aufgabe des Parla­
mentes, nur das zu regeln, was geregelt werden muss 
gemäss dem Satz Montesquieus: «Wenn es nicht nötig ist, 
ein Gesetz zu machen, so ist es nötig, kein Gesetz zu 
machen." Nur so können wir der Inflation der gesetzlichen 
Normen entgegensteuern. 
Der Gesetzentwurf und die nationalrätlichen Beschlüsse 
enthalten an verschiedenen Orten unnötige Staatseingriffe 
in den Bereich der Arbeitsvermittlung. So würde zum Bei­
spiel gemäss Artikel 2 Absatz 1 auch die Gratisdiensttei­
stung der Stellenvermittlungsstelle einer kantonalen Inge­
nieurschule eine kantonale Bewilligung des Arbeitsamtes 
brauchen, und zur Ausübung dieser Tätigkeit würde nach 
Artikel 5 Absatz 4 der Bundesrat die Bewilligungsgebühr 
regeln. Da vergeht dem Frömmsten die Begeisterung für 
gemeinnützige Arbeit! 
Verschiedene Eingriffe sind geeignet, die Arbeitsvermittlung 
und die Form der temporären Arbeit zu erschweren. Ich 
denke hier zum Beispiel an die Bestimmungen über die 
Kaution (Art. 14). Es ist Aufgabe des Staates, Missbräuche 
zu vermeiden, aber ohne dabei einen Wirtschaftszweig 
unnötig zu schikanieren. Die Temporärarbeit entspricht 
heute einem weitverbreiteten Bedürfnis vieler Arbeitnehmer 
und Arbeitnehmerinnen. Diesem Bedürfnis haben wir Rech­
nung zu tragen. 

Im Verlaufe d{lr Kommissionsarbeit beschloss Ihre Kommis­
sion zuhanden des Plenums verschiedene Verbesserungs­
vorschläge. Starre Lösungen wurden da und dort durch 
liberalere ersetzt. Die öffentliche Arbeitsvermittlung ver­
drängt nach den Vorschlägen der Kommission die private 
nicht mehr; sie ist nun subsidiär. Deshalb ist es richtig, wenn 
wir heute - auch ohne Begeisterung - aufgrund dieses 
Kommissionsresultates auf das Gesetz eintreten. Je nach 
Ausgang der Detailberatung werden sich die verschiedenen 
Skeptiker in unserem Rate vorbehalten, in der Gesamtab­
stimmung zur Vorlage ja oder nein zu sagen. 
Ich bitte Sie nun, dieses «wilde Tier» im Sinne der Kommis­
sion so zu domestizieren, dass es im Stall der Haustiere 
eines modernen Staats Platz hat; dann können wir es am 
Schluss vielleicht nicht lieben, aber doch akzeptieren. 
Und nachdem Frau Weber die Abstimmung für das Früh­
französisch gewonnen hat, möchte ich Ihnen sagen: Herr 
Bundesrat, ich bin für Eintreten «sous reserve»! (Heiterkeit) 

M. Jelmini: Je voterai l'entree en matiere, parce que je suis 
convaincu que ta legislation dans ce secteur doit etre revi­
see et completee. 
En effet, il parait necessaire de donner ä la matiere qui, 
formellement, est dejä reglementee, une dimension adaptee 
aux circonstances, soit en ce qui concerne !'efficacite du 
service public de l'emploi, soit en relation avec le placement 
en prive auquet la priorite est confirmee, soit, enfin, pour 
rendre plus severes les dispositions penales destinees a 
combattre le travaif au noir. 
Lorsqu'on constate que la loi en vigueur ne s'appfique plus 
qu'a une faible partie du placement a fins lucratives, dont 
t'activite ne touche qu'un certain genre de profession, il faut 
admettre qu'il y a ta un vide juridique qui doit etre comble. 
Ce n'est donc pas une operation de sage-femme, comme 
disait M. Gautier, qui est necessaire, mais une orthopedie, 
ou meme une transplantation d'organe. 
La partie la plus signlficative de cette reforme est certaine­
ment la reglementation de ta location de services, qui se 
rapporte au travail temporaire. Cette evolution relativement 
recente du marche du travail est preoccupante, a cause des 
nombreuses possibifites de specutation et d'abus qui l'ac­
compagnent. En Suisse, le nombre des travailleurs tempo­
raires est superieur ä 60 000 personnes et il est en augmen­
tation constante. La situation de la Suisse est semblable a 
celte des pays industriafises. Les differences existant entre 
ses cantons ne sont pas particulierement prononcees. 
Du point de vue de l'offre, tetles sont les motivations fonda­
mentales: desir de disposer autrement de son temps, obliga­
tion d'accepter du travail sous cette forme pour remplir les 
periodes libres et eviter le chömage, desir de connaissance 
- surtout pour les jeunes - des modes et des conditions de 
travail dans differentes entreprises. 
Sous !'angle de la demande, la plupart des activites qui 
entrent en consideration se resument par un jugement qua­
litatif, en un travail generalement peu quatifie et peu remu­
nere, destine a combter tes lacunes plus modestes qui, a 
l'exception de quelques entreprises importantes, sont loin 
d'encourager t'amelioration de ta formation professionnelle. 
II faut reconnaitre que le travail temporaire offre une cer­
taine flexibilite et une marge de manoeuvre conjoncturefle. 
Mais on peut aussi se demander si, a tongue echeance, cette 
nouvelle methode de travail pourra contribuer veritablement 
au progres economique et sociat de notre pays. 
L'augmentation du travail temporaire a fait aussi proliferer 
les entreprises qui s'occupent de ta tocation de services. Les 
profits qui resultent de cette activlte sont remarquables, 
meme si l'on tient compte des risques qui l'accompagnent 
et qui, en generat, sont supportes par les locataires de 
services et les travailleurs. 
Cette activite a aussi permis de commettre d'innombrables 
abus au detriment des travailleurs qui se voient prives de 
toute protection, soit en ce qui concerne le salaire, generate­
ment inferieur aux conditions normales et ulterieurement 
reduit par toutes sortes de commissions, soit en ce qui 
concerne ta securite sociate: assurance-maladie, assurance-
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accidents, etc. Les abus les plus scandaleux ont d'ailleurs 
ete portes a la connaissance de l'opinion publique par divers 
canaux rnediatiques et par des etudes specitiques - je 
rappelle le rapport Walraff. 
La cornrnission a exarnine un certain nornbre d'anornalies 
qui suffisent a nous convaincre de la necessite de rnettre un 
frein a une evolution qui, sous plusieurs aspects, est inac­
ceptable et dangereuse. La location de services perrnet 
facilernent de detourner les dispositions relatives au contrat 
de travail et a la protection des travailleurs. Elle risque 
d'engendrer un certain desequilibre dans plusieurs sec­
teurs, soit du point de vue econornique (distorsion de 
concurrence), soit du point de vue social (protection insuffi­
sante). 
Voila pourquoi !'excellent projet qui nous est sournis est 
destine a resoudre des problernes urgents. Les dispositions 
presentees par le Conseil federal ne sont pas exagerees. En 
effet, notre executif s'est base sur le resultat d'une consulta­
tion large et cornplete et a tenu campte des situations 
moyennes en presence de points de vue contradictoires. 
Perrnettez-rnoi de dire que je n'ai pas beaucoup apprecie la 
pression qui a ete exercee par des organisations patronales 
et de travail temporaire, dans le but d'affaiblir les disposi­
tions proposees par le gouvernernent. II s'agit d'un travail 
hurnain et non d'une rnarchandise, perrnettant a peine a 
celui qui le fournit de couvrir ses necessites les plus 
urgentes et celles de sa famille. 
C'est dans cet esprit que je vous prie d'entrer en rnatiere et 
d'adopter le projet de loi tel qu'il vous est presente par le 
Conseil federal, avec les quelques arnendernents que le 
Conseil national a apportes. 
Du point de vue politique en general, je n'irai pas, cornrne 
d'autres dans cette salle, jusqu'a proferer des rnenaces ou 
faire du chantage, en declarant que si cette loi n'etait pas 
articulee de teile ou teile fa9on, jene l'appuyerais pas. Mais 
la non-acceptation d'une telle loi serait suivie de desordres, 
d'injustices et d'une tension sociale inacceptable. 

Frau Weber: Das Gesetz ist nicht unwichtig, wenn vielleicht 
auch nicht jeder Artikel gleich wichtig ist. Ich möchte Herrn 
Rüesch sagen, dass das «wilde Tier» längst gezähmt wurde. 
Wir haben es mit einer ruhigen und sinnvollen Vorlage zu 
tun. Ich bitte Sie deshalb, auf die Vorlage einzutreten. 
Ich möchte auch meine Interessen offenlegen. Ich bin eine 
Interessenvertreterin in dieser Sache - aber im Grunde 
genommen nicht einseitig: Der Schweizerische Kaufmänni­
sche Verband betreibt mehr als ein Dutzend solcher Stellen­
vermittlungsstellen und ist selber im Personalverleih tätig. 
Auf der anderen Seite unterhält er als Arbeitnehmerorgani­
sation einen Gesamtarbeitsvertrag mit der Branche, mit dem 
SVUTA; wir sind die einzige Arbeitnehmerorganisation, die 
das macht. Ich kenne die Branche also auch von innen. 
Aus dieser Sicht möchte ich Ihnen sagen, dass ich es wich­
tig finde, dass wir uns mit diesem Gesetz beschäftigen und 
dass wir dieses Gesetz auch unterstützen sollen. Es wurde 
einiges bereits gesagt, und ich kann mich deshalb sehr kurz 
fassen. 
Insbesondere der mittlere Teil dieses Gesetzes ist von ganz 
besonderer Bedeutung. Der Personalverleih ist bis heute 
nicht geregelt, und diese Branche braucht eine gewisse 
Regelung. Das ist ganz klar. Die temporär arbeitenden Ange­
stellten, die vom Personalverleih touchiert sind, brauchen 
auch einen gewissen Schutz, und sie brauchen ihn sehr 
wahrscheinlich in Zukunft noch viel mehr als gerade heute. 
Wir müssen daran denken, dass wir es im Sektor Personal­
verleih mit einer sehr zukunftsträchtigen Branche zu tun 
haben. Es ist eine prosperierende Branche, und es ist eine 
Branche, in der auch Missbräuche vorkommen können. Wir 
müssen uns bewusst sein: Hier werden nicht Waren, son­
dern Menschen vermittelt, und es ist deshalb wichtig, dass 
diese Vermittlung gut geregelt ist und dass schwarze Schafe 
quasi nicht zum Zug kommen können. 
Auch der Arbeitgeber ist beim Personalverleih nicht irgend­
jemand in irgendeiner Situation, sondern er ist der Verleiher, 
und dieser muss klar wissen, in welchen Grenzen er ein 
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Vermittlungsgeschäft abschliessen kann. Ich bin deshalb 
der Meinung, dass insbesondere der mittlere Teil wichtig ist 
und dass es sich schon wegen dieses mittleren Teils lohnt, 
auf die Vorlage einzutreten. Ich bitte Sie darum. 

Miville, Berichterstatter: Ich möchte mich in ganz wenigen 
Worten gegen die polternde Art und Weise wenden, in der 
unser Kollege Rüesch der Vorlage entgegengetreten ist. 
Wissen Sie, Herr Rüesch: Wir haben in diesem Rate eine 
bestimmte Art und Weise, uns zu äussern und miteinander 
zu verkehren. Sie werden das auch noch lernen. Mit solchen 
globalen Verunglimpfungen ganzer Kategorien von qualifi­
zierten staatlichen Mitarbeitern sollte - finde ich -vor allem 
ein Regierungsrat eines Kantons, der Sie ja gewesen sind, 
nicht operieren. Ich war auch Chefbeamter in einem Kanton, 
im Wirtschafts- und Sozialdepartement des Kantons Basel­
Stadt; ich habe unzählige Vernehmlassungen zuhanden des 
Regierungsrates gemacht und weiss, wie unsereiner arbei­
tet, nämlich mit Blick auf alles, was in einem solchen Zusam­
menhang zu beachten ist. Ich kenne auch einige Chefbe­
amte Ihres Kantons. Das war nicht gut, was Sie da gegen 
eine Kategorie von für unseren Staat wichtigen und qualifi­
zierten Mitarbeitern gesagt haben. 
Im übrigen ist es doch einfach so: Vernehmlassungen wer­
den uns bei jeder Vorlage entgegengehalten. Wenn diese 
Vernehmlassungen Ihren Intentionen entsprechen, dann 
sind sie.in Ordnung, und wenn sich aus den Vernehmlassun­
gen ein Bild ergibt, das Ihren Vorstellungen nicht entspricht, 
so wird in der Sprache, der Sie sich vorhin befleissigt haben, 
darüber hergezogen. Ich kann nur sagen, dass mir das leid 
tut und dass ich hoffe, dass sich die Verhandlungen über 
diese Vorlage nicht in diesem Stil fortsetzen werden. 

Rüesch: Herr Kollege Miville, ich möchte mich verwahren 
gegen die Unterstellungen, die Sie mir gegenüber geäussert 
haben. Ich habe mich während der 16 Jahre meiner Regie­
rungszeit stets für meine Beamten eingesetzt. Fragen Sie 
einmal in St. Gallen nach. Aber ich habe mich als vorn Volk 
gewählter Regierungsrat und heute als vorn Volk gewählter 
Ständerat gegen jene Beamten zu wehren, welche Bürokra­
tie um ihrer selbst willen betreiben. Ich weiss sehr wohl zu 
differenzieren und verwahre mich gegen diese Verallgemei­
nerung. 

M. Delamuraz, conseiller federal: Le projet qui vous est 
sournis, apres avoir passe au Conseil national, n'est pas ne 
de l'irnagination de fonctionnaires tout-puissants. II n'est 
pas l'oeuvre de bureaucrates cherchant a tout prix le perfec­
tionnisrne, d'accord avec tous les autres bureaucrates de la 
planete - il y en a en effet beaucoup. II est ne de la volonte 
politique du gouvernernent d'apporter au rnonde du travail 
des regles de fonctionnernent qui soient adaptees a la 
conjoncture actuelle. 
La loi qui nous regit actuellement dans ce dornaine, je le 
repete, date de 1951. Vous conviendrez avec rnoi qu'ii s'est 
passe un certain nornbre de choses depuis dans le rnonde 
du travail. L'idee de disposer d'un outil permettant et de 
doter le rnonde du travail d'un encadrernent adapte aux 
circonstances actuelles est une idee legitime en soi, que 
vous ne contestez d'aiileurs pas puisque l'entree en matiere 
n'est pas cornbattue. C'est donc que la rnaniere de regler ce 
problerne qui vous est proposee a ete rnurement exarninee 
dans le cadre du gouvernernent et je rne rappelle fort bien a 
quelles discussions, a quel larninoir critique, a ete sournis le 
projet, pour pouvoir dire qu'il ne porte pas en lui-merne les 
seuls stigrnates d'une adrninistration federale toute-puis­
sante, rnais qu'il est bei et bien l'oeuvre politique d'un 
gouvernernent attentif, en particulier, a donner aujourd'hui 
au travailleur sa pleine protection et sa juste condition. 
Au surplus, lorsque l'on s'en prend a la consultation et aux 
resultats de cette consultation, je dois bien reconnaitre 
qu'elle est le fait, s'agissant des cantons, des gouverne­
rnents de ces cantons et que, jusqu'a plus arnple inforrne, ce 
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ne sont pas les fonctionnaires de ces cantons, ni a St-Gall ni 
ail!eurs, qui donnent des reponses directes au gouverne­
ment lorsqu'Hs sont consultes. C'est le Conseil d'Etat qui 
donne cette reponse. 
Par consequent, si je me refere a l'avis positifde la grande 
majorite des gouvernements cantonaux, c'est tout de meme 
de la volonte politique des cantons que je puis parler. C'est 
de celle-ci que le Conseil federal se reclame lorsqu'il vous 
presente le projet qui a ainsi passe le cap de la consultation. 
Gardons tout de meme le niveau des responsabilites ou il se 
situe. 
En trente-sept ans, il est evident qu'un certain nombre de 
choses ont change dans le monde du travail. Je retiendrai 
quatre de ces evolutions. 
Tout d'abord les institutions de placements prives se sont 
multipliees. II convient de leur fixer quelques regles de 
fonctionnement, qui soient adaptees a notre temps, dans 
l'interet d'ailleurs aussi bien des donneurs d'emplois que 
des demandeurs, c'est-a-dire des entreprises aussi bien que 
des travailleurs. N'oublions pas ce double aspect de l'interet 
des partenaires du monde du travail. 
Ensuite, une evolution plus spectaculaire encore: la crea­
tion, puis la multiplication - j'allais dire la proliferation - au 
cours de cette periode, d'entreprises de location de ser­
vices. II est evident qu'en 1951 la loi etait taut a fait muette a 
ce sujet, mais qu'elle ne peut plus le rester aujourd'hui, alors 
que quelque 60 000 travailleurs, au bas mot, sont concernes, 
parce qu'ils ont choisi le travail temporaire ou une forme de 
location de services qui ne doit pas faire d'eux les «oublies» 
du monde du travail, mais leur assurer des moyens legitimes 
de protection. C'est une des evolutions les plus remarqua­
bles et les plus importantes qui soit intervenue au cours de 
ces 37 ans. 
En outre, le placement public comme le placement prive 
doivent disposer de moyens, administratifs, en particulier, 
performants, c'est-a-dire que pour etre a meme d'accomplir 
le service qu'on attend d'eux,ils doivent pouvoir disposerde 
moyens administratifs adequats. Les techniques ont egale­
ment evolue dans ce domaine depuis 1951 et il est impossi­
ble de faire du bon travail si l'on continue a attribuer au 
service public de l'emploi des moyens depasses: il n'est plus 
possible de le cantonner a l'usage des vieux cartons de 
classement chers a Courteline et a ses obscurs heros, de lui 
contester les moyens bureautiques modernes, de refuser 
l'usage de l'ordinateur avec l'arriere-pensee que cela pour­
rait porter ombrage au service prive. II taut que nos institu­
tions soient performantes et techniquement capables de 
rendre les services qu'on attend d'elles. La,Plasta, puisqu'il 
taut l'appeler par son nom, dont dispose l'administration 
federale, est precisement un de ces moyens performants. Je 
m'empresse de dire qu'a aucun moment il n'a ete question 
de supplanter le placement prive par une dotation decide­
ment trop riche du placement public. Le placement prive 
garde sa priorite, not.is I' affirmons, et votre commission le 
rappelle expressis verbis. Le placement prive existe et il est 
prioritaire. II y a pourtant certains secteurs ou il n'opere pas, 
il y a des domaines qui ne sont pas de sa competence parce 
qu'il ne l'a pas voulu. II est decidement indispensable que, 
suppletivement, en quelque sorte, le service public puisse 
intervenir dans ces domaines-la et que, pour intervenir cor­
rectement, ce service public soit simplement equipe d'une 
maniere moderne. C'est Ja troisieme evolution a laquelle je 
voulais vous rendre attentifs. 
Enfin, il faut encore relever une quatrieme evolution, a 
savoir l'extension qu'a prise, en Suisse aussi et pas seule­
ment a l'etranger, le travail «au noir». II est des choses que 
l'on n'ose pas ou que l'on ne veut pas dire, mais il est 
indeniable que le travail au noir a pris une extension et une 
importance considerables ces dernieres annees. avec son 

de malefices, avec taute une serie de 
nefastes pour la du travailleur. 
Quant au du monde travail. est necessaire 
de se doter de moyens pour tenter de ie 
et pour frapper finalement ceux y recourent et que 
peut attraper. 

Nous tenons _fompte de cette quatrieme evolution dans le 
projet de loi qui vous est soumis, en aggravant serieusement 
les dispositions penales qui lui sont liees. 
Dans ce debat d'entree en matiere, comme en seance de 
commission et au Conseil national, nous avons entendu un 
certain nombre d'avertissements et de reserves a l'egard de 
cette loi. 
Selon !a premiere reserve, la loi serait peu souhaitable et 
nous aurions amplement le temps de la mettre sur pied. Or. 
il y a un certain nombre d'annees qu'on la considere comme 
urgente, et aujourd'hui eile f'est reellement. L'adaptation 
des vieilles dispositions de 1951, de celles qui ne sont plus 
valables certaines pouvant etre maintenues - est devenue 
une necessite, si nous voulons eviter de devoir travailler 
avec des outils completement depasses. 
En outre, il a ete avance que l'assujettissement des bailleurs 
de services a autorisation etait une atteinte grave et inutile a 
la liberte constitutionnelle du commerce et de l'industrie 
Or, en l'occurrence, si le monde etait parfait, cette autorisa~ 
tion ne serait pas necessaire, mais le monde est loin d'etre 
parfait. Si, grosso modo, 80 pour cent environ des travaii­
leurs temporaires de notre pays passent par les services 
d'agences serieuses qui ne donnent en general pas lieu a 
des plaintes, d'autres ont confie leur sort a des agences qui, 
helas, commettent des erreurs qui se retournent aussi bien 
contre les entreprises que contre les demandeurs d'emplois 
qui travaillent avec elles. II n'est des lors pas dispropor­
tionne de vouloir eviter, par un encadrement et par une 
autorisation, que ne proliferent encore, dans notre pays, des 
entreprises qui n'accomplissent simplement pas le travail 
que l'on peut attendre d'elles. II est tres facile de s'intituler 
«bureau de location de services». On peut commencer sa 
carriere avec un bureau, un crayon, une gomme, et si 
possible un telephone, c'est tout. 
lmaginer que cela puisse se faire ad libitum, sans aucune 
autorisation, c'est engendrer pour l'avenir d'innombrables 
conflits, sociaux en particulier. De meme, et au nom de cette 
grande facilite a s'installer, il taut proteger les travailleurs et 
les demandeurs d'emploi qui recourent a ces entreprises en 
assujettissant ces agences a la fourniture de suretes et de 
garanties. 
Cette loi n'est ni tatillonne ni stupidement bureaucratique ni 
excessivement interventionniste. Elle est une adaptation aux 
conditions du monde du travail d'aujourd'hui. Au reste, si 
tant est que l'on puisse lui faire le reproche d'etre peut-etre 
trop perfectionniste, je remarque que l'evolution qui s'est 
produite au Conseil national l'a ete dans le sens d'une plus 
grande concision et d'un moindre detail dans la loi. Par 
exemple, l'octroi d'autorisations a ete facilite pour les ser­
vices de placement d'organisations professionnelles et 
d'institutions d'interet public. L'autorisation delivree aux 
placeurs prives et aux bailleurs de services n'est plus limitee 
dans le temps. 
Teile est l'evolution que le Conseil national a fait subir au 
projet du Conseil federal, evolution accentuee encore par 
les travaux de votre commission qui a restreint le champ 
d'application de la loi, ne soumettant plus le placement 
gratuit a autorisation, retirant au Conseil federal la 
tence de fixer !es taxes d'inscription et des commissions 
placement maximales et reexprimant la primaute du service 
prive de l'emploi. 
Si ces evolutions sont acceptees, on va bei et bien dans Je 
sens qu'ont appele de leurs voeux un certain nombre de 
preopinants. Nous suivrons sans doute ces derniers dans 
quelques-unes de leurs propositions. Je souhaite simple­
ment mais fermement que cela ne s'accompagne pas alors 
d'une diminution par trop dangereuse de Ja protection du 
travailleur, car c'est bien de cela qu'il s·agit dans le projet de 
!oi en question. En effet, ce projet ne tauche le cöte 
materiel des choses seulement, mais !'homme 
ade plus et dans la maniere dont peut ::irrn,mn 

son au sein de notre societe. N'oublions 
perspective et cet tondamental de fa 
presentee! 
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Hefti: Ich bin mit der Bemerkung, welche Kollege Rüesch im 
zusammenhang mit der vorliegenden Vorlage gegenüber 
der Verwaltung anbrachte, einverstanden. Selbstverständ­
lich lässt sich das in keiner Weise verallgemeinern. Aber die 
gelegentlichen Fälle, in denen solche Bemerkungen berech­
tigt sind, ergeben sich heute eher mehr als früher. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
Le conseil decide sans opposition d'entrer en matiere 

Detailberatung - Discussion par articles 

Titel und Ingress 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Titre et preambule 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 1 
Antrag der Kommission 

b. eine ergänzende öffentliche Arbeitsvermittlung, .... 
c ..... , welche die private oder die öffentliche Arbeitsvermitt­
lung .... 

Art 1 
Proposition de /a commission 

b. D'assurer un service public de l'emploi complementaire 
qui ... . 
c ..... placement prive ou public ou .... 

Angenommen - Adopte 

Art. 2 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Wer regelmässig und gegen Entgelt im Inland .... 
Abs. 2 
.... benötigt auch, wer Personen für künstlerische und ähnli­
che Darbietungen vermittelt. 
Abs. 3, 4 und 5 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art.2 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Pour exercer en Suisse, regulierement et contre retribution, 
une activite .... 
Al. 2 
Est en outre soumis a autorisation le placement regulier de 
personnes pour des representations artistiques ou des 
manifestations semblables. 
Al. 3, 4 et 5 
Adherer a la decision du Conseil national 

Mivllle, Berichterstatter: Ich spreche zu Artikel 2 Absatz 2. 
Sie sind über den Artikel zu rasch hinweggegangen. In 
Artikel 2 hat die Kommission gestrichen:« .... regelmässig im 
Auftrag von Stellensuchenden oder Arbeitgebern Vertrags­
partner sucht und auswählt .... ». Zu dieser Kürzung ist klar­
zustellen - und ich tue das eigentlich im Auftrag der Kom­
mission -, dass die Vermittlungstätigkeit der sogenannten 
Headhunters oder Personalberater in Artikel 2 Absatz 1 
bereits erfasst ist. Die von der Kommission beschlossene 
Kürzung von Absatz 2 stellt in diesem Sinne keine materielle 
Aenderung dar. 

Angenommen - Adopte 

569 Arbeitsvermittlungsgesetz. Revision 

Art. 3 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 und 4 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs. 2 

b ..... Vermittlung sicherstellen; 
Abs. 3 
Für die Bewilligung zur Auslandsvermittlung ist ausserdem 
erforderlich, dass die für die Leitung verantwortlichen Per­
sonen sicherstellen, dass im Betrieb ausreichende Kennt­
nisse der Verhältnisse in den entsprechenden Staaten vor­
handen sind. 
Abs. 5 
Der Bundesrat regelt die Einzelheiten. 

Art 3 
Proposition de la commission 
Al. 1 et 4 
Adherer a la decision du Conseil national 
Al. 2 

b. Assurer un .. " 
Al. 3 
Pour obtenir l'autorisation d'exercer une activite de place­
ment interessant l'etranger, il est en outre indispensable que 
!es personnes responsables de la gestion donnent l'assu­
rance que l'entreprise dispose de personnes connaissant 
suffisamment les conditions regnant dans les pays 
concernes. 
Al. 5 
Le Conseil federal regle les details. 

Angenommen - Adopte 

Art. 4 
Antrag der Kommission 
Titel 
Umfang der Bewilligung 
Abs. 1 
Streichen 
Abs. 2, 3 und 4 
·Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs. 5 
Mehrheit 
Streichen 
Minderheit 
(Jelmini, Gadient) 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 4e 
Proposition de Ja commission 
Titre 
Etendue de l'autorisation 
Al. 1 
Biffer 
Al. 2, 3 und 4 
Adherer a la decision du Conseil national 
Al. 5 
Majorite 
Biffer 
Minorite 
(Jelmini, Gadient) 
Adherer a la decision du Conseil national 

Abs. 1-AI. 1 
Angenommen gemäss Entscheid bei Art. 15 Abs. 1 
Adopte se/on Ja proposition a /'art. 15 al. 1 

Abs. 2, 3 und 4 - Al. 2, 3 et 4 
Angenommen - Adopte 

Abs. 5-AI. 5 
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Miville, Berichterstatter: Es ist so, wie der Herr Präsident 
sagt: die Kommissionsmehrheit möchte diesen Absatz 5 
streichen, der übrigens auch genau dem Artikel 15 Absatz 5 
entspricht. Wir können uns dann dort entsprechend kurz 
halten. 
Die Kommissionsmehrheit möchte dem Bundesrat hier eine 
von der Vorlage her vorgesehene Kompetenz entziehen, 
ganz offensichtlich im Sinne dessen, was in der Eintretens­
debatte gesagt worden ist, nämlich um keine kantonalen, 
örtlichen Kompetenzen einzuschränken. 
Das Stimmenverhältnis war hier 5 zu 3. Die im Entwurf 
enthaltene neue Bundeskompetenz zur Festlegung dieser 
Gebühren entspricht-wenn ich das noch einmal sagen darf 
- dem in den Vernehmlassungen zum Ausdruck gebrachten 
ausdrücklichen Wunsch der Kantone nach einer Vereinheit­
lichung auf diesem Gebiet. Heute bestehen zum Teil grosse 
kantonale Unterschiede. So muss man beispielsweise im 
Kanton Bern für die Bewilligung 100 Franken bezahlen, 
während die gleiche Bewilligung im Kanton Genf bis zu 
1000 Franken kostet. Die Gebühren für die Bewilligung zur 
Auslandsvermittlung sind heute in der Verordnung 1 zum 
AVG geregelt und betragen zwischen 50 und 100 Franken. 
Es ist nun einfach die Frage, ob Sie es vorziehen, die 
kantonale Kompetenz zur Gebührenregelung weiterhin -
mit dieser ganzen Unterschiedlichkeit über das Land hin­
weg - bestehen zu lassen, oder ob Sie dem Minderheitsan­
trag folgen, der nun von Herrn Jelmini - wie ich annehme -
vertreten wird. 

M. Jelmini, porte-parole de la minorite: Je ne voudrais pas 
declencher une tempete dans un verre d'eau, comme je suis 
tres souvent oblige a le faire, mais eviter de creer une 
divergence inutile sur un probleme de caractere secondaire 
qui n'a meme pas donne lieu a discussion au Conseil natio­
nal. II s'agit de l'octroi de l'autorisation pour exercer une 
activite de placeur. Nous retrouverons a l'article 15 le meme 
probleme pour la location de services. L'octroi de l'autorisa­
tion est subordonne au versement d'emoluments, pratique­
ment destines a couvrir !es frais administratifs concernant 
I' autorisation. 
Actuellement, les cantons sont competents pour etablir !es 
tarifs. Pour la meme activite, il y a des cantons qui -comme 
vient de le dire le president de la commission - prelevent 
100, d'autres 1000 francs. Le projet prevoit de donner au 
Conseil federal la competence de fixer ces emoluments. II 
s'agit evidemment de ne pas depasser certaines limites pour 
l'execution d'une täche reglementee par le droit federal. II 
faut rappeler qu'a l'occasion de la procedure de consulta­
tion, !es cantons ont declare preferer un tarif regi par le droit 
federal a un modele federaliste en la matiere. La compe­
tence donnee au Conseil federal doit s·exprimer en tenant 
campte des principes de l'equivalence et de la couverture 
des frais. Elle doit exiger aussi des cantons le respect des 
memes principes. 
J'invite donc le conseil a adopter la proposition de Ja mino­
rite, donc la version du Conseil federal, pour eviter des 
inegalites regionales et des motifs de contestation dans 
l'application des emoluments. 

Rüesch: Es handelt sich hier um eine kantonale Gebühr. Es 
gibt Hunderte von kantonalen Gebühren. Wieso soll nun 
diese kantonale Gebühr in der ganzen Schweiz vereinheit­
licht werden? Gebühren sollen möglichst kostendeckend 
sein. Die Kosten für die Verwaltung sind in Genf mit den 
hohen Raumkosten und den hohen löhnen viel grösser als 
im Thurgau. Deshalb ist es auch richtig, wenn der Kanton 
aufgrund des Verursacherprinzips die Gebühren selbst fest­
legen kann, wie es in allen anderen Hunderten von Fällen 
der Gebührenfestlegung auch der Fall ist 
Ich bitte Sie darum, der Mehrheit zu folgen und zu streichen. 

M. Delamuraz, conseiller federal: Le Conseil federal ne 
considere pas que le texte qu'if a propose et que le Conseil 
national a adopte constitue une ingerence abominable dans 
le domaine de la competence cantonale. II recherche une 

certaine harmonisation au plan de Ja Suisse et, compte tenu 
de la tres grande mobilite de la main d'oeuvre aujourd'hui 
compte tenu du fait que !es frontieres cantonales ne repre~ 
sentent plus des frontieres quasiment intranchissables pour 
Je monde des travailleurs, il pense que la formu!e que la 
minorite a retenue est tout de meme la bonne. 

Abstimmung - Vote 

Für den Antrag der Minderheit 
Für den Antrag der Mehrheit 

Art. 5 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs. 2 

11 Stimmen 
21 Stimmen 

.... nicht mehr, so hat ihm die Bewilligungsbehörde vor dem 
Entzug der Bewilligung Frist zur Wiederherstellung des 
rechtmässigen Zustandes zu setzen. 

Art. 5 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Adherer a la decision du Conseil national 
Al. 2 
.... l'autorite qui delivre celle-ci doit, avant d'en decider le 
retrait, impartir .... 

Miville, Berichterstatter: Die Kommission hat hier eine etwas 
schonendere Formulierung gewählt. Ich habe dem weiter 
nichts beizufügen. 

Angenommen - Adopte 

Art. 6 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 7 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 und 3 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs. 2 
Zum Zwecke der Arbeitsmarktbeobachtung kann die Bewil· 
ligungsbehörde den Vermittler verpflichten, ihr statistische, 
anonymisierte Angaben .... 

Art. 7 
Proposition de la commission 
Al. 1 et 3 
Adherer a la decision du Conseil national 
Al. 2 
Aux fins d'observer le marche du travail, l'autorite qui delivre 
l'autorisation peut obliger le placeur a lui fournir, sous une 
forme anonyme, des indications statistiques sur ses acti­
vites. 

Abs. 1 und 3 - Al. 1 et 3 
Angenommen - Adopte 

Abs. 2-AI. 2 

Miville, Berichterstatter: Die Einschränkung, welche von der 
Kommission zu Absatz 2 beschlossen worden ist, fällt natür· 
lieh schon ins Gewicht. Statt «Die Bewilligungsbehörde 
kann den Vermittler verpflichten .... » heisst es jetzt nur noch 
«Zum Zwecke der Arbeitsmarktbeobachtung kann die 
Bewilligungsbehörde den Vermittler verpflichten .... ". Hier 
findet also eine Einschränkung der Befugnisse der Bewilli­
gungsbehörden statt. Ich mache Sie auf das aufmerksam. Es 
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kann nicht meine Aufgabe als Präsident sein, dem entge­
genzutreten. 

Angenommen - Adopte 

Art.8 
Antrag der Kommission 
zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art 9 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 bis 3 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs. 4 
Mehrheit 
Streichen 
Minderheit 
(Jelmini, Gadient) . 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 9 
Proposition de la commission 
Al. 1 a 3 
Adherer a la decision du Conseil national 
Al. 4 
Majorite 
Bitfer 
Minorite 
(Jelmini, Gadient) 
Adherer a la decision du Conseil national 

Abs. 1, 2 und 3 - Al. 1, 2 et 3 
Angenommen - Adopte 

Abs. 4-AI. 4 

M. Jelmini, porte-parole de la minorite: II ne s'agit pas de la 
rneme chose. II y a une analogie entre l'article 4 et l'arti­
cle 15. Lorsque nous arriverons a l'article 15, je vous dirai 
que jene veux pas provoquer une vaine bataille en etant sur 
de la perdre d'avance. 
Cette fois-ci, il ne s'agit pas d'emoluments pour l'octroi 
d'autorisation, rnais de taxes et de commissions que le 
demandeur d'emploi devrait verser au placeur, la compe­
tence du Conseil federal etant de limiter ces montants qui ne 
concernent que le demandeur d'emploi. C'est lui, en effet, 
qui a besoin de protection, surtout lorsqu'il se trouve dans 
des situations difficiles. 
La version du Conseil federal correspond a la situation 
actuellement en vigueur. La loi sur le service de l'emploi 
(article 8) et l'ordonnance d'execution (articles 16 et 17) 
disent la meme chose. Les cantons sont tenus de respecter 
!es limites fixees par le Conseil federal. Ce que la majorite 
vous propose, c'est donc un pas en arriere par rapport a la 
Situation actuelle. Dans cette matiere, il ne taut pas retour­
ner en arriere, non quam petrochum. II ne s'agit pas de 
federalisme mais de justice. 11 faut dire que le maximum 
pour des commissions de placement est actuellement assez 
genereux. C'est le douze pour cent du premier mois de 
salaire, la moitie etant a la charge du demandeur d'emploi et 
l'autre, en general, a la charge de l'employeur. 
Si on parle de protection, c'est qu'on est en presence de 
possibilites d'abus qui se verifient deja maintenant, surtout 
dans le secteur des representations artistiques et de rnani­
festations semblables. II y a toute une gamme d'activites, un 
peu douteuse meme, qui se deploie dans ce secteur. D'ail· 
leurs, le besoin de protection contre les abus dans le place­
rnent de musiciens d'orchestre et d'artistes de varietes fut 
tellement manifeste qu'il a tallu edicter une reglementation 
speciale en 1959. Mais suivant l'evolution de la situation 
economique, la necessite d'une protection pourrait se mani-

Arbeitsvermittlungsgesetz. Revision 

fester aussi dans d'autres secteurs. Or, si l'on devait renon­
cer a la competence de- l'article 9, alinea 4, on ouvrirait la 
porte a toute sorte d'abus. II y en a deja suffisamment qui se 
produisent sans etre denonces. II ne faudrait pas !es adrnet­
tre officiellement en leur reconnaissant un caractere de 
legalite. 
II faut dire que la version proposee par le Conseil federal est 
dans un certain sens moins restrictive que la loi en vigueur 
Oll seul le rapport entre le placeur et le demandeur d'emploi 
est considere et non, comrne avant, tous les rapports entre 
les gens concernes dans ce secteur. Les tarifs que le placeur 
peut appliquer a l'employeur ne sont pas objet de limitation. 
C'est au fond une solution raisonnable. En effet, pendant !es 
periodes equilibrees au point de vue economique, la libre 
concurrence joue, l'activite des placeurs etant demandee en 
general par les employeurs, ce qui a pour consequence la 
chute des prix. Mais, dans les periodes de difficultes econo­
miques oll la protection efficace des travailleurs se revele 
necessaire, !es demandeurs d'emploi, souvent des chö­
meurs potentiels, ne devraient pas etre, en plus des diffi­
cultes deja causees par la situation economique defavora­
ble, en plus confrontes a des tentatives de speculation de la 
part de placeurs peu scrupuleux. 
II faut rappeler pour finir que le Conseil federal a la compe­
tence de fixer des limites maximales, les cantons ayant 
encore une petite marge de manoeuvre. Je vous prie donc 
de bien vouloir accepter la version du Conseil federal et de 
la minorite. Je souligne quil n'est pas question de la meme 
chose qu'a l'article 4 et a l'article 15 du projet de loi. 

Miville, Berichterstatter: Tatsächlich handelt es sich hier um 
etwas anderes, als wir bei Artikel 5 beschlossen haben und 
als bei Artikel 15 zur Diskussion steht. Es geht nicht um 
Gebühren im Bewilligungswesen, sondern um solche in der 
eigentlichen Vermittlertätigkeit, zwischen Vermittler und 
Stellensuchenden. Dieses Verhältnis ist hier angesprochen. 
Auch hier hat die Kommissionsmehrheit (mit 5 zu 4 Stim­
men) gefunden, es sei nicht nötig, dass der Bundesrat diese 
Regelung selbst in die Hände nehme. Nachdem sich Herr 
Jelmini bereits ausführlich zu dieser Frage geäussert hat, 
füge ich nur noch bei, dass es auf diesem Gebiet Missbräu­
che gibt. Sie kommen vor allem im Künstler- und Artistenge­
werbe vor. Je nachdem, wie sich die Wirtschaftslage weiter­
entwickelt und wie sich vielleicht auch in unserem lande 
einmal der Druck auf noch vorhandene Stellen verstärken 
wird, kann man sich vorstellen, dass auch andere Stellensu­
chende wieder eher dieses Schutzes bedürfen. 
Der bundesrätliche Entwurf bringt bereits wesentliche 
Erleichterungen gegenüber der heutigen Regelung, indem 
er nur noch das Verhältnis zwischen den Stellensuchenden 
und den Stellenvermittlern einer gesetzlichen Regelung 
unterwerfen will. Das heisst, dass der Stellenvermittler und 
der Headhunter in ihrer Rechnungsstellung gegenüber dem 
Arbeitgeber an keine Höchstbeträge gebunden sind. 
Die Kommission empfiehlt Streichung. Ich persönlich 
stimme der Minderheit Jelmini/Gadient zu. 

Kündlg: Nachdem der Kommissionspräsident offensichtlich 
Mühe hat, die Mehrheit der Kommission im Rat zu vertreten, 
erlaube ich mir einige Wort zu diesem Streichungsantrag 
der Mehrheit zu Absatz 4. Der Text heisst: «Der Bundesrat 
setzt die Einschreibegebühr und Vermittlungsprovisionen 
fest.» Es entspricht einer Selbstverständlichkeit, dass der 
Vermittler von Stellensuchenden eine Einschreibegebühr 
und eine Vermittlungsprovision verlangen kann. Uns scheint 
es völlig verfehlt, wenn nun der Bundesrat für die Festset­
zung dieser Gebühren zuständig ist. Es ist nicht so, wie Herr 
Jelmini sagt, dass es sich um die Maximalsätze handelt. Es 
heisst: «Der Bundesrat setzt die Gebühren fest.» Diese 
Gebühren werden also doch durch den Bundesrat festge­
legt. Zudem steht genau dieser Bundesrat der privaten 
Arbeitsvermittlung als Konkurrent gegenüber. Er hat die 
staatliche Arbeitsvermittlung in der Hand, und er ist auch in 
der Lage, durch entsprechende Gebührenfestsetzung die 
Konkurrenzfähigkeit privater Arbeitsvermittlungsstellen so 
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herabzumindern. dass sie nicht mehr akzeptiert werden. Im 
übrigen. scheint es mir, handelt es sich um einen Eingriff in 
die Handels- und Gewerbefreiheit, der nicht aufgrund unse­
rer Verfassungsgrundlage. die wir herbeiziehen, um dieses 
Gesetz zu verankern, abgestützt ist 
Ich beantrage Ihnen deshalb mit der Mehrheit der Kommis­
sion, diesen Absatz 4 ersatzlos zu streichen. 

Zimmerli: Ich darf kurz auf das Votum von Herrn Kollege 
Kündig replizieren, der der Auffassung ist, die vom Bundes­
rat vorgeschlagene Ordnung sei verfassungswidrig. Wir 
haben uns in der Tat grösster Zurückhaltung zu befleissi­
gen, wenn wir in Vertragsverhältnisse eingreifen und uns -
wie hier- überlegen, ob die Einschreibegebühr und Vermitt­
lungsprovisionen der Privatautonomie bis zu einem gewis­
sen Grad entzogen werden sollen oder nicht. 
Ich setze mich für den Minderheitsantrag ein und tue dies 
mit grösstem Respekt vor der Handels- und Gewerbefreiheit 
und auch vor der Vertragsfreiheit, und zwar aus folgenden 
Gründen: 
Es geht um Arbeitnehmerschutz in einem sehr empfindli­
chen Bereich. Herr Kollege Jelmini hat das gesagt. Es geht 
darum, Missbräuche zu verhindern. Es geht hier, ganz 
anders als bei den Bewilligungen, darum, dass wir einen 
gewissen Rahmen für diese Tätigkeit geben. die wir zu 
regeln im Begriffe sind. 
Was geschieht, wenn wir einen Schritt zurückgehen und auf 
diese Bundeskompetenz zur Regelung der Vermittlungspro­
visionen verzichten? Anders als bei den Bewilligungsgebüh­
ren setze ich ein grosses Fragezeichen dazu, ob die Kan­
tone, gestützt auf Artikel 31 Absatz 2 der Bundesverfassung 
noch die Kompetenz hätten, hier einzugreifen. Dann 
herrscht eben Vertragsfreiheit; da bin ich mit Herrn Kollege 
Kündig durchaus einverstanden. Aber wie greifen wir ein, 
wenn Missbräuche vorliegen? Lesen Sie Artikel 5 des Geset­
zes! Es bliebe gar nichts anderes übrig, als einen Entzugs­
grund zu konstruieren. Das ist eine äusserst mühselige 
Angelegenheit für alle Beteiligten. Ich möchte davon abra­
ten. Die bessere Lösung ist, in Fortführung des bisherigen 
Rechtes dem Bundesrat die Kompetenz zu geben, in diesem 
heiklen Bereich, der eine Ausnahmesituation betrifft, diese 
Vermittlertätigkeit bei den Provisionen zu regeln. Ich habe 
grösstes Vertrauen in den Bundesrat, dass er hier dem 
Grundsatz der Verhältnismässigkeit Rechnung trägt und 
soweit nur immer möglich der Vertragsfreiheit auch den 
Respekt zollt, der ihr gebührt. 
Ich bitte Sie, dem Minderheitsantrag zuzustimmen. 

M. Delamuraz, conseiller federal: Je ferai quatre remarques 
apropos de cet alinea, en vous disant d'entree de cause que 
le Conseil federal souhaite que vous puissiez suivre la mino­
rite de votre commission. 
Premierement, je constate que le droit actuel regle les 
rapports entre le placeur et l'entreprise qui est prete a offrir 
un emploi, d'une part, et le demandeur d'emploi, d'autre 
part. La nouvelle version vous propose de ne regler que les 
rapport entre le placeur et le demandeur d'emploi. Par 
consequent, nous allons dans le sens d'une simplification, 
d'une moindre intervention de !'Etat, conformement a ce 
que plusieurs d'entre vous souhaitent. Nous jugeons en effet 
que ce qui doit etre protege et couvert, ce sont les rapports 
entre le demandeur d'emploi et le placeur, et non ceux entre 
le placeur et l'offreur d'emploi. Ces derniers sont assez forts 
l'un et l'autre pour regler leurs problemes sans qu'il soit 
necessaire a !'Etat de fixer des directives. 
Deuxiemement, si vous biffez purement et simplement cet 
alinea 4, vous operez un recul par rapport a la situation 
actuelle. II en decoule une moindre protection du deman­
deur d'emploi. Or, vous ne voulez certainement pas attein­
dre ce decouvert social. L'affaire est d'autant plus impor­
tante que nous constatons quelques abus qui justifient un 
renforcement de l'articulation de cette obligation. Pour cette 
deuxieme raison, nous ne voulons pas imaginer que l'on 
puisse faire marche arriere. 

TroisiememeQt - il en a ete question dans l'intervention de 
M. Jelmini - il ne faut pas concevoir le texte en question 
comme s'appliquant a des situations economiques eternel­
lement semblables a celfes que nous connaissons. II taut 
erivisager que, en cas de crise, de chömage, dans des 
situations economico-sociales tres differentes de celles 
existantes et des possibilites de demain, nous ayons un 
moyen de prevenir des abus qui se declencheraient davan­
tage que ce n'est le cas aujourd'hui, compte tenu de l'evolu­
tion de la situation economique. P!ac,ons-nous donc dans 
l'hypothese d'une situation de crise et armons-nous, pour ce 
moment-la, des moyens de proteger le travailleur dans cer­
tains secteurs tout particulierement 
Quatriemement, je serais d'accord que nous puissions 
demander a la Confederation qu 'eile s' abstienne d'intervenir 
si les cantons avaient spontanement mis sur pied un sys­
teme evitant les debordements et les abus. Or, cela n'est pas 
le cas. Sur les 26 Etats confederes, seuls 9 ont pris des 
dispositions en cette matiere, d'ailleurs tres differentes les 
unes des autres. 
Par consequent, plus encore qu'a l'article 4, il importe, a 
l'article 9, que nous maintenions, pour le Conseil federal, les 
possibilites de decisions qui sont les siennes. Sachez bien 
que les decisions que le gouvernement prendra en cette 
matiere ne seront ni etriquees ni lineaires. Le Conseil federal 
saura choisir des baremes pour la commission de place­
ment, qui tiennent compte du salaire propose pour Ja nou­
velle place et des conditions qui regissent tel ou tel secteur. 
Nous ne serons pas en presence de taxes lineairement 
exprimees, nous aurons davantage de souplesse et une 
capacite d'adaptation aux circonstances du marche. 

Abstimmung - Vote 

Für den Antrag der Minderheit 
Für den Antrag der Mehrheit 

Art. 10 
Antrag der Kommission 
Abs. 1, 3 und 4 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs. 2 
.... Streitwert von 20 000 Franken .... 

23Stimmen 
13 Stimmen 

.... Verfahren vor. Der Streitwert bemisst sich .... 

Art. 10 
Proposition de /a commission 
Al. 1, 3 et 4 
Adherer a la decision du Conseil national 
Al. 2 
.... ne depasse pas 20 000 francs. Le montant de !'indem· 
nite .... 

Abs. 1. 3 und 4 -Al. 1. 3 et 4 
Angenommen - Adopte 

Abs. 2-AI. 2 

Mlville, Berichterstatter: Hier ist erstens der Streitwert von 
10 000 auf 20 000 Franken heraufgesetzt worden. Das ist 
eine Ermessensfrage. Sodann ist ein Zusatz des Nationalra­
tes von der Kommission wieder gestrichen worden. Der 
Nationalrat wollte den Bundesrat dazu ermächtigen, diesen 
Streitwert der Lohnentwicklung anzupassen. Die Kommis· 
sion hat das als untunlich erachtet. 

Angenommen - Adopte 

Art. 11 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Der Bund kann ausnahmsweise .... 
Abs. 2 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
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Abs. 3 

Der Bundesrat bestimmt die Einzelheiten. insbesondere die 
anrechenbaren Betriebskosten und die beitragsberechtig­
ten Institutionen. 

Art. 11 
Proposition de la commission 
Al. 1 
La Confederation peut exceptionnellement .... 
Al. 2 
Adherer ä la decision du Conseil national 
Al. 3 
Le Conseil federal regle les details; il fixe notamment les 
frais d'exploitation ä prendre en compte et designe les 
institutions ayant droit aux contributions. 

Abs. 1 -Al. 1 

Miville, Berichterstatter: Das 1st nicht nur eine redaktionelle 
Aenderung, sondern eine ganz gehörige Einschränkung, die 
von der Kommission hier gewollt ist. «Der Bund kann 
Finanzhilfen gewähren»: so etwas stösst zum vornherein auf 
eine gewisse Vorsicht, um nicht zu sagen auf Misstrauen. 
Darum hat die Kommission das Wort «ausnahmsweise» 
eingefügt. 
Es ist aber nicht beabsichtigt - dies ist in der Kommission 
verwaltungsseits ausdrücklich festgehalten worden -, den 
Kreis der heute durch den Bund subventionierten privaten 
Vermittlungsstellen nach Inkrafttreten der bundesrätlichen 
Vorlage beliebig zu erweitern. Das muss hier zuhanden der 
Materialien festgehalten werden. Im übrigen haben wir hier 
keinen Gegenantrag, und der Rat hat sich mit dieser Ein­
schränkung offenbar abgefunden. 

M. Delamuraz, conseiller federal: II est indispensble que je 
dise ä ce conseil, tres brievement, que le Conseil federal se 
rallie ä cette proposition car eile correspond bien a son 
intention qui est de ne pas aller au-dela des institutions qui 
actuellement beneficient de son aide dans ce secteur. Vous 
voyez que la volonte de limiter l'intervention de l'Etat se 
trouve egalement confirmee ä cet article. Actuellement ce 
sont trois institutions qui beneficient de cette aide, le 
«Schweizerischer Paritätischer Facharbeitsnachweis für 
Musiker», la «Commission suisse pour l'echange de sta­
giaires» qui fait un travail remarquable pour proceder a des 
echanges de stagiaires suisses et etrangers en Suisse et a 
l'etranger et enfin, le «Service suisse de placement commer­
cial» dans sa succursale de Paris. Le Conseil federal s'en 
tiendra a ces trois institutions a l'avenir. 

Angenommen - Adopte 

Abs. 2 und 3 - Al. 2 et 3 
Angenommen - Adopte 

Art 12 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer ä la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 13 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs. 2 

b ..... Verleihtätigkeit sicherstellen. 
Abs. 3 
Für die Bewilligung zum Personalverleih ins Ausland ist 
ausserdem erforderlich, dass die für die Leitung verantwort­
lichen Personen sicherstellen, dass im Betrieb ausreichende 
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Kenntnisse der VerhältQisse in den entsprechenden Staaten 
vorhanden sind. 
Abs. 4 
Der Bund regelt die Einzelheiten.-

Art. 13 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Adherer a la decision du Conseil national 
Al. 2 

b. Assurer une Iocation de services satisfaisant aux regles 
de la profession; 
Al. 3 
Pour obtenir l'autorisation de louer les services de travail­
leurs vers l'etranger, il est en outre indispensable que les 
personnes responsables de la gestion donnent l'assurance 
que l'entreprise dispose de personnes connaissant suffi­
samment les conditions regnant dans les pays concernes. 

Al. 4 
Le Conseil federal regle les details. 

Angenommen - Adopte 

Art. 14 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Abs. 1 
.... Kaution leisten. (Rest des Absatzes streichen) 
Abs. 2 
Die Höhe der Kaution bemisst sich nach dem Geschäftsum­
fang. Der Bundesrat setzt .... 

Minderheit 
(Villiger, Gautier, Kündig, Rüesch, Zimmerli) 
Streichen 

Art 14 
Proposition de la commission 
Maforite 
Al. 1 
.... location de services. (Bitter le reste de l'alinea) 
Al. 2 
Le montant des süretes est proportionnel a l'etendue de 
l'activite commerciale. Le Conseil federal fixe .... 

Minorite 
(Villiger, Gautier, Kündig, Rüesch, Zimmerli) 
Biffer 

Miville, Berichterstatter: Jetzt gelangen wir zu einem neural­
gischen Punkt dieser Vorlage. Hier findet eine Auseinander­
setzung um Wesentliches statt. 
Die Kaution ist- wie ich schon in meinem Eintretensvotum 
gesagt habe- in der Kommission nur mit Stichentscheid des 
Präsidenten gerettet worden. Im Bereich des Personalver­
leihs kann ein Verleiher ohne das geringste Betriebskapital 
(mit einem Büro und einem Telefon) rasch Arbeitgeber einer 
grossen Zahl von Arbeitnehmern werden. Wer die Entwick­
lung auf diesem Gebiet verfolgt, sieht, wie ständig neue 
Kleinstfirmen gegründet werden, zum Teil auf fragwürdiger 
Grundlage und ohne genügende finanzielle Basis. Hier 
scheinen der Mehrheit der Kommission Sicherheiten im 
Sinn von Kautionen ganz einfach angebracht. 
Andere Firmen ohne grösseres Betriebskapital verfügen, 
wenn sie in Konkurs gehen, immerhin über ein Verwertungs­
kapital, das in Form von Waren oder Warenforderungen zur 
Verfügung steht. Aber ein Personalverleih verfügt höchstens 
über Menschen, über ein Humankapital, wenn ich mich so 
ausdrücken darf. 
Die Nichtbeachtung der Lohnzahlungspflicht oder unge­
rechtfertigte Lohnabzüge stellen die häufigsten Missbräu­
che im Bereich des Personalverleihs dar. Ihnen soll mit einer 
Kautionspflicht entgegengesteuert werden. Selbst bei einem 
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personalintensiven Betrieb erreicht das Verhältnis zwischen 
Betriebskapital und Anzahl der Angestellten niemals diejeni­
gen Ausmasse, wie sie beim Personalverleih anzutreffen 
sind. 
In der Kaution sehen wir eine notwendige Barriere für einen 
unüberlegten Einstieg ins Verleihgewerbe und somit auch 
einen indirekten Sozialschutz der Arbeitnehmer. Eine Kau­
tion muss auch bei der Eröffnung anderer Gewerbe hinter­
legt werden, zum Beispiel bei Eröffnung eines Notariatsbü­
ros. Im Kanton Bern müssen dem Kanton - soviel ich weiss -
100 000 Franken hinterlegt werden. Oder ich erinnere mich 
an die kurze Zeit meines Lebens, als ich Amtsvormund war 
und eine Versicherung abschliessen musste für den Fall, 
dass ich einmal eine Vaterschaftsklage «verbummeln» 
würde. 
Das gibt es also auch in anderen Branchen. Dazu kommt, 
dass eine solche Kaution mittels einer Solidarbürgschaft bei 
einer privaten Versicherungsgesellschaft oder mittels eines 
Bankkredites sichergestellt werden kann. Ich habe mir mit­
teilen lassen, was das bei einer bestimmten Versicherung 
unseres Landes kosten würde. Eine Kaution in der Höhe von 
20 000 Franken würde 210 Franken Prämie pro Jahr erfor­
dern. Für 50 000 Franken Fr. 472.50, für 100 000 Franken 
840 Franken im Jahr. 
Damit scheint mir nicht nur die Notwendigkeit dieser Kau­
tion dargetan zu sein, sondern auch die Praktikabilität ihrer 
Durchführung. 

Villiger: Es ist sehr erfreulich, dass der Kommissionspräsi­
dent für einmal sein Herzblut wirklich für die Mehrheit 
eingesetzt hat. Ich muss ihm aber leider widersprechen, weil 
ich der Meinung bin, dass der Bundesrat hier etwas einfüh­
ren will, das im schweizerischen Recht absolut einmalig ist. 
Es geht mir mehr um die Grundsatzfrage als darum, was es 
kostet oder nicht kostet. Das Gesetz will die Unternehmen 
zur Hinterlegung einer Kaution zur Sicherstellung von Lohn­
ansprüchen verpflichten, und diese Kaution soll gemäss 
Botschaft pro Arbeitnehmer mindestens einen Monatslohn 
betragen. Wer sich nun fragt, warum der Bundesrat von 
allen Gewerbezweigen in diesem lande ausgerechnet die­
sen für eine solche Sonderstrafe herausgreift, findet in der 
Botschaft eine etwas eigentümliche, doppelte Antwort. Die 
erste: Wenn der Verleihbetrieb nicht genügend Kapital habe, 
müsse er die Löhne der Arbeitnehmer ständig mit Geldern 
aus zurückliegenden Einsätzen bezahlen, und wenn in die­
ser Kette - eine richtige Ueberlegung - eine Verzögerung 
eintrete, könne der Lohnanspruch des Arbeitnehmers unter 
Umständen gefährdet sein. Zweiter Grund: Diese Kaution 
beuge einem unüberlegten Einstieg in das Verleihgeschäft 
vor. 
Zum ersten Grund: Ich wüsste keinen Wirtschaftszweig, der 
nicht völlig analoge Risiken beinhalten würde. Alle Unter­
nehmungen in der Schweiz finanzieren die Lohnzahlungen 
aus ihren fortlaufenden Betriebseinnahmen. Das Risiko, 
dass es in dieser Kette zu einer Stockung oder zu einer 
Verzögerung kommt, ist- ich muss als Unternehmer sagen, 
leider! - ein typisches Arbeitgeberrisiko. Es wäre schön, 
wenn es nicht so wäre. Es gibt weiter auch tausend andere 
Wirtschaftszweige, die immer wieder Menschen verleiten, 
unüberlegt einzusteigen. Unsere Wirtschaft wäre aber wahr­
scheinlich schon längst an Erstarrung zugrunde gegangen, 
wenn alle neuen Initiativen immer bis ins letzte überlegt 
gewesen wären. Wenn man alle Konsequenzen im voraus 
wüsste, könnte das nämlich jeglichen unternehmerischen 
Mut untergraben. Im übrigen ist in den letzten 20 Jahren 
kein namhafter Konkurs entstanden, bei dem Arbeitnehmer 
zu Schaden gekommen wären. 
Der Schutz des Temporärarbeiters ist bereits gesetzlich 
durch das Konkursprivileg erster Klasse und durch allge­
meine Haftungsnormen des Gesellschaftsrechts umfassend 
geregelt. Es ist nun meines Erachtens ein einmaliges Präju­
diz, wenn man ein spezielles Gewerbe mit einer solchen 
Kaution herausgreift. Das ist nichts anderes als eine staatli­
che Marktbeschränkungs- und Strukturbereinigungspolitik. 
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Das kann nic':_t die Aufgabe des Staates sein. Wir müssen 
hier den Anfängen wehren. 
Vorhin wurde vom Kommissionspräsidenten zur Begrün­
dung aufgeführt, dass bei verschiedenen freien Berufen 
ebenfalls Kautionen zur Sicherstellung gewisser Risiken ver­
langt würden. Das ist aber meines Erachtens nicht vergleich­
bar. Es gibt spezielle Berufsrisiken, deren Grössenordnung 
im Vergleich zu den Mitteln etwa eines Notars oder Anwaltes 
eben doch sehr beachtlich sein können. Das ist bei den 
Temporärfirmen in diesem Sinn nicht der Fall. Das unter­
nehmerische Risiko ist dort im Verhältnis zu den Risiken 
anderer Gewerbezweige absolut normal. Natürlich würde 
die Kaution auch zu einer Verteuerung des Temporäreinsat­
zes führen, Es ist aber für mich nicht das Hauptargument. 
Die Branche müsste total ungefähr 50 Millionen Franken an 
Kautionen hinterlegen. 
Um leichtfertigen Betriebsgründungen in allen Branchen 
vorzubeugen, haben Sie vor einer Woche in diesem Rat zu 
Recht im Aktienrecht das Mindestkapital für Neugründun­
gen auf 100 000 Franken verdoppelt. Das war eine wirt­
schaftlich durchaus gerechtfertigte Massnahme, die aber 
sämtliche Sparten der Wirtschaft gleichermassen betrifft. 
Das wird auch neue Temporärfirmen betreffen, welche die 
Rechtsform der AG wählen. Ich bin mir bewusst, dass die 
Branche gegen diesen Kautionsartikel nicht Sturm läuft. Es 
gibt sicher grössere Firmen, die sich das gut leisten können 
und damit auch gewisse Konkurrenten loszuwerden hoffen. 
Ich glaube aber, dass es hier um eine Grundsatzfrage geht. 
Der Nationalrat hat dieser Kaution relativ knapp mit 71 zu 56 
Stimmen zugestimmt. In der Kommission war das Ergebnis 
noch wesentlich knapper. 
Ich bitte Sie deshalb, diesen diskriminierenden Bestimmun­
gen gegen eine bestimmte Branche nicht zuzustimmen. Wir 
sollten solcher Strukturpolitik von Anfang an einen Riegel 
schieben. 

Frau Weber: Ich möchte Sie bitten, der Mehrheit zuzustim­
men. Ich bin ein Anhänger dieser Kaution. Als Gegenge­
wicht zu dem, was Herr Villiger gesagt hat, möchte ich doch 
hervorstreichen, dass es sich hier um einen Arbeitnehmer­
schutz handelt. Dieser Arbeitnehmerschutz ist sehr wichtig! 
Es geht um die Sicherung der Lohnansprüche. 
Wie ich beim Eintreten gesagt habe, sind die Arbeitgeber im 
Personalverleih nicht irgendwelche Arbeitgeber, wie wir sie 
sonst kennen, sondern die Arbeitgeber sind die Verleiher. 
Für einen Verleiher, der ins Geschäft einsteigt und mit 
Inseraten usw. hantieren muss, ist es wichtig, dass er über 
genügend Geld verfügt und finanziell abgesichert ist. Mit 
einer Kaution sichern wir einen Teil davon. Zugunsten der 
Lohnansprüche muss irgend etwas unternommen werden, 
damit nicht jedermann ungesichert in dieses Geschäft ein· 
steigen kann. Wie Herr Villiger zu Recht sagt, haben in der 
heutigen Verleiherbranche zumindest die grossen Unter­
nehmen wahrscheinlich keine Schwierigkeiten in dieser 
Angelegenheit; sie haben sich gut eingelebt. Aber wir haben 
ein Interesse daran, dass auf diesem Markt nicht plötzlich 
irgendwelche schwarzen Schafe auftreten, die einfach zu 
inserieren beginnen und keine Sicherheit für die Löhne der 
Arbeitnehmer, die verliehen werden, bieten. 
Ich bitte Sie, der Mehrheit zuzustimmen. 

M. Jelminl: Deux mots seulem'ent pour dire qu'il faut rejeter 
la proposition de la minorite. 
Le bailleur de service peut devenir employeur d'un grand 
nombre de travailleurs sans disposer d'aucun moyen. Dans 
une entreprise normale qui tombe en difficulte, on dispose 
toutefois d'un patrimoine, en partie liquide, en partie investi, 
mais qui peut etre liquide pour servir a couvrir tes dettes, 
surtout celles qui decoulent du rapport de travail, c'est-a­
dire les salaires. II taut dire aussi que, dans les entreprises 
de bailleurs de services, il n'y a pas une motivation de 
caractere commercial. Le seul but, le seul interet de !'entre· 
prise est concentre sur le commerce de capital humain. 
C'est une expression honteuse mais malheureusement 
vraie. Le but de la sürete est de decourager et meme 
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d'empecher la proliferation d'agents de location de services 
et. en definitive, de limiter les inconvenients qui peuvent se 
produire au detriment des travailleurs. M. Villiger parle 
d'une nouveaute, de quelque chose cree soudainement 
dans le droit suisse. Mais, dans la loi de 1951 a l'article 8, 
vous pouvez lire que les bureaux de placement ont la 
possibilite de demander aux cantons de fixer des taxes afin 
de fournir des garanties pour les reclamations que pour­
raient na'itre de leurs activites. Ce n'est donc pas une nou­
veaute dans le droit suisse. Mais, le president de la commis­
sion a voulu rappeler que, dans d'autres professions, la 
meme disposition existe. Moi personnellement qui suis 
notaire, je dois deposer une caution de 100 000 francs pour 
les degäts pouvant eventuellement surgir, ce qui n'a pas ete 
le cas pendant 40 ans d'activite! Le depöt de garantie est 
exige par l'exercice de ces activites - ce qui n'est pas une 
nouveaute, Monsieur Villiger, soyez tranquille - et ne va pas 
bouleverser le droit suisse. 
En general, le depöt de cette garantie se fait par le truche­
ment d'une assurance, ce que le president de la commission 
n'a pas voulu rappeler. Pour une assurance de 100 000 
francs, on paie peut-etre de 600 a 800 francs de primes par 
annee. Ce n'est donc qu'un faible sacrifice demande aux 
bailleurs de services, mais qui couvre de tres grands degäts 
pouvant deriver du fait que la proliferation dans ce domaine 
peut depasser certaines limites. 

M. Gautier: M. Jelmini vient de nous donner des arguments 
supplementaires de voter en faveur de la minorite de la 
commission. II vient de nous dire que, en introduisant cette 
obligation de garantie, on ferait diminuer le nombre des 
entreprises de travail temporaire. II a donc dit exactement ce 
qu'il fallait dire, c'est-a-dire que, en introduisant cette obli­
gation, on rend le travail des entreprises de travail tempo­
raire beaucoup plus difficile et beaucoup plus delicat. On 
leur impose une condition supplementaire qui risque de 
faire disparaitre un certain nombre de ces entreprises. Est­
ce ce que nous voulons? Voulons-nous condamner tout ou 
partie des entreprises de travail temporaire? Je ne le pense 
pas, et c'est pourquoi il ne faut pas introduire cette obliga­
tion de garantie. II existe bien d'autres raisons encore. Quoi 
qu'en ait dit aussi M. Jelmini, cela serait a peu pres un cas 
unique dans les entreprises suisses que cette obligation de 
deposer des garanties pour payer le salaire de leurs 
employes. Je ne connais aucun cas ou les entrepreneurs 
doivent fournir ces garanties. Le cas du notaire evoque par 
M. Jelmini est tout a fait different. Ce sont les accidents 
pouvant etre provoques dans le domaine du patrimoine et 
non dans celui du salaire, qui sont assures, c'est une autre 
chose. C'est exactement comme l'assurance responsabilite 
civile d'un medecin qui doit garantir le paiement des frais 
qu'occasionnerait une maladresse de sa part. 
Je crois donc qu'il n'y a pas de raison de traiter les entre­
prises de travail temporaire differemment des autres entre­
prises. On nous dit que celles-ci ont un capital social garan­
tissant pratiquement le salaire des employes. Mais, je vous 
signale qu'il y a quand meme un certain nombre d'entre­
prises de travail temporaire qui ont aussi un capital social, 
les autres etant des petites entreprises qui auraient, juste­
ment, des difficultes a realiser ces garanties. Alors, si vous 
voulez qu'il ne reste que les grandes entreprises, votez la 
majorite, mais si vous voulez aussi qu'il puisse y avoir de 
petites entreprises, il faut voter la minorite. 
Autres raisons: ä ma connaissance - et je viens poser la 
question a M. le directeur de l'OFIAMT - il n'y a jamais eu de 
faillite retentissante d'une entreprise de travail temporaire 
alors que dans d'autres entreprises classiques, il y en a eu. 
Je ne vois donc pas pourquoi il faudrait demander des 
garanties a des entreprises ne connaissant aucune grande 
faillite, alors que dans les autres qui en connaissent malheu­
reusement de temps a autre, on n'en demande pas. 
Dernier point, je pense que le fait que fe droit au salaire soit 
place de maniere tres favorable en cas de faillite dans le 
droit civil suisse, montre quand meme que les travailleurs 
sont relativement bien proteges, meme sans que l'entrepre-
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neur ait depose des garanties. C'est pourquoi je vous invite a 
suivre la proposition d!'!' la minorite Villiger. 

Meier Hans: Der Vergleich mit den Neugründungen trifft auf 
diesem Gebiet in keiner Weise zu. Wenn irgendein Betrieb 
eröffnet wird, sind es in der Regel zwei bis drei Arbeitneh­
mer. Wenn aber ein Verleiher aktiv tätig wird, sind es sehr 
rasch 20 oder 30 Leute, die er vermietet. Herr Villiger hat 
darauf aufmerksam gemacht, dass nur dann, wenn die 
Rechtsform der Aktiengesellschaft gewählt wird, ein gewis­
ses Mindestkapital vorhanden ist. Bei Einzelpersonen kön­
nen sich aber tatsächlich Schwierigkeiten zeigen. Die Leute 
glauben recht bald, ein interessantes Betätigungs- und Ver­
dienstfeld gefunden zu haben. Die Nachteile sind nicht 
wegzudiskutieren. 
Wenn wir die Kaution hier verankern, heisst das nicht unbe­
dingt, dass das ein Signal sein muss, auf allen möglichen 
anderen Gebieten auch Kautionen zu verlangen. Hier über­
treibt man, wenn man solche Befürchtungen vorbringt. Wir 
alle haben das Schreiben des Schweizerischen Verbandes 
der Unternehmungen für temporäre Arbeit erhalten. Ich 
zitiere dessen einleitenden Absatz: «Als Vertreter der durch 
das AVG stark betroffenen Branche der temporären Arbeit 
hat sich unser Verband laufend mit dieser Vorlage auseinan­
dergesetzt. Grundsätzlich halten wir die Bestrebungen des 
Gesetzgebers, einen Ordnungsrahmen zu schaffen, für rich­
tig. Mit den Aenderungsvorschlägen der vorberatenden 
Kommission des Ständerates können wir im wesentlichen 
zu diesem Gesetz stehen. Wir würden es deshalb begrüssen, 
wenn Sie die Vorlage als Ganzes unterstützen würden.» Ein 
detaillierter Aenderungsvorschlag seitens dieses Verbandes 
kommt nur im Zusammenhang mit dem Kündigungsschutz. 
Das heisst, gegen eine Kaution werden keine grundsätzli­
chen Einwendungen gemacht. Ich glaube kaum, dass man 
hier von einem wesentlichen Schutz der etablierten Firmen, 
die sich entsprechende Kautionen leisten können, sprechen 
kann. 
Daher unterstütze ich den Antrag der Mehrheit. 

M. Delamuraz, conseiller federal: Je vous recommande de 
suivre la majorite de la commission et, par consequent, le 
Conseil federal et le Conseil national qui, sur ce point ont 
juge qu'il etait indispensable d'exiger des süretes de la part 
des bailleurs de services. Pourquoi? Nous l'avons dit, rien 
n'est plus simple que de s'intituler bailleur de services. II 
suffit d'un bureau et d'une installation precaire pour que 
l'on puisse demarrer. D'ailleurs, c·est dans la nature meme 
des choses et le Conseil federal ne voudrait en rien compro­
mettre l'activite de tel ou tel bailleur. II ne cherche pas a 
vouloir limiter ces activites a quelques gros bailleurs, cela 
temoignerait de sa part une volonte d'intervention tout a fait 
en desaccord avec l'economie liberale dans laquelle nous 
vivons. 
Toutefois, il constate qu'en tres peu de temps le bailleur le 
plus rudimentairement installe se meta lauer des dizaines et 
des dizaines de travailleurs. II ne s'agit pas de biens, il ne 
s'agit pas de marchandises, il s'agit d'etres humains. II les 
loue alors qu'il ne dispose lui-meme d'aucun capital. Que 
peut-il se passer? II peut fort bien arriver que l'entreprise qui 
a pris a son service ces personnes se trouve en situation 
desastreuse et n'assume pas le paiement qu'elle doit assu­
mer au bailleur. Ou, deuxieme cas possible, le bailleur lui­
meme est si mal organise ou si filou qu'il n'assure plus le 
salaire des gens qu'il a places. Ces personnes se trouvent 
ainsi completement demunies. 
Vous me direz que, dans certaines entreprises qui font 
faillite, il se peut aussi que les travailleurs se trouvent en 
situation compromise et ne touchent pas la totalite de leur 
salaire, ou meme rien du tout. Mais dans ce cas, et c' est la 
grande difference que j'aimerais faire remarquer a M. Gau­
tier en particulier, il y a en general une couverture sous la 
forme de marchandises, representant une certaine valeur, 
sous la forme du capital et qui peuvent etre utilises en 
priorite au paiement des salaires de l'entreprise en ditficulte. 
Dans le cas du bailleur il n'y a pas un centime et il n'y a pas 

michael.tellenbach
Textfeld



Loi sur Je service de Revision 576 E 

une seule marchandise - hormis le crayon et la gomme, ce 
qui ne represente pas une tres grande valeur vous en 
conviendrez avec moi-qui puisse ainsi donner un minimum 
de garantie aux travaiileurs spolies. 
II est donc legitime que, face a une situation aussi particu­
liere, le legislateur ait l'imagination de trouver un statut 
particulier. Ce n'est pas parce que toutes les autres entre­
prises qui, en general, sont en situation fondamentalement 
differente des entreprises de location de services, l'on n·a 
pas exige de telles cautions ne faut pas en exiger dans 
ce cas. Soyons souple! C'est ce que vous propose le Conseil 
federal, de tenir compte precisement des differences de 
structures fondamentales et d'essayer de prendre un mini­
mum de precautions afin que l'essentiel soit sauf, c'est-a­
dire la retribution ou au moins la retribution partielle des 
travail!eurs en cas de difficulte de !a societe de placement. 
C'est cela et rien d'autre que nous vous demandons. 
Au reste cela ne representera pas des charges si incroyables 
qu'elles doivent obliger certains petits bailleurs a mettre la 
cle sur la corniche et a abandonner leurs activites. Je vous 
repete que nous ne voulons nullement pourchasser les 
petits bailleurs et diminuer leur nombre, nous voulons eviter 
que trop de mauvais bailleurs fassent connaltre trop de 
risques a trop de travailleurs. 
Dans la disproportion qu'il y a entre, d'une part, l'equipe­
ment du bureau de location de services et, d'autre part, le 
nombre de travailleurs qui ont recouru a ce bureau, il est 
necessaire d'eriger un rempart qui n'est pas absolu mais qui 
apporte tout de meme ce qu'il doit apporter. Au reste, ce 
n'est pas entierement nouveau, puisque la legislation de 
1951 exige des suretes pour les bureaux de placement et les 
agences d'emigration. lci nous adaptons cette exigence a la 
location des services qui, eile, est une forme nouvel!e inter­
venue dans le monde du travail dans ces trente dernieres 
annees. Nous ne faisons qu'adapter a la condition d'au­
jourd'hui les dispositions que le legislateur avait eu la 
sagesse et la lucidite d'introduire en 1951 deja. Faites donc 
ce pas, suivez la decision de la majorite car c'est reellement 
d'une adaptation aux circonstances particulieres d'une 
societe de location de services qu'il s'agit maintenant! 

Kündig: Ich erlaube mir, nach dem Votum von Herrn Bun­
desrat Delamuraz noch etwas auszusagen, weil es mir 
scheint, dass man jetzt im Rat eine Verzeichnung einer 
Gefahrensituation im Arbeitsleben dargestellt hat. 
Nach meinem Dafürhalten ist die Gefahr, dass ein Arbeits­
vermittler in Konkurs kommt, relativ gering. Denn seine 
Vermittlungstätigkeit hat nur dann Wirkung, wenn tatsäch­
lich eine Arbeitsstelle für den zu Vermittelnden gefunden 
wird. Für diese Leistungen werden in der Regel auch die 
Forderungen beglichen werden können, weil selten Leute 
zu einem Zeitpunkt angestellt werden, in dem in diesem 
Drittunternehmen nichts läuft. 
Wenn ausgesagt wird, es sei die Branche, die das grösste 
Risiko trage, so muss ich Ihnen sagen: Das stimmt bei 
weitem nicht! Hier liegt die Gefahr dieser Bestimmung, 
nämlich, dass man das früher oder später ausdehnt und 
sagt: Wenn wir im Bereich der Arbeitsvermittlung eine Kau­
tion haben, brauchen wir auch eine Kaution bei diesem 
Beruf, denn dieser ist ja auch gefährlich, und bei jenem, 
denn dieser ist noch viel gefährlicher. Auf der anderen Seite 
haben wir ein SchKG, das zuständig ist, und wir haben eine 
Arbeitslosenversicherung, die bei Insolvenz die Lohnzahlun­
gen zu erbringen hat. 
Wenn ich Ihnen aufzähle, wo z. 8. riesige Gefahrenherde 
vorhanden sind und wo Unternehmungen innert Tagesfrist 
aufgebaut werden können, ohne dass Kapital, ohne dass 
eine Rechtsform und ohne dass Material vorhanden ist, tue 
ich das sehr bewusst, um zu zeigen, dass man nicht einfach 
eine Kategorie «herauszupfen» kann. Nehmen Sie zum Bei­
spiel einmal Marktforschungsfirmen! Marktforschungsfir­
men stellen, wenn sie einen Auftrag bekommen, unverzüg­
lich Dutzende, wenn nicht Hunderte von Leuten an, um 
innert kürzester Zeit zu einer Information zu kommen. Ob 
Sie letztlich diese Leistungen bezahlen können oder nicht, 

hängt von verschiedensten Faktoren ab. Auf jeden Fall kann 
man diese Firma nicht belangen, denn sie verfügt über null 
und nichts. 
Nehmen Sie die Verlagsverkaufsfirmen: ob das Buchreihen, 
Zeitungen oder Zeitschriften sind, die einen Auftrag an 
eigentliche Verlagsverkaufsfirmen weitergeben, auch hier 
ist keine Basis vorhanden. Es ist kein Material und kein Geld 
da. Aber es werden auf Provisionsbasis Leute ins Feld 
geschickt, die nicht wissen, ob sie je zu ihrem Lohn 
kommen. 
Wir haben auch Vertriebsgesellschaften von Kommissions­
waren, die aufgrund ausländischer Lieferanten bereit 
Kommissionsverträge abzuschliessen. Auch hier ist das 
Risiko um einiges grösser, als wir es bei der Vermittlung von 
Arbeitskräften einschätzen müssen. 
Ich wollte dies sagen, weil ich befürchte, dass ein Präjudiz 
geschaffen wird, das uns früher oder später wieder vorge­
halten wird, um in die falsche Richtung zu gehen. 
Wegen des Grundsatzes und wegen der meiner Ansicht 
nach sehr kleinen Gefahrenquote, beantrage ich Ihnen, der 
Minderheit zuzustimmen. 

M. Delamuraz, conseiller federal: Vous connaissez suffi­
samment ma philosophie, Monsieur Kündig, pour vous per­
suader que je ne cherche pas obstinement a couvrir de 
securites et d'assurances l'ensemble des activites humaines 
et a vouloir peu a peu enlever tous risques materiels ou de 
quelque nature qu'ils soient a nos aventures personnelles.11 
fait bei et bien partie de cette societe et de cette economie 
liberales que les acteurs que nous sommes puissent y agir 
avec des espoirs de succes mais aussi des risques d'echecs, 
parfois meme cuisants. 
II n'est des lors nullement dans l'intention du Conseil federal 
de vouloir prendre par la main toutes les entreprises de ce 
pays, afin que plus aucun risque ne leur arrive et que la 
securite absolue soit installee en principe fondamental car, 
des ce moment-la, il est bien clair que manquerait a leur 
dynamisme, a leur imagination et a leur creativite, la base 
qui est cette part de risque qui constitue aussi un defL Nul 
doute que nous ferions fausse route si nous allions dans 
cette direction. 
La discussion que nous avons maintenant ne concerne pas 
la nature profonde des choses, mais bien la proportionnalite 
du danger. En l'occurrence, le danger est tres grand en 
matiere de societes de location de services, a cause de cette 
formidable disproportion existant entre un capital pratique­
ment nul, d'une part, et le grand nombre de travailleurs qui 
sont ainsi rattaches a cette societe de location de services, 
d'autre part. La difference essentielle entre tous les exem­
ples de societes que vous avez cites et la societe de location 
de services est bien, je le repete, cette disproportion, que 
vous ne trouvez dans aucune autre activite. Une mesure teile 
que la surete est de nature a corriger quelque peu cette 
disproportion, mais c'est une securite veritablement mini· 
male dont il est question ici. 

Mlville, Berichterstatter: Darf ich Herrn Kollega Kündig noch 
etwas sagen? Er hat von Präjudizien gesprochen, die hier 
nicht geschaffen werden sollten. 
Es gibt bereits positive Präjudizien zu dieser Frage. Ich habe 
mich ins Bild setzen lassen über das Bewilligungsverfahren 
im Kanton Genf, mit dem man sehr gute Erfahrungen 
gemacht hat. Es schliesst für Temporärfirmen eine Sicher· 
stellung im Betrag von 50 000 Franken ein. Ich sage noch 
einmal: Es gibt auch Präjudizien im positiven Sinne. Im 
Kanton Genf scheint sich diese Lösung jedenfalls zu be­
währen. 

Heftl: Wenn von positivem Präjudizieren gesprochen wird, 
geht das nicht in Richtung, dass man bei anderen Betrieben 
plötzlich auch mit Kautionsauflagen kommt? 
Ich bin daher für den Minderheitsantrag. 
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Abstimmung Vote 

Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art. 15 
r;tel 
Umfang der Bewilligung 
Abs. 1 
Streichen 
Abs. 2 bis 4 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs. 5 
Mehrheit 
Streichen 
Minderheit 
(Jelmini, Gadient) 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 15 
Proposition de Ja commission 
Titre 
Etendue de l'autorisation 
Al. 1 
Biffer 
Al. 2a 4 
Adherer a la decision du Conseil national 
Al. 5 
Majorite 
Biffer 
Minorite 
(Jelmini, Gadient) 
Adherer a la decision du Conseil national 

16 Stimmen 
19 Stimmen 

Rhinow: Ich habe eine Frage an die Kommission: Es wird die 
Bestimmung über die Befristung der Bewilligung gestri­
chen. Heisst das, dass damit die Kantone frei sind, die 
Bewilligungen so zu befristen, wie sie wollen, also dass ein 
Kanton die Lösung des Bundesrates übernehmen, ein ande­
rer Kanton die Bewilligungen unbefristet erteilen und wei­
tere Kantone Zwischenlösungen wählen können? Ist das die 
Meinung? Wenn es so ist, frage ich mich, ob der Sache 
gedient ist, wenn in einem einheitlichen Wirtschaftsraum 
Schweiz in jedem Kanton ein ·anderes Bewilligungssystem 
anzutreffen ist 

Miville, Berichterstatter: Ich lege die Streichung der natio­
nalrätlichen Fassung so aus, wie sie Kollega Rhinow defi­
niert und offenbar auch befürchtet. Ich wäre froh, wenn von 
der Verwaltung hierzu eine nähere Darlegung erfolgen 
würde. 

M. Delamuraz, conseiller federal: J'aurais prefere que la 
proposition n'apparaisse pas, parce que la formulation que 
le Conseil national et nous-memes avions retenue etait plus 
claire et evitait cette discussion. 
Dans mon esprit, il ne s'agit pas d'autoriser du meme coup 
les cantons a choisir chacun son petit regime. Je souhaite 
qu'on en reste a une autorisation de duree illimitee, mais sur 
ce point je pense que les lumieres de M. Zimmerli pourraient 
etre utiles. 

Zlmmerli: Es ist richtig, dass ich damals diesen Streichungs­
antrag in der Kommission eingebracht habe und zwar aus 
folgenden Gründen: Der Satz 2 ist überflüssig- jede Bewilli­
gung kann entzogen werden, wenn die Bewilligungsvoraus­
setzungen dahinfallen - und der Satz 1 ebenfalls. Es geht 
um die Bewilligung einer wirtschaftlichen Tätigkeit, die in 
der Schweiz in aller Regel auf unbestimmte Zeit zugestan­
den wird. So ist es auch zu verstehen, wenn der Rat diesem 
Streichungsantrag der Kommission folgt. Ich bin nicht der 
Meinung - ich möchte das zuhanden der Materialien festhal­
ten-, dass jeder Kanton nach seinem Gutdünken die Bewil­
ligungsdauer beschränken oder verlängern könnte. Diese 
Bewilligung muss der Sache nach unbefristet erteilt werden. 
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Rhinow: Ich glaube aber. dass sich diese Folgerung nicht 
aus dem Gesetzesworllaut ergibt. Wenn wir keine Regel 
aufstellen, sind die Kantone grundsätzlich frei, ob und wie 
sie diese Bewilligung befristen wollen. 
Ich möchte deshalb den Antrag stellen, dass wir den ersten 
Satz der nationalrätlichen Fassung wieder aufnehmen. Den 
zweiten Teil - da bin ich einverstanden den kann man 
streichen, der ist an sich überflüssig. Aber der erste Satz der 
nationalrätlichen Fassung sollte wieder aufgenommen 
werden. 

Zimmerli: Ich opponiere diesem Antrag selbstverständlich 
nicht Ich mache nur darauf aufmerksam, dass dann in 
Artikel 4 Absatz 1 die genau gleiche Korrektur vorgenom­
men werden muss. 

Abs. 1 -Al. 1 

Abstimmung - Vote 

Für den Antrag Rhinow 
Für den Antrag der Kommission 

Abs. 2, 3, 4 - Al. 2, 3, 4 
Angenommen - Adopte 

Abs. 5-AI. 5 
Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon /a proposition de la majorite 

Art. 16 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs. 2 

26 Stimmen 
8Stimmen 

.... nicht mehr, so hat ihm die Bewilligungsbehörde vor dem 
Entzug der Bewilligung Frist zur Wiederherstellung des 
rechtmässigen Zustandes zu setzen. 

Art. 16 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Adherer a la decision du Conseil national 
Al. 2 
.... l'autorite qui delivre celle-ci doit, avant d'en decider le 
retrait, .... 

Angenommen - Adopte 

Art. 17 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Minderheit 
(Kündig, Rüesch, Villiger) 
Abs. 1 
Der Verleiher muss für das Bewilligungsverfahren der Bewil­
ligungsbehörde .... 
Abs. 2 
Streichen 

Art. 17 
Proposition de /a commission 
Majorite 
Adherer a la decision du Conseil national 

Minorite 
(Kündig, Rüesch, Villiger) 
Al. 1 
.... renseignements et les documents necessaires a la proce­
dure d'octroi. 
Al. 2 
Biffer 
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Miville, Berichterstatter: Die Kommissionsminderheit will 
die Auskunftspflicht der Personalverleiher gegenüber der 
Bewilligungsbehörde auf das Bewilligungsverfahren 
beschränken. Sie will im zweiten Absatz die Auskunftspflicht 
Dritter streichen, während die Mehrheit an der bundesrätli­
chen Fassung festhält. 
Es handelt sich hier um einen Antrag Kündig, der auch in 
der Kommission zur Diskussion gestanden ist und mit nur zu 
4 zu 3 Stimmen - wenn ich mich recht erinnere, war auch 
hier wieder der Stichentscheid des Präsidenten massge­
bend abgelehnt wurde. 
Um ihrer Aufsichtspflicht zu genügen. muss die Behörde 
auch nach Erteilung der Bewilligung die Möglichkeit zur 
Ueberprüfung haben. ob die Bewilfigungsvoraussetzungen 
noch erfüllt sind. Gemäss Artikel 16 des Entwurfs hat die 
Bewilligungsbehörde den Betroffenen vor dem Entzug der 
Bewilligung eine Frist zur Wiederherstellung des rechtmäs­
sigen Zustandes zu setzen. Diese Bestimmung ist nur dann 
anwendbar, wenn die Behörde vorgängig und möglichst 
frühzeitig die Möglichkeit hat, festzustellen. ob einzelne 
Bewilligungsvoraussetzungen nicht mehr erfüllt sind. 
Wenn die Auskunftspflicht - wie das der Minderheitsantrag 
vorschlägt - auf das Bewilligungsverfahren und den Perso­
nalverleiher selbst eingeschränkt wird, so muss die Bewilli­
gungsbehörde nach der Bewilligungserteilung noch jedem 
Verdacht auf Nichteinhaltung der geltenden Vorschriften 
nachgehen, was eine Erschwerung ihrer Arbeit in jeder 
Hinsicht mit sich bringt Sie muss im-Nachhinein bei den 
Beteiligten Informationen einholen. 
Aus diesen Gründen glaube ich, den Vorschlag der Kommis­
sionsmehrheit unterstützen zu dürfen. 

Kündig, Sprecher der Minderheit: Im Kapitel 3 wird der 
Personalverleih und im ersten Abschnitt die Bewilligungs­
frage behandelt. Es geht dabei um die Bewilligungspflicht, 
um die Voraussetzung, um die Kaution, um Umfang und 
Dauer der Bewilligung, den Entzug der Bewilligung und nun 
in Artikel 17 um die Auskunftspflicht. 
Ich glaube, es wäre falsch, wenn man einer Behörde, die für 
die Erteilung oder den Entzug der Bewilligung zuständig ist, 
mit einer «carte blanche» quasi ein Einsichtsrecht in sämtli­
che Unterlagen einer Firma gewährleisten würde, wie dies in 
der Fassung des Bundesrates und des Nationalrates vorge­
sehen ist, denn wir stufen mit dieser Umschreibung der 
Tätigkeit die Bewilligungsbehörde als eine mit sehr weitge­
henden Kompetenzen ausgestattete Polizeibehörde ein. 
Im besonderen wird in Absatz 2 die Auskunftspflicht- denn 
es ist nicht nur ein Auskunftsrecht - von Dritten aufgenom­
men. Der Antrag der Minderheit führt- wie mir scheint-zu 
einer sinnvollen Eingrenzung der Aufgaben einerseits, der 
Kompetenzen der klar definierten Bewilligungsbehörde 
andererseits. Sie ist ja nicht eine Behörde, die den gesamten 
Arbeitsverleih zu überprüfen hat. Sie hat sich an die Vor­
schriften des Artikels 16 zu halten, in dem umschrieben 
wird, wann, wo und weshalb ein Entzug für die Zukunft 
überhaupt möglich ist 
Ich glaube es wäre sinnvoll, dieses Tätigkeitsgebiet einzu­
grenzen auf das, was man der Bewilligungsbehörde als 
Auftrag übertragen will. Es soll keine zusätzliche Kompetenz 
zur Einmischung in sämtliche andere Tätigkeiten des Unter­
nehmens geschaffen werden. 
Ich beantrage Ihnen deshalb, in Absatz 1 der Minderheit 
zuzustimmen und den Absatz 2 zu streichen. 

M. Jelminl: On ne peut pas limiter l'obligation du bailleurde 
services de renseigner ä la seule procedure d'octroi de 
l'autorisation. On modifie alors a ce moment-la chaque 
possibilite de contröle et, partant, de lutte contre les abus. 
On ne fait pas ici une exception, car c'est un principe de 
procedure administrative, celle de suivre toute l'evolution 
des faits afin de pouvoir intervenir et retirer l'autorisation. 
Les renseignements doivent etre fournis pendant toute la 
duree de l'activite autorisee. II taut indiquer si les conditions 
requises par l'autorisation sont continuellement remplies. 
En cas d'adoption de la proposition de la minorite, la dispo-
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sition de I' article 16 que nous venons d' accepter serait inap. 
p!icable, a moins que, pour chaque cas suspect, on ouvre 
une procedure administrative, ce qui n'est pas du tout 
souhaitable. 
C'est pour cette raison que je vous invite a rejeter la proposi­
tion de la minorite et a suivre la majorite de la commission et 
le Conseil federal. 

M. Delamuraz, conseiller federal: En ce qui concerne l'arti­
cle 17, alinea 1. je vous propose de suivre la majorite de la 
commission et de permettre ainsi a l'autorite publique de 
contröler J'etat de l'autorisation et l'activite de l'entreprise 
de placement si celle-ci donne lieu a des plaintes et ne 
fonctionne pas. II est indispensable de pouvoir, de maniere 
d'ailleurs tres simple, verifier si les conditions qui etaient 
reunies pour l'attribution de cette autorisation le sont en­
core. 
Ne voyez pas dans cette disposition une espece d'inquisition 
policiere qui serait legalement autorisee, mais ptutöt un 
moyen simple et documente de pouvoir remettre de !'ordre 
lä ou il n'y en a plus, et cela sefon des procedures qui n'ont 
rien a voir avec un interventionnisme bureaucratique syste­
matique et maladroit. II s'agit fä d'un simple instrument apte 
a verifier si !es conditions de l'autorisation sont toujours 
respectees. 
En ce qui concerne l'alinea 2, s'il etait biffe, au lieu d'avoir 
recours a une procedure a l'amiable lorsqu'il y a presomp­
tion que l'entreprise ne fonctionne pas ou mal, on devrait 
ester en justice et entreprendre une longue procedure qui 
serait plus coüteuse et plus compliquee que la maniere 
simplifiee que nous proposons. Une partie de nos possibi­
lites de combattre le marche noir nous serait ainsi ötee. 
Par consequent, la formule que le Conseil national et la 
majorite de votre commission retiennent est plus efficace et 
plus simple. 

Miville, Berichterstatter: Ich gestatte mir zwei Bemer­
kungen: 
1. Ich wage es, aus der Kommissionsberatung Herrn Zim­
merli zu zitieren, der in solchen Fragen ja mit einer Autorität 
ausgestattet ist, die von uns allen anerkannt wird. Er hat 
gesagt: «Die Auskunftspflicht besteht in einem Rechtsstaat 
mit einem modernen Verwaltungsverfahren. Es fragt sich, 
ob dies ausdrücklich erwähnt werden muss. In der Sache 
ändert sich insofern nichts, als die Auskunftspflicht so oder 
so gegenüber dem Strafrichter und den Verwaltungsbehör­
den existiert. Eine Verankerung im Gesetz hat den Vorteil, 
dass die Behörden nicht stets eine Spezialbestimmung im 
kantonalen Verwaltungsrecht suchen müssen.» Das ist ein 
Argument gegen die Bestrebungen, die nun im Gange sind, 
diese Auskunftspflicht nach allen Möglichkeiten einzu­
schränken. 
2. Ich frage mich langsam - nach dem Entscheid Kautions­
pflicht, nach dem, was nun hier angestrebt wird-, ob es vom 
Standpunkt der Opponenten aus nicht gescheiter gewesen 
wäre, das Eintreten abzulehnen, statt nun diesem Gesetz 
Bestimmung für Bestimmung seinen Gehalt zu entziehen. 

Heftl: Der Bundesrat hat den Polizeistaat etwas verharmlo· 
sen wollen. Aber wenn man den Ausführungen des Herrn 
Kommissionspräsidenten folgt, namentlich auch seinen 
ersten, sieht man doch, dass an ein Ueberwachungssystem 
gedacht ist, das in schweizerischen Verhältnissen nicht 
üblich ist. Wenn dieses dann noch auf dritte Personen 
ausgedehnt wird, geht das meines Erachtens entschieden 
.zu weit. Es gibt auch noch eine gewisse persönliche Sphäre, 
die wir ja andernorts auch hochhalten. 
Ich bitte Sie daher, dem Antrag der Minderheit zuzu· 
stimmen. 
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Abs. 1 -Al. 1 

Abstimmung - Vote 

Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Abs. 2-AI. 2 

Abstimmung - Vote 

Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

19 Stimmen 
17 Stimmen 

19Stimmen 
19Stimmen 

Mit Stichentscheid des Präsidenten wird der Antrag der 
Mehrheit angenommmen - Avec Ja voix preponderante du 
president la proposition de Ja majorite est adoptee 

Art. 18 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs. 2 
Zum Zwecke der Arbeitsmarktbeobachtung kann die Bewil­
ligungsbehörde den Verleiher verpflichten, ihr statistische, 
anonymisierte Angaben .... 
Abs. 3 
.... bearbeiten und an Einsatzbetriebe weitergeben, soweit 
und solange .... 
.... erforderlich sind. Jede darüber hinausgehende Bearbei­
tung oder Weitergabe dieser Daten bedarf der ausdrückli­
chen Zustimmung des Arbeitnehmers. 

Art. 18 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Adherer a la decision du Conseil national 
Al. 2 
Aux fins d'observer le marche du travail, l'autorite qui delivre 
l'autorisation peut obliger le bailleur de services a lui fournir, 
sous une forme anonyme, des indications statistiques sur 
ses activites. 
Al. 3 
.... les travailleurs et a les communiquer a des entreprises 
locataires de services que dans la mesure .... 
.... au placement. Hors de ce cadre, ces donnees ne peuvent 
etre traitees ou communiquees qu·avec l'assentiment 
expres du travailleur. 

Angenommen - Adopte 

Art. 19 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Abs. 1 
Im Arbeitsvertrag zwischen dem Verleiher und dem Arbeit­
nehmer sind folgende Punkte zu regeln: 

c. die Kündigungsfrist ab dem zweiten Dienstjahr oder die 
Dauer des Einsatzes; 
Abs. 2 
Der Verleiher muss in der Regel den Vertrag mit dem Arbeit­
nehmer schriftlich abschliessen. Der Bundesrat regelt die 
Ausnahmen. Werden die Erfordernisse bezüglich Form oder 
Inhalt nicht erfüllt, so gelten die orts- und berufsüblichen 
Arbeitsbedingungen oder die gesetzlichen Vorschriften, 
ausser es .... 
Abs. 2bis 
Im ersten Dienstjahr kann bei unbefristeten Einsätzen das 
Arbeitsverhältnis durch beide Parteien 
a. während der ersten drei Monate der ununterbrochenen 
Anstellung mit einer Frist von zwei Tagen gekündigt 
werden; 

b. während des vierten bis sechsten Monats der ununterbro­
chenen Anstellung mit-tiiner Frist von sieben Tagen auf das 
Ende einer Arbeitswoche gekündigt werden, 
c. während des siebten bis zwölften Monats der ununterbro­
chenen Anstellung mit einer Frist von vierzehn Tagen auf 
tlas Ende eines Monats gekündigt werden. 
Abs. 3 und 4 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Minderheit 
(Jelmini) 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Antrag Villiger 
Abs. 2bis Bst. c 
c. mit einer Frist von vierzehn Tagen auf das Ende einer 
Arbeitswoche gekündigt werden. 

Antrag Weber 
Abs. 2bis 
a ... .. 
b ..... mit einer Frist von sieben Tagen gekündigt werden. 
c. mit einer Frist von vierzehn Tagen gekündigt werden. 

Art. 19 
Proposition de la commission 
Majorite 
Al. 1 
Le contrat de travail conclu entre la bailleur de services et le 
travailleur doit stipuler les points suivants: 

c. Le delai de conge a partir de la deuxieme annee de service 
ou la duree de l'engagement; 
Al. 2 
En regle generale, le bailleur de services doit conclure un 
contrat ecrit avec le travailleur. Le Conseil federal regle les 
exceptions. Si les exigences relatives a la forme ou au 
contenu ne sont pas remplies, les conditions de travail 
usuelles du lieu et de la profession ou les dispositions 
legales en la matiere sont applicables, a moins que .... 
Al. 2bis 
Lorsque l'engagement est d'une duree indeterminee, le 
contrat de travail peut, pendant la premiere annee de service 
etre resilie par les deux parties 
a. Deux jours d'avance durant les trois premiers mois d'un 
emploi ininterrompu; 
b. Sept jours d'avance pour la fin d'une semaine de travail 
entre le quatrieme et le sixieme mois d'un emploi ininter­
rompu; 
c. Quatorze jours d'avance pour Ja fin d'un mois entre le 
septieme et le douzieme mois d'un emploi ininterrompu. 
Al.3et4 
Adherer a la decision du Conseil national 

Minorite 
(Jelmini) 
Adherer a la decision du Conseil national 

Proposition· Vilfiger 
Al. 2bis Jet. c 
c, .... pour la fin d'une semaine de travail entre le septieme et 
le douzieme mois .... 

Proposition Weber 
Al. 2bis 
a . .... 
b. Sept jours d'avance entre le .... 
c. Quatorze jours d'avance entre le .... 

M. Jelmini, porte-parole de la minorite: Je vous propose 
d'accepter la version du Conseil federal, avec les amende­
ments introduits par le Conseil national, en ce qui concerne 
l'article 19 dans son ensemble. En effet, il serait inexact de 
voter, en ce qui concerne ma proposition, les alineas, l'un 
apres l'autre, car ils sont lies. 
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A l'alinea 2bis, l'idee d'une reglementation speciale pour les 
delais de conge, applicable aux seuls contrats de travail 
temporaire, n'a ete acceptee ni par le Conseil federal ni par 
les Chambres federales lors du debat sur la revision du code 
des obligations concernant la protection des travailleurs 
contre !es licenciements. En effet, on a prefere une disposi­
tion d'applicabilite generale en la matiere a une separation 
en deux categories de travailleurs, selon le genre d'emploi 
qu'ils choisissent ou qui leur est impose par les circons­
tances. 
II faut rappeler que la solution qui a ete choisie dans le cadre 
de la revision du code des obligations contient des elements 
de flexibilite. Taut d'abord, pendant la periode d'essai, le 
delai de conge peut etre raccourcl. Ensuite, la possibilite de 
fixer des delais particuliers est assuree par le biais de la 
convention collective. 
Je m'oppose a la pr9position de la majorite de la commis­
sion, parce que j'estime qu'elle contient des elements qui ne 
conviennent pas a une legislation correcte et equilibree. 
Tout d'abord, nous devons rappeler que la loi que nous 
discutons revet le caractere essentiel de droit public. Elle 
poursuit Je but de reglementer le marche de l'emploi, en 
particulier la location des services, et de lutter contre le 
travail au noir. 
Les competences et le fonctionnement des autorites et des 
offices aux divers echelons, les conditions qui doivent etre 
respectees par les entreprises privees qui s'occupent de 
cette matiere et la protection des travailleurs contre les abus 
qui peuvent se produire sont les arguments de cette legisla­
tion. 
Le fait d'ajouter des prescriptions tres particulieres qui 
concernent le rapport de travail individuel en matiere de 
conge constitue donc une anomalie qui ne doit pas trouver 
place dans un acte legislatif correct. D'autant plus que, pour 
tenir campte du caractere exceptionnel du rapport de travail 
temporaire, il est possible de faire appel a la convention 
collective. II est d'ailleurs curieux de constater que, lors­
qu'on propose d'introduire dans la legislation des mesures 
de protection en faveur des salaries, un choeur plus ou 
moins harmonieux de voix consternees s'eleve pour ren­
voyer toute la matiere a la convention collective, en souli­
gnant !'excellent travail et la fonction importante des parte­
naires sociaux. Ce sont justement les memes voix qui s'efe­
vent ici pour demander de reglementer un aspect tout a fait 
particulier de la matiere dans une loi qui n'est meme pas 
destinee a le recevoir. 
Afin d'atteindre un resultat satisfaisant, il taut examiner, 
entre partenaires sociaux, tous les differents aspects du 
probleme, en tenant campte de tous les avantages et de tous 
les risques que cette forme de contrat peut contenir. On 
pourra alors disposer d'une solution de compromis, mais 
volontairement adoptee et equilibree. 
C'est la raison pour laquelle je vous invite, sans trop d'illu­
sions d'ailleurs. a vous prononcer en faveur de la proposi­
tion de la minorite. 

Le presldent: M. Jelmini est aussi oppose au texte de l'ali­
nea 2bis. 
Pour faciliter la discussion, je pense que nous devrons 
d'abord voter en ce qui concerne l'alinea 2bis, etant donne 
la proposition de Mme Weber et de M. Villiger. Ensuite, nous 
opposerons la solution de la majorite de la commission a 
celle de M. Jelmini. 

Mivllle, Berichterstatter: Ich habe vorhin bei der Kautions­
pflicht gesagt, das ist die eine der grossen «pieces de 
resistance» dieser Vorlage. So wie ich sie beurteile, liegt hier 
die zweite «piece de resistance», der zweite zentrale Punkt 
der Auseinandersetzungen vor. Es geht um die Grundfrage, 
ob der Verleiher den Vertrag mit dem Arbeitnehmerschrift­
lich abschliessen muss (Bundesrat Art. 19 Abs. 1) oder «in 
der Regel» mit dem Arbeitnehmer schriftlich abzuschliessen 
hat (Kommissionsmehrheit Abs. 2). Das ist eine ganz 
entscheidende Weichenstellung. 

Die Mehrheit der Kommission ist davon überzeugt, dass ein 
möglichst informelles Vertragsverhältnis Platz greifen 
müsse. Sie ist sogar davon überzeugt, dass auch die Arbeit­
nehmer in so und so vielen Fällen von einem informellen 
Vertragsverhältnis - von möglichst kurzen Kündigungsfri­
sten übrigens auch - profitieren würden. Andere bedauern 
es, wenn keine schriftlichen Vertragsverhältnisse installiert 
werden. Sie sehen darin einen Abbau des Schutzes der 
Arbeitnehmer. Sie sehen auch in Artikel 19 Absatz 1 Buch­
stabe c. nach dem in einem solchen schriftlichen Vertrag 
nur noch Kündigungsfristen ab dem zweiten Dienstjahr -
also für das erste Dienstjahr gar keine - normiert würden, 
eine Schlechterstellung der Arbeitnehmer. Ich mache Sie 
auf die grundsätzliche Bedeutung dieses Artikels und der 
von uns zu schaffenden Entscheide aufmerksam. 

Abs. 2bis - Al. 2bis 

Frau Weber: Ich spreche zu Absatz 2bis. Sonst bin ich mit 
der Mehrheit völlig einverstanden. Bei Absatz 2bis handelt 
es sich um die Kündigungsfristen - ich betone - im ersten 
Jahr. Ich bin sehr froh, dass sich die Kommission diesem 
Thema bereits gewidmet und für das erste Dienstjahr in 
Abweichung zum OR Bestimmungen für die Arbeitnehmer 
im Personalverleih aufgestellt hat. 
Wir müssen sehen, dass es sich um eine ganz andere 
Situation handelt, als wenn wir es mit dem regulären Arbeit­
nehmer zu tun haben. Der Arbeitnehmer, der temporär 
arbeiten will, möchte flexibel, relativ ungebunden sein. Des­
halb müssen wir in Abweichung vom OR andere Bestim­
mungen aufstellen. Mein Antrag hat also gar nichts mit 
Abbau des Arbeitnehmerschutzes zu tun. Mein Antrag ist 
absolut im Sinne des Arbeitnehmerschutzes. Was an diesen 
Literae b und c stört, ist die Endterminbestimmung. Unter 
Buchstabe c steht beispielsweise geschrieben, dass die Frist 
von 14 Tagen auf Ende eines Monates eingehalten werden 
muss. Störend ist hier, dass diese Endbestimmung auf das 
Ende eines Monates eingefügt wird. Warum? Im Extremfall 
könnte eine sechswöchige Kündigungsfrist eingeführt wer­
den. Das wäre mehr, als in den regulären CR-Bestimmungen 
enthalten ist. Deshalb schlage ich Ihnen vor, eine Frist von 
nur 7 Tagen zu setzen, aber keine Endterminbestimmung 
einzuführen. Mein Antrag geht in die gleiche Richtung wie 
der Antrag Villiger. Wenn Sie meinem Antrag nicht zustim­
men wollen, können Sie dem Antrag Villiger zustimmen. Ich 
meine, dass man von dieser Endterminbestimmung weg­
kommen muss. 
Mein Antrag lehnt sich an die Gesamtarbeitsvertragsbestim­
mungen an, die bereits heute zwischen der erwähnten 
Arbeitnehmerorganisation und dem offiziellen Verband exi­
stieren. Deshalb finde ich, dass wir es einfacher haben, 
wenn wir uns in diese Richtung bewegen. Ich bitte Sie, 
meinem Antrag in diesem Sinne zuzustimmen. Ich wieder­
hole noch einmal: Er wendet sich nicht gegen die Arbeitneh­
merschutzinteressen, sondern er versucht, der Realität 
entgegenzukommen, die heute in Sachen Personalverleih 
und Temporärarbeit besteht 

Villiger: Gestatten Sie mir zuerst eine allgemeine Bemer­
kung zu diesem Thema. Herr Kommissionspräsident Miville 
hat vorher mit einer gewissen Bitterkeit anlässlich eines 
Minderheitsantrages Kündig gesagt, es wäre vielleicht doch 
besser gewesen, wenn die Unterzeichner dieses Minder­
heitsantrages für Nichteintreten gewesen wären. Das wäre 
nach seiner Meinung ehrlicher gewesen. Ich verstehe seine 
Bitterkeit: Er muss ein Objekt verteidigen, zu dem er- so wie 
es aus der Kommission kam - nicht mehr in allen Teilen 
stehen kann. Grundsätzlich bin ich aber nach wie vor der 
Meinung, dass wir in diesem Parlament Gefahr laufen, zu 
viel und zu häufig zu regeln und hiermit ein Vorschrittenge­
flecht zu schaffen, das vor allem die kleinen und mittleren 
Unternehmen, von denen die Schweizer Wirtschaft lebt, 
nicht mehr ohne spezialisierte Stäbe bewältigen können. 
Zuerst war ich überzeugt, dass gerade dieses Gesetz doch 
eigentlich überflüssig sei. Nach den Kommissionsberatun-
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gen habe ich aber doch gesehen, dass es diesen und jenen 
Regelungsbedarf gibt. Wir alle haben uns bemüht, Anträge 
einzubringen und dieses Gesetz so zu verbessern, dass wir 
damit leben können. Ich meine, dass man den Versuch eines 
Politikers, der ein Gesetz so lange verbessern will, bis er 
dazu stehen kann, nicht so bitter tadeln soll. 
zur Frage dieses Kündigungsschutzes: Wie der Kommis­
sionspräsident gesagt hat, handelt es sich um ein Kernpro­
blem. Die Bedürfnisse der Branche sowie das Schutzbedürf­
nis des betroffenen Arbeitnehmers müssen abgewogen wer­
den. Deshalb möchte ich, obschon Frau Weber in bezug auf 
die Fristen das nötige gesagt hat, noch einige allgemeine 
Bemerkungen machen. Die temporäre Arbeit hat sowohl für 
den Arbeitnehmer als auch für das Unternehmen, welches 
Arbeitskräfte hinzumietet, eine ausgesprochene Ueberbrük­
kungsfunktion. Es melden sich vor allem jene Erwerbstäti­
gen, die nur während einer begrenzten Zeit arbeiten können 
und wollen. Sie werden Betrieben zur Verfügung gestellt, 
die ebenfalls nur kurzfristig Personal brauchen, vielleicht, 
um eine Schwankung im Arbeitsanfall auszugleichen oder 
einen ausfallenden Mitarbeiter temporär zu ersetzen. Diese 
Flexibilität ist von grosser volkswirtschaftlicher Bedeutung. 
Wäre das nicht so, hätte sich diese Branche nicht so rasant 
und erfolgreich entwickelt. Heute erzielt sie bereits etwa 
600 Millionen Franken Jahresumsatz und erzeugt Arbeits­
stunden, die, wenn ich mich nicht irre, ungefähr 12 000 
testen Dauerstellen entsprechen würden. Die baldige und 
rasche Beendigung des Arbeitsvertrages ist ein Bedürfnis 
sowohl der einen wie der anderen Partei. Sie ist geradezu 
ein Wesensmerkmal der Temporärarbeit. Ich glaube, dass 
das Schutzbedürfnis des temporären Arbeitnehmers nicht 
das gleiche ist wie dasjenige des Arbeitnehmers in einer 
Dauerstelle. Ein Arbeitnehmer, der temporär arbeitet, wählt 
diese Arbeitsform gerade deshalb, weil er nur vorüberge­
hend Arbeit will. Vielleicht will er sich in einer bestimmten 
Lebensphase beruflich nicht festlegen oder er will flexibel 
bleiben, damit er kurzfristig einen Job annehmen kann. Ein 
zu starker Kündigungsschutz ist gerade auch für diesen 
Mitarbeiter eine Fessel. Er schützt ihn auf einem Gebiet, auf 
dem er Schutz weder braucht noch will. 
Zum Vorschlag der Kommission: Ich war ursprünglich der 
Meinung, man hätte noch weitergehen und für das erste 
Jahr, also im unterjährigen Arbeitsverhältnis, eine zweitä­
gige Kündigungsfrist vorsehen müssen. Das wollte die Kom­
mission nicht. Sie hat deshalb den Kompromiss geschaffen, 
den Sie als Mehrheitsentscheid hier vorfinden. Aus meinen 
damaligen Kenntnissen heraus habe ich diesen Mehrheits­
entscheid in der Kommission akzeptiert. Nachträglich, nach 
vertieften Abklärungen, die vorher leider nicht möglich 
waren, habe ich dann feststellen müssen, dass dieser Kom­
promiss in der Praxis noch immer zu restriktiv und zu 
unflexibel ist, wegen dem Zwang in den Buchstaben b und 
c, erst auf Ende einer Arbeitswoche oder Ende eines Mona­
tes die Kündigung aussprechen zu können, was die Frist bei 
Buchstabe c faktisch auf 6 Wochen verlängert. 
Frau Weber schlägt nun vor, in Buchstabe b und c den 
Kündigungszeitpunkt überhaupt wegzulassen. Das wäre die 
flexibelste und grosszügigste Lösung innerhalb dieses Kom­
promisses. Ich bin überzeugt, dass damit die Branche sehr 
gut leben könnte. 
Mein Antrag modifiziert nur, indem wir die gleiche Regelung 
wie bei Buchstabe b wählen. Das ist etwas weniger flexibel 
als beim Antrag Weber, geht etwas weniger weit, ist aber 
meines Erachtens das absolute Minimum dessen, was wir 
modifizieren sollten, um eine für die Branche gangbare 
Lösung treffen zu können. Ich muss das nun Ihnen überlas­
sen. Mir persönlich wäre der Antrag von Frau Weber der 
liebste. Ich werde ihm bei einer Eventualabstimmung sogar 
zustimmen. Aber wenn Sie doch nicht so weit gehen wollen, 
wäre mein Antrag die Auffangposition, mit der sich noch 
leben liesse. 

Cottier: Herr Miville hat einige Argumente der Mehrheit 
dargelegt Zu Recht sagte er, dass Absatz 2bis in den Diver­
genzen zwischen Mehrheit und Minderheit ein Kernstück 
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darstelle. Ich gehe noch weiter. Ich sage, dass es sich um 
den Schicksalsartikel dieser Gesetzesvorlage handelt Die 
von Herrn Miville, dem Präsidenten, vorgebrachten Argu­
mente der Mehrheit, bedürfen einer Ergänzung. Weshalb 
kürzere Fristen als die ordentlichen Fristen des OR? Ist eine 
unterschiedliche Behandlung gerechtfertigt? Ja, denn zwi­
schen dem ordentlichen und dem temporären Arbeitsver­
trag bestehen Unterschiede, die in der Kündigungsfrage 
eine differenzierte Lösung notwendig machen. Während der 
ordentliche Arbeitsvertrag in den allermeisten Fällen auf 
lange Zeit abgeschlossen wird, liegt es in der Natur des 
Arbeitsverleihs, dass der Temporärarbeiter für kurze und 
meist auch unbestimmte Zeit angestellt wird. Eine Probezeit 
kommt in diesen Fällen für den Temporärangestellten kaum 
in Frage. 
Es besteht ein zweiter Unterschied zwischen den beiden 
Arbeitsvertragsformen. Vor einer ordentlichen Anstellung, 
die auf lange Sicht erfolgt, kommen zwischen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer persönliche Gespräche zustande. 
Allenfalls wird der Arbeitnehmer sogar Tests und Prüfungen 
unterzogen. Nicht so beim Temporärvertrag. Die direkten 
Kontakte finden meist zwischen den Arbeitgebern statt, zwi­
schen dem Verleiher und dem Dritten, dem Einsatzbetrieb. 
Es gibt also kaum ein Gespräch zwischen Temporärarbeiter 
und Einsatzbetrieb. Kürzere Kündigungsfristen sind damit 
gerechtfertigt, ja von den Temporärarbeitern in ihrer Mehr­
heit geradezu erwünscht, wie dies eine Umfrage gezeigt hat, 
die vom Schweizerischen Verband der Unternehmungen für 
temporäre Arbeit organisiert worden ist. Vergessen wir 
nicht: Der temporär Angestellte selber wählt die Form der 
Temporärarbeit, weil sie ihm besser behagt und ihm Vorteile 
bringt. So ist es auch logisch, dass ihm die damit verbunde­
nen kürzeren Fristen auferlegt werden. 
Ich empfehle Ihnen, dem Mehrheitsvorschlag der Kommis­
sion sowie den Ergänzungsanträgen zuzustimmen. 

M. Oelamuraz, conseiller federal: Sur l'ensemble de l'article 
et plus particulierement sur l'alinea 2bis, je dirai d'abord a 
M. Jelmini que je suis tres triste de l'abandonner a sa soli­
tude de minoritaire, d'autant plus triste qu'il soutient avec 
une bonne foi encourageante la version du Conseil federal 
et, qu'en toute normalite, je devrais etre a ses cötes. En 
l'occurrence, je crois qua les travaux de la commission ont 
permis d'ameliorer la version du Conseil federal. 
Si le reve d'harmonie qui est le vötre de ne pas introduire 
trop de regles disparates dans plusieurs chapitres de notre 
droit touchant au meme sujet est louable, il faut tout de 
meme prendre en compte ce qui vient d'etre dit par divers 
orateurs, a savoir la tres grande specificite du travail tempo­
raire. II taut savoir que dans le domaine particulier de la 
duree du travail, du delai de resiliation etc, nous sommes en 
presence de circonstances qui ne sont pas las memes que 
celles d'autres formes d'emploi et qu'il est legitime d'intro­
duire des regles particulieres. A cet egard, la proposition de 
la majorite de la commission me paraft simple dans son fond 
et sage dans sa forme. La maniere dont a ete redige l'ar­
ticle 19 est plus harmonieuse et plus lisible. 
Je voudrais aussi attirer l'attention de votre conseil sur une 
transformation - que le president de la commission a evo­
quee- du texte admis par le Conseil national sur le point de 
l'exigence du contrat ecrit. Cette exigence se justifiait. Elle 
participait de la volonte d'une protection aussi large que 
possible du travailleur. Mais, dans les relations concretes et 
quotidiennes, plusieurs exemples ont montre durant les 
travaux de votre commission, qua cette exigence absolue 
allait sans doute trop loin, que les faits de la pratique se 
plieraient peu a la theorie de la loi et que, dans une apprecia­
tion plus realiste des choses, la commission pouvait aller en 
direction d'une solution plus souple, en introduisant ce 
deuxieme alinea par les mots «en regle generale». Cela vous 
montre que l'assouplissement de la loi qui a ete demande 
par plusieurs d'entre vous lors du debat d'entree en matiere 
s'accomplit et que le systeme du Conseil federai que cer­
tains d'entre vous jugeaient trop dur, trop categorique, trop 
absolu sur un certain nombre de points va vers des solutions 
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qui correspondent mieux ä vos voeux. Je voulais insister sur 
ce point car il est typique de l'evolution parlementaire que 
connalt ce projet de loi. 
Enfin, en ce qui concerne I' alinea 2bis et les propositions qui 
sont attenantes, je vous suggere de rester fidele ä la formule 
que la commission a mise sur pied avec ces differents delais 
et de ne pas retenir les amendements de Mme Weber et de 
M. Villiger. Mme Weber a dit dans son argumentation que la 
solution de la commission prevoyait des delais de conge 
in extremis de six semaines, c'est la lettre c, et que cela 
serait plus long que ce que prevoit le code des obligations. 
Ce dernier en realite prevoit in extremis, dans Je cas de la 
lettre c, un delai de huit semaines selon les juristes de 
service. On ne serait donc pas en contradiction avec ledelai 
tel qu'il est prevu par la commission. 
De toute far;on, il me paraft sage d'aller jusqu'ou la majorite 
de la commission est allee dans la protection des travail­
leurs, c'est un peu plus loin que ce que proposent Mme We­
ber et M. Villiger, et c'est la raison pour laquelle je vous 
demande d'en rester a la version de la majorite. 

Le president: Nous commengons par voter sur la lettre c en 
opposant la proposition Villiger ä celle de la commission. En 
deuxieme votation, la solution adoptee pour la lettre c et 
celle pour la lettre b de la commission sont opposees ä la 
solution Monika Weber dans son ensemble. L'article resul­
tant de cette votation, sera oppose ä la proposition Jelmini 
de revenir ä la solution du Conseil federal. 

Abs. 2bis Bst. c - Al. 2bis /et. c 

Abstimmung - Vote 

Für den Antrag der Kommission 
Für den Antrag Villiger 

Abstimmung - Vote 

Für den Antrag Villiger 
Für den Antrag Weber 

Art. 19 

Abstimmung - Vote 

Für den modifizierten Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art. 20 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
(Jelmini, Ziegler) 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 20 
Proposition de ta commission 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 
Minorite 
(Jelmini, Ziegler) 
Adherer ä la decision du Conseil national 

9Stimmen 
33Stimmen 

10 Stimmen 
28Stimmen 

33Stimmen 
10Stimmen 

Mlville, Berichterstatter: Die engere Fassung des Bundesra­
tes, der nur auf allgemeinverbindliche Gesamtarbeitsver­
träge abstellen will, hat der Mehrheit der Kommission zuge­
sagt. Sie ist zu diesem Vorschlag zurückgekehrt und lehnt 
die Fassung des Nationalrates ab. Der Nationalrat hätte 
gerne alle Lohn· und Arbeitsbedingungen der Gesamtar­
beitsverträge einbezogen. Das wäre eine Formulierung, die 
insbesondere den Gewerkschaften als Träger dieser 
Gesamtarbeitsverträge zusagen würde und die auch meine 
Sympathie für sich beanspruchen darf. Der Mehrheit der 

Kommission aber erscheint die Einschränkung laut Bundes. 
rat besser. ~ 

Jelmini, Sprecher der Minderheit: Bei Artikel 20 handelt es 
sich um die wichtige Frage der Einhaltung von Bestimmun. 
gen allgemeinverbindlicher Gesamtarbeitsverträge gegen. 
über den ausgeliehenen Arbeitnehmern. Es dürfte unbestrit­
ten sein, dass die Gesamtarbeitsverträge einen wesentlichen 
Anteil an unserer positiven wirtschaftlichen Entwicklung 
beanspruchen können. Es ist daher nur vernünftig, dieses 
Instrument auch für die Regelung der Arbeitsbedingungen 
bei der Leiharbeit einzusetzen. Mehrheit und Minderheit 
vertreten nun unterschiedliche Auffassungen darüber, in 
welchem Ausmass Bestimmungen dieser Gesamtarbeitsver­
träge Gültigkeit haben sollen. Während die Kommissions­
mehrheit die Bestimmungen über Lohn- und Arbeitszeit als 
anwendbar erklärt, vertritt die Kommissionsminderheit 
unterstützt vom Bundesrat - mindestens in der Diskussio~ 
im Nationalrat-, die Meinung, dass die Abmachungen über 
Lohn- und Arbeitsbedingungen eingehalten werden müs­
sen. In Unternehmen, die einem aflgemeinverbindlichen 
Gesamtarbeitsvertrag unterstehen - in der Schweiz haben 
wir nicht mehr als 17 allgemeinverbindliche Gesamtarbeits­
verträge-, soll dieser Vertrag voll auch für die Leiharbeiter 
angewandt werden. Leiharbeiter sind in der Regel heute 
schlechter gestellt als festangestellte Arbeitnehmer. Die 
unterschiedlichen Arbeitsbedingungen verunsichern oft die 
Stammbelegschaft und verschlechtern das Arbeitsklima. 
Durch die Leiharbeit dürfen jedoch gesamtarbeitsvertragli­
che Errungenschaften nicht unterlaufen bzw. umgangen 
werden. So sollten zum Beispiel vereinbarte Sozialleistun­
gen usw. auch den Leiharbeitern gewährt werden. 
Ich möchte betonen, dass der Antrag der Minderheit dem 
Entwurf des Nationalrates entspricht. Dieser wiederum 
entspricht dem Minderheitsantrag, den Herr Nationalrat 
Allenspach im Nationalrat mit Erfolg vertreten hat. Nur mit 
dem Antrag der Minderheit ist es möglich, für gleichwertige 
Arbeit einheitliche und gerechte Arbeitsbedingungen zu 
schaffen und damit die unterschiedliche Behandlung zwi­
schen Festangestellten und einem von einem Vermittlungs­
büro vermittelten Arbeitnehmer zu vermeiden. Ich möchte 
Sie bitten, dem Minderheitsantrag zuzustimmen. 

M. Delalay: La majorite de la commission souhaite appli­
quer aux travailleurs temporaires les dispositions de la 
convention collective concernant le salaire et la duree du 
travail seulement, alors que la minorite veut etendre ces 
regles ä toutes les conditions de travail. 
Lors du vote, je soutiendrai la proposition de la majorite de 
la commission - je le regrette pour mon voisin, M. Jelmini -
car je ne crois pas qu'il soit opportun de soumettre les 
travailleurs temporaires a toutes les conditions de travail des 
diverses entreprises oü ils exercent leurs activites. 
En Suisse, il existe environ 1500 contrats collectifs, dont 17 
avec force obligatoire. Dans certaines entreprises, plusieurs 
contrats collectifs differents s'appliquent Comment, des 
lors, regler le probleme dans de telles conditions? A quel 
contrat soumettre, par exemple, le chauffeur, travailleur 
temporaire, lorsque plusieurs contrats collectifs coexistent 
dans l'entreprise qui l'accueille et qui s'occupe ä la fois de 
genie civil et de transport? 
En outre, un meme travailleur peut, au cours d'une certaine 
periode, etre actif dans plusieurs entreprises soumises a des 
contrats collectifs differents. Prenons l'exemple d'un meca­
nicien sur automobiles, qui peut successivement etre place 
dans une entreprise de la chimie, puis. chez un garagiste, 
puis chez un entrepreneur du bätiment. Toutes ces entre­
prises sont soumises a un contrat collectif specifique qui 
peut contenir des dispositions differentes en matiere de 
vacances, de jours feries, de participation du travailleur a la 
prevoyance professionnelle, a l'assurance-maladie ou acci· 
dents. II faut bien comprendre la difficulte pratique que 
rencontrerait la maison de location de services pour tout 
simplement etablir le salaire net ou calculer les vacances 
auxquelles l'employe a droit. 
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p0 ur ces raisons. je vous invite a suivre la commission qui 
propose de soumettre le travailleur temporaire, seulement 
pour le salaire brut et la dun~e du travail, a la convention 
collective de l'entreprise qui l'occupe. 

MiVille, Berichterstatter: Ich habe einen Irrtum meinerseits 
zu korrigieren. Der Unterschied zwischen der nationalrätli­
chen Fassung und der Kommissionsmehrheit besteht nicht 
im Wort «ailgemeinverbindlich», sondern in den Begriffen 
«Lohn- und Arbeitszeitbestimmungen» in der Fassung Bun­
desrat/Kommissionsmehrheit und «Lohn- und Arbeitsbedin­
gungen» in der Nationalratsfassung. Mit der Allgemeinver­
bindlichkeit hat dies nichts zu tun. 

Ziegler: Der Minderheitsantrag ist identisch mit dem 
Beschluss des Nationalrates. Es geht um die Gleichbehand­
lung der verschiedenen Arbeitnehmer im gleichen Betrieb. 
Ich sehe keine stichhaltigen und vertretbaren Gründe dafür, 
dass Arbeitnehmer ein und desselben Betriebes unter­
schiedlich behandelt werden. Auch in der Kommission sind 
keine stichhaltigen Gründe dafür aufgeführt worden. Auch 
wenn der Gesamtarbeitsvertrag zweifellos Bestimmungen 
enthält, die nicht auf den Einsatz ausgeliehener Arbeitneh­
mer zugeschnitten sind, ist das kein Grund für eine unter­
schiedliche Behandlung der Arbeitnehmer. Auch wenn der 
Vorschlag der Mehrheit im übrigen nicht eine unterschiedli­
che Behandlung vorschreibt, schafft er doch die Möglichkeit 
dazu. Die Gleichbehandlung hängt dann davon ab, ob dies 
dem Verleiher und den Verantwortlichen des Einsatzbetrie­
bes passt. Der Verleiher wird selbstverständlich in solchen 
Situationen den Begehren des Einsatzbetriebes Folge lei­
sten. Wenn man die unterschiedliche Behandlung nicht will, 
dann bleibt nur die Zustimmung zum Antrag der Minderheit, 
und ich empfehle Ihnen dies. 

Villiger: Auf den ersten Blick könnte man der Argumentation 
von Herrn Ziegler zustimmen, und ich habe mir das auch 
überlegt. Aber aus praktischen Gründen müssen wir doch 
bei der Mehrheitslösung bleiben. Es kommt ja nicht von 
ungefähr, dass der Bundesrat diese vorgeschlagen hat. Er 
begründet es in der Botschaft plausibel und sagt, es seien 
vor allem die Gründe der Publizität: damit man also weiss, 
wo was gilt. Es kann dem Verleiher nicht zugemutet werden, 
vor Vertragsabschluss bei jedem Einsatzbetrieb die Ver­
bandszugehörigkeit abzuklären und dann zu schauen, was 
er jetzt für spezifische Bedingungen erfüllen muss. Oft ver­
einbaren die Sozialpartner in den Gesamtarbeitsverträgen 
der Einsatzbetriebe Leistungen, die dem Personalverleihbe­
trieb aufgrund seiner besonderen Ausgestaltung wiederum 
fremd sind. Normalerweise gehen arbeitsrechtliche Bestim­
mungen eines Gesamtarbeitsvertrages von einem auf Dauer 
ausgelegten Arbeitsverhältnis aus. Die einschlägigen 
Bestimmungen sind entsprechend detailliert, besonders 
auch im sozialversicherungsrechtlichen Bereich. Die Einhal­
tung solcher Bestimmungen für einen temporären Arbeit­
nehmer im Einsatzbetrieb bei Krankheit oder Unfall würde in 
jedem Einzelfall faktisch dazu zwingen, wieder einen beson­
deren Versicherungsvertrag abzuschliessen. Das ist ange­
sichts der bestehenden Einrichtungen, denen der Arbeitneh­
mer vielleicht schon angehört, administrativ für die Tempo­
rärfirmen völlig unmöglich. Dazu kommt, dass der Begriff 
der Arbeitsbedingungen in einem befristeten Arbeitseinsatz 
rechtliche Fragen offen lässt, die vorher noch sorgfältig 
geklärt werden müssten. Die Konsequenz wäre natürlich 
auch, dass die eigenen gesamtarbeitsvertraglichen Ver­
einbarungen innerhalb der Temporärbranche erschwert 
Würden. Wir sollten diesen Verbänden die Möglichkeit 
geben, mit ihren Gewerkschaften solche Verträge abzu­
schliessen; damit wäre dem Schutz des Arbeitnehmers 
absolut Genüge getan. 
Ich bitte Sie deshalb, der Mehrheit zuzustimmen. 

M. Jelmini, porte-parole de la minorite: Je crois qu'on cree 
quelque confusion ici. Tout d'abord, ce qu'on dit ne se 
rapporte pas a 2000 ou a 1500 contrats collectifs de travail, 
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mais seulement a 17 contrats qui ont force obligatoire en 
Suisse. C'est donc, malheureusement, une reduction qui a 
ete apportee et que nous acceptons en tant que compromis. 
II est tres facile de voir si un ouvrier travaille dans le bätiment 
ou dans la metallurgie. II n'est pas necessaire d'avoir une 
encyclopedie a disposition. Or, ce que vient de dire M. Villi­
ger est une exageration inouie de l'application de ce prin­
cipe qui ne concerne, malheureusement je le repete, que les 
entreprises ou les travailleurs qui sont assujettis a une 
profession ou existe une convention collective de travaii 
avec force obligatoire. 
Je tenais simplement ä remettre l'egiise au milieu du village. 

M. Delamuraz, conseiller federal: J'insiste sur le tait que cet 
article 20 permet aux travailleurs louant leurs services et 
occupes dans un secteur regi par une convention collective 
de travail avec declaration d'extension - M. Jelmini l'a rap­
pele, ceta limite sensiblement le secteur ou s'appliquent ces 
conventions - d'obtenir des conditions de travail aussi 
proches que possible de celles des travailleurs fixes. C'est 
une conquete importante et c'est une protection du travail­
leur utile. 
Le Conseil federal propose cependant, dans son message, 
de limiter aux deux piliers essentiels de la convention - le 
salaire minimum et la duree du travail - l'application aux 
travailleurs temporaires de ces conventions. Le Conseil 
national, ainsi que votre minorite, pensent qu'il taut aller 
plus loin et qu'il faut tout simplement appliquer aux travail­
leurs temporaires l'ensemble des regles qui valent pour les 
travailleurs fixes dans cette profession et dans le cadre de 
cette convention. Apparemment, c'est tres genereux, c'est 
plus logique que la proposition du Conseil federal; appa­
remment seulement, car en effet, de par la nature specifique 
du travail temporaire et de la location des services- nous en 
avons parle plusieurs fois ce matin et nous le retrouvons ici 
- de par sa specificite, disais-je, ce travail temporaire se 
prete mal a l'application de toutes les conditions valables 
pour un travail fixe. C'est parce que certaines de ces disposi­
tions, outre la duree du travail et le salaire minimum, 
seraient ditticilement applicables, pour ne pas dire inappli­
cables pour certaines d'entre elles, aux travailleurs tempo­
raires, ou bien, si elles etaient applicables aux travailleurs 
temporaires, creeraient une complication d'interpretation et 
une complication du traitement du travailleur ternporaire 
telle, qu'il vaut mieux finalement renoncer a cette volonte 
que je qualifierai de perfectionniste et en rester a lasolution 
du Conseil federal qui porte, vous en conviendrez avec moi, 
sur l'essentiel, car quand on parle de salaire minimum et de 
temps de travail, pour un travailleur temporaire, c'est bien 
l'essentiel et c'est de cela qu'il doit s'agir pour lui, et pas du 
reste. 
En definitive et tout bien pese, ä suivre le Conseil national et 
la minorite genereuse de votre commission, je dis qu'on 
finirait par rendre un mauvais service au travailleur tempo­
raire et qu'il serait assujetti a un nombre de conditions de 
conventions collectives dont il n'a veritablement pas besoin 
et qui creeraient souvent pour lui un imbroglio de conditions 
juridiques - plus grand serait le benefice d'un arrete ne 
s'appliquant qu'au salaire minimum et au temps de travail. 
M. Delalay l'a rappele par quelques exemples. 
Dans cet esprit, je vous invite a suivre la rnajorite de votre 
commission. 

Abstimmung - Vote 

Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art. 21, 22 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

26Stimmen 
12 Stimmen 
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Art. 23 
Antrag der Kommission 
Abs. 1, 3 und 4 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs. 2 

Streitwert von 20 000 Franken sehen ... . 
Verfahren vor. Der Streitwert bemisst ... . 

Art. 23 
Proposition de Ja commission 
Al. 1, 3 et 4 
Adherer a la decision du Conseil national 
Al. 2 

pas 20 000 francs. Le montant 

Angenommen - Adopte 

Art. 24 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs. 2 
.... betrieblichen Verhältnisse der Arbeitgeber sowie die all­
gemeine Arbeitsmarktlage. 

Art. 24 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Adherer a la decision du Conseil national 
Al. 2 
.... aptitudes professionnelles, des besoins de l'employeur et 
de la Situation de l'entreprise ainsi que de la conjoncture sur 
le marche de travaiL 

Miville, Berichterstatter: Ich möchte Sie auf die Bedeutung 
der Worte «die sich meldenden Stellensuchenden» und «die 
gemeldeten offenen Stellen» aufmerksam machen. Diese 
Worte sind wichtig, weil sie gewisse Befürchtungen, die 
dieser Vorlage von Arbeitgeberseite entgegengebracht wer­
den und die auch heute in der Diskussion zum Ausdruck 
gekommen sind, beschwichtigen. Man sieht aus dieser For­
mulierung ganz deutlich, dass die Hauptaufgabe der öffent­
lichen Arbeitsvermittlung darin liegt, die sich meldenden 
Stellensuchenden und die gemeldeten offenen Stellen zu 
erfassen. Sie haben hier das, was schon in der Eintretensde­
batte betont worden ist: die Subsidiarität der öffentlichen 
Arbeitsvermittlung gegenüber der privaten, die auf dem gan­
zen Gebiet das Primat durchaus behaupten soll. 

Angenommen - Adopte 

Art. 25 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 26 
Antrag der Kommission 
Titel 
Vermittlungstätigkeit und Unparteilichkeit 
Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs. 2 
Ebenso vermitteln und beraten sie ausländische .... 
Abs. 3 
Mehrheit 
Die Arbeitsämter können die Arbeitsvermittlung ablehnen, 
wenn der Arbeitgeber mehrfach oder schwer gegen Arbeit­
nehmerschutzbestimmungen verstossen hat. 
Minderheit 
(Jelmini, Gadient) 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 26 
Proposition dlJ la commission 
Titre 
Activite de placement et impartialite 

Al. 1 
Adherer ä la decision du Conseil national 
Al. 2 
lls placent et consei!fent de meme des demandeurs 
Al. 3 
Majorite 
Les offices du travail peuvent refuser d'executer le place­
ment lorsque le placeur a contrevenu a plusieurs reprises ou 
de fai;:on gr11ve aux dispositions relatives a la protection des 
travailleurs. 
Minorite 
(Jelmini, Gadient) 
Adherer a la decision du Conseil national 

Abs. 1 und 2 Al. 1 et 2 
Angenommen - Adopte 

Abs. 3-AI. 3 

Miville, Berichterstatter: Dass ich die Mehrheit zu vertreten 
habe, darauf bin ich heute schon einmal aufmerksam 
gemacht worden! 
Die Mehrheit legt Wert darauf, dass man den Arbeitsämtern 
die Arbeitsvermittlung nicht geradezu untersagt, wenn der 
Arbeitgeber gewisse Bedingungen nicht einhält, sondern 
dass man den Arbeitsämtern freistellt, ob sie dann die 
Arbeitsvermittlung ablehnen oder eben doch durchführen. 
Um die Bedeutung dieses Unterschiedes hervorzuheben, 
möchte ich einige konkrete Beispiele zur Anwendung von 
Artikel 26 Absatz 3 erwähnen. Die Arbeitsämter lehnen 
heute die Mitwirkung an der Vermittlung z. B. in folgenden 
Fällen ab: 
- wenn es sich um Arbeitgeber handelt, welche ihren Arbeit­
nehmern den Lohn in Raten auszahlen oder nur mit grossen 
Verzögerungen; 
- wenn es sich um Arbeitgeber handelt, welche ihren Arbeit­
nehmern Löhne anbieten, die unter den gesamtarbeitsver­
traglichen Minima liegen; 
- im Falle von Arbeitgebern, von denen man auf dem 
Arbeitsamt ganz einfach weiss, dass sie sich in wirtschaftli­
chen Schwierigkeiten befinden, wo also ein Konkurs eintre­
ten kann, über den wir uns heute schon einmal unterhalten 
haben, und wo jetzt also nicht einmal Kautionen geleistet 
werqen sollen; 
- wenn es sich um Arbeitgeber handelt, die vorher Arbeit­
nehmer aus wirtschaftlichen Gründen entlassen haben. 
In solchen Fällen lehnen die Arbeitsämter heute die Mitwir­
kung ab, und zwar ganz strikt. 
Ich mache noch darauf aufmerksam, dass in der Fassung 
des Absatzes 3 nach Kommissionsmehrheit die Litera a, 
nämlich die erhebliche Unterschreitung der orts- und beruf­
süblichen Lohn- und Arbeitsbedingungen, kein Kriterium 
mehr wäre. Auch das hält die Kommission nicht für nötig. 
Im übrigen werden wir ja nun die Auseinandersetzung zwi­
schen Mehrheit und Minderheit hören, die Minderheit auch 
in diesem Falle vertreten durch Herrn Jelmini. 

Le president: Je rends attentifs les deputes romands que. 
dans le texte fran9ais presente par la majorite, subsiste une 
erreur.11 y est ecrit «le placeur» au lieu de «l'employeur». En 
effet, le texte allemand contient «Arbeitgeber» et non «Ver· 
mittler». Le texte fran9ais du depliant doit donc etre corrige. 

M. Jelminl, porte-parole de la minorite: II para1t normal 
qu'un office public refuse ces prestations ä quelqu'un qui 
n'observe pas les dispositions relatives a la protection des 
travailleurs. La majorite de la commission le reconna(t et 
confirme d'ailleurs cette pratique courante qui vajustement 
dans le sens indique a l'alinea 3 de la version du Conseil 
federal, que je vous propose d'adopter. 
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En effet, les cantons ont appuye, dans la consultation sur 
l'avant-projet, l'introduction de cette disposition qui vise a 
assurer dans cette matiere une application concrete et cor­
recte des rapports de travail et ä empecher les abus. Quels 
sont en particulier les abus que l'on veut empecher et qui 
justifient dejä maintenant le refus de collaboration des 
offices du travail? Je vous donne quelques exemples: lors­
que l'employeur verse le salaire par acomptes ou avec un 
retard considerable, lorsque les salaires offerts sont en 
dessous d'un minimum prescrit par le contrat collectif de 
travail, lorsque l'employeur se trouve dans une situation 
economiquement desesperee et insoutenable, ruineuse, 
desastreuse, dans un etat de faillite, ou lorsque l'employeur 
vient de licencier d'autres travailleurs pour des motifs d'or­
dre economique. 
II tauten somme eviter des situations odieuses et perverses, 
motivees soit par la volonte de speculer sur la situation de 
faiblesse du demandeur d'emploi, soit par le gout de l'aven­
ture amenant parfois a courir des risques disproportionnes 
sans avoir les moyens necessaires pour y remedier. 
II s'agit, au fond, d'activites et de methodes qui se trouvent 
en dehors des conditions indispensables pour assurer entre 
commen,ants une libre mais correcte concurrence. La libre 
concurrence, meme dans ce secteur, ne doit pas se realiser 
au-delä d'un reseau de protection, de conditions de travail et 
de salaire etablis entre partenaires - contrats collectifs de 
travail - ou entres dans l'usage. Je suis convaincu que la 
plupart des employeurs respectent ces conditions. Ce sont 
plutöt les malins, les ruses qui cherchent a sortir de ces 
regles pour augmenter eventuellement leurs chances de 
concurrence ou leur profit. II serait dommage que, en affai­
blissant le projet, un conseil legislatif comme le nötre en 
vienne ä appuyer des manoeuvres malhonnetes qui risquent 
de se multiplier rapidement. Si l'on veut defendre une verita­
ble liberte, il taut pouvoir combattre les abus. Quelqu'un 
pourra soutenir que, par cette disposition, on octroie ä 
l'autorite administrative un pouvoir de jugement. Mais ce 
n'est pas vrai. II y a d'autres dispositions qui obligent l'auto­
rite administrative a apprecier des comportements et des 
etats de fait, parexemple, l'article 9 de l'ordonnance limitant 
le nombre des etrangers et ou il est dit que les autorisations 
ne peuvent etre accordees que si l'employeur accorde ä 
l'etranger les memes conditions de remuneration et de 
travail en usage dans la localite et la profession etc. 
Mais au fond, il s'agit simplement d'assurer l'efficacite du 
travail administratif. La limitation proposee par la majorite 
de la commission met les offices du travail dans la situation 
de trouver souvent les memes travailleurs devant lel!r porte 
parce qu'ils n'ont pas pu se rendre compte des inconve­
nients existants aupres de l'employeur auquel ils ont ete 
adresses. II s'agit enfin, de refuser une prestation a ceux qui 
ne la meritent pas parce qu'ils ne respectent pas des regles 
pourtant facilement appreciables. Je crois que personne ne 
pourrait pretendre, par exemple, qu'un agent de police aide 
l'automobiliste qui s'engage dans une route ou Je trafic est 
interdit a y parquer sa voiture. 
Voilä pourquoi je vous invite ä suivre Ja proposition du 
Conseil federal. 

M. Delamuraz, conseiller federal: II s'agit tout d'abord du 
changement du titre de cet article. La commission du 
Conseil vous propose de l'intituler «Activite de placement et 
impartialite», le titre original en etant «Obligation de placer 
et impartialite». Le Conseil tederal y adhere pleinement. Le 
terme «Obligation de placer» pouvait donner matiere a dis­
cussion, ce que nous voulions exprimer et ce qui restera 
dans la realite est cependant ceci: lorsqu'un demandeur 
d'emploi s'adresse ä un office public du travail, celui-ci a 
l'obligation de lui repondre. Est-ce qu'il a l'obligation de 
Parvenir a le placer? Bien sür que non, cela dependra des 
circonstances; mais il doit repondre a la demande de ce 
travailleur et s'efforcer ensuite de lui trouver un emploi 
adequat C'est une mission qu'accomplissent tous les 
Offices du travail dans notre pays et eile continuera d'etre 
accomplie, bien entendu. 
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A l'alinea 3, lettre b, nous constatons que les dispositions 
prevues, c'est-a-dire les' contraventions repetees et graves 
aux dispositions relatives a la protection des travailleurs, 
font de celui qui !es a commises, aussi bien dans Ja version 
de la majorite que de la minorite, un interlocuteur avec 
lequel on ne traite pas. Cela est evident, on n'a pas besoin 
d'en parler longuement. En revanche, votre majorite souhai­
terait supprimer la condition selon laquelle l'employeur qui 
offre deliberement moins que ce qui est offert dans Ja 
profession et dans le lieu de travail, puisse continuer a etre 
pris en compte. Alors, nous pensons qu'il y a la une obliga­
tion pour l'office du travail, qui va trop loin. Et l'office du 
travail n'a pas ä s'eriger en censeur des politiques salariales 
sans doute mais qui a ä prendre en compte l'etat economi­
que general, peut tout de meme etre autorise ä ne pas entrer 
en matiere avec un employeur qui, manifestement, est hors 
de toutes les normes de sa profession et du lieu de travail, et 
profite par la d'une situation momentanement favorable en 
ce qui le concerne quant au marche du travail et, par 
consequent, contribue ä disjoindre une offre normale d'une 
offre anormale. 
Je pense que la precaution prise ici par le texte du Conseil 
federal, du Conseil national et de votre minorite est justifiee, 
que l'on ne va decidement pas trop loin et que l'on fera de 
cette disposition une application extremement nuancee et 
sensible. Nous repetons que l'expression «sensiblement 
inferieur», que la prise en compte de la profession et du lieu 
de travail surtout, sont des elements qui donnent toute 
garantie quant a l'application qui sera faite de cette disposi­
tion. Au total, il me paraft preferable de ne pas creer ici une 
divergence avec le Conseil national et d'en rester a la 
formule du Conseil federal propose par votre minorite. 

Kündig: Ich habe eigentlich gehofft, dass der Bundesrat sich 
der Kommissionsmehrheit anschliessen könnte, dies aus 
zwei Gründen: 
1. In diesem Absatz 3 ist festgelegt, dass die Arbeitsämter 
bei einer Arbeitsvermittlung nicht mehr mitwirken dürfen, 
dass sie sich also strafbar machen können, wenn sie dies 
trotzdem tun und eine der unten aufgeführten Bedingungen 
nicht eingehalten ist. 
2. Bei Buchstabe a sind Vorschriften enthalten, die nach 
meinem Dafürhalten nicht in die Beurteilungskriterien des 
Staates passen. Es heisst in Buchstabe a: «die orts- und 
berufsüblichen Lohn- und Arbeitsbedingungen erheblich 
unterschreitet». 
Das sind Massstäbe, die nicht vom Staat festgelegt werden 
sollten. Ich glaube deshalb, dass es die flexiblere und bes­
sere Lösung ist, wenn man - statt derart einschneidende 
Vorschriften zu erlassen - den Arbeitsämtern mit einer 
Kann-Formulierung ermöglicht, die Arbeitsvermittlung 
abzulehnen, hier also selbst zu entscheiden. 
Ich bitte Sie deshalb, der Mehrheit der Kommission zuzu­
stimmen. 

Miville, Berichterstatter: Jetzt spreche ich nicht als Kommis­
sionspräsident, sondern jetzt darf ich vielleicht auch einmal 
meine persönliche Meinung uneingeschränkt zur Darstel­
lung bringen, 
Ich widerspreche jetzt nämlich Herrn Kündig, der gesagt hat, 
der Staat habe orts- und berufsübliche Lohn- und Arbeitsbe­
dingungen nicht zu beurteilen. Das muss der Staat aber 
auch in anderen zusammenhängen tun. Mit orts- und be­
rufsüblichen Lohn- und Arbeitsbedingungen befassen sich 
z. B. staatliche Einigungsämter. Ja sogar die Arbeitsämter 
der Grenzkantone haben sich sehr damit zu befassen, wenn 
sie Grenzgängerbewilligungen aussprechen. Da ist zu prü­
fen, ob die Firma dem Grenzgänger die orts- und berufs­
üblichen Lohn- und Arbeitsbedingungen gewähren will oder 
nicht Im anderen Fall wird Sozial-Dumping angenommen, 
und die Bewilligung wird nicht erteilt. 
Ich halte Absatz 3 in der Fassung der Kommissionsmehrheit 
für eine bedenkliche Abschwächung dieser Vorlage; weni­
ger wegen der Frage, ob es sich um eine Vermittlungspflicht 
oder nur um eine Vermittlungstätigkeit handle, ob also die 
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Arbeitsämter «nicht mitwirken dürfen» oder ihre Mitwirkung 
«ablehnen können», als wegen des von der Kommissions­
mehrheit angestrebten Wegfalls von Buchstabe a. Dass die 
orts- und berufsübfichen Lohn- und Arbeitsbedingungen 
überhaupt keine Rolle mehr spielen sollen, scheint mir sehr 
schwerwiegend und führt mich persönlich aus voller Ueber­
zeugung auf die Seite der Minderheit Jelmini/Gadient. 

Abstimmung - Vote 

Für den Antrag der Minderheit 
Für den Antrag der Mehrheit 

Art. 27 und 28 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen Adopte 

Art. 29 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Minderheit 
(Kündig, Rüesch, Villiger) 
Abs. 1 

13 Stimmen 
24Stimmen 

.... von Arbeitnehmern aus wirtschaftlichen Gründen sowie 
Betriebsschliessungen .... 

Art. 29 
Proposition de la commission 
Majorite 
Adherer a la decision du Conseil national 
Minorite 
(Kündig, Rüesch, Villiger) 
Al. 1 
.... licenciement, pour des raisons d'ordre economique, d'un 
nombre important .... 

Miville, Berichterstatter: Hier will eine Minderheit der Kom­
mission wieder eine Einschränkung vornehmen, indem 
Entlassungen einer grösseren Zahl von Arbeitnehmern aus 
wirtschaftlichen Gründen sowie Betriebsschliessungen dem 
Arbeitsamt möglichst frühzeitig gemeldet werden sollen. 
Ich gestatte mir hierzu folgende Ausführungen. Aufgrund 
von Artikel 29 Absatz 1, wie ihn der Bundesrat vorschlägt, 
wird der Arbeitgeber generell verpflichtet - nicht nur aus 
wirtschaftlichen Gründen-, die Entlassung einer grösseren 
Anzahl von Arbeitnehmern und Betriebsschliessungen dem 
zuständigen Arbeitsamt zu melden. Absatz 2 regelt die Aus­
nahmen: Kleinbetriebe mit weniger als sechs Arbeitnehmern 
sollen von dieser Meldepflicht befreit werden. 
Es ist vielleicht interessant, sich zu vergegenwärtigen, wie 
diese Frage im geltenden Recht geregelt ist. Eine Melde­
pflicht der Arbeitgeber für Entlassungen aus wirtschaftli­
chen Gründen besteht bereits heute. Sie wird in Artikel 2 der 
Verordnung über den Ausbau der Arbeitsmarktstatistik vom 
9. Juli 1975 konkretisiert. Wie in Artikel 29 Absatz 2 werden 
auch in Artikel 2 Absatz 2 dieser Verordnung Kleinbetriebe 
mit weniger als sechs Arbeitnehmern von der Meldepflicht 
befreit. 
Im Unterschied zur genannten Verordnung werden aber nun 
aufgrund der bundesrätlichen Vorlage neu die betroffenen 
Betriebe alle Entlassungen melden müssen, nicht nur jene 
aus wirtschaftlichen Gründen, und sie werden dem zustän­
digen Amt auch Betriebsschliessungen melden müssen. 
Es besteht heute in bezug auf diese Meldepflicht keine 
einheitliche Praxis in den Kantonen. Im Rahmen der Vorar­
beiten zur Vollzugsverordnung wird der Bundesrat in 
Zusammenarbeit mit den Kantonen zu überprüfen haben, ob 
aufgrund statistischer Erwägungen bundesrechtlich ein ein­
heitlicher Erhebungsmodus eingeführt werden soll oder ob 
es sinnvoller ist, die bisherige föderalistische Regelung,- mit 
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Rücksicht auf die regionale Verschiedenheit der Arbeits­
märkte - beizubehalten. 

Kündig, Sprecher der Minderheit: Wie Herr Miville richtig 
ausführte, gilt seit 1975 tatsächlich in einem Dringlichen 
Bundesbeschluss eine Meldepflicht bei Entlassung «aus 
wirtschaftlichen Gründen». 
Die Absicht des Erlasses war, bei allfälligen Beschäftigungs­
einbrüchen entgegenwirken zu können. In Artikel 29, wie er 
jetzt vorliegt, versucht der Bundesrat, die Meldepflicht aus­
zudehnen und zu generalisieren. Soweit ich sehe, wird der 
Grundstein dafür gelegt, dass wir schon bald einmal eine 
allgemeine Meldepflicht haben werden, womit die staatliche 
Einflussnahme auf den Stellenmarkt - oder wenn Sie es im 
Klartext haben wollen: auf die Stellenbewirtschaftung -vor­
gezeichnet ist Diese Entwicklung wird zwar vom Bundesrat 
und der Verwaltung immer wieder in Abrede gestellt Allein 
fehlt mir, mindestens in diesem Punkt, der Glaube. 
Der Bundesrat versucht, die Einflussmöglichkeiten durch 
zwei Einschränkungen zu mildern; einmal durch den Begriff 
in Absatz 1, wo es heisst «Entlassungen einer grossen 
Anzahl von Mitarbeitern», und dann in Absatz 2, wo Betriebe 
mit weniger als sechs Mitarbeitern von der Meldepflicht 
ausgenommen sind. Gerade diese sogenannte Verbesse­
rung zeigt auf, dass man bereits in Kleinststrukturen einwir­
ken möchte. 
Sie werden mit mir einiggehen, wenn ich behaupte, dass 
eine Entlassung von 15 Prozent der Arbeitnehmer eine 
bedeutungsvolle Entlassung ist Wenn Sie aber in einem 
Betrieb mit sechs Beschäftigten einen davon entlassen, 
haben Sie schon 16 Prozent Ihrer Mitarbeiter entlassen. Sie 
ersehen daraus die Wirkung, die diese kleine Einflussgrösse 
überhaupt haben kann. Sie ersehen aber daraus auch, dass 
unzumutbare Zustände entstehen können, indem insbeson­
dere Kleinunternehmer, die dieses Gesetz überhaupt nie 
lesen werden - davon bin ich nämlich überzeugt-, praktisch 
jede Entlassung melden müssten, auch wenn diese auf 
keine wirtschaftliche Krisensituation zurückgeht oder wirt­
schaftliches Gewicht beinhaltet. Es ist deshalb notwendig, 
dass man sich wiederum auf die Basis dieser staatlichen 
Arbeitsvermittlung zurückbesinnt und ausschliesslich 
besondere wirtschaftliche Situationen berücksichtigt, wie 
dies auch die Absicht war. Denn wenn wir jedesmal weiter 
ausdehnen, sind auch meine Befürchtungen, dass die allge­
meine Meldepflicht und ähnliches mehr in Zukunft auf der 
Menukarte stehen werden, mit Sicherheit nicht unbe­
gründet. 
Ich ersuche Sie deshalb, der Minderheit zuzustimmen. 

M. Ducret: Tout au long des discussions de ce matin sur 
cette loi, comme en commission, on sent une grande 
mefiance envers !'Etat. Et on la sent d'autant plus dans cet 
article 29. Pourtant, les pouvoirs publics de la Confederation 
et des cantons proposent uniquement de collaborer avec les 
entreprises pour rendre le moins difficile possible les reclas­
sements lorsqu'il y a des besoins de licenciements. Malheu­
reusement, en raison des restructurations de grandes entre­
prises suisses alemaniques ayant deplace leurs activites, 
Geneve a connu beaucoup de fermetures d'entreprises. 
Celle de BBC nous menace en ce moment. Mais quelle 
entreprise, sur le territoire genevois et dans d'autres can­
tons, ayant licencie du personnel, n'a pas beneficie de 
l'appui total du canton? Nous n'empechons personne de 
licencier, vu que nous manquons - heureusement - de 
moyens politiques, juridiques et economiques pour interve· 
nir. Alors, jene comprends pas pourquoi on veut limiter les 
annonces a des cas d'ordre economique. Encore faudra-t-il 
savoir distinguer. Est-ce que, par exemple, la Tribune de 
Geneve qui fermera son imprimerie de Geneve pour collabo­
rer a l'ouverture d'une autre a Lausanne, le fait pour des 
raisons economiques ou non? Les 80 licenciements sont-ils 
dus a des raisons economiques ou simplement a une nou· 
velle organisation, puisque le meme nombre d'exemplaires 
continuera a paraitre? II s'agit donc d'un obstacle de plus 
qui va semer la confusion. Les patrons sont tous tres 

J 

michael.tellenbach
Textfeld



2a. September 1988 s 587 Arbeitsvermittlungsgesetz. Revision 

attaches a teur personnel et ne licencient pas sans que cela 
soit un gros creve-coeur, mais chaque fois qu'une entreprise 
a du licencier, eile a trouve. de ta part des autorites, le 
rneilleur appui possible. 
Alors, c'est une main tendue, et jene comprends pas que les 
rnilieux patronaux la refusent. Je souhaiterais en tout cas 
que, au moment du vote, l'on suive l'avis de la majorite de la 
commission qui voudrait que, dans tous les cas, l'on se 
tourne vers l'autorite pour annoncer ce qui se passe, en 
pteine coilaboration et tres amicalement 

Rüesch: An diesem Beispiel sehen Sie gerade den unnöti­
gen Perfektionismus dieses Gesetzes. Was kann denn das 
Arbeitsamt für ein anderes Interesse haben, als die wirt­
schaftlichen Gründe zu erfahren? Es möchte ja wirtschaft­
lich arbeiten; es muss dafür sorgen, dass Leute, die entlas­
sen werden, möglichst wieder plaziert werden können. 
Andere Arten der Entlassungen wären beispielsweise 
Entlassungen aus disziplinarischen Gründen. Wenn Sie 
sechs Arbeiter beschäftigen und entlassen deren zwei, weil 
sie nicht miteinander auskommen, wäre das bereits ein 
Drittel des Bestandes und deshalb meldepflichtig. Das ist 
doch ein unnötiger Perfektionismus, mit dem das Arbeits­
amt nichts anfangen kann. Das wäre ein Perfektionismus, 
der in der Praxis nicht gehandhabt wird. Hören wir doch auf, 
unsere Gesetze mit Fällen anzureichern, die nachher nicht 
zu handhaben sein werden! Es geht um wirtschaftliche 
Gründe, daher muss diese Meldepflicht stipuliert werden. 
Ich bitte Sie deshalb, der Minderheit zuzustimmen. 

M. Delamuraz, conseiller federal: J'ai le sentiment tres net 
que l'on se meprend chez plusieurs orateurs sur te röte des 
bureaux de !'Office du travait, que l'on voit en eux des 
rnachines administratives, pour tout dire l'oeil de Moscou se 
plongeant dans les entreprises, donnant des ordres, don­
nant des bonnes et mauvaises notes et jugeant de l'activite 
economique des entreprises au nom de !'Etat qui sait tout et 
qui fait tout. Ce n'est pas du tout le cas. Ces offices du travail 
sont la pour rendre service, pour aider un certain nombre 
d'entreprises et de travailleurs en difficulte a retrouver un 
emploi, a se reimplanter dans le marche du travail apres une 
decision qui a comporte des licenciements de quelque 
nature qu'ils soient. C'est la seule mission d'un office du 
travail; essayons donc de donner a cet office de bonnes 
conditions et il en sera ainsi si l'on veut bien le renseigner 
sur les mouvements relativement importants qui intervien­
nent quant aux emplois d'une entreprise. 
On ne demande pas la lune, on ne demande pas d'annoncer 
longtemps a l'avance de tels licenciements, cela pourrait 
porter prejudice a l'entreprise. On demande que, au plus 
tard au moment du licenciement, c'est-a-dire au moment oü 
la chose est rendue publique, on annonce ceux-ci a !'Office 
du travail. Ce n'est donc pas exposer ces entreprises a des 
effets nefastes consecutifs a l'intervention de l'administra­
tion publique. 
J'ajoute que, dans le distinguo que l'on veut faire entre les 
raisons d'ordre economique pour licenciements et les rai­
sons d'ordre non economique, je vois la une limitatio,n tout a 
fait artificielle si l'on ne retient que l'argument economique. 
M. Rüesch vous vous interrogiez sur la nature meme de ces 
licenciements. Je crois que l'exemple que donnait tout a 
!'heure M. Ducret est en soi un exemple qui n'est pas stricte­
ment economique mais dont les effets finalement sur le 
marche du travail, a Geneve en l'occurrence, seront nette­
ment ressentis. Alors pourquoi voudriez-vous faire deux 
cuvees de licencies, les licencies pour raisons economi­
ques, et les ticencies pour raisons non economiques? lls ont 
le droit les uns et les autres a la meme protection. Je pense 
meme que les licencies non economiques auront plus 
besoin de ce coup d'epaule des offices du travail que les 
autres. Car pour les autres, on connaitra bien la situation, on 
dira: c'est parce qu'il y a eu restructuration de l'entreprise, 
ralson economique. Si la raison n'est pas economique, on 
se posera d'autres questions, le cas est moins simple et ces 
travailleurs auront probablement plus de peine a se replacer 

et c'est pour eux que l'on voudrait s'abstenir de faire une 
annonce. 
Ce n'est pas tres logique et je pense que si vous voulez bien 
considerer l'interet pour les offices de fonctionner aussi 
bien que possible, vous admettrez, comme moi, qu'il faut 
elargir cette notion du renseignement. Bien sur, et vous avez 
parfaitement raison, la limite inferieure a six employes pour 
le droit d'annoncer est une limite sans doute arbitraire. Bien 
sür, si l'entreprise licencie trois de ses ouvriers sur cinq, cela 
represente pour les trois ouvriers de toute fai;on un cas de 
difficultes et pour l'entreprise un cas de grandes difficultes. 
On aurait tres bien pu eviter ce deuxieme alinea et cette 
limitation. On l'a toutefois maintenu pour ne pas pousser les 
petites entreprises dont nous connaissons le sort a trop de 
travaux administratifs et c'est cette volonte d'allegement qui 
nous a guides. T outefois, je vous de man de de considerer 
l'essentiel et surtout le fait que le renseignement a !'Office 
du travail n'est pas un renseignement que l'on apporte a un 
censeur mechant et interventionniste, c'est un renseigne­
ment que l'on apporte a un office qui est la pour mettre de 
l'huile dans les rouages, pour creer des connexions utiles 
entre les demandeurs et les pourvoyeurs d'emplois. Ce n'est 
rien d'autre. 

Frau Meier Josi: Entschuldigen Sie die etwas späte Interven­
tion. Ich habe mir Ihre Ausführungen sehr aufmerksam 
angehört. Ich habe Verständnis dafür, wenn hier gesagt 
wurde, der Staat wolle den Betrieben nur helfen. Ich habe 
auch Verständnis dafür, dass die Betriebe finden, sechs 
Mitarbeiter, von denen ein Drittel zwei sind, seien keine 
wirtschaftlich dringenden Fälle für Meldungen. 
Ich frage mich deshalb, ob es nicht gescheiter wäre, diesen 
Absatz 2 zu modifizieren. Ich schlage Ihnen eine Aenderung 
vor, bei der Sie keinen schriftlichen Antrag brauchen. Sie 
können sie leicht überblicken. Ich schlage Ihnen nur vor, die 
Zahl von «sechs» auf «zwanzig» abzuändern. Damit errei­
chen wir eine etwas vernünftigere Grössenordnung. Von 
einer solchen Vorschrift würde eine bedeutend kleinere Zahl 
von Betrieben betroffen. Man müsste mindestens einmal 
abklär~n. ob ein solcher Antrag nicht einen Weg für die 
Differenzbereinigung aufzeigen würde. 

Schönenberger: Ich bin erstaunt, wie lange hier «Kommis­
sionssitzungen» über einzelne Artikel abgehalten werden. 
Ich stelle Antrag auf Schluss der Diskussion. 

M. Delamuraz, conseiller federal: Je pars du point de vue 
que cette limite de six est peut-etre arbitraire mais qu'en 
l'occurrence la porter a 20 pourrait, dans de nombreux cas, 
creer de grandes difficultes. lmaginez, Madame Meier, dans 
une region de campagne, un petit village, ou une petite ville, 
qu'un licenciement de 17, 18 ou 19 personnes peut prendre 
valeur de catastrophe locale et susciter de tres nombreux 
problemes. Je crois que la regle de six n'est finalement pas 
trop mal taillee. J'ajoute que nous avons repris ici cette regle 
parce que c'est celle que nous avons dans d'autres legisla­
tions relatives au meme domaine: la loi sur les fabriques, la 
loi sur le travail, par exemple, fixent elles aussi la limite 
inferieure a six et c'est par analogie qu'il convient, a mon 
avis, d'en rester lä.. 

Le presldent: Je vous propose de voter tout d'abord sur 
l'alinea 2 car le resultat de ce vote peut influencer le vote sur 
l'alinea 1. 

Abs. 2-A/. 2 

Abstimmung - Vote 

Eventuell - A titre pre/iminaire 
Für den Antrag der Kommission 
Für den Antrag Meier Josi 

19 Stimmen 
22 Stimmen 
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Abs. 1-AI. 1 

Abstimmung - Vote 

Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art. 30 
Antrag der Kommission 

Revision 

Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de fa commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 31 
Antrag der Kommission 
Abs. 1, 2 und 3 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs. 4 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 31 
Proposition de la commission 
Al. 1, 2 et 3 
Adherer a la decision du Conseil national 
Al. 4 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 32 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs. 2 

22Stimmen 
19 Stimmen 

Sie unterhalten mindestens ein kantonales Arbeitsamt (Rest 
des Absatzes streichen) 

Art. 32 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Adherer a la decision du Conseil national 
Al. 2 
lls gerent un office du travail au moins. 

Abs. 1-AI. 1 
Angenommen - Adopte 

Abs. 2-AI. 2 
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Miville, Berichterstatter: Ich möchte hier nur auch wieder 
auf eine Formulierung des Gesetzes hinweisen, die nicht 
einfach so «sans dire mot» passieren sollte, sondern die 
eine ganz spezielle Bedeutung hat. In Absatz 2 heisst es: 
«Sie unterhalten mindestens ein kantonales Arbeitsamt.» Es 
ist zu betonen, dass die Kommission - in ihrem Protokoll 
vom 25. August 1988 kann man das nachlesen - Wert auf die 
Zusammenarbeit zwischen den Behörden und den privaten 
Arbeitsvermittlungsstellen legt; dass sie diese Zusammenar­
beit ausdrücklich begrüsst. Sie soll soweit als möglich vor­
angetrieben werden und beispielsweise nicht an Daten­
schutzbestimmungen scheitern. Das ist eine Meinung der 
Kommission, welche hier zum Ausdruck gebracht werden 
soll. 

Affolter: Ich hätte nur eine kleine Frage an unseren Herrn 
Kommissionspräsidenten. Gibt es in diesem Land überhaupt 
noch einen Kanton, der kein Arbeitsamt hat? (Zwischenruf 
Miville: Gibt es nicht!) Dann kann auch dieser erste Satz 
gestrichen werden: «Sie unterhalten mindestens ein kanto­
nales Arbeitsamt.» Die Arbeitsämter - dies bedarf keiner 
weiteren Ausführungen - sind nämlich nicht für die Belange 
der Arbeitsvermittlung geschaffen worden, sondern für eine 
ganze Reihe von anderen wichtigen Aufgaben. Wenn wir 

E 

heute in jedem Kanton ein Arbeitsamt haben. brauchen Sie 
das wirklich ~nicht in das Gesetz hineinzuschreiben; es 
besteht auch keine Gefahr, dass diese Arbeitsämter Wieder 
abgeschafft werden. 

Huber: Die Formulierung: «Sie unterhalten mindestens ein 
kantonales Arbeitsamt» steht in einem ganz deutlichen 
Gegensatz zur Dezentralisierung dieser Arbeitsämter in den 
Kantonen und zur Frage, ob es regionale oder kommunale 
Arbeitsämter gibt. Der Akzent liegt auf «mindestens ein». 
Das will heissen: Die Frage, die uns nachher nA•~rr\!:>1,hm,­

muss. ist, ob die Kantone unter Umständen nach 
nicht näher definierten Bedürfnis zu Dezentralisationen ver­
halten werden könnten, eine Frage, die recht tief in die 
Autonomie der Kantone eingreift und mit der wir uns bei­
spielsweise in einem Flächenkanton wie dem Aargau inten­
sivst auseinandergesetzt haben. Wir haben eine flexible 
Formel gefunden, die eine Dezentralisation von Teilen 
gestattet hat. In wirtschaftlich schwierigen Situationen hat 
man eine Ad-hoc-Formation in den Raum Baden dezentrali­
siert, ohne dass man - wie es ursprünglich gewünscht war­
dort bereits vorsorglich eine solche Institution aufgebaut 
hat. Die Leistung war durchaus adäquat, und sie war durch­
aus in Ordnung. 
Ich glaube daher, dass die Mindestverpflichtung ihren Sinn 
hat. Das Problem ist in den Zusammenhang der Dezentrali­
sation, Kommunalisierung, Regionalisierung zu stellen, 
wobei Kommunalisierung meiner Meinung nach nur für 
ganz spezielle Fälle - unter Umständen bei Stadtkantonen 
und ihren Teilen - in Frage kommen kann. Bei Flächenkan­
tonen stellt sich höchstens das Problem der regionalen 
Arbeitsämter. 
Zum Absatz 2 - ich gestatte mir, wenn ich schon das Wort 
habe, auch darauf hinzuweisen-: Ich nehme an, Sie teilen 
meine Auffassung, Herr Bundesrat, dass die Frage der 
Bedürfnisse von der zuständigen kantonalen Regierung 
beurteilt wird und von niemand anders. Denn es ist ein Akt 
politischer Organisation im Kanton, wie die Umsetzung die­
ser Vorschrift in die Realität erfolgt. 

Miville, Berichterstatter: Ich will bloss noch bemerken, dass 
meine Ausführungen von vorhin dem Artikel 33 Absatz 3 
galten und nicht dem Artikel 32 Absatz 2. Ich bin da der 
Entwicklung etwas vorausgeeilt. 

M. Delamuraz, conselller federal: Dans son alinea 2, le 
Conseil federal a voulu faire passer en quelque sorte le 
message de la convention de !'Organisation internationale 
du travail No 88, du 9 juillet 1948, qui prevoit une decentrali­
sation de ces offices. Le Conseil federal a probablement ete 
entra7ne par un exces de zele interventionniste, car je par­
tage tout ä fait l'opinion de M. Huber selon laquelle les 
cantons sont tout a fait capables de s' organiser eux-memes 
et de mettre en place un dispositif efficace. 
C'est la raison pour laquelle j'ai adhere ä la formule de votre 
commission. II gere un office du travail au moins. Je me 
demande meme si c'etait extremement habile de formuler 
les choses de cette maniere et si l'on n'aurait pas pu renon· 
cer purement et simplement a l'alinea 2. II est evident que 
pour pouvoir executer une mission comme celle-ci les can­
tons doivent bien disposer de quelques guichets. Je ne 
serais donc pas oppose a une proposition visant a biffer 
carrement cet alinea 2, mais, en ce qui concerne le texte 
original, j'adhere a la version de votre commission. 

Affolter: Ich bitte Sie, Absatz 2 gänzlich zu streichen. 

Abstimmung - Vote 

Für den Antrag Affolter 
Für den Antrag der Kommission 

19 Stimmen 
19 Stimmen 

Mit dem Stichentscheid des Präsidenten wird der Antrag 
Affolter angenommen -Avec la voix preponderante du pre­
sident la proposition Affolter est adoptee 
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Art. 33, 34 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 35 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Minderheit 
(Kündig, Rüesch, Villiger) 
Streichen 

Art. 35 
Proposition de /a commission 
Majorite 
Adherer a Ja decision du Conseil national 
Minorite 
(Kündig, Rüesch, Villiger) 
Biffer 

Miville, Berichterstatter: Es tut mir ausserordentlich leid, 
Ihnen zu dieser späten Stunde sagen zu müssen, dass nach 
der Kautionspflicht und nach der Schriftlichkeit der Verträge 
die dritte «piece de resistance» dran kommt, die - wenn 
mich nicht alles täuscht - viel zu reden geben wird, das 
gemeinsame Informationssystem: Artikel 35. 
Die Aufgaben der öffentlichen Arbeitsvermittlung sind 
anspruchsvoll und schwierig. Zur Erfüllung dieser Aufgaben 
benötigen die Arbeitsämter aktuelle und rasch verfügbare, 
dem heutigen Stand der Technik entsprechende Informatio­
nen über Stellensuchende und offene Stellen. Der Griff in 
den Karteikasten alter Ordnung vermag diesem Bedürfnis 
nach rascher und genügender Arbeitsmarkttransparenz in 
keiner Art und Weise mehr zu entsprechen. Die Arbeitsämter 
brauchen ein zeitgemässes technisches Hilfsmittel, und die­
ses Arbeitsinstrument kann ihnen nur durch Einsatz von 
EDV in die Hände gegeben werden. 
Das gemeinsame Informationssystem, welches unter der 
Abkürzung Avam allgemein bekannt ist, ist ein technisches 
Hilfsmittel zur Erfüllung der Aufgaben der öffentlichen 
Arbeitsvermittlung und der Arbeitsmarktstatistik. Avam 
bedeutet also keine neue Aufgabe für den Staat. Die Verwal­
tung versucht, ihre Aufgaben auch im Bereich der Arbeits­
vermittlung effizienter zu vollziehen. Sie setzt deshalb. den in 
der Bürowelt zum alltäglichen technischen Hilfsmittel 
gewordenen Computer ein. 
Dieses System ermöglicht überhaupt erst die nötige Koordi­
nation der Vermittlungsbemühungen der einzelnen Arbeits­
ämter über die Gemeinde-, Regions- und Kantonsgrenzen 
hinaus. Avam berücksichtigt mit seiner vertikal aufgebauten 
Suchstruktur die regionalen Gegebenheiten und verhindert 
damit auch unerwünschte Abwanderungen in Ballungsge­
biete. Hier wird kein Nomadentum provoziert bei Arbeitssu­
chenden, sondern es wird die bestehende Pendlermobilität 
ausgenützt 
Eine Konkurrenzierung der Presse, wie es auch befürchtet 
worden ist - dass es dann weniger Stelleninserate in den 
Zeitungen gebe-, wird durch Avam nicht verursacht. Die 
Anzahl der Stelleninserate ist in den letzten Jahren nicht 
zurückgegangen. Ebenso ist eine Konkurrenzierung der pri­
vaten Arbeitsvermittlung praktisch ausgeschlossen, da der 
Kundenkreis der öffentlichen Arbeitsvermittlung, abgesehen 
von Ausnahmefällen, völlig von jenem der privaten Arbeits­
vermittlung verschieden ist. 
Was Sie auch interessieren wird: Die Arbeitsämter betreiben 
dieses Avam-System überall ohne Personalvermehrung. Das 
Avam verursachte beim Bund seit Dezember 1982 Investi­
tionskosten von 2,6 Millionen Franken; aufgrund der Erfah­
rungszahlen aus dem Jahre 1987 entstehen jährliche 
Betriebskosten von 0,7 Millionen Franken. Das muss man im 
Rahmen der gesamten Aufgaben und Kosten sehen, die auf 
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diesem Gebiet in der ganzen Schweiz entstehen, Fall für 
Fall. Dann wird man nicht mehr von hohen Aufwendungen 
sprechen wollen. 
Das 1st alles, was ich zum System Avam im Moment sagen 
möchte. Ich hoffe, dass man es den Arbeitsämtern ermög­
licht, nach modernen Methoden ihren Aufgaben nachzuge­
hen. Ich sage aus voller Ueberzeugung, dass die Befürch­
tungen von Arbeitgeberseite, die diesem System entgegen­
gebracht werden, ungerechtfertigt sind. Wie ich feststellen 
konnte, denkt kein Mensch daran, aus diesem Avam ein 
System zu entwickeln, womit den Arbeitgebern irgendwel­
che Zwänge auferlegt würden. 

Kündig, Sprecher der Minderheit: Leider muss ich schon 
wieder einen Minderheitsantrag vertreten. Bis jetzt war ich 
der Meinung, dass es sich beim Avam um einen Pilotversuch 
gehandelt habe. Den Ausführungen von Herrn Miville muss 
ich aber entnehmen, dass es sich schon um ein voll inte­
griertes System handelt. Offensichtlich sucht man heute 
noch die gesetzliche Grundlage für diese gesamtschweizeri­
sche Anlage. 
Ich kann bestätigen, dass ich nicht dagegen bin, dass 
Arbeitsämter effizient arbeiten können. Ich glaube, es ist 
richtig, wenn in diesen Bereichen auch EDV eingesetzt wird, 
und dass ein regionaler Austausch von möglichen offenen 
Stellen sinnvoll ist. 
Die Frage ist natürlich eine andere, nämlich: Inwiefern führt 
ein gesamtschweizerisches System zu einer Monopolstel­
lung der staatlichen Arbeitsvermittlung, finanziert durch 
Steuergelder? Der Verband der Personalvermittlungen in 
der Schweiz ist mit dem Bundesamt in Kontakt getreten, um 
festzustellen, ob eine Arbeitsvermittlung auch über die 
Arbeitsämter hinaus gesamtschweizerisch organisiert wer­
den könne, respektive ob in Zukunft ein Zugriff möglich sei. 
Dies wurde aus Daten- und Persönlichkeitsschutzgründen 
abgelehnt. 
Damit ist doch klar aufgezeigt, dass wir ein gesamtschweize­
risches System von Information haben, das nur einer ganz 
spezifischen Gruppe zugänglich ist, und zwar einer, die im 
Konkurrenzkampf zu privaten Unternehmungen steht, die 
aber voll staatlich finanziert wird. 
Nach meinem Dafürhalten ist eine gesamtschweizerische 
Anlage aus verschiedensten Gründen nicht sehr sinnvoll 
und nicht sehr zweckmässig. Man kann sich natürlich auch 
die Frage stellen, warum man das nicht gerade weltweit 
machtl Es wäre sicher sehr interessant zu wissen, dass ein 
Schreinermeister in Kanada eine Arbeitsstelle finden könnte 
und ähnliches mehr, besonders wenn man auf der anderen 
Seite behauptet, dass die Zumutbarkeit des Arbeitsweges 
bereits nach fünf oder zehn Minuten Bahnfahrt aufhöre und 
eine Vermittlung auf diese Distanz somit gar nicht möglich 
ist! 
Es ist also beispielsweise im Kanton Uri nicht sehr relevant, 
ob im Jura - z. B. in Delsberg - eine Stelle frei ist oder nicht 
- aber das nachzuprüfen ist heute tatsächlich möglich. 
Wir müssen auch sehen, dass es sich bei diesem ganzen 
System um ein permanent vernetztes System in der Schweiz 
handelt und dass die Kosten, die heute aufgezeigt werden, 
mit Sicherheit nicht die endgültigen Kosten sein werden, 
denn, wenn Sie 70, 80 oder 100 Stellen permanent an einen 
zentralen Computer in Bern angeschlossen haben, kostet 
das enorm viel Geld. Auch der Weiterausbau dieser Installa­
tion wird mit Bestimmtheit die heute von unserem Präsiden­
ten aufgezeigten Summen übersteigen. Ich möchte bei die­
ser Gelegenheit fragen, wieviel die Kantone bereits beigetra-
gen haben. · 
Wenn Herr Miville heute sagt, dass die Print-Medien nicht 
betroffen würden, so muss ich behaupten - ich kann es 
auch nicht beweisen, sowenig wie Sie -, dass früher oder 
später der negative Einfluss kommt: dass die Stelleninserate 
rückläufig sein werden und dass dann wieder die Forderun­
gen nach Unterstützung unserer politischen Grundinforma­
tion kommen werden, die über das Medienwesen sicherge­
stellt wird. 
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Nochmals: Ich glaube, dass es richtig ist, wenn die Arbeits­
ämter effizient EDV-unterstützt arbeiten können, und dass 
ein regionaler Austausch an offenen Stellen sinnvoll ist. Ein 
solcher könnte aber auch täglich oder wöchentlich per Post 
erfolgen. Ich frage mich allen Ernstes, ob ein gesamtschwei­
zerisches System für diese Aufgabe sinnvoll ist und bean­
trage Ihnen daher mit der Minderheit Streichung dieses 
Artikels 35. 

M. Delalay: Je voudrais m'exprimer en ce qui concerne le 
systeme informatique commun pour le placement et I' obser­
vation du marche du travail. Je souligne qu'll ne s'agit pas 
d'une obligation mais bien d'une autorisation donnee de 
coordonner l'information relative aux demandeurs d'emploi 
et aux places vacantes. Aujourd'hui deja, un test d'applica­
tion informatique associe !'OFIAMT et seize cantons en vue 
d'accroitre l'efficacite du service de f'emploi et procurer une 
meilleure vue d'ensemble du marche du travail. N'oublions 
pas que nous nous trouvons dans une situation actuelle de 
plein emploi. Le chömage, chez nous, est inferieur a un pour 
cent. Nous avons connu cependant dans les annees 70 un 
degre d'occupation nettement moins bon dans nos entre­
prises et sur le plan general du marche du travail. Nous 
pourrons peut-etre retrouver, avec regret dans !'avenir, du 
chömage, a l'image de ce que nous observons encore tous 
les jours dans les pays qui nous entourent. Pour prevenir 
cette eventualite du chömage, je trouve normal que nous 
dotions l'OFIAMT et les cantons d'un systeme moderne et 
efficace d'information dans le domaine du placement. 
Les entreprises les plus petites de notre pays utilisent 
aujourd'hui l'informatique, et il serait affligeant que nos 
administrations federales et cantonales n'utilisent pas les 
possibilites qu'elle offre dans ce domaine de l'emploi, alors 
qu'elles sont precisemment equipees de tout le materiel 
necessaire. J'accepte d'autant plus volontiers cette idee 
d'informatiser ce domaine qu'une clause speciale de cet 
article 35 specifie que le plus grand soin sera apporte a la 
protection des donnees. Manifester des craintes est, des 
lors, un peu restrictif a une epoque oü nous sommes tous 
fiches d'une maniere ou d'une autre par l'administration, et 
que nous acceptons de gaiete de coeur et frequemment de 
nos jours de remplir toutes sortes de documents qui seront 
a l'evidence saisi par l'informatique. 
En consequence, je vous invite a accepter cet article 35 
destine a prevenir une situation de chömage et a lutter 
efficacement contre ce fleau social. 

Frau Weber: Ich bin auch kein Freund einer Monopolstel­
lung der öffentlichen Arbeitsvermittlung, das muss ich deut­
lich sagen, und ich bin auch eine Verfechterin der Meinung, 
dass die Arbeitsvermittlung, wenn immer möglich, dem 
freien Markt überlassen werden soll. 
Hingegen muss ich sagen, dass die öffentliche Arbeitsver­
mittlung in diesem Gesetz schwer an Gewicht eingebüsst 
hat, wenn wir mit der ursprünglichen Fassung vergleichen. 
Im ursprünglichen bundesrätlichen Text heisst es in Arti­
kel 1 Absatz b «eine leistungsfähige öffentliche Arbeitsver­
mittlung, die zur Schaffung und Erhaltung eines ausgegli­
chenen Arbeitsmarktes beiträgt». Wenn man diese Worte 
liest, sieht man, dass da noch von einer ganz anderen 
Bedeutung die Rede war. Jetzt ist ein abgeänderter Artikel 
da, der von einer ergänzenden öffentlichen Arbeitsvermitt­
lung spricht. Insofern möchte ich sagen, diese Monopolstel­
lung ist sicher nicht mehr da. 
Aber die öffentlichen Arbeitsvermittlungsstellen haben 
einen Sinn, vor allem für einen Teil der Bevölkerung, der 
sicher froh ist, wenn er dort unentgeltlich eine Arbeit suchen 
kann und wenn er leichten Zugang zu einer solchen Arbeits­
vermittlung hat. 
Ich bin doch der Meinung, dass man diesen Arbeitsvermitt­
lungsämtern bzw. dem «Biga moderne» normale Mittel zur 
Verfügung stellen muss. Und da ist die Informatik doch 
gegeben. In zehn Jahren würden wir nie über ein solches 
Thema reden, dann wäre es selbstverständlich, dass ein 
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Biga mit seinen Arbeitsämtern überall in der Schweiz diese 
Instrumente z~ur Verfügung hätte. 
Ich bitte Sie dringend, hier nicht «schmürze!ig» zu sein und 
auf die Mehrheit einzusteigen. 

Gadient: Herr Kündig befürchtet, dass die Schaffung eines 
Informationssystems nach Artikel 35 zu einer Monopolstel­
lung im Bereich der Arbeitsvermittlung führen könnte, weil 
diese Institution unentgeltlich arbeiten soll. Dadurch, so 
befürchtet er, würde die Konkurrenz - die privaten Vermitt­
lungsbüros, die Verbände und Zeitungen - ausgeschaltet. 
Ich kann diese Befürchtung nicht teilen; denn in der Reget 
sind es die Personenkategorien, die Herr Miville erwähnt 
hat, also solche mit sozialen Schwierigkeiten, die sich beim 
Arbeitsamt melden. Andere - und insbesondere auch die 
Arbeitgeber - werden sich weiterhin der Presse bedienen. 
Es ist insbesondere auch zu betonen, dass keine Melde­
pflicht für die offenen Stellen eingeführt wird, im Gegensatz 
etwa zur Bundesrepublik Deutschland und sogar zu Frank­
reich. Die Einführung der Meldepflicht müsste zudem durch 
das Parlament beschlossen werden. Wir behalten demnach 
das Steuer in diesem wichtigen Punkt durchaus in der Hand. 
Das Interesse der Kantone am Avam, das bereits seit 1982 
als Versuchsbetrieb läuft, ist gross. Nach Aussage des Biga 
sind drei Viertel aller Arbeitslosen in dieses System aufge­
nommen; auch sind bereits 47 Arbeitsämter angeschlossen. 
Deswegen hat der lnseratenmarkt keine Einbusse erlitten. 
Ich begreife im übrigen das Erstaunen von Herrn Kündig 
über diese Entwicklung nicht ganz; denn diese ist uns in der 
Kommission einlässlich dargelegt worden. 
Der heutige Schwebezustand ist unbefriedigend. Ohne 
Rechtsgrundlage, die mit Artikel 35 geschaffen werden soll, 
müsste in Anbetracht der Dimension dieses Systems eine 
solche anderweitig, etwa auf dem Konkordatsweg, gesucht 
werden. Das wäre eine unnötige Komplizierung und eine 
weitere Verzögerung, die wir mit dem Festhalten am bun­
desrätlichen Vorschlag gemäss Mehrheitsantrag vermeiden 
könnten. 

Schmid: Um die Interessen klarzulegen: Ich spreche hier als 
Präsident des Schweizerischen Berufsberaterverbandes. 
Dieses Avam ist eine ausserordentlich gute Sache, und wir 
sollten dafür sorgen, dass es bleibt. Aus zwei Gründen: 
1. Wie Herr Defalay gesagt hat: Wenn wir wieder einmal in 
die Situation kommen, dass Arbeitslosigkeit zu einem Pro­
blem wird, dann sollten wir gerüstet sein. Wir waren das 
letzte Mal versicherungstechnisch nicht gerüstet. Wir sollten 
in Zukunft nicht nur versicherungstechnisch, sondern auch 
im Management gerüstet sein, um solche Situationen auf­
fangen zu können. Mit diesem Avam haben wir ein solches 
Mittel in der Hand. 
2. Die Mobilität der Arbeitnehmer ist ein Desiderat unserer 
Wirtschaft. Aber es gibt tatsächlich Hindernisse, die dieser 
Mobilität entgegenstehen, so die Uebersichtlichkeit des 
Stellenmarktes. Wir sollten hier einen Beitrag zu dieser 
Mobilität, die unserer Wirtschaft nur zugute kommen kann, 
auch in räumlicher Hinsicht leisten. 
Das ist letzten Endes auch mein Einwand gegen die von 
Herrn Kündig gemachte Aussage, dass es wenig bringe, zu 
wissen, dass in Delsberg eine Stelle offen sei. Wir haben hier 
zumindest eine regionale Verbindung unter den Kantonen 
herzustellen; der einfachste Weg besteht nun darin, eine 
bestehende Struktur zu übernehmen, nämlich die des 
Bundes. 
Und das zweite Argument von Herrn Kündig, das ich sehr 
ernst nehme: die Frage der Monopolisierung. Ich bitte hier 
Herrn Bundesrat Delamuraz inständig, Artikel 35 nicht allzu 
restriktiv zu interpretieren. So wie Artikel 35 hier steht, 
besteht absolut kein Grund, die privaten Stellenvermittler 
aus diesem Verbund auszuschliessen. Es heisst hier nur, 
dass das Biga zusammen mit den kantonalen Arbeitsämtern 
dieses System betreibt. Dass das System nach aussen offen 
ist und Benützer haben kann, die nicht zu den Betreibern 
gehören, ist mit diesem Artikel nicht ausgeschlossen. 
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Ich habe ein wesentliches Interesse daran. Es gibt in Kanto­
nen noch Berufsberatungsstellen, die nicht den Arbeitsäm· 
tern angeschlossen sind und deshalb nicht via Arbeitsamt 
zugang zum Avam haben. Berufsberatung ist heute nicht 
nur Berufsberatung für Jugendliche, sondern je länger je 
rnehr Berufsberatung für Erwachsene, Laufbahnberatung, 
Beratung für Leute, die sich verändern wollen. Die ganze 
Weiterbildung kommt da hinzu, und es ist ein wesentliches 
Interesse, dass auch die Berufsberatung Zugriff zu diesen 
Daten haben kann. Es wäre ausserordentlich ungut, wenn 
wir hier mit einer allzu restriktiven Auffassung von Artikel 35 
andere Benützer- seien es die privaten Stellenvermittler, die 
kantonalen Berufsberatungsstellen oder die privaten 
Berufsberater - von diesem System fernhalten würden. Das 
Problem von Herrn Kündig sehe ich, aber ich ersuche den 
Bundesrat, hier liberal zu sein und auch Dritte - aussenste­
hende Nichtbetreiber - als Benützer zuzulassen. 

Huber: Aus der Botschaft ist ersichtlich, dass auch der 
Kanton Aargau im Zusammenhang mit der Einführung die­
ses EDV-Systems eines der «Versuchstiere» war. Ich habe 
mir die Mühe genommen, im Vorfeld dieser Beratung mit 
dem zuständigen Chefbeamten, der ausgezeichnete Dienste 
leistet, abzuklären, was der Wert oder Unwert dieser Anlage 
ist. Ich bin nach zwölfjähriger Regierungstätigkeit kritisch 
genug, um die Aussagen auch eines Chefbeamten entspre­
chend zu bewerten. Die Aussage ist sehr eindeutig und 
lautet: Man kann sich die Arbeit ohne das Instrument EDV, 
gemeinsames Informationssystem, nicht mehr vorstellen! 
Das ist die Tatsache, das ist die Realität, und das ist eine 
Aussage, die aus einem Kanton stammt, der bezüglich Fluk­
tuation der Arbeitskräfte, Problematik von Stellenwechseln 
und Mobilitätsproblemen seine ganz spezifischen Sorgen 
hat. Wir haben auch unter diesem Aspekt - und nicht nur 
unter dem ideologischen, wie er heute morgen hier seltsame 
Blüten getrieben hat - gewisse Bestimmungen näher unter 
die Lupe zu nehmen. Es ist mir auch gesagt worden, dass 
insbesondere der Blick über die Kantonsgrenzen hinaus für 
die Vermittlung ausserordentlich wertvoll ist. Dieser Blick 
über die Kantonsgrenzen hinaus wird selbstverständlich mit 
diesem Instrument vermittelt. 
Ich teile die Auffassung von Herrn Kündig, dass es eine 
kleine Rolle spielt, ob irgend jemandem eine Schreinerstelle 
in Kanada als offen mitgeteilt wird. Das Beispiel ist so 
schlecht gar nicht gewählt. Man hätte ja auch sagen kön­
nen: irgendein Mitarbeiter einer Druckerei in London, wo die 
Printmedien sich ständig in ganz interessanter Art und 
Weise auseinandersetzen. Ich bin auch der Meinung, dass 
eine gewisse Skepsis gegenüber diesem vernetzten System 
rechtsstaatlich und auch aus anderen Gründen am Platz 
sein kann. Wahrscheinlich hätte sich z. B. der Börsencrash 
langsamer abgespielt, wenn die Vernetzung der Datenverar­
beitungsanlagen nicht so intensiv gewesen wäre. 
Aber hier geht es um etwas anderes. Es geht um ein Mittel, 
das im Zusammenhang mit einer vernünftigen öffentlichen 
Arbeitsmarktpolitik und der Vermittlung von Arbeitnehmern 
eingesetzt wird. Hier geht es darum, ein Mittel zur Verfügung 
zu stellen, das beim Bürger das Ansehen der Verwaltung als 
brauchbares Instrument für Notlagen ganz eindeutig 
anhebt. Wir müssen uns Rechenschaft darüber geben, dass 
das Ansehen der Verwaltung auch davon abhängt, mit wel­
chen Instrumenten, ob zeitgemässen oder veralteten, sie 
dringende öffentliche Aufgaben löst. 
Zusammenfassend komme ich daher zum Schluss, dass Sie 
dem Antrag der Mehrheit zustimmen sollten. Ich bitte Sie, in 
diesem Sinne zu entscheiden. 

Miville, Berichterstatter: Die Ausführungen des Kollegen 
Huber führen mich zu einer weiteren Ueberlegung. Er hat 
mit Recht gesagt, eine moderne Arbeitsvermittlung sei ohne 
Informatik nicht mehr denkbar. Was passiert also, wenn 
Avam nicht durchgeführt wird? Dann wird jeder Kanton in 
der Arbeitsvermittlung sein eigenes Informatiksystem auf­
bauen. Daraus ergeben sich Kompatibilitätsprobleme zwi­
schen den Kantonen und mangelnde Effizienz. Dies alles 
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kommt dann - ich denke dabei an die Steuerzahler - viel 
teurer zu stehen als dieses Avam. 

M. Delamuraz, conseiller federal: Je suivrai le conseil cor­
dial du president d'etre particulierement bref, il me dit: 
chaque mot de trop c'est une voix que l'on perd. Je vous 
dirai tres brievement que l'OFIAMT - puisque c'est de lui 
qu'il s'agit - a, dans ce domaine, deux täches. II a tout 
d'abord une täche de renseignement sur l'etat du marche du 
travail en Suisse, un renseignement qui est precieux pour 
notre gouvernement, non pas que ce soit ce dernier qui 
decide de la pluie et du beau temps economique, car c'est et 
restera essentiellement le fait des entreprises privees, mais 
le Conseil federal doit tout de meme avoir un tableau de 
bord, il doit etre renseigne sur la situation generale du 
marche du travail et c'est a cela que sert d'abord un systeme 
performant de renseignements a la Confederation par l'in­
termediaire des cantons. 
II y a une seconde täche qui est le fait de l'OFIAMT et des 
offices cantonaux du travail, qui est d'intervenir dans cer­
tains domaines du placement ou il n'y a aucun moyen de le 
faire par un placement strictement prive et d'intervenir la ou 
le placement prive a renonce a intervenir ou a echoue, en 
quelque sorte en ultima ratio. 
La encore, il est legitime de doter ces offices du travail, aux 
echelons federal et cantonal, d'un moyen de gestion 
moderne adapte aux conditions de notre temps. Vouloir 
priver ces offices des moyens modernes de gestion et les 
faire retourner a des methodes surannees, pour au moins ne 
pas porter ombrage a d'autres offices de placement ne 
serait pas d'une politique sage. II faut que nous ayons un 
outil en main et que cet outil ait une dimension nationale, 
c'est legitime, dans la perspective que la mobilite des travail­
leurs aujourd'hui et a juste titre reconnue comme tres faible, 
pourrait en des circonstances de crises, pour lesquelles 
nous devons nous equiper, etre beaucoup plus grande et 
exiger, par consequent, que nous disposions de renseigne­
ments au moins intercantonaux. D'autant plus que toutes 
les protections sont prises pour assurer l'anonymat des 
donnees, pour reellement eviter l'aventure de «big Brother» 
dans notre Confederation. 
Ce systeme, Monsieur Kündig, a coute pendant les annees 
d'essais de 1982 a aujourd'hui environ 2,5 millions d'inves­
tissements a la Confederation et 2,2 millions grosso modo 
comme cout d'investissements pour les cantons. Les frais 
d'exploitation sont de l'ordre de 100 000 francs pour la 
Confederation, 600 000 pour les cantons. Les perspectives 
pour les quatre ans a venir situent a environ 3,5 millions de 
francs les investissements de la Contederation et des can­
tons reunis et des frais d'exploitation annuels de l'ordre de 
600 000 francs pour l'ensemble de la Confederation et des 
cantons. 
Si ce systeme coute quelques francs, incontestablement, je 
le compare a d'autres systemes beaucoup moins perfor· 
mants et je constate que le rapport cout/efficacite est tout a 
fait favorable. De surcroft, ce systeme doit nous permettre 
de serieuses economies dans le domaine de la statistique et 
du renseignement qui est la premiere mission de l'OFIAMT. 
De plus, en permettant des placements plus rapides, il 
diminue les temps pendant lesquels doit etre versee l'assu­
rance-chömage. Vous conviendrez que, de ce point de vue 
lä, nous sommes en presence d'un systeme financierement 
interessant. 
Tenter d'ouvrir Plasta a d'autres milieux interesses est une 
perspective qui doit etre prise en campte. II s'agit tout 
d'abord de reussir l'application avec les cantons mais, une 
fois le systeme definitivement installe, je vois d'une maniere 
tres favorable son elargissement possible. II se posera sim­
plement, Monsieur Schmid, un probleme de protection des 
donnees en ce qui concerne les chömeurs. Dans ce 
domaine on aura de grandes precautions a prendre et il 
n'est pas dit que nous parvenions a nos fins. 
C'est ainsi, Monsieur Kündig, que l'on n'aura pas deux 
systemes concurrents dont l'un dote de moyens de !'Etat 
prendrait le dessus sur l'autre, mais que nous aurons certai· 
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nement une coexistence de deux systemes avec des interac­
tions plus nombreuses qu'aujourd'hui. Si je parcours les 
journaux que nous recevons, je constate que, en depit de ce 
systeme a l'essai, les demandes et les offres d'emploi dans 
nos journaux quotidiens helvetiques continuent d'occuper 
une belle place, en sorte que Plasta n'a certainement ruine 
ni les imprimeurs ni les editeurs. 

Kündig, Sprecher der Minderheit: Ich ziehe den Antrag 
zurück, habe aber zwei Bemerkungen dazu zu machen, 
Punkt 1: Ich verwahre mich gegen die Behauptung, dass wir 
den Arbeitsämtern die notwendige Infrastruktur und 
moderne Einrichtungen nicht geben wollen, Dies ist eine 
Behauptung, die nicht stimmt 
Punkt 2: Ich habe auch gehört, dass es gar keine Rolle 
spiele, ob wir diesen Artikel annehmen oder nicht; das Biga 
habe nämlich einen anderen Gesetzesartikel in der Schub­
lade, der ohne weiteres für dieses System genügen könne. 
Mit diesen beiden Bemerkungen ziehe ich den Antrag zu­
rück. 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon la proposition de la majorite 

Art. 36, 37, 38 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de ta commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 39 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 

a. ohne die erforderliche Bewilligung .... 
b ..... anstellt. Vorbehalten bleibt eine zusätzliche Bestra­
fung nach Artikel 23 des Bundesgesetzes über Aufenthalt 
und Niederlassung der Ausländer. 
Abs.2 

a. Streichen 
Abs. 3 
.... nach Absatz 1 oder Absatz 2 Buchstaben c-g begeht. In 
leichten Fällen kann von einer Bestrafung Umgang genom­
men werden. 
Abs. 3bis 
Mit Gefängnis oder Busse bis zu 40 000 Franken wird 
bestraft, wer durch unrichtige oder irreführende Angaben 
oder durch Verschweigen wesentlicher Tatsachen eine 
Bewilligung erwirkt. 
Abs. 4 und 5 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 39 
Proposition de la commlssion 
Al. 1 

a ..... sans posseder l'autorisation requise; 
b ..... etrangere. Est reservee une sanction supplementaire 
aux termes de l'article 23 de la loi federale sur le sejour et 
l'etablissement des etrangers. 
Al. 2 

a. Biffer 
Al. 3 
.... enfreint le 1 er ou Je 2e alinea, lettres ca g. Dans les cas de 
peu de gravite, la peine pourra etre remise. 
Al. 3bis 
Sera puni d'emprisonnement ou d'amende jusqu'a 
40 000 francs celui qui obtient une autorisation en donnant 
des indications inexactes ou fallacieuses ou en taisant des 
faits importants. 

Al. 4 et 5 
Adherer a la ?lecision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 40 - 44 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Gesamtabstimmung Vote sur i'ensemble 

Für Annahme des Gesetzentwurfes 
Dagegen 

An den Nationalrat - Au Conseil national 

88.038 

700 Jahre Eidgenossenschaft 

700e anniversaire de la Confederation 

28 Stimmen 
2 Stimmen 

Botschaft und Beschlussentwurf vom 1. Juni 1988 (BBI II, 1068) 
Message et projet d'arrete du 1er juin 1988 (FF II, 1041) 

Antrag der Kommission 
Eintreten 

Proposition de la commission 
Entrer en matiere 

M. Cottier, rapporteur: Je releverai que le Conseil national 
qui traitera l'objet durant cette session aussi, sera saisi de 
plusieurs propositions de modifications des deux arretes 
federaux. Le Conseil des Etats etant le conseil prioritaire, il 
se bornera a traiter le present objet conformement aux 
debats de sa commission. Nous ne discuterons, des lors, 
pas de ces propositions. Dans la mesure ou elles seront 
adoptees par le Conseil national, elles prendront le cours de 
la procedure d'elimination des divergences. 
Cela dit, le message et les projets des deux arretes federaux 
concernant le 700e anniversaire de la Confederation ont ete 
approuves par la Commission du Conseil des Etats a I' unani­
mite et avec enthousiasme. Est-ce chose etonnante, apres 
l'echec de CH 91 essuye par !es cantons de la Suisse cen­
trale, ou n'est-ce pas plutöt de bonne augure pour la com­
memoration de la naissance de la Confederation? Par leur 
retus, les peuples des cantons de la Suisse centrale ont 
aussi, a juste titre, voulu temoigner que cette commemora­
tion devait etre en premier lieu confie a la Confederation. 
Apres l'echec des projets cantonaux, le Conseil federal a 
rapidement agi et nous lui en savons gre. II a institue un 
groupe de reflexion preside par le professeur Altermatt de 
l'Universite de Fribourg, qui, apres quelques mois deja, a 
remis au gouvernement federal sa conception des festivites. 
Notre reconnaissance s'adresse aux membres de ce groupe 
de travail et plus particulierement a son president. 

· Si la commemoration du 650e anniversaire a eu lieu en 1941, 
dans la ferveur nationale, a Schwyz, celle du 600e anniver­
saire, a Schwyz egalement, a donne lieu en 1891 a des tetes 
d'une grande ampleur, qui ont rassemble les peuples des 
cantons suisses. Les ceremonies du 700e anniversaire, 
telles que !'excellent message du Conseil federal nous !es 
propose sous forme de projet, s'articuleront en trois fetes 
principales: la fete de la Confederation sur les lieux des 
cantons fondateurs avec la marche jusqu'au Rütli, la fete du 
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Für Annahme des Beschlussentwurfes 

An den Ständerat - Au Conseil des Etats 

85.069 

116Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

Arbeitsvermittlungsgesetz. Revision 
Loi sur le service de l'emploi. Revision 

Siehe Jahrgang 1987, Seite 177 Voir annee 1987, page 177 

Beschluss des Ständerates vom 28. September 1988 
Decislon du Conseil des Etats du 28 septembre 1988 

Differenzen - Divergences 

Reimann Fritz, Berichterstatter: Vor genau zwei Jahren, in 
der Frühjahrssession 1987, hat der Nationalrat das Bundes­
gesetz über die Arbeitsvermittlung und den Arbeitsverleih 
durchberaten. Inzwischen hat auch der Ständerat das 
Gesetz behandelt. Der Ständerat hat als Zweitrat gegenüber 
der Fassung des Nationalrates an 22 Artikeln Aenderungen 
vorgenommen. Unsere Kommission hat an ihrer Sitzung 
vom 17. Januar zu diesen Differenzen Stellung genommen. 
Bei vier Differenzen zum Ständerat beantragt Ihnen unsere 
Kommission, an der Fassung des Nationalrates festzuhalten. 
Bei fünf Artikeln wird eine neue Fassung vorgeschlagen. 
Aus der Kommission wurden zudem zwei Minderheitsan­
träge eingereicht. 
Einer der Streitpunkte zwischen Ständerat und Nationalrat 
liegt in den unterschiedlichen Prioritäten von öffentlicher 
und privater Arbeitsvermittlung. Der Ständerat wollte der 
öffentlichen Arbeitsvermittlung gegenüber der privaten Ver­
mittlung nur ergänzende Funktion einräumen, während 
Bundesrat und Nationalrat für eine Gleichstellung plädieren. 
Unsere Kommission beantragt Ihnen, an der Fassung, wie 
sie der Nationalrat in Artikel 1 Buchstabe b beschlossen hat, 
festzuhalten. 
Weitere Differenzpunkte bilden die Gebührenpflicht bei der 
Arbeitsvermittlung und beim Arbeitsverleih in den Artikeln 4 
und 15. Nach Vorschlag von Bundesrat und Nationalrat 
regelt der Bundesrat die Gebührenpflicht. Der Ständerat 
beantragt Streichung dieses Absatzes mit dem Hinweis auf 
die Gebührenhoheit der Kantone. Bundesrat und National­
rat streben jedoch eine Harmonisierung der Gebühren an. 
Unsere Kommission schliesst sich dieser Zielsetzung an und 
beantragt Ihnen Festhalten am Beschluss des Nationalrates. 
Ausserdem hat der Ständerat beschlossen, Artikel 14 zu 
streichen. In diesem Artikel geht es um die Sicherung von 
Ansprüchen von Arbeitnehmern aus dem Arbeitsverhältnis 
an Verleihfirmen, die durch eine Kaution des Verleihers 
gedeckt werden sollen. Beim Arbeitsverleih handelt es sich 
um ein Dreieckverhältnis. Der Arbeitnehmer hat zwei Arbeit­
geber: die Verleihfirma, die ihm den Lohn bezahlt, und den 
Einsatzbetrieb, der ihm die Arbeit zuweist. Gegenüber dem 
Einsatzbetrieb kann der Arbeitnehmer keine Forderungen 
geltend machen, da er von der Verleihfirma bezahlt wird. 
Wenn Ihnen unsere Kommission Festhalten an der Kaution 
beantragt, ist das keineswegs ein Misstrauensvotum gegen­
über den grossen bekannten Temporärfirmen. Aber weil es 
von der Investition und vom Know-how her recht leicht ist, 
eine Verleihfirma zu eröffnen, gibt es immer wieder inkom­
petente Elemente, die sich an dieses Gewerbe heranma­
chen. Beim Scheitern eines solchen Unternehmens müssen 
oft die Arbeitnehmer die Risiken tragen. Wir beantragen 
Ihnen deshalb Festhalten an Artikel 14. 
Zu Diskussionen Anlass gab auch die Frage der Unterstel­
lung von Leitpersonal unter einen im Einsatzbetrieb gültigen 
Gesamtarbeitsvertrag. Nach dem ursprünglichen Text des 
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Bundesrates, gemäss Artikel 20, würden nur die Lohn- und 
Arbeitszeitbestimmungen von allgemein verbindlich erklär­
ten Gesamtarbeitsverträgen berücksichtigt. Einen, von der 
Verwaltung im Auftrage unserer Kommission in der ersten 
Lesung ausgearbeiteten Vorschlag, der das Leitpersonal mit 
der Unterstellung unter einen im Einsatzbetrieb gültigen 
Gesamtarbeitsvertrag dem Stammpersonal gleichstellen 
wollte, hat der Nationalrat abgelehnt. Er stimmte bekannt­
lich einem Minderheitsantrag Allenspach zu. der zwar 
anstelle der Lohn- und Arbeitszeitbestimmungen alle im 
Gesamtarbeitsvertrag enthaltenen Arbeitsbedingungen 
berücksichtigt, sich jedoch auf die allgemeinverbindlichen 
Gesamtarbeitsverträge beschränkt 
In der Kommission wurde die Frage aufgeworfen, ob man 
nicht auf die von ihr in Auftrag gegebene, aber vom Natio­
nalrat in der ersten Lesung abgelehnte Fassung zurückkom­
men wolle. Diese Forderung wurde von Arbeitnehmerseite 
mit der Begründung geltend gemacht, dass nur ein kleiner 
Teil der gültigen Gesamtarbeitsverträge allgemeinverbind­
lich sind. Die Kommission hat die Wiederaufnahme dieses 
Vorschlages mehrheitlich mit dem Hinweis darauf abge­
lehnt, dass sich bezüglich allgemeiner Verbindlichkeit in der 
ersten Lesung zwischen National- und Ständerat keine Diffe­
renz ergeben habe. Die Kommissionsmehrheit stützt sich 
dabei auf Artikel 16 Absatz 2 des Geschäftsverkehrsge­
setzes. 
Die Kommission beantragt Ihnen, der vom Nationalrat in der 
ersten Lesung beschlossenen Fassung zuzustimmen. Eine 
Kommissionsminderheit Allenspach beantragt Zustimmung 
zum Ständerat. 
Eine wichtige Differenz ergab sich auch in Artikel 19 bezüg­
lich der Kündigungsfristen. Der Ständerat möchte für das 
Leitpersonal wesentlich vom Arbeitsvertragsrecht abwei­
chende Kündigungsfristen einräumen. Unsere Kommission 
hat für das Anliegen einer etwas gelockerten Regelung der 
Kündigungsfrist Verständnis gezeigt, wollte jedoch aus 
Gründen des Arbeitnehmerschutzes nicht so weit gehen wie 
der Ständerat. Wir beantragen Ihnen, der neuen Fassung 
unserer Kommission zuzustimmen. 
Bei Artikel 19 muss ich Sie noch auf einen Fehler auf der 
Fahne aufmerksam machen. Unsere Kommission hat zwar 
der ständerätlichen Fassung von Absatz 2 zugestimmt, 
jedoch ohne die Worte «in der Regel» in der ersten Zeile. 
Ich bitte Sie, diese Korrektur auf Ihrer Fahne noch vorzuneh­
men, also Absatz 2 wie Ständerat, aber ohne die Worte «in 
der Regel». 
Gestatten Sie mir, als Präsident dieser Kommission, eine 
Bemerkung allgemeiner Natur zu diesem Gesetz. Die Revi­
sion des Gesetzes über die Arbeitsvermittlung entspricht 
einer Notwendigkeit, weil das aktuell gültige Gesetz aus dem 
Jahre 1951 den heutigen Anforderungen in keiner Weise 
mehr Rechnung tragen kann. Das ist auch verständlich. 
wenn man die hektische technische, wirtschaftliche und 
auch gesellschaftliche Entwicklung der vergangenen 40 
Jahre berücksichtigt Ich denke an die Umstrukturierungen 
in den Betrieben, bei denen Zehntausende von Arbeitneh­
mern ihren angestammten Arbeitsplatz verloren haben und 
sich nach neuen Arbeits- und Existenzmöglichkeiten umse­
hen mussten. Gleichzeitig hat der Personalverleih in unserer 
Wirtschaft einen ungeahnten Aufschwung erfahren. Es ent­
spricht deshalb einem Bedürfnis, dass diese neue Form von 
Arbeitnehmer/Arbeitgeber-Beziehung, welche auf einem 
Dreieckverhältnis zwischen Leihfirma, Einsatzbetrieb und 
Arbeitnehmer beruht, gesetzlich geregelt wird, weshalb das 
Gesetz über die Arbeitsvermittlung durch den Arbeitsverleih 
ergänzt wurde. 
Trotz diesen kaum bestrittenen Notwendigkeiten hatte man 
von Anfang an den Eindruck, dieser Gesetzesentwurf werde 
als ungeliebtes und unerwünschtes Kind behandelt. Der 
Vorwurf von unnötiger staatlicher Reglementierung und 
unnötigem Eingriff der öffentlichen Hand in die Wirtschaft 
war unüberhörbar. Aber auch die Abstimmungsresultate, 
mit häufigen Enthaltungen sowohl im National- als auch im 
Ständerat, lassen auf eine gewisse Interesselosigkeit bis 
Ablehnung schliessen. 
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Das ist unverständlich, wenn man berücksichtigt, was in 
nächster Zukunft im Rahmen der technischen und wirt­
schaftlichen Entwicklung an weiteren Strukturmassnahmen 
zu erwarten ist. Als Gesetzgeber haben wir die Verpflich­
tung, die notwendigen gesetzlichen Schutzmassnahmen zu 
treffen, welche es ermöglichen, die Opfer dieser Entwick­
lung zu schützen und ihnen zu helfen. Das Gesetz in der 
Form, wie es Ihnen von unserer Kommission zur Annahme 
empfohlen wird, enthält die minimalsten Voraussetzungen, 
um diesen Anforderungen gerecht zu werden. 
Ich bitte Sie, den Anträgen der Kommission zuzustimmen. 

M. Darbellay, rapporteur: La loi sur laquelle nous travaillons 
maintenant comporte 44 articles et 22 ont ete modifies par le 
Conseil des Etats. La commission du Conseil national s'est 
montree specialement de bonne composition puisqu'elle ne 
maintient que sept divergences. Dans quatre cas, eile main­
tient sa formulation anterieure et dans trois autres, eile a 
essaye de trouver une formule intermediaire entre ce qu 'eile 
avait decide la premiere fois et ce qu'a decide le Conseil des 
Etats. 
Je ne rappellerai que tres brievement les principales diver­
gences, du fait que nous allons les reprendre article par 
article. L'une de ces importantes divergences concerne les 
garanties ou les suretes sous forme de caution des entre­
prises de placement. Le Conseil des Etats les a supprimees, 
la commission du Conseil national reste fidele a la formula­
tion du Conseil federal et a sa premiere decision. 
Quelques moditications sont prevues en ce qui concerne les 
delais de conge. Nous y reviendrons a l'article 19. La com­
mission du Conseil des Etats a egalement supprime la 
competence du Conseil federal de fixer !es emoluments. La 
commission du Conseil national y revient. Nous avons aussi 
traite le probleme de la soumission de ces travailleurs aux 
conventions collectives de travafl. Vous vous rappelez que le 
Conseil national avait deja admis ici de ne prendre en 
compte que les conventions collectives de travail dont l'ex­
tension avait ete decidee. Le Conseil national avait decide 
de tenir compte des conditions de salaire et de travail, alors 
que le Conseil des Etats se limite au salaire et au temps de 
travaiL 
D'une maniere generale, les autres modifications ne pretent 
pas a de longs commentaires. Je vous invite a voter les 
propositions de la majorite de la commission. 

Art. 1 Bst. b und c 
Antrag der Kommission 

b. eine öffentliche Arbeitsvermittlung .... 
c. Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 1 let. b et c 
Proposition de la commission 

b ..... service public de l'emploi qui .... 
c. Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 2 Abs. 1 und 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 2 al. 1 et 2 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 3 Abs. 2, 3 und 5 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
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Art. 3 al. 2, 3 et 5 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 4 Titel, Abs. 1 und 5 
Antrag der Kommission 
Titel und Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs. 5 
Festhalten 

Antrag Seiler Rolf 
Titel 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 4 titre, al. 1 et 5 
Proposition de /a commission 
Titre et a/. 1 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Al. 5 
Maintenir 

Proposition Seiler Rolf 
Titre 
Adherer au projet du Conseil federal 

Revision 

Seiler Rolf: Ich kann es sehr kurz machen. Es geht nur um 
den Titel der Artikel 4 und 15. Der Ständerat hat die Dauer 
herausgestrichen, obwohl der erste Satz dieses Artikels 
heisst: «Die Bewilligung wird unbefristet erteilt.» Das heisst, 
in diesem Artikel ist auch eine Angabe über die Frist. Das 
heisst, wir müssen diese Dauer im Titel wieder aufnehmen. 
Ich habe diesen Vorschlag bereits in der Kommission 
gemacht. Er blieb unbestritten, fiel aber im laufe der Zeit 
vom Tisch. Ich bitte Sie, diesen Titel zu übernehmen. 

Reimann Fritz, Berichterstatter: Es trifft zu, was Herr Seiler 
sagt. Er hat diese Frage innerhalb der Kommission aufge­
worfen. Wir sind aber dann nicht darauf eingetreten. Es 
wurde aber auch keine gegenteilige Auffassung vorge­
bracht. Als Kommissionspräsident kann ich dem Antrag von 
Herrn Seiler zustimmen. 

M. Darbellay, rapporteur: Je veux egatement me declarer 
d'accord avec cette proposition. Le titre prevu par le Conseil 
federal est «Etendue et duree de l'autorisation», mais cette 
autorisation etait limitee a cinq ans. Ensuite, dans la version 
du Conseil des Etats, on ne garde que la premiere phrase: 
«L'autorisation est delivree pour une duree illimitee». lci 
aussi il est donc question de duree et le titre serait plus 
complet si au lieu de «Etendue de l'autorisation» on mainte­
nait «Etendue et duree de l'autorisation». 

M. Delamuraz, president de la Confederation: Je suis d'ac­
cord! 

Titel - Titre 
Abstimmung - Vote 

Für den Antrag Seiler Rolf 
Dagegen 

Abs. 1-AI. 1 
Angenommen - Adopte 

Abs. 5-AI. 5 

offensichtliche Mehrheit 
Minderheit 

Reimann Fritz, Berichterstatter: Hier stimmen wir dem Stän­
derat zu, weil es überflüssig ist, zu erwähnen, dass die 
Bewilligung entzogen werden kann. Die Voraussetzungen 
zum Entzug der Bewilligung sind ohnehin in Artikel 5 um­
schrieben. 
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Bei Absatz 5 von Artikel 4 beantragt der Ständerat Strei­
chung der Bewilligungsgebühren. Mit dieser Streichung 
wollte der Ständerat nicht einfach die Bewilligungsgebüh­
ren abschaffen. Vieimehr wollte der Ständerat die kantonale 
Oberhoheit für die Gebühren aufrechterhalten. Der Bundes­
rat - wie ich das bereits zu Beginn gesagt habe - strebt 
jedoch eine Harmonisierung an. Auch die Kommission 
schliesst sich diesem Ziele an. Mit 11 zu 3 Stimmen bean­
tragt Ihnen die Kommission Festhalten am Beschluss des 
Nationalrates. 

M. Darbellay, rapporteur: Je me bornerai a apporter une 
precision. Le Conseil des Etats a supprime, au premier 
alinea, la phrase «L'autorisation peut etre cependant reti­
ree». II n'y a pas ici de difference de vues entre les deux 
conseils, mais le fait est que ce probleme est regle a l'arti­
cle 5 et les motifs de retrait de l'autorisation sont cites d'une 
maniere exhaustive; ils sont toutefois assez !arges pour qu'il 
puisse y avoir retrait de l'autorisation chaque fois qu'il y 
aurait abus de la part de l'entreprise. 

Angenommen - Adopte 

Art. 5 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 5 al. 2 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 7 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 7 al. 2 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 1 O Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 10 al. 2 
Proposition de la commission 
Adherer a la decisfon du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 11 Abs. 1 und 3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 11 al. 1 et 3 
Proposition de la commission 
Adherer a: la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 13 Abs. 2, 3 und 4 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 13 al. 2, 3 et 4 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 
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Art. 14 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Abs. 1 
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.... Kaution leisten. (Rest des Absatzes streichen) 
Abs. 2 
Die Höhe der Kaution bemisst sich nach dem Geschäftsum­
fang. Der Bundesrat .... 
Minderheit 
(Büttiker, Aliesch, Allenspach, Coutau, Gysin, l'IAhrt"''"''""'" 
Seiler Hanspeter, Wanner) 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 14 
Proposition de la commission 
Majorite 
Al. 1 

de location de services. (Biffer le reste de l'alinea) 
Al. 2 
Le montant des süretes est proportionnel a l'etendue de 
l'activite commerciale. Le Conseil federaf fixe !es montants 
minimum et maximum et regle les delais. 
Minorite 
(Büttiker, Aliesch, Allenspach, Coutau, Gysin, Rohrbasser, 
Seiler Hanspeter, Wanner) 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Büttiker, Sprecher der Minderheit: Der Bundesrat und dle 
Mehrheit der Nationalratskommission wollen hier etwas hin­
einschmuggeln, das im schweizerischen Recht absolut ein­
malig ist und deshalb zu einem gefährlichen Präjudiz für 
andere Branchen werden kann und mit Bestimmtheit auch 
werden wird. 
Artikel 14 dieses Gesetzes will die Arbeitsvermittlungsunter­
nehmen zur Hinterlegung einer Kaution zur Sicherstellung 
von Lohnansprüchen verpflichten. Diese Kaution soll laut 
Botschaft des Bundesrates pro Arbeitnehmer mindestens 
einen Monatslohn betragen, was für die ganze Branche 
immerhin ungefähr 50 Millionen Franken ausmacht. 
In der Praxis werden aber, Herr Reimann, grosse beste­
hende Arbeitsvermittlungsunternehmen das Kautionsvolu­
men weit besser aufbringen, als kleinere oder neugegrün­
dete Betriebe dazu in der Lage wären. Das bedeutet aber 
nichts anderes als eine staatliche Marktt:ieschränkungs-, 
Marktbehinderungs- und Strukturbereinigungspolitik. Der 
Staat hat hier nichts zu suchen. Aus grundsätzlichen Erwä­
gungen lehnt deshalb die FDP-Fraktion eine solche Kau­
tionspflicht ab. Diese neue Bestimmung für den Personal­
verleih ist eine willkürliche Diskriminierung von Unterneh­
men für temporäre Arbeit. Gerade solche Unternehmen 
braucht es aber auf dem heutigen Arbeitsmarkt, weil Teil­
zeitarbeit zu einem bedeutenden Sektor angewachsen ist. 
Auch in anderen vergleichbaren Branchen, Herr Reimann, 
können Lohnrisiken - das wissen Sie ganz genau - für 
Arbeitnehmer nie ganz ausgeschlossen werden. So müssten 
beispielsweise einige Spitzensportvereine für ihre teuren 
Profis und Trainer schon längstens zur Kautionshinterle· 
gung verpflichtet werden. 
Im übrigen besteht doch bereits ein Auffangnetz, indem der 
Schutz der temporär arbeitenden Arbeitnehmer - wie auch 
der anderen Arbeitnehmer - durch das Konkursprivileg 
erster Klasse sowie die allgemeinen Haftungsbestimmungen 
des Gesellschaftsrechts ausreichend gewährleistet ist. 
Um einen Dammbruch für Lohnkautionspflicht zu verhin­
dern, müssen wir den Anfängen wehren und der Minderheit 
bzw. dem Ständerat zustimmen. 

Seiler Rolf: Nun wissen wir, was wir sind, die Mehrheit der 
Kommission: Schmuggler, die etwas in ein, Gesetz hinein· 
schmuggeln wollen. Das stimmt nicht. Lesen Sie das gel· 
tende Gesetz von 1951 ! Dort ist diese Kaution bereits enthal­
ten. Daher kann man auch den Vorwurf nicht gelten lassen, 
dass hier willkürliche Diskriminierungen eingeführt werden 
sollten. 

michael.tellenbach
Textfeld



r 
1 

j 

2. März 1989 N 239 

Es ist ja eigenartig: Auch in der Kommission hat man diese 
Kaution mit ähnlichen Argumenten bekämpft und noch bei­
gefügt, es werde hier ein Präjudiz geschaffen. Das geltende 
Gesetz von 1951 wurde schon damals nicht sehr geliebt. 
wenn man die Debatten nachliest, aber in bezug auf die 
Kaution kann man in der Botschaft vom Juli 1950 den einfa­
chen Satz lesen: «Die Kautionsleistung ist nach geltendem 
Recht allgemein üblich.» Eine Diskussion im Nationalrat 
über eine Kautionsleistung fand überhaupt nicht statt 
Diese Kaution hat vor allem zwei Funktionen: 
1. Der Schutz der Arbeitnehmer: Leiharbeiter sollen eine 
gewisse Sicherheit haben, dass sie, auch wenn das Unter­
nehmen in Schwierigkeiten gerät, ihr Lohnguthaben bekom­
men können. Andererseits sind hier auch gewisse Sicherhei­
ten vorhanden, die nicht nur den Arbeitnehmer betreffen, 
sondern auch Sicherheiten für andere Forderungen gegen- • 
über diesen Unternehmen. 
2. Diese Kaution soll ganz bewusst auch eine gewisse 
Schwelle darstellen für den Einstieg in dieses Geschäft. 
Heute kann irgendwer ein Plakat auf ein Trottoir stellen und 
verkünden, er sei Arbeitsverleiher. Er braucht keine Bewilli­
gung. Die Leute kommen und sind die Geprellten. Wir wol­
len mit dieser Kautionsleistung dem unüberlegten Einstieg 
in ein Geschäft, das mit nicht geringen Risiken verbunden 
ist, vorbeugen. 
Es wird auch gesagt, an und für sich seien die Arbeitnehmer 
abgedeckt. Herr Büttiker hat zwei Punkte angeführt. Oft wird 
auch argumentiert, die Arbeitnehmer seien durch die 
Arbeitslosenversicherung, durch die Insolvenzentschädi­
gung abgedeckt. Aber auch dazu ist zu sagen, dass die 
erhöhten Geschäftsrisiken nicht durch eine Versicherung, 
die von den Sozialpartner getragen wird, abgedeckt werden 
können. 
Im Namen der CVP-Fraktion bitte ich Sie, der Mehrheit 
zuzustimmen. 

Leuenberger-Solothurn. Ich möchte Ihnen auch namens 
der Sozialdemokraten empfehlen, der Kommissionsmehr­
heit zustimmen, und meinem Erstaunen über diesen Minder­
heitsantrag Ausdruck geben. 
Ich habe immer gedacht, es gehe den Arbeitgebervertretern 
in diesem Rat - das sind lauter seriöse Leute - darum, 
seriöse Firmen vor unseriösen zu schützen und Marktverzer­
rungen Einhalt zu gebieten. 
Herr Rolf Seiler hat das Bild vom «Pionier» gezeichnet, der 
glaubt, er könne mit dieser Vermittlungstätigkeit auf die 
schnelle Tour ohne grosse Anstrengungen Geld verdienen, 
auf dem Buckel der betroffenen Arbeitnehmer nota bene. 
Aber muss sich nicht jede seriöse Arbeitsvermittlungsfirma 
von solchen «Pionieren» distanzieren und Hand bieten zu 
einer Regelung, die eben diese unseriösen, mit unsauberen 
Absichten Geschäftenden vom Markt fernhält oder ihnen 
mindestens den Marktzutritt ein wenig erschwert durch die 
Einführung der Kaution, die im Krisenfall dazu dienen soll, 
die Forderungen der Arbeitnehmer abzudecken? 
Es wird mir doch kein Vertreter der Minderheit plausibel 
machen wollen, er würde Hand bieten zu einer Lösung, die 
irgendwelchen Hasardeuren erlauben würde, Geschäfte zu 
versuchen, Risiken einzugehen, die die betroffenen Arbeit­
nehmer zu decken hätten. 
Ich bin mir das in schweizerischen und auch - Herr Kollega 
Büttiker - in solothurnischen Landen eigentlich nicht 
gewohnt. Normalerweise vertreten unsere bürgerlichen 
Gegner die seriösen Unternehmungen und nicht die Schlau­
meier, die versuchen, sich auf dem Buckel der Arbeitnehmer 
zu bereichern. 
Ich bitte Sie also eindringlich, der Kommissionsmehrheit zu 
folgen und damit ein klares Bekenntnis abzulegen für jene 
Firmen, die seriös geschäften, die allgemein anerkannt sind 
und die auch mit den Gewerkschaften den landesüblichen 
Umgang pflegsn. 

M. Rohrbasser: On ne pourra certes jamais empecher que 
de temps a autre une entreprise de placement, ou toute 
autre entreprise d'ailleurs, manquant de serieux dans sa 

gestion, en arrive a cteposer son bilan, mais est-ce une 
raison suffisante pour marginaliser ce genre d'activite? J'ai 
peur que l'on applique le systeme de la caution dans bien 
d'autres cas et dans d'autres champs d'activite. Par ailleurs, 
il appara1t que c'est si simple de contracter une assurance­
risque en ce domaine couvrant ces süretes, que la valeur du 
systeme en devient tout relatit. II apparatt egalement que, de 
par le droit civir, les travailleurs ont droit a une protection, et 
graduer celle-ci par rapport a une categorie serait privilegier 
celle-ci par rapport aux autres. 
Les criteres de l'autorisation qui leur sera accordee feront 
deja un tri de quaiite des entreprises en la matiere. Si 
quelques aventuriers ont existe dans ce secteur d'emplois 
temporaires, il s'avere qu'ils ne se sont pas eternises et les 
cas de faillite de ces entreprises sont rares. On ne peut pas 
forcement en dire autant de certaines branches convention­
nelles. 
La reputation des entreprises de placement temporaire se 
fait ou se defait a grande vitesse, de par la specificite de ce 
marche, qui s'epure de lui-meme. En ce qui concerne l'UDC, 
nous accordons. a ces entreprises la meme confiance qu'a 
une autrre, ni plus ni moins. C'est pourquoi l'UDC se rallie 
au Conseil des Etats. 

Stappung: Was die Mehrheit beantragt und dieser Rat 
bereits beschlossen hat, ist ja nicht neu. Bereits bisher 
bestand eine Kautionspflicht, und trotzdem sind Arbeitsver­
mittlerinstitute wie Pilze aus dem Boden geschossen. Es 
kann also nicht argumentiert werden, die Kaution, die sich 
nach dem Arbeitsumfang richtet, sei ein Hindernis für dieje­
nigen, die neu in dieses ausserordentlich lukrative Geschäft 
einsteigen wollen. Hier handelt es sich eindeutig um den 
Vollzug von Artikel 34ter der Bundesverfassung, um Arbeit­
nehmerschutz, um einen - konkreten -Arbeitnehmerschutz. 
In Artikel 34ter der Bundesverfassung ist auch erwähnt, dass 
der Bundesrat zum Schutze der Arbeitnehmer besondere 
Erlasse «über die Arbeitsvermittlung» vornehmen kann. 
Wenn Sie die Bewilligungsauflagen gemäss Artikel 3 
betrachten, stellen Sie fest, dass diese Voraussetzungen 
ohne weiteres von jedermann praktisch erfüllt werden. Sie 
sind also eine relativ kleine Hürde, die eigentlich den Arbeit­
gebern dient, die daran interessiert sind, solvente 
Geschäftspartner zu haben. 

Allenspach: So leicht, wie es dargetan worden ist, kann man 
heute ein Temporärunternehmen nicht mehr eröffnen. 
Lesen Sie in Artikel 13 die Voraussetzungen dazu. Ein sol­
ches Unternehmen muss im Handelsregister eingetragen 
sein. Es muss über ein zweckmässiges Geschäftslokal verfü­
gen. Der Personalverleiher darf kein anderes Gewerbe 
betreiben. Er muss eine fachgerechte Verleihtätigkeit 
gewährleisten. Er muss über einen guten Leumund ver­
fügen. 
Bei diesen Voraussetzungen, Herr Seiler, kann man nicht 
einfach auf dem Trottoir ein Plaket aufstellen und damit 
einen Betrieb eröffnen. Wir müssen dies berücksichtigen. Es 
gibt wenige Branchen, bei denen derartige Voraussetzun­
gen für die Betriebseröffnung in einem Gesetz verankert 
sind. Wir sollten den jungen Leuten nicht geradezu verbie­
ten, neue Betriebe zu eröffnen. 
Was will die Kaution? Sie will eindeutig - das ist heute 
gesagt worden - den Marktzutritt verbarrikadieren. Man will 
nicht, dass junge Leute einen Betrieb eröffnen können, und 
will ihnen dies durch die Stellung einer Kaution erschweren. 
Tatsächlich können die jungen Leute trotz der Kautions­
pflicht Betriebe eröffnen. Wie gross ist die Kaution? Nach 
der Bestimmung des Gesetzes richtet sie sich nach dem 
Geschäftsumfang. Wie gross ist der Geschäftsumfang, wenn 
man einen neuen Betrieb eröffnet? Die Kaution wird also zu 
Beginn recht klein sein. Wer bezahlt Kautionen? Jene Unter· 
nehmen, die etabliert sind, die seriös sind und einen grossen 
Geschäftsumfang haben. Von dieser Seite her ist die Kau­
tion ein sehr mangelhaftes und untaugliches Mittel, um das 
Ziel zu erreichen. 
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Artikel 34ter der Bundesverfassung ist angerufen worden. 
Die Kaution soll im Sinne des Arbeitnehmerschutzes gewis­
sermassen die Verpflichtungen des Arbeitgebers im Kon­
kursfall abdecken. Ich glaube nicht, dass wir generell von 
Artikel 34ter der Bundesverfassung den Grundsatz ableiten 
können, es sei im Sinne des Arbeitnehmerschutzes eine 
Kaution zu leisten, um die Haftung des Arbeitgebers im 
Konkursfall abdecken zu können. Wenn Sie davon ausge­
hen, müssen Sie von sämtlichen Unternehmen in der 
Schweiz derartige Kautionen verlangen. Aus Gründen der 
Rechtsgleichheit könnte dies nicht nur von einer ,,,r,7ir,,,n 
Branche verlangt werden. Im übrigen ist festzuhalten, dass 
die Arbeitnehmer keinen Schaden erleiden, weil die Arbeits­
losenversicherung im Falle eines Konkurses für die entspre­
chenden Schäden aufkommt, und zwar nicht nur bei Tem­
porärunternehmen, sondern bei allen Unternehmen haftet 
sie für die Lohnausfälle, die die Arbeitnehmer im Konkursfall 
erleiden. Ich lehne vor allem die vorangegangene Interpreta­
tion von Artikel 34ter der Bundesverfassung ab und 
betrachte die Kautionspflicht als unzweckmässiges Mittel. 
Ich bitte Sie, dem Ständerat zuzustimmen. Das wäre auch 
aus einem anderen Grunde zweckmässig: Wir sollten nach 
Möglichkeit möglichst wenig Differenzen zum Ständerat 
haben, damit dieses Gesetz endlich einmal durch beraten ist. 

Fischer-Sursee: Ich habe an sich sehr viel Verständnis für 
das Anliegen, dass Ordnung bestehen soll, dass nicht regel­
widrig gehandelt werden soll. Aber hier möchte ich nun 
doch von der Praxis her dafür votieren, dass man diese 
Kaution leisten und verlangen muss. Wir haben sie ja schon 
in der Praxis nach dem geltenden Arbeitsvermittlungsge­
setz, und die bundesrecht!iche Abstützung ist aufgrund von 
Artikel 34ter BV gegeben, so dass man nicht von Verfas­
sungswidrigkeit sprechen kann. 
Es stimmt auch nicht, wie es Herr Allenspach dargelegt hat, 
dass die grossen, die guten und seriösen Unternehmen 
gross zur Kasse gebeten werden und die jungen Unterneh­
men mit kleinem Arbeitsumfang bescheiden ausgehen. Es 
ist nicht so, dass diese Kaution verfallen ist. Sie ist ja nur 
eine Sicherheitsleistung, die entweder in Form eines ver­
zinslichen Depots bei einer Bank, in Form einer Versiche­
rungsgarantie oder in Form einer Bankgarantie geleistet 
werden kann. So ist es durchaus möglich, dass auch ein 
Jungunternehmer, der neu ins Geschäft einsteigt, ohne allzu 
grosse finanzielle Mittel in der Lage ist, diese Garantie zu 
leisten. Wir kennen übrigens auch in anderen Bereichen 
diese Garantiepflichten indirekt - ich denke an das Versi­
cherungswesen oder an die Banken, die zum Schutze der 
Einleger die Eigenmittelvorschriften haben-, so dass auch 
hier ohne weiteres ein solches Anliegen berücksichtigt wer­
den kann. Wir müssen sehen, um was es geht: Es geht um 
den Schutz von vertraglich schwachen Partnern. Als Anwalt 
muss ich Ihnen aus eigener Praxissagen: Es hat mich schon 
wiederholt gestört, dass in solchen oder ähnlichen Fällen 
die Arbeitnehmer leer ausgehen und den Lohn für ihre 
Arbeit verlieren. Es sind meistens sozial ganz schwache 
Arbeitnehmer. Aus diesen Gründen ist es unsere Pflicht, hier 
dafür zu sorgen, dass diese ihre Sicherheit haben. Es geht 
nicht darum, wie Herr Aflenspach dargelegt hat, generell für 
den Arbeitnehmer im Konkursfalle eine Garantie einzufüh­
ren. Wir müssen sehen, dass die Arbeitsvermittlung ein 
Sonderfall ist. Arbeitgeber ist ja nicht derjenige, der den 
Vermittelten einsetzt, sondern der Vermittler ist Arbeitgeber. 
Der Vermittelte arbeitet aber nicht im Betrieb des Vermitt­
lers. Er hat also die Sicherheit nicht, die Arbeitnehmer 
haben, die bei einem Patron arbeiten und den Betrieb hinter 
sich haben. Hier liegt der entscheidende Unterschied, und 
deshalb bin ich der Meinung, man sollte aus sozialen 
Gründen und zum Schutz der Vermittelten diese Garantie 
einführen. Sie kostet für den Vermittler beileibe nicht sehr 
viel. 

Oehler: Ich möchte mich dafür aussprechen, dass wir Arti­
kel 14, so wie wir ihn beschlossen haben, im Gesetz stehen­
lassen. Ich spreche aus Erfahrung, zumal ich als Unterneh-
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mensleiter sehe häufig mit Personalverleih -welch schreck­
liches Wort! - arbeite; ich gehe mit allen meinen Vorrednern 
einig, dass wir achtgeben müssen und uns darauf stützen, 
dass wir seriöse Partner haben. Auf dem Gebiet des Perso­
nalverleihs gibt es mehr als nur unseriöse Partner. Es gibt 
Leute. welche - ich weiss es aus eigener Erfahrung - die 
Arbeitnehmer unter dem Titel der Handels- und Gewerbe­
freiheit und des Personalverleihs ausbeuten. Wir haben alles 
zu unternehmen, um diesen Ausbeutern das Handwerk zu 
legen. Die Voraussetzungen nach Artikel 13, welche von 
Herrn Allenspach als genügend eingestuft werden, sind für 
mich das absolute Minimum, welches man fordern muss 
um auf diesem Gebiet Ordnung zu schaffen. Ich sage da~ 
aufgrund meiner vieljährigen Erfahrung mit dem Personal­
verleih. Aus diesem Grund ist die Kaution, welche ja gemäss 
Artikel 14 Absatz 2 vom Bundesrat festgesetzt werden kann, 
das Minimum, das wir einführen können. Herr Allenspach, 
dieser Artikel 14 verunmöglicht einem Jungen, vielleicht 
auch Unerfahrenen, nicht, auf diesem Gebiet ein Geschäft 
zu eröffnen! Stellen wir uns vor: ein Geschäft eröffnen mit 
dem Ausleihen von Leuten. 
Ich weiss, dass wir den Personalverleih aus der heutigen 
Wirtschaft nicht mehr wegdenken könnten. Er hilft in der 
Wirtschaft wesentlich mit, Spitzen nach oben oder nach 
unten zu brechen. Aber Ordnung schaffen müssen wir. Für 
mich ist die Hinterlegung einer Kaution - Herr Fischer hat 
dargelegt, wie man mit Hilfe von Bankgarantien oder mit 
Versicherungsgarantien verfahren kann-das Minimum, das 
wir haben müssen, um Ordnung herbeizuführen. 
Ich bitte Sie, dem Ständerat nicht zuzustimmen, sondern an 
unserem Beschluss festzuhalten. 

Bonny: Ich pflege sonst den Brauch, dass ich zu Vorlagen, 
bei denen ich seinerzeit als Beamter beteiligt war, nicht 
Stellung nehme. Ich habe das auch bei diesem Gesetz so 
gehalten, sowohl in der Fraktion als bis jetzt auch im 
Plenum. Ich habe mich aufgrund der Diskussion in diesem 
Fall entschlossen, von diesem Grundsatz abzuweichen. Ich 
finde, man muss bei diesem Artikel 14 die Proportionen 
wahren. Es geht vor allem um zwei wesentliche Dinge: Wir 
müssen erstens wissen, dass es auf dem Arbeitsmarkt -
beim Personalverleih insbesondere-um sehr heikle Rechts­
güter geht, die eben in gewissen Fällen einen besonderen 
Schutz verdienen. Eine zweite Ueberlegung war in der Früh­
zeit dieses Gesetzes, dass bei diesem Artikel ganz eindeutig 
die Idee der Missbrauchsbekämpfung im Vordergrund 
stand. Wir müssen damit eine vorbeugende Massnahme 
ergreifen, um gewissen Missbräuchen, die auf diesem 
Gebiete jedenfalls in den Anfängen in relativ grosser Zahl 
vorgekommen sind, die Spitze zu brechen. Das ist der 
Grund, weshalb ich mich hier zur Kaution bekenne. Ich 
stehe ja nicht unbedingt im Ruf, ein Feind unserer Wirt· 
schaft zu sein; aber es gibt gewisse Grenzen, die wir respek­
tieren müssen. 
Ich beantrage Ihnen, der Mehrheit der Kommission zuzu­
stimmen. 

Hänggl: Nach den vorausgegangenen Voten drängt es mich 
doch, hier noch eine Korrektur anzubringen. Verschiedene 
Redner haben ausgesagt, dass man die grossen, seriösen 
Unternehmen schützen wolle. Es fragt sich - oder die Aus­
sage stört mich -: Sind denn die grossen a priori die seriö· 
sen Unternehmen? Ich habe auch schon gegenteilige Erfah­
rungen gemacht. Gerade die kleinen Firrnen sind es sehr oft. 
die bei der Erreichung individueller Lösungen mithelfen, 
sowohl für den Arbeitnehmer wie für den Arbeitgeber. Das 
wollte ich hier doch noch richtigstellen. 

Reimann Fritz, Berichterstatter: Es ist etwas ungewohnt. 
dass in einem Differenzbereinigungsverfahren zu einem 
Artikel, der von diesem Rat bereits beschlossen wurde, so 
viel diskutiert wird. Ich hoffe jedoch, dass diese Diskussion 
doch etwas zur Klärung beigetragen hat. Was will dieser 
Artikel 14? Artikel 14 sagt aus, dass der Verleiher zur Siehe· 
rung von Lohnansprüchen aus dem Personalverleih eine 
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Kaution zu leisten hat. Ihre Höhe bemisst sich nach dem 
Geschäftsumfang und wird bei jeder Bewilligungserneue­
rung überprüft. Der Bundesrat setzt den Mindest- und den 
Höchstbetrag fest und regelt die Einzelheiten. Unser Rat hat 
diesem Artikel in der ersten Lesung zugestimmt. Der Stän­
derat hat beschlossen, diesen Artikel zu streichen. Unsere 
Kommission in ihrer Mehrheit beantragt, dass wir an unse­
rem Beschluss festhalten. Ich vertrete hier die Kommissions­
mehrheit. Eigentlich könnte ich dem zustimmen, was von 
den Befürwortern dieses Artikels gesagt wurde - ich muss 
eigentlich nicht mehr viel beifügen. Hier herrscht ein beson­
deres Arbeitnehmer-/Arbeitgeberverhältnis, denn der Arbeit· 
nehmer hat zwei Arbeitgeber. Demjenigen Arbeitgeber 
gegenüber, der ihm die Arbeit zuweist, kann er keine Lohn­
ansprüche geltend machen. Dort, wo also die Investitionen 
sind, dort, wo Sicherheit liegt, kann er keine Ansprüche 
geltend machen. Er kann die Ansprüche nur beim Verleihbe­
trieb geltend machen. Es wurde richtig gesagt: Dabei geht 
es nicht um einen Gewerbebetrieb, sondern um den Verleih 
von Menschen, und da muss man die Hürde schon etwas 
höher setzen. Aus diesem Grunde bitte ich Sie, der Mehrheit 
zuzustimmen. 

M. Darbellay, rapporteur: On a pose la question: pourquoi 
adopter pour ce genre d'entreprises une solution qui n'est 
pas habituelle? La reponse est facile. Nous legiferons 
expressement pour ce genre d'entreprises, car des pro­
blemes se posent. Et, si nous demandons aux entreprises de 
location de service de fournir des garanties, c'est parce 
qu'elles ont une structure bien particuliere. Elle ne produi­
sent pas directement des biens et des services - comme on 
le dit tres bien dans le message du Conseil tederal - mais 
elles louent des personnes pour produire ces biens et ces 
services. C'est donc un probleme important de la protection 
de ces travaiileurs que de pouvoir leur garantir un salaire. 
M. Peter Hänggi a souleve a juste titre le probleme des 
petites entreprises. Elles meritent notre attention aussi bien 
que les grandes. Mais, ,je crois pouvoir le dire ici d'une 
maniere tres nette, les mesures qui sont prises ne sont pas 
prejudiciables a ces petites entreprises. Toute entreprise 
serieuse, petite ou grande, doit avoir, au moment Oll eile se 
lance, les moyens necessaires pour assurer les obligations 
legales prevues. Des personnes competentes ont rappele ici 
qu'une caution n'est pas quelque chose d'extraordinaire­
ment eher. On peut se la procurer aupres des etablisse­
ments specialises. 
Je vous rappelle en outre que le message du Conseil tederal 
precise que cette mesure aurait aussi l'avantage d'empecher 
certaines personnes de se lancer inconsiderement dans ce 
genre d'entreprise. Beaucoup d 'autres protessions connais­
sent egalement le depot de caution. II y a ici une situation 
tout a fait particuliere, nous devons y souscrire. 

M. Delamuraz, president de Ja Confederation: Je remercie 
M. Büttiker de l'enrichissement de ma langue allemande. 
Mais, je peux lui dire: «dass ich kein Schmuggler bin, auch 
wenn ich mit der Mehrheit der Kommission bin». 
En effet, on dit que le Conseil federal s'est mal manifeste 
dans ce projet de loi et qu'il va faire un usage tout a fait 
demesure d'une soif inextinguible d'etatisme. Ce n'est pas 
vrail La meilleure preuve est, qu'au moment Oll nous vous 
demandons d'introduire cette securite pour les entreprises 
de travail temporaire, nous la levons. Elle est actuellement 
en vigueur dans la legislation, mais sera remplacee par la 
nouvelle, qui exige des agences de placement et d'emigra­
tion l'obligation de fournir des süretes. Cela ne s'impose 
plus et nous leverons donc cette obligation. 
En revanche, dans les entreprises dont vous parlez, cela 
continue de s'imposer. Et pourquoi? Parce que M. Rohrbas­
ser faisait des analogies entre les entreprises comme celles­
ci et des entreprises normales, c'est-a-dire toutes les autres. 
Mais, je crois qu'il y a quand meme une difference fonda­
mentale. Dans !es autres entreprises, lorsqu'elles s'y sont 
mal prises et dans des situations difficiles, il y a le plus 
souvent un capital d'une certaine valeur et dont l'exploita-
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tion pourra servir a c;.ouvrir d'abord le traitement de ses 
employes, tandis que le capital des entreprises de location 
de service se compose d'un crayon, d'une gomme, d'un 
telephone qui ne leur appartient meme pas. Donc, avec un 
capital si mince, vous ne couvrirez jamais les besoins 
enclenches par une mauvaise situation ou la faillite. Si cela 
representait des mille et des cents et que ce «perfection­
nisme» doive conduire a un rencherissement inadmissible 
de ce type de services, on pourrait y reflechir a nouveau. 
Mais ce n'est pas le cas et chacun sait qu'avec un cautionne­
ment solidaire aupres d'un assureur prive ou aupres d'une 
banque la charge annuelle se monte a quelques centaines 
de francs. 
N'entamons pas pour la troisieme fois une guerre de religion 
pour si peu et ne voyons pas la un monstre etatise en train 
de serrer a la gorge la pauvre economie privee. C'est vrai­
ment une image tout a fait disproportionnee. II faut donc 
voter avec la majorite. 

Abstimmung Vote 

Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art. 15 Titel, Abs. 1 und 5 
Antrag der Kommission 
Titel und Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs. 5 
Festhalten 

Antrag Seiler Rolf 
Titel 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 15 titre, al. 1 et 5 
Proposition de la commission 
Titre et al. 1 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Al. 5 
Maintenir 

Proposition Seiler Rolf 
Titre 
Adherer au projet du Conseil federal 

84Stimmen 
54Stimmen 

Präsident: Der Antrag Seiler Rolf zu diesem Artikel ist 
bereits behandelt worden. 

Angenommen gemäss Antrag Seiler Rolf 
Adopte selon la proposition Seiler Rolf 

Art. 16 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 16 al. 2 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 18 Abs. 2 und 3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 18 al. 2 et 3 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Hier wird die Beratung dieses Geschäftes unterbrochen 
Le debat sur cet objet est interrompu 

Schluss der Sitzung um 12.15 Uhr 
La seance est levee a 12 h 15 
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differents les uns des autres, travaillant independamment et 
sans aucune cohesion entre eux. 
Je suis oblige de reconna7tre que !a politique regionale, 
d'une part, la promotion economique et la politique du 
tourisme, d'autre part, sont des domaines, Monsieur Schei­
degger, objectivement distincts. L'aide aux regions de mon­
tagne, l'encouragement de l'innovation, la diversification, 
l'implantation industrielle, la promotion du tourisme, voila 
autant de domaines qui repondent ä des definitions et ä des 
methodes qui ne sont pas semblables et auxquelles on ne 
peut pas appliquer une seule et meme recette. 
En outre, dans une certaine mesure en tout cas, les champs 
d'application de ces politiques peuvent etre assez differents 
!es uns des autres ä raison du lieu ou ils ont a s'exprimer. 
Des lors, soucieux des principes modernes de l'economie 
d'entreprise, qui exige une decentralisation en memetemps 
qu'une etroite cooperation, l'OFIAMT, qui, au Departement 
de l'economie publique, a la part preponderante dans la 
conduite de ces politiques, a renonce a etablir une centrali­
sation des täches et, par consequent, ä constituer une seule 
division qui aurait, sur l'ensemble de ces problemes, la 
haute main et la decision definitive. Mais, lorsque des ques­
tions strategiques se posent en cette matiere et que ces 
decisions, ces questions, sont d'une importance considera­
ble, la direction de l'OFIAMT prend alors directement les 
affaires en main et assure ainsi automatiquement - dirais-je 
- cette coordination des efforts qui, normalement, peut etre 
assuree spontanement sans l'oeuvre de centralisation. 
Je crois que ies experiences faites nous demontrent que 
nous avons la une formule elegante et que nous ne gagne­
rions rien, sinon quelques fonctionnaires supplementaires 
et sans doute une administration plus lourde, si nous vou­
lions a tout prix coiffer du meme chapeau l'ensemble de ces 
activites au titre de la coordination. Celle-ci s'opere entre 
eile et, lorsque l'affaire presente un degre d'imbrication 
suffisante, la direction de l'OFIAMT intervient spontane­
ment. 

Scheidegger: Man kann ja auch in den eigenen Familien 
leicht unterschiedliche Ansichten haben wie beispielsweise 
in der Regionalpolitik. Ich stelle hier eine kurze Nachfrage: 
Wie steht es um das Einlösen des Versprechens von Herrn 
Bundesrat Furgler anlässlich der Beantwortung des Postula­
tes Gadient, dass nämlich die Zentralstelle für die Wirt­
schaftsförderung im Hinblick auf eine verbesserte regional­
politische Koordination verstärkt werden soll? 

M. Delamuraz, president de la Confederation: La traduction 
ayant ete un peu hesitante sur ce point, je remercie l'inter­
pellant de la traduction successive qu'il a donne de son 
propos. II est dans l'ordre des choses de renforcer cette 
centrale, ce qui a ete fait, a ma connaissance (d'une unite 
jusqu'a maintenant) pour parvenir a accomplir plus intense­
ment ce travail de decentrafisation et de regionalisation. 
Nous pouvons concevoir la creation d'une autre unite sup­
plementaire. 

250 N 

85.069 

Arbeitsvermittlungsgesetz. Revision 

Loi sur le service de l'emploi. Revision 

Fortsetzung - Suite 

Siehe Seite 236 hiervor Voir page 236 ci·devant 

Art. 19 Abs. 1 Bst. c, 2 und 2bis Bst. a bis c 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 Bst. c 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.2 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs. 2bis Bst. a bis c 
In den ersten sechs Dienstmonaten kann .... 
a ..... Frist von mindestens zwei Tagen .... 
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b ..... Frist von mindestens sieben Tagen auf das Ende einer 
Arbeitswoche gekündigt werden. 
c. Streichen 

Antrag Fäh 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag Oester 
Abs. 2bis Bst. b 
b. während des vierten bis sechsten Monats der ununterbro­
chenen Anstellung mit einer Frist von mindestens sieben 
Tagen gekündigt werden. 

Antrag Graf 
Abs. 2bis Bst. c 
c. während des siebten bis zwölften Monats der ununterbro­
chenen Anstellung mit einer Frist von vierzehn Tagen 
gekündigt werden. 

Art. 19 al. 1 let. c, 2 et 2bis let. a a c 
Proposition de la commission 
Al. 1 !et. c 
Adherer au projet du Conseil federai 
Al. 2 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Al. 2bis /et. a a c 
.... pendant les six premiers mois de service, .... 
a. Moyennant un delai de conge de deux jours au moins 
durant les trois premiers mois d'un emploi ininterrompu; 
b. Moyennant un delai de conge de sept jours au moins, 
pour la fin d'une semaine, entre le quatrieme et sixieme 
mois d'un emploi ininterrompu. 
c. Biffer 

Proposition Fäh 
Adherer ä la decision du Conseil des Etats 

Proposition Oester 
Al. 2bis !et. b 
b. Moyennant un delai de conge de sept jours au moins 
entre le quatrieme et le sixieme mois d'un emploi ininter· 
rompu; 

Proposition Graf 
Al. 2bis /et. c 
c. Moyennant un delai de conge de quatorze jours entre le 
septieme et le douzieme mois d'un emploi ininterrompu. 

Reimann Fritz, Berichterstatter: Artikel 19 des Arbeitsver· 
mittlungsgesetzes ordnet Form und Inhalt des Arbeitsvertra· 
ges für das Leihpersonal. In diesem Artikel schlägt der 
Ständerat für das Leihpersonal spezielle, vom Obligationen­
recht abweichende Kündigungsfristen vor. Er ging von der 
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Annahme aus, dass der Leiharbeitnehmer oder die Leihar­
beitnehmerin bewusst ein eher etwas lockeres Arbeitsver­
hältnis sucht, das leichter wieder gelöst werden kann. 
Dieses Argument wurde in unserer Kommission nicht ganz 
bestritten. Hingegen wurde in der Kommission mit Recht 
darauf hingewiesen, dass Temporärfirmen nicht nur von 
Arbeitnehmern aufgesucht werden, die ein möglichst locke­
res Arbeitsverhältnis suchen. Es werden z. B. auch Arbeits­
lose durch öffentliche Arbeitsämter oder durch private Ver­
mittler an Temporärfirmen vermittelt Das kann insbeson­
dere bei Betriebsschliessungen und bei Teilschliessungen 
vorkommen, bei denen auf den gleichen Zeitpunkt hin eine 
grössere Zahl von Arbeitnehmern entlassen werden. Bei 
einem Arbeitslosen, der die Stelle durch Aufhebung seines 
Arbeitsplatzes verloren hat oder im Begriffe ist, sie zu verlie­
ren, dürfte das Bedürfnis nach mehr Sicherheit grösser sein 
als nach mehr Flexibilität Deshalb schlägt Ihnen unsere 
Kommission ein etwas abgeschwächtes F!exibilisierungs­
modell vor. 
Zuerst noch ein Wort zu Absatz 1 Buchstabe c: Der Stände­
rat schlägt vor, dass im schriftlichen Arbeitsvertrag des 
Verleihers nur die Kündigungsfrist vom zweiten Dienstjahr 
an enthalten sein muss. Wenn Sie jedoch dem Antrag unse­
rer Kommission zu Absatz 2bis folgen, in dem der ständerät­
liche Vorschlag zu Buchstabe c gestrichen werden soll, wird 
die Kündigungsfrist im Gesetz nur für das erste Halbjahr 
geregelt, so dass im schriftlichen Vertrag nicht erst ab dem 
zweiten Dienstjahr befunden werden kann. 
In unserer Kommission wurde aber auch die Meinung vertre­
ten, dass die Kündigungsfrist im Vertrag aufgeführt werden 
soll, auch wenn sie gesetzlich geregelt ist. Der Arbeitnehmer 
sollte nicht nebst dem Vertrag auch das Gesetz konsultieren 
müssen, um über die Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
orientiert zu sein. Unsere Kommission hat mit 14 zu O Stim­
men beschlossen, der bundesrätlichen Fassung von Buch­
stabe c in Absatz 1 den Vorzug zu geben. 
Bei Absatz 2 mache ich Sie auf einen Fehler auf der Fahne 
aufmerksam. Unsere Kommission hat beschlossen, dem 
Wortlaut des Ständerates von Absatz 2 zuzustimmen, 
jedoch ohne die Worte «in der Regel». Auf der Fahne wurde 
diesem Beschluss nicht voll Rechnung getragen. Ich bitte 
Sie, diese Korrektur auf Ihrer Fahne noch vorzunehmen. 
Die imperative Schriftlichkeit des Arbeitsvertrages wurde in 
unserer Kommission damit begründet, dass in Absatz 1 die 
vertragliche Regelung bestimmter Arbeitsbedingungen ver­
langt wird, weshalb die Schriftlichkeit nicht zu umgehen ist. 
Für die dringendsten Fälle von kurzfristigen Einsätzen -von 
einem halben Tag beispielsweise-, bei denen aus Zeitgrün­
den auf die Schriftlichkeit verzichtet werden muss oder auch 
verzichtet werden kann und darf, soll der Bundesrat die 
Kompetenz haben, Ausnahmen vorzusehen. 
Nun Absatz 2bis. Nach Obligationenrecht Artikel 334, 
Arbeitsvertragsrecht, dauert die Probezeit einen Monat. Sie 
kann durch Abrede - Normalarbeitsvertrag oder Gesamtar­
beitsvertrag - auf drei Monate verlängert werden. Während 
dieser Zeit dauert die Kündigungsfrist- sofern nichts ande­
res vereinbart wurde - sieben Tage auf das Ende einer 
Arbeitswoche. Nach Ablauf der Probezeit beträgt die Kündi­
gungsfrist im unter jährigen Dienstverhältnis- gemäss Obli­
gationen recht Artikel 336a - einen Kalendermonat. 
Der Ständerat möchte die Kündigungsfrist in den ersten drei 
Monaten auf 2 Tage begrenzen, vom vierten bis sechsten 
Monat auf 7 Tage und vom siebten bis zwölften Monat auf 
14 Tage. Aus Gründen des Arbeitnehmerschutzes hat sich 
unsere Kommission dem Flexibilisierungswunsch des Stän­
derates nicht ganz verschlossen. Unsere Kommission 
schlägt Ihnen vor: bei Litera a während der ersten drei 
Monate der Anstellung statt wie der Ständerat 2 Tage: «min­
destens 2 Tage»; bei Litera b während des vierten bis sieb­
ten Monates der Anstellung statt wie der Ständerat 7 Tage: 
«mindestens 7 Tage auf das Ende einer Woche»; bei Litera c 
während des siebten bis zwölften Anstellungsmonates statt 
wie der Ständerat 14 Tage die obligationenrechtliche 
Lösung von einem Monat. 
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Im Plenum sind drei Aoträge eingegangen: der Antrag Graf, 
der vorschlägt, dass man bei Litera c dem Ständerat 
zustimmt, also 14 Tage Kündigungsfrist in der zweiten Hälfte 
des Anstellungsjahres; der Antrag Oester, der bei Litera b 
den gleichen Vorschlag wie der Nationalrat vorbringt, aber 
auf die Worte «auf Ende einer Woche» verzichten möchte; 
der Antrag Fäh, der den ganzen Artikel 19 gemäss Antrag 
des Ständerates haben möchte. Herr Fäh müsste noch 
sagen, ob sich sein Antrag nur auf Absatz 2bis oder auch auf 
die Absätze 1 Litera c und Absatz 2 bezieht, also auch auf 
den Vorschlag unserer Kommission, in Absatz 1 Litera c 
nach Bundesrat zu verfahren und in Absatz 2 die Worte «in 
der Regel» herauszunehmen. Wenn er auf diese beiden 
Absätze verzichten könnte, müsste man nur noch über 
Absatz 2bis befinden. Die Kommission schlägt Ihnen vor, 
den Anträgen der Kommissionsmehrheit zuzustimmen. 

M. Darbellay, rapporteur: A l'article 19, la situation est un 
peu plus compliquee qu'ailleurs et justifie une explication 
prealable. Nous avons la proposition du Conseil des Etats, 
reprise par M. Fäh, celle de la commission et deux proposi­
tions de MM. Oester et Graf. 
A l'alinea premier de cet article 19, la proposition du Conseil 
federal et du Conseil national disait, sous lettre c, que le 
contrat ecrit doit fixer la duree de l'engagement ou le de1ai 
de conge. Le Conseil des Etats ne prevoit cette clause qu'a 
partir de la deuxieme annee de service. Ceci nous paraft 
incomplet. Meme si les delais de conge sont prevus a 
l'alinea 2bis du meme article, il est dans l'interet du travail­
leur et de l'entrepreneur de savoir exactement a quoi s'en 
tenir et, par consequent, de pouvoir se referer aux delais 
prevus dans le contrat. 
A l'alinea 2, il y a egalement une tres legere divergence. Le 
Conseil des Etats dit: «Dans la regle, le bailleur de services 
doit conclure un contrat ecrit avec le travailleur». La phrase 
suivante precise encore: « Le Conseil federal regle les excep­
tions». C'est donc qu'il peut effectivement y avoir des excep­
tions et la commission du Conseil national vous propose de 
supprimer les trois premiers mots de ce paragraphe, ä savoir 
«En regle generale». Je vous fais remarquer que suite a une 
erreur, cette proposition de modification n'a pas ete portee 
sur le depliant. 
Les modifications importantes interviennent cependant a 
l'alinea 2bis. Le Conseil federal et le Conseil national 
n'avaient pas juge opportun de traiter d'une maniere parti­
culiere les delais de conge puisqu'ils sont traites de maniere 
generale dans le code des obligations. Le Conseil des Etats 
a juge, en revanche, que la situation dans les entreprises de 
location de services etait ä ce point differente des autres 
entreprises, qu'il etait judicieux de traiter le probleme des 
delais de conge de maniere speciale. La commission du 
Conseil national s'est assez largement ralliee ä cette propo­
sition, sans aller toutefois aussi loin que l'aurait souhaite le 
Conseil des Etats. Elle a modifie quelque peu la forme, pour 
la rendre plus convenable, ne gardant, des lettres a, b, et c 
que les deux premieres. 
A la lettre a, une souplesse extraordinaire pour les trois 
premiers mois d'un emploi interrompu, puisque aussi bien 
l'employe que l'employeur pourraient donner leur conge 
moyennant un delai de deux jours. Vu la nature de ce travail, 
nous avons pense qu'il etait bon, tant pour les employes que 
pour !es entreprises, d'avoir la possibilite de se liberer rapi­
dement de ce travail ou de ce travailleur temporaire, par 
exemple, pour pouvoir prendre un travail a titre definitif 
dans une autre entreprise. 
A la lettre b, il s'agit du delai de conge entre le quatrieme et 
le sixieme mois. Le code des obligations prevoit un mois et 
le Conseil des Etats ne prevoit qu'un delai de sept jours. 
Nous nous sommes rallies au Conseil des Etats, en ajoutant 
toutefois sept jours au moins - c'est-a-dire qu'on peut fixer 
davantage par contrat - et en precisant que le conge doit 
etre donne pour la fin d'une semaine. M. Oester propose de 
revenir ä Ja solution du Conseil des Etats, ou a peu pres, en 
supprimant cette echeance de la fi~ d'une semaine. 
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En ce qui concerne Je point c, la commission du Conseil 
national vous propose de laisser purement et simplement 
tomber l'exception. Effectivement, lorsqu'on dit qu'il faut 
des dispositions particulieres pour les travailleurs tempo­
raires, on fait remarquer que ceux-ci sont generalement 
employes pendant un laps de temps relativement court, un, 
deux ou trois mois. II est tout a fait exceptionnel que le 
temps de travail depasse six mois, et si tel est Je cas, on ne 
peut plus guere parler de travail temporaire. La commission 
du Conseil national propose qu'en l'occurrence on applique 
tout simpfement le code des Obligations, c'est-a-dire un 
conge d'un mois pour Ja fin d'un mois. 
Telfes sont les dispositions essentielles et nous vous invi­
tons a suivre la majorite de la commission, soit d'accepter 
les lettres a et b sous la forme proposee et de bitter la 
lettre c. 

Fäh: Nachdem uns der Kommissionspräsident mit seiner 
Ankündigung zu Absatz 2 überrascht hat, wonach der 
Begriff «in der Regel» zu streichen sei; nachdem er erläutert 
hat, warum litera 1c in der Kommissionsfassung besser sei, 
habe ich mir die Sache noch einmal überlegt. Ich ziehe 
meine Anträge zu Absatz 1 und zu Absatz 2 zurück, weil 
mich der Kommissionspräsident mit seinen Ausführungen 
überzeugt hat Ich halte aber am Antrag bezüglich Absatz-
2bis fest. 
Ich beantrage Ihnen also im Namen der FDP-Fraktion, dem 
Beschluss des Ständerates zuzustimmen. Ob Sie dabei in 
den Buchstaben a und b den Begriff «mindestens» belassen 
oder streichen, ist für mich nebensächlich, denn inhaltlich 
ändert sich deswegen überhaupt nichts. Entscheidend für 
uns ist, dass dem Inhalt des Ständeratsbeschlusses zuge­
stimmt wird, denn der Ständeratsbeschluss ist offener. Offe­
ner deshalb, weil die Sonderregelung für ein Jahr und nicht 
nur für sechs Monate gilt. Offener deshalb, weil die Ein­
schränkung auf Ende der Arbeitswoche, wie sie auch Herr 
Oester vorschlägt, entfällt. Und offener schliesslich deshalb, 
weil im Buchstaben c die Monatsfrist auf 14 Tage gekürzt 
wird, wie es auch Herr Graf vorschlägt. 
Ich weiss, der Kündigungsschutz hat sowohl den Arbeitge­
ber als auch den Arbeitnehmer zu schützen. Aus dieser 
beidseitigen Optik sind die Massnahmen zu beurteilen. Im 
Normalfall dürfen dabei die Fristen nicht zu kurz bemessen 
sein. Das Arbeitsvertragsrecht gemäss Obligationenrecht 
soll also gelten. Bei der Temporärarbeit hingegen ist das ein 
bisschen anders; das gibt auch die nationalrätliche Kommis­
sion zu, sonst hätte sie keinen Antrag gestellt. Hier hat nicht 
nur der Arbeitgeber, sondern vor allem auch der Arbeitneh­
mer alles Interesse daran, möglichst ungebunden handeln 
zu können. Der Kommissionspräsident hat erwähnt, es liege 
vor allem im Interesse des Arbeitnehmers, dass man die 
Fristen so festlege, wie es die nationalrätliche Kommission 
vorschlage. Ich habe auch mit Arbeitnehmern und mit 
Arbeitnehmerorganisationen gesprochen. Sie teilen diese 
Auffassung nicht Sie meinen, es könne auch im Interesse 
des Arbeitnehmers liegen, dass kürzere Fristen möglich 
sind, denn gerade deswegen wähle auch der Arbeitnehmer 
die Temporärarbeit. 
Im übrigen kommt es wohl nicht von ungefähr, dass gel­
tende Gesamtarbeitsverträge Kündigungsfristen von 
2 Tagen (erster bis vierter Monat) bzw. 5 Tagen (fünfter bis 
zwölfter Monat) festhalten. Bereits die ständerätliche Fas­
sung ist im Vergleich dazu eine Verschärfung. Mehr scheint 
mir nicht notwendig. 
Der neue Absatz 2bis des Ständerates entspricht dem 
Wesen der Temporärarbeit. Er ist sozial verantwortbar. 
Ich bitte Sie daher namens der FDP-Fraktion, meinem 
Antrag zuzustimmen. 

Präsident: Herr Oester hat einen Antrag zu Absatz 2bis 
Litera b gestellt. Er hat das Wort zur Begründung. 

Oester: Mein Antrag betrifft die Kündigungsfrist, die bei 
temporären Arbeitseinsätzen vom vierten bis sechsten 
Monat gelten soll. Ich schlage Ihnen vor, im Kommissions-
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antrag die Wqrte «auf das Ende einer Arbeitswoche» zu 
streichen. Schon der Ständerat ist bei genau diesem Punkt 
seiner Kommission nicht gefolgt und hat mit gutem Recht 
auf diese unnötige Erschwernis verzichtet Die Kleine Kam­
mer hat eingesehen, dass bei der Temporärarbeit eine ganz 
andere Situation gegeben ist als im gewöhnlichen, auf 
Dauer angelegten Arbeitsverhältnis. Deshalb liegt mein 
Antrag im Sinne eines richtig verstandenen Arbeitnehmer­
schutzes. Beide Vertragspartner wollen bei der Temporärar­
beit möglichst grosse Flexibilität. Eine Erschwerung der 
Kündigung entspricht keinem praktischen Bedürfnis, Herr 
Fäh wies bereits darauf hin. Dass dem so ist, beweist der 
Gesamtarbeitsvertrag, den der Schweizerische Kaufmänni­
sche Verband (SKV) mit dem Svuta, dem Schweizerischen 
Verband der Unternehmungen für temporäre Arbeit, abge­
schlossen hat. Er sieht in Artikel 7 eine Kündigungsfrist von 
2 Arbeitstagen in den ersten vier Monaten und von nur 
5 Arbeitstagen vom vierten bis zwölften Monat vor. Sie ist 
also kürzer als das, was Ihnen die Kommission vorschlägt 
oder was der Ständerat beschlossen hat Diese Lösung mit 
bewusst kurzen Kündigungsfristen haben die Sozialpartner 
aufgrund der tatsächlichen, praktischen Bedürfnisse und 
Gegebenheiten getroffen. Folgerichtig hat sich denn auch 
die Generalsekretärin des SKV im Ständerat dafür einge­
setzt, dass der Gesetzgeber keine Endterminbestimmung -
«auf das Ende einer Arbeitswoche» - vorschreibt Dies mit 
der wörtlichen Begründung: «Der Arbeitnehmer, der tempo­
rär arbeiten will, möchte flexibel, relativ ungebunden sein.» 
Ich bitte Sie deshalb, meinem Antrag zuzustimmen. Sie 
übernehmen damit praktisch den Beschluss des Ständera­
tes, wie es die Kommissionsreferenten bereits richtig darge­
stellt haben, verschärft um das Wörtchen «mindestens», an 
dem ich nicht rütteln möchte. 

Präsident: Herr Graf stellt einen Antrag zu Absatz 2bis Lite­
ra c. Er hat das Wort zur Begründung. 

Graf: Die temporäre Arbeit hat eine ausgesprochene Ueber­
brückungsfunktion. Deshalb dauern denn auch die meisten 
temporären Arbeitsverhältnisse weniger als sechs Monate. 
Gleichwohl gibt es indessen zahlreiche temporäre Einsätze, 
die sich auf mehr als sechs Monate erstrecken, also bei­
spielsweise sieben bis zwölf Monate dauern. Ich vermag 
nicht einzusehen, weshalb in solchen Fällen die Parteien 
das Arbeitsverhältnis nicht ebenso kurzfristig auflösen kön· 
nen sollten, wie dies bei Arbeitsverträgen bis zu sechs 
Monaten möglich ist. Auch wenn ein Temporärarbeiter län­
ger als sechs Monate in einem Arbeitsverhältnis steht, will er 
möglichst frei und flexibel bleiben und nicht an die einmo­
natige Kündigungsfrist gebunden sein. Die Kündigungs­
schutzinteressen sind bei Temporärarbeitern nicht identisch 
mit denjenigen bei normalen Arbeitsverträgen. 
Die kurzen Kündigungsfristen für sieben- bis zwölfmonatige 
Arbeitsverhältnisse, wie ich sie in meinem Antrag wünsche, 
werden sich in der Praxis bestimmt nur bestens bewähren. 
Der Ständerat hat diese Bestimmung auch aufgenommen. 
Dass sich diese Regelung auch als praxisbezogen erwiesen 
hat, geht daraus hervor, dass sie zum festen Bestandteil der 
Gesamtarbeitsverträge gehören, die zwischen dem Schwei­
zerischen Verband der Unternehmungen für temporäre 
Arbeit und den Sozialpartnern abgeschlossen worden sind. 
Herr Oester hat soeben darauf hingewiesen. 
Aber auch die Arbeitgeberseite wünscht die kürzeren Kündi­
gungsfristen. Gerade kleinere Betriebe, wie ich hier einen 
vertrete, sind auf möglichst grosse Flexibilität bei Arbeitsver· 
trägen angewiesen. Erschweren Sie uns die ohnehin fast 
aussichtslose Arbeitskräftesuche nicht noch zusätzlich 1 
Ich bitte Sie, meinen Antrag gutzuheissen. 

Präsident: Wir führen die Diskussion über den ganzen Ar­
tikel 19. 

Frau Fankhauser: Im Obligationenrecht haben wir den Kün­
digungsschutz (nach Ablauf der Probezeit) geregelt, und 
zwar in Artikel 335c Absatz 1: «Das Arbeitsverhältnis kann 

michael.tellenbach
Textfeld



. , 

J 

6. März 1989 N 

im ersten Dienstjahr mit einer Kündigungsfrist von einem 
Monat, im zweiten bis und mit dem neunten Dienstjahr mit 
einer Frist von zwei Monaten und nachher mit einer Frist von 
drei Monaten je auf das Ende eines Monats gekündigt 
werden.» und Absatz 2: «Diese Fristen dürfen durch schrift­
liche Abrede (Normalarbeitsvertrag oder Gesamtarbeitsver­
trag) abgeändert werden. Unter einen Monat dürfen sie 
jedoch nur durch Gesamtarbeitsvertrag und nur für das 
erste Dienstjahr herabgesetzt werden.» 
Die im Artikel 19 Absatz 2 durch die Kommission vorge­
schlagene Formulierung ist bereits eine radikale Aushöh­
lung des Kündigungsschutzes und stellt einen Kompromiss 
zum Vorschlag.der beratenden Kommission dar. Besonders 
der letzte Satz des OR-Artikels scheint mir von Bedeutung, 
weil er mit Artikel 19 des Arbeitsvermittlungsgesetzes mas­
siv relativiert wird. 
Ich bedaure sehr, dass keine Sozialverträglichkeitsprüfung 
verlangt werden kann, wenn Anträge zur Lockerung von 
bereits getroffenen gesetzlichen Entscheiden eingereicht 
werden. Ich denke hier an den Kündigungsschutz und an 
unsere Beratung vor gar nicht langer Zeit. Dieser Artikel ist 
nämlich seit dem 1. Januar dieses Jahres in Kraft. 
Beim Kündigungsschutz war nie die Rede davon, grundsätz­
lich zwei Kategorien von Arbeitnehmern und Arbeitnehme­
rinnen zu schaffen. Ich verweise in dieser Sache auf die 
Ausführungen von Herrn Jelmini im Ständerat. Der Kommis­
sionspräsident hat in seinem Einführungsvotum gesagt: 
«Dieses Gesetz soll dem Schutz der Schwächeren dienen.» 
Auf dem Arbeitsmarkt sind nicht alle gleich stark. Die jetzt 
durch drei Anträge beanstandete Schutzbestimmung ist für 
die Schwächeren bestimmt und gilt- ich rufe es in Erinne­
rung -für Temporäranstellungen, die länger als drei Monate 
dauern sollen. 
Ich sehe kaum noch, worin die Ueberbrückungsfunktion der 
Anstellung liegen soll - das noch mit rabiat kurzen Kündi­
gungsfristen -, wenn die Anstellung mehr als ein halbes 
Jahr dauert. Die Konsequenzen von kürzeren Kündigungs­
fristen, wie sie Herr Fäh, aber auch die Herren Oester und 
Graf wollen, sind für viele Leute sehr hart. Temporäranstel­
lungen werden nämlich nicht immer freiwillig gewählt. 
Gesamtarbeitsvertragliche Regelungen, das heisst sozial­
partnerschaftliche Vereinbarungen, können durchaus spe­
zielle Bedürfnisse berücksichtigen. Das Gesetz sollte aber 
nicht minimalste Lösungen als Regel verankern. 
Deshalb bitte ich Sie, den Anträgen der Kommission zuzu­
stimmen und die Anträge der Herren Fäh, Oester und Graf 
abzulehnen. 

M. Coutau: Dans cette affaire de la fixation des delais de 
resiliation du contrat de travail temporaire de duree indeter­
minee, le Conseil des Etats propose une solution a trois 
etages, en derogation de la disposition ordinaire du code 
des obligations: d'abord, en cas de resiliation pendant les 
trois premiers mois, ensuite en cas de resiliation pendant Ja 
periode comprise entre le quatrieme et le sixieme mois, et 
enfin pendant la periode comprise entre le septieme et le 
douzieme mois. 
De son cöte, la commission vous suggere une solution a 
deux etages: une premiere etape qui est a peu pres identi­
que ä la solution du Conseil des Etats, et une seconde, entre 
le quatrieme et le sixieme mois, avec la condition supple· 
mentaire que la resiliatio,n ait lieu a la fin d'une semaine. En 
realite, des le septieme mois, c'est la solution du droit 
ordinaire du code des obligations qui s'appliquerait. 
Le groupe liberal vous invite a donner la preference a la 
solution du Conseil des Etats et, par consequent, a soutenir 
les propositions de MM. Fäh, Oester et Graf. 
Certains voudraient ignorer purement et simplement que, 
depuis le depöt du projet de loi par le Conseil federal, le 
Parlament a modifie le code des obligations. Vouloir appli· 
quer, comme certains le desirent, le code des obligations 
durant la premiere annee d'un emploi temporaire dont la 
duree est indeterminee, reviendrait a supprimer le travail 
temporaire . 
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Certes, la proposition-.de Ja commission est moins peremp­
toire et par consequent, moins pernicieuse dans ses effets. 
Maiselle aggrave neanmoins la situation, aussi bien pour les 
travail!eurs que pour les employeurs. Des Je septieme mois, 
c'est la solution ordinaire du code des obligations qui serait 
donc applicable. 
Dans la pratique, le travaiJ temporaire exige une solution 
specifique quant au delai de resi!iation. Par principe, Jes 
deux partenaires qui choisissent ce mode de travail veulent 
conserver l'un comme t'autre une certaine marge de liberte 
par rapport a leur engagement. Cette liberte est un element 
essential de cette forme de relation de travail. 
Lors des travaux parlementaires relatifs au delai de licencie­
ment prevu par Je code des obligations, des engagements 
ont ete pris a l'egard des formes de contrat particulieres 
telles que le travail temporaire. Je conviens qu'apres une 
duree d'un an et plus de travail temporaire de duree indeter­
minee, l'application des regles ordinaires du code des obli­
gations peut s'imposer, ou en tout cas se justifier. Nom­
breuses sont Jes relations de travail qui restent indetermi­
nees quant a leur duree, meme apres six mois d'empJoi 
ininterrompu. 
Le marche du travail temporaire a beaucoup evolue depuis 
ces dernieres annees. Au debut, !es agences ne plac,aient 
des travailleurs que pour une duree limitee. Progressive­
ment et dans l'interet commun des travailleurs comme des 
employeurs, ces agences se sont aussi occupees du place­
ment permanent et, aujourd'hui, elles proposent les deux 
sortes de services. 
Si l'on introduit des dispositions qui rendent imperative la 
limitation des contrats dans le temps, tous ceux qui avaient 
recours aux agences temporaires pour obtenir un emploi 
permanent ulterieurement ne pourront plus le faire. Est-ce 
dans l'interet des travailleurs? 
Sans dispositions specifiques qui derogent au code des 
obligations, on ne tient pas campte de cette realite. C'est 
pourquoi la formule du Conseil des Etats correspond a la 
realite et je vous invite a vous y rallier. 

Reimann Fritz, Berichterstatter: Ich möchte zuerst Herrn 
Fäh dafür danken, dass er seine Anträge zu Absatz 1 Buch­
stabe c und Absatz 2 zurückgezogen hat, so dass wir uns 
auf Absatz 2bis konzentrieren können. 
Bei Absatz 2bis schlägt Herr Fäh vor, dass wir dem Stände­
rat zustimmen und zwar bei a, b und c. 
Herr Oester schlägt bei b vor, dass wir den Passus «auf das 
Ende einer Arbeitswoche» streichen, Herr Graf und Herr Fäh 
beantragen bei c, dass wir dem Ständerat zustimmen. 
Ich muss zugeben, dass in bezug auf die Buchstaben a und 
b das Wort «mindestens» nicht von sehr grosser Bedeutung 
ist. Man könnte auch sagen, der Vorschlag von Herrn Oester 
ändere nicht sehr viel, aber es ist immerhin ein Unterschied, 
ob man das Arbeitsverhältnis auf Ende einer Woche oder 
mitten in der Woche auflöst, weil das nämlich bedeutet, dass 
der Arbeitnehmer mitten in der Woche eine neue Arbeits­
stelle antreten muss und auch ein neuer Arbeitgeber jeman­
den In der Regel nicht mitten in der Woche, sondern an 
einem Montag einstellt. 
Hingegen muss ich sagen, dass Buchstabe c von einiger 
Bedeutung ist. Wollen wir so weit gehen und die obligatio­
nenrechtliche Kündigungsfrist von einem Monat auf 
14 Tage herabsetzen? Wir müssen bedenken, dass die Kün­
digungsfrist im zweiten Dienstjahr nach Obliationenrecht 
zwei Monate beträgt. Es wird von Flexibilität, von einem 
Uebergang gesprochen: 
Wir schaffen einen sehr harten Uebergang, wenn wir dem 
Ständerat bei b zustimmen, also von einer vierzehntägigen 
Kündigungsfrist auf zwei Monate übergehen. 
Es wird immer wieder argumentiert, das Temporärpersonal 
wolle möglichst flexible Arbeitszeiten. Ich möchte aber 
nochmals darauf aufmerksam machen - Frau Frankhauser 
hat es schon gesagt-, dass Temporärfirmen nicht nur Leute 
vermitteln, die ein möglichst freies Arbeitsverhältnis wün­
schen, sondern auch solche, die ihren angestammten 
Arbeitsplatz verloren haben und eine neue Stelle suchen. 
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Vor allem bei Betriebsschliessungen, wenn viele Leute ver­
mittelt werden müssen, muss man eben diejenigen Stellen 
annehmen, die vorhanden sind. Das Temporärwesen hat 
eine gewisse Bedeutung gewonnen. Wir müssen in einem 
solchen Fall auch an die Leute denken, die mehr Sicherheit 
wollen: Leute, die den Arbeitsplatz verloren haben, wollen 
nicht mehr Flexibilität. 
Deshalb schlägt Ihnen die Kommission vor, den Buchsta­
ben c nach Ständerat zu streichen und beim Obligationen­
recht zu verbleiben. Die Kommission hat dem Vorschlag, wie 
er auf der Fahne vorliegt, ohne Gegenstimme zugestimmt 
Ich möchte Sie bitten, dies ebenfalls zu tun. 

M. Darbellay, rapporteur: J'aimerais rappeler tout d'abord 
que la commission du Conseil national a bien tenu compte, 
d'une part, des promesses qui avaient ete faites ici, au 
moment ou l'on a traite du droit ordinaire, c'est-a-dire du 
code des obligations. Elle a tenu compte egalement de la 
situation particuliere que represente le travail temporaire et, 
de ce fait, eile a propose un compromis qui a ete accepte, a 
l'unanimite, par la Commlssion du Conseil national. M. Cou­
tau l'a rappele, ce compromis a deux etages au lieu de trois. 
Je les reprends rapidement. 
Le premier etage concerne les trois premiers mois. En 
accord avec le Conseil des Etats, nous disons que le conge 
peut se donner pour un delai de deux jours. Nous avons 
simplement ajoute le mot «au moins» et meme M. Fäh nous 
a dit tout ä !'heure qu'il ne se battrait pas contre ce mot. Je 
crois qu'effectivement il taut laisser aux partenaires sociaux 
le soin, s'ils le veulent, de prevoir des delais plus longs. 
En ce qui concerne la lettre b, nous avons accepte la propo­
sition du Conseil des Etats de prevoir un delai de conge de 
sept jours. Par contre, lä aussi, nous ajoutons «au moins» et 
nous disons que ce de!ai doit etre donne pour la fin d'une 
semaine. Effectivement, quand on travaille depuis trois mois 
dans une entreprise, on a dejä droit a une certaine protec­
tion. Ce que nous proposons maintient la flexibifite, accorde 
une protection legerement mei!leure; la difference - vous le 
remarquez - n'est pas tres importante. 
Par contre, la difference est plus importante au troisieme 
etage, puisque nous supprimons purement et simplement !a 
lettre c qui concerne les rapports de services entre le sep­
tieme et le douzieme mois. Cela veut dire que depuis long­
temps le travailleur est en emploi temporaire. S'i! avait 
voulu, dans cette entreprise, prendre un travail definitif, il 
avait les six premiers mois pour le faire. Nous sommes ici 
devant un cas exceptionnel et nous devons le traiter de 
maniere ä ce que la protection du travail!eur soit assuree. 
Pour ce!a, il faut maintenir le delai de conge d'un mois qui 
est prevu par le code des obligations. Je vous rappelle que le 
Conseil des Etats propose de reduire ce delai ä quatorze 
jours. 
Je vous invite, par consequent, a maintenir !e «au moins» 
dans les deux lettres que nous conservons, a garder, pour la 
lettre b, le de!ai pour la fin d'une semaine et a supprimer la 
lettre c. 

M. Delamuraz, president de la Confederation: Les alineas 1 
et 2 n'etant plus combattus - je remercie M. Fäh d'avoir 
retire son projet d'amendement - il reste l'alinea 2bis. Ce 
dernier n'a pas encore ete soumis au Conseil national puis­
qu'il est une creation authentique et patentee du Conseil des 
Etats. A vrai dire, le Conseil national avait dejä parle-de ces 
delais, mais dans un autre article. 
Pour la clarte des choses, le Conseil federal estime, avec la 
commission et sans doute la majorite de votre conseil, qu'il 
est bon de legiferer separement et de mettre ainsi sous toit 
un artic!e 2bis distinct de l'autre. Cependant, on peut hesiter 
quant au contenu de cet article. Finalement, nous vous 
proposons, non sans avoir pese le pour et le contre, d'adhe­
rer a la proposition de la majorite de la commission, a savoir: 
supprimer !a lettre c, completer !es lettres a et b en indi­
quant qu'il s'agit la de delais de. conge minima, ajouter la 
formulation «pour !a fin d'une semaine de travail» a la 
lettre b. 
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La version pro19osee maintenant par la comm1ss1on du 
Conseil national represente un compromis entre la decision 
du Conseil des Etats et ce!!e que vous aviez prise anterieure­
ment et sous une autre forme. Elle offre aux travailleurs une 
certaine protection contre le licenciement, tout en mainte­
nant dans le secteur du travail temporaire la souplesse 
necessaire souhaitee par les entreprises de travail tempo­
raire et par !es travailleurs. 
La est bien l'une des caracteristiques du projet, ä savoir 
qu'un delai de resiliation long ou court n'est pas profitable 
ou defavorabfe seulement aux travailleurs, mais concerne 
!es deux parties. Si, dans certaines circonstances, !e travail­
leur desire pouvoir disposer d'un delai de resiliation assez 
bref, dans d'autres cas i! souhaitera que, s'il est ejecte de 
l'entreprise, il le soit dans des delais un peu plus longs. Rien 
n'est unilateralement decide: aussi bien l'interet du travail­
leur que celui du donneur d'emploi doivent etre equilibres et 
bien recherches. 
A cet egard, la formule de la commission du Conseil national 
nous pararr la mieux equilibree, en particulier lorsqu'elle 
elimine les travaux temporaires durant plus de six mois. En 
effet, ce!a ne represente qu'un nombre infinitesimal de 
demandeurs d'emplois. En outre, si l'on reste au-delä de six 
mois dans une entreprise, c'est que, ou bien on n'a plus 
envie de faire du travail temporaire et on se soumet aux 
regles du code des obligations, ou bien on desire encore 
faire du travail temporaire, mais pour de plus longues 
periodes. A ce moment-lä, on ne voit pas pour quelle raison 
il faudrait instituer une regulation speciale et ne pas obeir au 
code des obligations. Teile est la difference essentielle nee 
de notre volonte et de notre proposition de biffer la lettre c. 
En conclusion, je vous demande, dans votre vote concer­
nant !'article 19, de suivre la commission du Conseil na­
tional. 

Abs. 1 -Al. 1 
Angenommen - Adopte 

Abs. 2-AI. 2 
Angenommen - Adopte 

Abs. 2bis Einleitungssatz 
Al. 2bis phrase introductive 

Abstimmung Vote 

Für den Antrag der Kommission 
Für den Antrag Fäh 

Abs. 2bis Bst. a - Al. 2bis /et. a 

Abstimmung - Vote 

Für den Antrag der Kommission 
Für den Antrag Fäh 

Abs. 2bis Bst. b - Al. 2bis !et. b 

Abstimmung - Vote 

Eventuell - A titre preliminaire 
Für den Antrag Fäh 
Für den Antrag Oester 

Definitiv - Definitivement 
Für den Antrag Oester 
Für den Antrag der Kommission 

Abs. 2bis Bst. c - Al. 2bis !et. c 

Abstimmung - Vote 

Für den Antrag der Kommission 
Für den Antrag Fäh/Graf 

88 Stimmen 
43Stimmen 

83 Stimmen 
47 Stimmen 

30Stimmen 
98 Stimmen 

54Stimmen 
78 Stimmen 

77 Stimmen 
56 Stimmen 
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Art. 20 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Festhalten 
Minderheit 
(Allenspach, Aliesch, Coutau, Oester, Rohrbasser, Seiler 
Hanspeter) 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 20 
Proposition de la commission 
Majorite 
Maintenir 
Minorlte 
(Allenspach, Aliesch, Coutau, Oester, Rohrbasser, Seiler 
Hanspeter) 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Allenspach, Sprecher der Minderheit: In der ersten Runde 
der Beratungen habe ich in diesem Rate versucht, zwischen 
den Anträgen des Bundesrates und dem wenig realistischen 
Vorschlag der damaligen Mehrheit der nationalrätlichen 
Kommission einen Kompromiss zu finden. Der Nationalrat 
ist diesem Kompromiss damals erfreulicherweise gefolgt 
Die Beratungen im Ständerat und die folgende eingehende 
Analyse der Vollzugsprobleme und der Praktikabilität des 
vorgeschlagenen Artikels haben in der Zwischenzeit indes­
sen klar gezeigt, dass auch dieser Kompromissvorschlag 
nicht der Weisheit letzter Schluss war. Der Vorschlag hatte 
Systemmängel und hätte in der praktischen Durchführung 
geradezu widersinnige Auswirkungen. 
Deshalb empfehle ich heute, den Anträgen des Bundesrates 
und des Ständerates zuzustimmen. 
Der Nationalrat und die Mehrheit der nationalrätlichen Kom­
mission wollen den Verleiher verpflichten, falls der Einsatz­
betrieb einem allgemeinverbindlichen Gesamtarbeitsvertrag 
untersteht, nicht nur die Lohn- und Arbeitszeitbedingungen 
dieses Gesamtarbeitsvertrages voll anzuwenden, sondern 
sämtliche Arbeitsbedingungen. Bei einem Gesamtarbeits­
vertrag wird in der Regel nur ein Teil der Vertragsbestim­
mungen vom Bundesrat allgemeinverbindlich erklärt. 
Gemäss Wortlaut von Artikel 20 in der Fassung des National­
rates müsste aber der Verleiher nicht nur diese allgemein­
verbindlichen Bestimmungen anwenden, sondern sämtliche 
GAV-Arbeitsbedingungen. Diese Verbindlichkeit des nicht 
allgemeinverbindlichen GAV-Teils ist systematisch proble­
matisch und widerspricht auch den allgemeinen Prinzipien 
der Allgemeinverbindlicherklärung. 
Die Gesamtarbeitsverträge sind in der Regel auf die norma­
len Arbeitsverhältnisse ausgerichtet, auf das Stammperso­
nal, und nicht auf die temporären Arbeitnehmer. In verschie­
denen Gesamtarbeitsverträgen ist beispielsweise der Gel­
tungsbereich des GAV eingeschränkt. Es wird unter ande­
rem ausdrücklich bestimmt, dass Lehrlinge, Heimarbeiter 
und Handelsreisende oder das Kaderpersonal nicht dem 
GAV unterstehen, weil die Arbeitsverhältnisse dieser Grup­
pen aus durchaus sachlichen Erwägungen anders zu regeln 
sind. Was geschieht nun, wenn in einem allgemeinverbindli­
chen Gesamtarbeitsvertrag die temporären Arbeitnehmer 
ausdrücklich vom Geltungsbereich ausgenommen sind, 
eine ailgemeinverbindliche Ausdehnung des Geltungsberei­
ches nicht möglich ist? Gilt in einem solchen Fall, Herr 
Kommissionspräsident, Artikel 20 überhaupt, oder kommt er 
gar nicht zur Anwendung? Eine Frage, die völlig ungeklärt 
ist. 
Die Uebertragung der Rechte und Pflichten des Stammper­
sonals auf die temporären Arbeitnehmer, die, rasch wech­
selnd, nur kurze Zeit im Einsatzbetrieb tätig sind, ist in vielen 
Fällen geradezu widersinnig. Lassen Sie mich das an eini­
gen Beispielen zeigen. 
So wird beispielsweise bei einem allgemeinverbindlich 
erklärten Gesamtarbeitsvertrag der Arbeitgeber verpflichtet, 
er habe die gesamte Belegschaft bei der eigenen Betriebs­
krankenkasse zu versichern. Wer ist in diesem Falle Arbeit­
geber? Der Einsatzbetrieb? Wenn es so wäre, dann müsste 
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der temporäre ArbeitRehmer aus seiner eigenen Kranken­
kasse austreten, damit er für zwei oder drei Wochen obliga­
torisch in der Betriebskrankenkasse des Einsatzbetriebes 
versichert werden kann. Ist das sinnvoll? Wenn der Verleiher 
hier als Arbeitgeber betrachtet wird, dann ist diese Bestim­
mung schlechthin nicht durchführbar. 
Ein anderes Beispiel. Gemäss Gesetz ist der Verleihbetrieb 
verpflichtet, für die Einhaltung der Sozialversicherungsobli­
gatorien und der entsprechenden Lohnabzüge zu sorgen. In 
allgemeinverbindlich erklärten Gesamtarbeitsverträgen wird 
aber beispielsweise diese Pflicht dem Einsatzbetrieb über­
tragen. Die Formulierung des Nationalrates hätte zur Folge, 
dass ein Temporärarbeitnehmer etwa jeden Monat in eine 
neue Personaleinrichtung einzutreten hätte. Für ihn müsste 
etwa jeden Monat wieder mit einer anderen AHV-Aus­
gleichskasse abgerechnet werden. Sollte aber der Verleiher 
die Pensionskasse führen müssen, würden für den Tempo­
rärarbeitnehmer bei jedem Einsatz wieder andere Pensions­
kassenbedingungen, andere Pensionskassenabzüge usw., 
gelten. Ist das sinnvoll? In allgemeinverbindlich erklärten 
Gesamtarbeitsverträgen, um ein drittes Beispiel zu nennen, 
wird der Arbeitgeber verpflichtet, dem Arbeitnehmer bei­
spielsweise 8, 10 oder 12 Franken pro Monat GAV-Vollzugs­
kostenbeiträge vom Lohn abzuziehen. Deutlich heisst es, er 
müsse diesen Abzug in der Lohnabrechnung speziell und 
gesondert von andern Abzügen ausweisen. Die Lohnabrech­
nung wird aber im Temporärarbeitsverhältnis nicht vom 
Einsatzbetrieb, sondern vom Verleihunternehmen vorge­
nommen. Der Einsatzbetrieb ist also gar nicht in der Lage, 
einer solchen Verpflichtung nachzukommen. Ganz abgese­
hen davon, dass Abzug, Verbuchung, Ueberweisung und 
Kontrolle von derartigen Bagatellbeiträgen im temporären 
Arbeitsverhältnis einem hochgradigen, administrativen 
Unsinn gleichkommen. Ich könnte die Liste solcher prakti­
scher Beispiele beliebig verlängern. Und diese Liste ist die 
Realität. 
Wir sind als Politiker verpflichtet, den Vollzug von Rechts­
normen, die wir beschliessen, zu beachten. Wir sollten nicht 
den Ehrgeiz haben, neue Vollzugskrisen zu provozieren. Wir 
sollten nicht einmal fahrlässig oder aus ideologischen 
Gründen neue Vollzugskrisen in Kauf nehmen. Es kann 
heute schon mit Sicherheit gesagt werden, dass der vorge­
schlagene Artikel 20 - in der Fassung des Nationalrates -
nicht nur Unklarheiten und Rechtsunsicherheiten schafft, 
sondern in weiten Bereichen überhaupt nicht anwendbar 
ist. Im übrigen: Wir haben soeben für Temporärarbeitneh­
mer im unter jährigen Arbeitsverhältnis besondere Kündi­
gungsregeln aufgestellt - aus der Erkenntnis, dass die nor­
malen Kündigungsregeln weder vom temporären Arbeitneh­
mer noch vom Einsatzbetrieb gewünscht werden. Kündi­
gungsregeln sind in den meisten Fällen Wesenselemente 
der gesamtarbeitsvertraglichen Arbeitsbedingungen. Gelten 
nun bei einem ailgemeinverbindlich erklärten Gesamtar­
beitsvertrag die gesamtarbeitsvertraglichen Kündigungsre­
geln, oder gelten die heute beschlossenen besonderen Kün­
digungsregeln? Auch diese Frage ist absolut ungeklärt. 
Es geht mir nicht darum, die arbeitsrechtliche Position des 
Temporärarbeitnehmers zu schwächen und den Arbeitneh­
merschutz in diesen Bereichen abzubauen. Es geht mir 
vielmehr um Rechtssicherheit, um Transparenz und um 
Praktikabilität. Man kann eben nur Gleiches mit Gleichem 
vergleichen. Die Anträge des Bundesrates und des Stände­
rates folgen diesem Prinzip. Sie sind legislatorisch besser 
als unsere früheren Beschlüsse. 
Ich ersuche Sie deshalb, mit meinem Minderheitsantrag 
dem Bundesrat und dem Ständerat zuzustimmen. 

M. Rohrbasser: Je ne reviendrai pas sur les propos tenus 
par M. Allenspach qui a explique dans le detail les diffe­
rentes impossibilites d'appliquer cet article de loi. En toute 
chose c'est le pragmatisme qui compte, les lois generale­
ment les plus simples sont les plus applicables. A force de 
vouloir tout regler dans une loi, on finit par ne rien regler du 
tout et il ne faudrait pas faire preuve de perfectionnisme a 
l'helvetique en la matiere, nous risquerions de nous perdre, 
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surtout si les exigences demandees depassent les possibi­
lites. 
II ne taut pas perdre de vue que tous !es articfes que nous 
mettons en pface devront se fondre dans la pratique. On se 
plaint continuellement des lourdeurs administratives et de 
leurs consequences sur la flexibilite et sur l'adaptation du 
marche. Or, en l'occurrence, nous allons multiplier les pro­
cedures de recours justement parce que nous sautons a 
pieds joints dans une insecurite juridique. L'application de 
cet articfe deviendrait rapidement incontröfable et inapplica­
ble. Revenons pfutöt a la raison et ne demandons que ce qui 
peut etre obtenu: a !'impossible, nul n'est tenu! 
L'UDC vous recommande de vous rallier a !a proposition de 
la minorite, sce!lant ainsi la version du Conseil des Etats et 
celle du Conseil federal. 

Leuenberger-Solothurn: Ich möchte Sie dringend bitten, 
der Kommissionsmehrheit zuzustimmen und den Minder­
heitsantrag Allenspach abzulehnen. Ich habe soeben zu 
Herrn Allenspach gesagt, es töne in meinen Ohren etwas 
zynisch, wenn man im Differenzbereinigungsverfahren 
plötzlich findet, dass eine Bestimmung nicht durchführbar 
sei, nachdem man vorher monate-, wenn nicht jahrelang in 
Kommissionen gesessen ist und sich mit diesen Fragen 
auseinandergeset?t hat Diese eBen gehörten Aeusserungen 
werden nicht glaubwürdiger aufgrund des späten Zeitpunk­
tes, zu dem sie hier vorgetragen werden. Worum geht es? Es 
geht um nicht mehr und nicht weniger als um die Bedeu­
tung und die Anwendung von Gesamtarbeitsverträgen. Das 
wesentliche Problem hat Herr Allenspach selber angespro­
chen, indem er die Meinung hier geäussert hat, für das 
Stammpersonal eines Unternehmers könne man ja Gesamt­
arbeitsverträge anwenden, nicht aber für die Temporärbe­
schäftigten. Genau in dieser Unterscheidung, in diesem 
Detail liegt letztendlich der Teufel und dort liegen gewerk­
schaftliche Befürchtungen. Muss ich denn von der 
Annahme ausgehen, dass man gedenkt, mit der Zeit dieses 
Zahlenverhältnis zwischen Temporärbeschäftigten und dem 
relativ geschützten und arbeitsrechtlich gesicherten Stamm­
personal immer mehr zugunsten des weniger gesicherten 
Temporärpersonals zu verschieben? Will man des weiteren 
auf diese Weise versuchen, die Gesamtarbeitsverträge- und 
Gewerkschafter stehen zu ihren Gesamtarbeitsverträgen -
auszuhöhlen? Es tönt ohnehin eigenartig, wenn Herr 
Allenspach, der normalerweise hier gegen jede gesetzliche 
Regelung in diesem Bereich antritt, mit dem Hinweis wirbt, 
die Gesamtarbeitsverträge seien viel flexibler und darum sei 
es besser, diese oder jene Materie eben nicht in einem 
Gesetz, sondern in einem Vertrag zu regeln. Und wenn er 
heute, wo man in einem Gesetz versucht, Gesamtarbeitsver­
träge in Spezialfälfen für anwendbar zu erklären, antritt und 
auch dieses a fonds kritisiert und einfach behauptet, es sei 
nicht realisierbar, das gäbe grosse, administrative Umtriebe. 
Es geht ja um sehr wenig, das will ich Ihnen zugeben, und 
weil es um so wenig geht, finde ich zumindest, dieses 
Wenige könne man in diesem Gesetz noch stehenlassen. 
Es geht nämlich darum, ob man in den aflgemeinverbindlich 
erklärten Arbeitsverträgen nur die Lohn- und Arbeitszeitbe­
dingungen - wie das Herr Allenspach will - für anwendbar 
erklärt, oder ob man die Lohn- und Arbeitsbedingung, was 
erheblich weiter gefasst ist, für anwendbar erklärt. Ich brau­
che nicht besonders zu begründen, weshalb ich als Gewerk­
schaftler der Meinung bin, es seien eben die Lohn- und 
Arbeitsbedingungen für anwendbar zu erklären, damit- wie 
ich bereits ausgeführt habe- man nicht über die Beschäfti­
gung grösserer Zahlen von Temporärpersonal den Gesamt­
arbeitsvertrag in einem Unternehmen unterlaufen kann. Ich 
bin der Meinung, es stelle sich bei dieser kommenden 
Abstimmung nicht mehr oder nicht weniger als die eigentli­
che Gretchenfrage: wie hast du's denn eigentlich mit dem 
Gesamtarbeitsvertrag? 
Ich bitte Sie, der Mehrheit zuzustimmen. 

Stappung: Die Entwicklung bei Artikel 20 ist sehr interes­
sant. Seitens der Gewerkschafter wollte man sämtliche 
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Gesamtarb~tsverträge anerkannt wissen. Herr Allenspach 
steilte dann diesen Antrag, der das letzte Mal in diesem Rat 
auf Empfehlung der Kommission beschlossen wurde. Heute 
hören wir, dieser Weg sei nicht gangbar und ergäbe grosse 
Probleme. In Tat und Wahrheit wird, wenn wir nur die 
Arbeitszeit und nicht die Arbeitsbedingungen aufnehmen, 
die noch bestehende Wenigkeit in diesen Gesamtarbeitsver­
trägen - in den allgemeinverbindlichen - untergraben und 
ausgehöhlt 
Ein allgemeinverbindlicher Gesamtarbeitsvertrag - das 
haben wir an diesem Pult bereits gehört - ist ohnehin am 
Schluss das Minimum von Arbeitnehmerschutz. Es geht 
aber wahrscheinlich um etwas ganz anderes: Man will sich 
von Arbeitgeberseite einmal mehr um zusätzliche Leistun­
gen, die verbindlich im Gesamtarbeitsvertrag stipuliert sind, 
drücken und damit die ohnehin hohen Kosten der Tempo­
rärarbe/t, die bezahlt werden müssen, zusätzlich auf den 
Temporärarbeitnehmer abwälzen. Er soll einmal mehr das 
Opfer in der Temporärarbeit sein. 
Ich bitte Sie, den Minderheitsantrag Allenspach abzulehnen 
und der Kommission zuzustimmen. 

Reimann Fritz, Berichterstatter: Der Bundesrat schlägt in 
Artikel 20 vor, ein Einsatzbetrieb, in dem ein allgemeinver­
pindlicher Gesamtarbeitsvertrag besteht habe gegenüber 
dem Leihpersonal die Lohn- und Arbeitszeitbestimmungen 
dieses Vertrages einzuhalten. 
Von Arbeitnehmerseite wurde jedoch die Forderung erho­
ben, das Leih- sei dem Stammpersonal gleichzustellen, d. h. 
nicht nur der allgemeinverbindfiche, sondern auch jeder 
andere für den Einsatzbetrieb geltende Gesamtarbeitsver­
trag sei gegenüber dem Leihpersonal einzuhalten, und das 
nicht nur bei den Lohn- und Arbeitszeitbestimmungen, son­
dern auch bei den übrigen im Gesamtarbeitsvertrag enthal­
tenen Bestimmungen gegenüber dem Leihpersonal. 
Im Auftrag der Kommissionsmehrheit und des Bundesrates 
hat die Verwaltung in der ersten Lesung einen dieser Forde­
rung entsprechenden Text ausgearbeitet. Im Plenum hat der 
Bundesrat allerdings seine ursprüngliche Position verlas­
sen, und auch der Nationalrat hat diesen Vorschlag, der von 
der Kommissionsmehrheit vorgebracht wurde, knapp mit 
80 zu 75 Stimmen abgelehnt Er stimmte einem Minderheits­
antrag Allenspach zu, der sich zwar auf die ailgemeinver­
bindlichen Gesamtarbeitsverträge beschränkt, jedoch 
anstelle von Lohn- und Arbeitszeitbestimmungen alle im 
Gesamtarbeitsvertrag enthaltenen Arbeitsbedingungen ein­
schliesst 
Diesen vom Nationalrat angenommenen Text hat der Stän­
derat abgelehnt. Mit 26 zu 12 Stimmen schlägt er die 
ursprüngliche Fassung vor, welche nur die Lohn- und 
Arbeitszeitbedingungen von allgemeinverbindlichen 
Gesamtarbeitsverträgen berücksichtigt. 
Die Mehrheit unserer Kommission beantragt Ihnen Festhal­
ten, womit alle Lohn- und Arbeitsbedingungen von allge­
meinverbindlichen Gesamtarbeitsverträgen einbezogen 
werden. 
Eine Kommissionsminderheit Allenspach beantragt Ihnen, 
dem Ständerat zuzustimmen. Herr Allenspach hat es selber 
gesagt, er bekämpft damit seinen eigenen Antrag, den er in 
der ersten Lesung mit Vehemenz und Erfolg vertreten hat. 
Die Temporärarbeit hat an Bedeutung gewonnen. Immer 
häufiger kommt es vor, dass im gleichen Betrieb am glei­
chen Arbeitsplatz sowohl Stamm- als auch Leihpersonal 
beschäftigt wird. Wenn nun der Einsatzbetrieb einem 
Gesamtarbeitsvertrag untersteht und dieser Gesamtarbeits­
vertrag nur für das Stammpersonal Gültigkeit hat, werden 
für die gleiche Arbeit im gleichen Betrieb unterschiedliche 
Arbeitsbedingungen eingehalten. Unterschiedliche Ferien 
usw. bei gleicher Arbeit führten heute schon immer wieder 
in den Betrieben zu Konflikten zwischen Stammpersonal 
und Leiharbeitnehmer. Es wäre eigentlich unsere Aufgabe, 
Herr Allenspach, ein Gesetz so auszuarbeiten, dass wir diese 
Konflikte in Zukunft vermeiden können. 
Ich habe bereits zu Beginn gesagt, dass die Temporärfirmen 
in den letzten Jahren einen grossen Aufschwung erfahren 
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haben. Wir müssen damit rechnen, dass diese Art von 
Arbeitgeber/Arbeitnehmerbeziehungen in der Zukunft noch 
zunehmen werden. Da sehen die Arbeitnehmerorganisatio­
nen - die Gewerkschaften - eine Gefährdung der Gesamtar­
beitsverträge. Wenn wir hier für das Leihpersonal die 
Gesamtarbeitsverträge ausschalten und das Leihpersonal in 
Zukunft immer mehr zunimmt, bedeutet das eine Schwä­
chung der Gesamtarbeitsverträge. Herr Allenspach, das wol­
len Sie nicht, und das wollen wir nicht - ich hoffe wenig­
stens, dass Sie das auch nicht wollen. 
Ich empfehle Ihnen deshalb, dass Sie der Kommissions­
mehrheit zustimmen und am Artikel 20 festhalten, wie wir 
ihn hier bereits beschlossen hatten. 

M. Darbellay, rapporteur: M. Allenspach a eu, tout a !'heure, 
le tair-play de rappeler que la version du Conseil national, de 
l'article 20, tel que vous le trouvez sur le depliant, etait de 
son cru et il l'a defendue lorsque nous avons traite le 
probleme avec autant d'energie qu'il a combattu ce soir. 
Personnellement, je m'etonne qu'll ait pu, a cette occasion­
la, proposer quelque chose qui ait autant de defauts et je 
crois qu'il est bon de rappeler le contenu de cet article. 
Lorsqu'un employe est loue par une entreprise de location 
de services a un autre employeur, il y a une relation a trois: 
l'employeur, patron de l'entreprise de location de services, 
l'employeur, patron de l'entreprise ou travaille la person'1e 
louee, et le travailleur. Notre proposition ne consiste pas a 
changer les responsabilites de l'employeur, le texte le dit 
d'ailleurs tres bien: « .•.. , le bailleur de services doit appli­
quer au travailleur les dispositions de la convention collec­
tive .... », le bailleur de services reste donc le patron. Par 
consequent, les ambigui'tes qui ont ete soulevees tout a 
l'heure par M. Allenspach n'existent tout simplement pas! 
En ce qui concerne le delai de conge, ce n'est pas le code 
des obligations qui est applicable, ce sont les dispositions 
que nous avons votees a l'article 19. Ceci ressort clairement 
de l'articte 20 egalement. 
En ce qui concerne l'assurance-maladie et le deuxieme 
pilier, le bailleur de service est considere comme employeur 
et c'est lui qui a la responsabilite de donner a ce travailleur 
les conditions voulues. 
Le probleme consiste simplement en ce que le travailleur 
employe de l'entreprise de location de services travaille 
dans une autre entreprise avec des ouvriers qui sont 
engages directement par le patron de cette entreprise, et 
chaque fois que les conditions de travail sont differentes, 
cela cree des problemes. Dans la meme entreprise, des 
travailleurs executant le meme travail doivent pouvoir dispo­
ser des rnemes conditions de travail. C'est pourquoi nous 
vous suggerons d'ajouter ce petit mot par rapport au projet 
du Conseil federal. Je vous rappelle que le Conseil federal 
veut simplement soumettre a la convention collective la 
duree du travail et le salaire. Nous remplac;;ons les mots 
" .... le salaire et la duree du travail» par « .... les conditions 
de salaire et de travail». Je vous invite a suivre la majorite de 
la commission. 

M. Delamuraz, president de la Confederation: Avec une 
belle constance, je vous ai propose, dans !es articles prece­
dents de vous rallier aux decisions de ia rnajorite de la 
comrnission. En ce qui concerne l'article 20, en revanche, je 
vous demande de suivre la minorite qui a d'ailleurs ete 
battue d'une courte longueur en seance de commission. 
Pourquoi cette demande? Pour une raison tres claire. En 
effet, lorsque l'on parle de duree du travail, il s'agit de 
quelque chose de perceptible qui concerne tous les travail­
leurs, aussi bien les travailleurs temporaires que ceux ins­
talles durablernent. En revanche, lorsque l'on veut etendre 
aux travailleurs interimaires les notions de conditions de 
travail et non seulement de duree du travail, on va appliquer 
ä ces travailleurs ternporaires toute une serfe de dispositions 
qui ont ete corn;ues par le legislateur, qui ont ete voulues 
par les parties contractantes des conventions collectfves, en 
fonction des travailleurs durablement etablis et pas du tout 
en fonction des travailleurs interimaires. Ceux-ci, par la 
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condition meme de leur engagernent, echappent a cette 
serie de precisions qui concernei:it toutes la du ree du travail. 
Cela signifie qu'en suivant la rnajorite de la commission, 
vous soumettriez les travailleurs interimaires ä des condi­
tions de travail qui sont, par exemple, les conges de perfec­
tionnement, le deuxieme pilier, les conges speciaux pour les 
jeunes et pour les affaires familiales, les plans sociaux, les 
reglements d'arbitrage dans des conflits du travail - pour ne 
citer que ces exemples - qui n'ont - vous en conviendrez 
avec moi - rien a voir avec les conditions d'un travailleur 
temporaire. II ne s'agit pas de moins proteger les travailleurs 
temporaires que les autres, il s'agit de les proteger sur les 
points qui les concernent et non pas sur des points qui leur 
sont substantiellement etrangers. C'est dans cette mesure, 
atin de ne pas creer une enflure superflue et de ne pas 
donner a ces dispositions du travail une dimension qui 
n'interesse pas les travailleurs ternporaires que je vous pro­
pose de suivre la minorite de la commission, le Conseil des 
Etats ainsi que le Conseil federal. 

Abstimmung Vote 

Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art. 23 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 23 al. 2 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 24 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 24 al. 2 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 26 Titel, Abs. 2 und 3 
Antrag der Kommission 
Titel 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs. 2 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs. 3 
Festhalten 

Art 26 titre, al. 2 et 3 
Proposition de Ja commission 
Titre 
Adherer au projet du Conseil tederal 
Al. 2 
Adherer ä la decision du Conseil des Etats 
Al. 3 
Maintenir 

Angenommen - Adopte 

Art. 29 Abs. 2 
Antrag der Kommission 

68Stimmen 
63 Stimmen 

Der Bundesrat bestimmt die Ausnahmen von der Melde­
pflicht. 

Art. 29 al. 2 
Proposition de la commission 
Le Conseil federal fixe les derogations ä l'obligation d'an­
noncer. 

Angenommen - Adopte 
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Economie sucriere. Arrete föderal 

Art. 31 Abs. 4 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 31 al. 4 
Proposition de /a commission 
Adherer a !a decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 32 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
.... Arbeitsamt. (Rest des Absatzes streichen) 

Art. 32 al. 2 
Proposition de fa commission 
,. .. office cantonal du travail. (Biffer le reste de l'alinea) 

Angenommen - Adopte 

Art. 39 Abs. 1 Bst. a und b, 2 Bst. a, 3 und 3bis 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 39 al. 1 let. a et b, 2 let. a, 3 et 3bis 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

An den Ständerat - Au Conseil des Etats 

88.062 

Zuckerwirtschaft. Bundesbeschluss 

Economie sucriere. Arrete federal 

Botschaft und Beschlussentwurf vorn 19. Oktober 1988 (BBI III, 1169) 
Message et projet d'arrete du 19 octobre 1988 (FF III, 1109) 

Beschluss des Ständerates vorn 13. Dezember 1988 
Decision du Conseil des Etats du 13 decernbre 1988 

Präsident: Es findet eine organisierte Eintretensdebatte 
statt, beschränkt auf die Berichterstatter und die Kommis­
sionssprecher. 

Portmann, Berichterstatter: Seit der Steinzeit hält sich der 
Mensch die Biene - sein erstes Haustier! Denn ihr Honig 
befriedigte zum ersten Mal seine Lust nach dem vollen 
Geschmack des Süssen. Dann entdeckte er vor Jahrtausen­
den die Süsse aus der Zuckerpflanze und hegte sie als 
erstes Kulturgewächs, aus dem er den «Honig ohne Bienen» 
presste. Das Abendland hat den Genuss dieses Zuckers 
zusammen mit der Philosophie des Aristoteles von den 
Arabern übernommen. Bis zur Neuzeit blieb der Zucker aber 
das Süssgewürz der Reichen. Ein gewöhnliches Nahrungs­
mittel ist er nie geworden, auch wenn er nicht mehr in der 
Apotheke, sondern im Supermarkt verkauft wird: Der erste 
braucht ihn als rasch wirkenden Brennstoff für Bauch und 
Kreislauf, der zweite vernascht ihn als süsse Droge für Hirn 
und Nerven, der dritte meidet ihn als non-valeur, als Leerka­
lorie ohne Vitamine und Spurenelemente. 
Vor 200 Jahren pressten die Preussen zum ersten Mal Zuk­
ker aus der Rübe. Damit machten sie das aufgeklärte Europa 
nach der grossen Revolution vom sogenannten Sklavenzuk­
ker aus den Kolonien unabhängig. Europa produziert heute 
45mal soviel Rübenzucker wie vor 190 Jahren. Aber es kann 
nur 80 Prozent seiner Ernte verzehren. Die Medizin sagt, 
wegen dem immens gestiegenen Genuss von Zucker 
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wachse der Körper unserer Kinder schneller als ihre Seele. 
Wenn die Statistik die Wahrheit sagt, isst und trinkt jeder 
Bewohner unseres Landes 130 Gramm Zucker pro Tag. Das 
soll doppelt soviel sein, wie er ohne Schaden verträgt. Wir 
haben also nicht mehr Zucker nötig. Es kommen ohnehin 
Zuckerersatzstoffe in Mode. Die Amerikaner brauchen seit 
fünf Jahren mehr Süsstoff als Zucker. 
Obwohl die EG zwei Millionen Tonnen Zucker mehr produ­
ziert, als sie verbraucht, kauft sie jedes Jahr noch 2,6 Millio­
nen Tonnen aus den Entwicklungsländern Afrikas. der Kari­
bik und des Pazifiks. Mauritius z. B. produziert jedes Jahr in 
Monokultur 800 000 Tonnen Zucker und kann 60 Prozent 
dieser Ernte der EG verkaufen. Diese bezahlt dafür (zum 
Kurs der letzten Woche) 796 Franken pro Tonne. Das sind 
78 Prozent mehr als der heutige Weltmarktpreis, der 
455 Franken pro Tonne beträgt Der Weltmarkt kann 33 Mil­
lionen Tonnen Zucker nicht verkaufen: Ueberschuss sagt 
der Pessimist, Vorrat der Optimist, sie verderben den Preis 
und lassen die Produzenten verarmen, sagt der Realist. 
Wir brauchen in der Schweiz jedes Jahr 272 000 Tonnen 
Zucker. Nur 45 Prozent davon stellen wir im Land her, den 
Rest importieren wir: 98 Prozent aus der EG, aus Deutsch­
land und Frankreich, 2 Prozent aus Kuba. Unser Grundsatz 
lautet: Der Zucker, den wir in der Schweiz produzieren, darf 
für den Konsumenten nicht teurer sein als der Zucker, den 
wir auf dem Weltmarkt kaufen. Die EG bezahlt für die Her­
stellung einer Tonne Zucker 1210 Franken. Sie verkauft 
ihren eigenen Ueberschusszucker und den Ueberschuss­
zucker, den sie den Entwicklungsländer abgekauft hat, für 
455 Franken pro Tonne auf dem Weltmarkt. Simpel gesagt: 
Die EG subventioniert den Export von Ueberschusszucker 
mit 755 Franken pro Tonne, also zu 60 Prozent. 
Wenn wir jedes Jahr 147 000 Tonnen raffinierten Weisszuk­
ker aus Deutschland und Frankreich importieren, «entrei­
chern» wir den EG-Agrarfonds um 111 Millionen Franken. 
Wenn wir aus einheimischen Rüben Zucker herstellen, 
kostet uns die Tonne 1655 Franken. Unsere Herstellungsko­
sten sind um rund ein Drittel höher als in der EG, was sich 
objektiv begründen lässt, auch wenn Herr Biel hier etwas 
anderer Meinung ist. 
Der freie Schweizer soll sein grundsätzliches Recht behal­
ten, Zucker zum Weltmarktpreis von 455 Franken pro Tonne 
plus Grenzabgaben einzukaufen. Dle Grenzabgaben sind 
der Fiskalzoll von 235 Franken pro Tonne und der Beitrag in 
den Garantiefonds für die Pflichtlagerhaltung von 255 Fran­
ken pro Tonne, also 490 Franken pro Tonne. Damit hat der 
Schweizer das Recht, die Tonne Zucker für 945 Franken 
Weltmarktpreis zu kaufen. Dafür müssen wir den Preis des 
selber hergestellten Zuckers von 1655 Franken pro Tonne 
auf den Weltmarktpreis hinunterfinanzieren. Dieses Verbilli­
gungsmanöver finanzieren wir in einem Solidaritätsakt zwi­
schen Bund, Konsumenten und Pflanzern. Der Bund 
schiesst Steuermittel ein, die Konsumenten zahlen auf der 
gesamten Zuckermenge von 270 000 Tonnen eine Abgabe­
also auch auf dem Zucker, den wir in der Schweiz produzie­
ren -, und die Pflanzer leisten einen Beitrag an die Verbilli­
gungsaktion. 
Der Voranschlag für das Zuckerjahr 1989/1990 zeigt: Der 
Zucker, den wir selber herstellen, kostet 1655 Franken die 
Tonne, der Zucker, den wir importieren, kostet 945 Franken 
die Tonne, also klafft pro Tonne Zucker eine Negativ-Diffe­
renz von 710 Franken. Wenn wir 125 000 Tonnen Zucker 
selber produzieren, fehlen uns 88, 75 Millionen Franken. Das 
Loch finanzieren wir über einen Zuckerausgleichsfonds. 
Ihre Kommission bestätigt diese schon heute vorhandene 
Einrichtung vorbehaltslos. Der Fonds wird von der Treu­
handstelle der Schweizerischen Lebensmittelimporteure 
verwaltet. Bund, Konsumenten und Pflanzer dotieren ihn. 
Zuerst schiesst der Bund einen sogenannten Vorwegbeitrag 
von 10 Millionen Franken ein. Ihre Kommission bekennt sich 
- wiederum ohne Vorbehalte - auch zu diesem schon heute 
bekannten Vorwegbeitrag des Bundes. Dann zahlen Bund, 
Konsumenten und Pflanzer dem Fonds die restliche Nega­
tiv-Differenz von 78,75 Millionen Franken, und zwar nach 
einem komplizierten Schlüssel; er ist in der Vorlage verklau-
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85.069 

Arbeitsvermittlungsgesetz. Revision 
Loi sur le service de l'emploi. Revision 

Siehe Jahrgang 1988, Seite 564- Voir annee 1988, 
page 564 ci-clevant 

Beschluss des Nationalrates vom 6. März 1989 
Decision du Conseil national du 6 mars 1989 

Differenzen - Divergences 

Art.1 Bst. b 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art.1 let. b 
Proposition de la commission 
Adherer ä la decision du Conseil national 

Miville, Berichterstatter: Bei Artikel 1 Buchstabe b hat der Na­
tionalrat das Wort «ergänzende» (eine ergänzende öffentliche 
Arbeitsvermittlung) gestrichen. Er schlägt «eine öffentliche Ar­
beitsvermittlung», tel quel und umfassend, vor, und die Kom­
mission empfiehlt Ihnen, sich dem Nationalrat anzuschlies­
sen. 

Angenommen -Adopte 

Art. 4 Titel und Abs. 5 
Antrag der Kommission 
Titel 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs.5 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Minderheit 
(Rüesch) 
Festhalten 

Art. 4 titre et al. 5 
Proposition de la commission 
Titre 
Adherer ä la decision du Conseil national 
Al. 5 
Majorite 
Adherer a la decision du Conseil national 
Minorite 
(Rüesch) 
Maintenir 

Miville, Berichterstatter: In Artikel 4 geht es um die Worte «Um­
fang und Dauer der Bewilligung». Nach der Auffassung des 
Nationalrats wird die Bewilligung «unbefristet» erteilt, so dass 
im Trtel auch eine Angabe über die Dauer enthalten sein 
müsse, deshalb schlägt er «Umfang und Dauer der Bewilli­
gung» vor. Auch hier stimmt Ihre Kommission dem Nationalrat 
zu und empfiehlt Ihnen dasselbe. 

R üesch, Sprecher der Minderheit: Nach Absatz 5 Artikel 4 soll 
der Bundesrat die Bewilligungsgebühren festlegen. Es ist mei­
ner Ansicht nach wirklich nicht einzusehen, warum den Kanto­
nen diese Kompetenz weggenommen werden soll. Gebühren 
dürfen bekanntlich - gemäss Praxis des Bundesgerichtes -
nicht willkürlich festgelegt werden, sondern haben sich nach 
dem Veiwaltungsaufwand zu richten. Dieser ist aber nicht in al­
len Kantonen gleich gross. Die Veiwaltungskosten für gleiche 
Arbeiten sind in den verschiedenen Kantonen je nach Lohnge­
füge und Raumkosten unterschiedlich. 
Man mag dieses Problem als nebensächlich erachten. Dieser 
Meinung war offensichtlich auch der Nationalrat, der ohne Dis-

kussion an der bundesl'ätlichen Lösung festhielt. Ich meine 
aber, es geht hier um ein Prinzip, nämlich um das Prinzip, dass 
der Bund den Kantonen nicht in ihre Verwaltungsangelegen­
heiten reden soll, wenn dies nicht notwendig ist. 
Deshalb wiederhole ich in Sachen Föderalismus mein cete­
rum censeo Carthaginem esse delendam und bitte Sie, an der 
Streichung festzuhalten. 

Miville, Berichterstatter: Ich freue mich ausserordentlich über 
die Schnelligkeit, mit der Herr Rüesch in dieser Gesetzesbera­
tung vorgeht Er ist mit seinem Minderheitsantrag dem, was 
der Kommissionspräsident sagen wollte, zuvorgekommen. 
Das macht aber gar nichts. 
Der Nationalrat ist dafür, dass der Bundesrat die Bewilligungs­
gebühren regle. Die Minderheit das Abstimmungsergebnis 
in der Kommission war 5 zu 5-, sieht darin eine Bedrohung fö. 
deralistischer Positionen. Der Kommissionsmehrheit in die­
sem Falle also der hauchdünnen Kommissionsmehrheit, das 
sei zugegeben - ist das nicht wichtig genug, um eine Differenz 
zum Nationalrat offenzulassen. Wir halten dafür, dass es rich­
tig ist, den Bundesrat für die ganze Schweiz einheitliche Ge­
bühren festsetzen zu lassen. 

M. Delamuraz, president de la Confederation: La Suisse est 
un petit marche et dans quelques instants nous allons parler 
d'un plus grand marche et deplorer que ce plus grand marche 
lui-meme soit encore cloisonne. lmaginez que dans notre petit 
pays il y ait autant de regles pour la determination d'un emolu­
ment qu'il y a de cantons, imaginez que ces emoluments, 
comme c'est le cas actuellement, aillent de un a dix. lmaginez 
cela alors qu'il y a une totale liberte de circulation des travail­
leurs a l'interieur du pays, qu'il doit y avoir par consequent des 
possibilites de placer des demandeurs de travail par une 
agence determinee, aussi bien dans un canton que dans un 
autre, que tout cela se fasse selon une disparite totale, ce n 'est 
pas tres heureux et ce n 'est veritablement pas la que je verrais, 
Monsieur Rüesch, le dernier refuge du federalisme. Je le vois, 
le federalisme fort et vigoureux, pour d'autres questions que 
pour celle-ci. 
C'est la raison pour laquelle je vous demande d'octroyer au 
Conseil federal la possibilite de determiner ces emoluments. 
C'est un travail purement administratif, qui n'a aucune signifi­
cation politique. Par consequent, il ne contredit en rien le 
federalisme. D'ailleurs, lors de la consultation, les gouverne­
ments cantonaux consultes sur ce projet ont ete unanimes ä 
declarer qu'ils suivraient l'idee du Conseil federal pour la 
determination des emoluments. Je vous prie donc de suivre la 
recommandation de votre commission. 

Abstimmung- Vote 

Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art. 14 Abs. 1 und 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art.14al.1 et2 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

19Stimmen 
11 Stimmen 

Miville, Berichterstatter: Während wir bis jetzt Streitpunkte von 
eher untergeordneter Bedeutung behandelt haben - Ent­
schuldigung, Herr Rüesch, aber ich glaube, man darf das so 
sagen -, kommen wir jetzt zu einer piece de resistance, zur 
Kautionspflicht. Hier ist die Meinung in der Kommission klar 
zum Ausdruck gekommen. Mit 8 zu 3 Stimmen empfiehlt Ih­
nen die Kommission, dem Nationalrat zuzustimmen, d. h. die 
Kautionspflicht nach Artikel 14 im Gesetz zu belassen. 
Es sind die Besonderheiten dieser Branche betont worden, 
die u. a. dadurch gekennzeichnet ist, dass irgend jemand mit 
geringster Infrastruktur ein Unternehmen gründen kann und 
schon nach ganz kurzer Zeit mit sehr vielen Arbeitnehmern zu 
tun hat, sehr viele Arbeitnehmer zu vermitteln hat. Er sollte also 
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in der Lage sein, für viele Arbeitnehmer von Anbeginn an eine 
Sicherheit zu bieten. Es war für mich interessant, dass die 
Svuta, der Verband der temporären Arbeitsvermittlung, gegen 
diese Kautionspflicht im Grunde nichts einzuwenden hatte. Sie 
sagte mir, die Bestimmung passe ihr nicht besonders, aber sie 
würde sich auch nicht dagegen wehren. Sie dient einer gewis­
sen Selbstreinigung der Branche; es ist gar nicht nötig, dass 
alle möglichen Leute beginnen, Temporärarbeit zu vermitteln, 
ohne über die nötigen Grundlagen zu verfügen. 
Nun gibt es aber-und das hat die Kommissionsminderheit zu 
ihrer Stellungnahme bewogen - gewisse grundsätzliche Be­
denken ordnungspolitischer Art gegen die Kautionspflicht So 
wird eingewandt, man erschwere Newcomers den Einstieg in 
die Branche. Dagegen wurde wieder argumentiert, es sei je­
dermann möglich, sich durch eine Bank oder Versicherungs­
garantie die nötigen Mittel zu beschaffen, um eine solche Kau­
tion zu leisten. 
Mit 8 zu 3 Stimmen empfehlen wir Ihnen, die Kautionspflicht 
beizubehalten und in diesem Sinne dem Nationalrat bei Arti­
kel 14 zuzustimmen. 

Hefti: Ich beantrage Ihnen Festhalten. 
Die Begründung des Herrn Kommissionspräsidenten müsste 
schliesslich dazu führen, dass jeder Betrieb, der in grösserer 
Zahl Leute beschäftigt, mit den gleichen Ueberlegungen einer 
Kaution unterworfen werden könnte, und das geht ganz be­
stimmt zu weit. 
Ferner hat der Herr Kommissionspräsident gesagt, es gebe 
Betriebe, die mit sehr geringem Anfangskapital arbeiten und 
sich dann stark entwickeln. Wenn wir solches als Nachteil be­
trachten, bestünden heute in unserem Land verschiedene Un­
ternehmen nicht, auf die wir stolz sind. 

M. Delamuraz, president de la Confederation: Lors des tra­
vaux de votre commission, l'un des membres m'a expresse­
ment demande de me prononcer devant le plenum a propos 
de cette exigence de surete, et cela dans le sens d'un engage­
ment. II a ajoute que cela ne devrait pas constituer un 
precedent dont le Conseil federal ferait ensuite usage pour 
etendre la pratique de l'exigence de surete a d'autres types 
d'entreprises et d'activites. 
Je fais donc cette declaration ici de la maniere la plus ex­
presse: il est exige en ce domaine une garantie, afin de couvrir 
d'une maniere correcte le risque d'une deconfiture de telle ou 
telle de ces societes de placement, deconfiture qui ne serait 
pas couverte par leur capital, tant ce dernier est mince 
jusqu'au ridicule. Je rappelte qu'un crayon, une gomme, un 
telephone, si possible une table et une chaise peuvent consti­
tuer le capital d'une telle entreprise. II est indispensable qu'au 
moins les salaires de ceux qui se sont adresses a cette entre­
prise de placement soient couverts, ce qui peut l'etre par le 
systeme des garanties. 
L'idee que nous etendrions une telle disposition a d'autres 
secteurs n'a evidemment aucun sens, car ou il existe un capi­
tal a proprement parter nous n'exigerons ni ne proposerons 
d'exiger des garanties. 
La deuxieme preuve de la bonne foi du Conseil federal se 
trouve dans l'etat actuel des choses. Dans la legislation en vi­
gueur, les agences de placement et d'emigration ont l'obliga­
tion de fournir des suretes. Parce que la situation a evolue 
dans ce domaine et que le Conseil federal a apprecie cette 
evolution, il propose de lever cette obligation. La nouvelle loi 
ne contient plus aucune trace du droit actuel a l'egard de ces 
agences de placement et d'emigration. 
C'est la deuxieme demonstration par l'acte que le Conseil 
federal n'est pas immobile, n'est pas «stur» comme on aime a 
dire, et qu'il entend bien adapter aux circonstances particuli­
eres de chaque secteur cette eventuelle exigence de surete. 

Abstimmung- Vote 

Für den Antrag der Kommission 
Für den Antrag Hefti 

23Stimmen 
10Stimmen 

Art. 15 Titel uhd Abs. 5 
Antrag der Kommission 
Titel 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs.5 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Minderheit 
(Rüesch) 
Festhalten 

Art. 15 titre et al. 5 
Proposition de /a commission 
Titre 
Adherer a la decision du Conseil national 
Al. 5 
Majorite 
Adherer a la decision du Conseil national 
Minorite 
(Rüesch) 
Maintenir 

Le president: L'article 15 est liquide par le vote precedent. 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon la proposition de la majorite 

Art. 19 Abs. 11 , 1, 2 und 2bis 
Antrag der Kommission 
Abs.1' 
Der Verleiher muss den Vertrag mit dem Arbeitnehmer in der 
Regel schriftlich abschliessen. Der Bundesrat regelt die Aus­
nahmen. 
Abs. 1 
Im Vertrag sind die folgenden Punkte zu regeln: 
a ..... 
Abs.2 
Werden die Erfordernisse bezüglich Form oder Inhalt nicht er­
füllt, so gelten die orts- und berufsüblichen Arbeitsbedingun­
gen oder die gesetzlichen Vorschriften, ausser es seien für 
den Arbeitnehmer günstigere Arbeitsbedingungen mündlich 
vereinbart worden. 
Abs. 2bis 
Während den ersten sechs Dienstmonaten kann .... 
a. (Betrifft nur den französischen Text) 
b ..... Frist von mindestens sieben Tagen gekündigt werden. 
Für den Rest: Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 19 al. 11 , 1, 2 et 2bis 
Proposition de /a commission 
Abs. 1' 
En regle generale, le bailleur de services doit conclure un 
contrat ecrit avec le travailleur. Le Conseil federal regle les ex­
ceptions. 
Al. 1 
Le contrat stipulera les points suivants: 
a . .... 
Al. 2 
Si les exigences relatives a la forme ou au contenu ne sont pas 
remplies, les conditions de travail usuelles du lieu et de la pro­
fession ou les dispositions legales en la matiere sont applica­
bles, a moins que des conditions plus favorables aient ete con­
clues verbalement. 
Al. 2bis 
.... , etre resilie par les deux parties moyennant un delai de 
congede 
a. Deux jours au moins .... 
b. Sept jours au moins entre le quatrieme .... 
Pour Je reste : Adherer a la decision du Conseil national 

Abs. 1'-AI. 11 

Miville, Berichterstatter: Herr Delalay hat den Artikel umge­
stellt und sozusagen keinen Stein auf dem anderen gelassen. 
Damit hat er die Kommission derart verunsichert, dass ihm ein-
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stimmig zugestimmt wurde. (Heiterkeit) Im Beschluss des Na­
tionalrats müssen Sie fleissig suchen, um jeweils das Entspre­
chende zu dem zu finden, was wir Ihnen nun vorschlagen. 
In Artikel 19 Absatz 1 fand von Anfang an ein zähes Ringen um 
die Frage der Schriftlichkeit statt: Müssen solche Arbeitsver­
träge in allen Fällen schriftlich ausgefertigt werden oder nur in 
der Regel? Das ist die eine Divergenz. 
Die andere Divergenz waren die Kündigungsfristen, wobei be­
tont wurde, dass solche Kündigungsfristen in gewissen Fäl­
len, bei kurzen Arbeitsverhältnissen, nicht nur einen Schutz, 
sondern auch eine Fessel für den Arbeitnehmer bedeuten 
könnten. 
Schliesslich hat sich dann - mit Ausnahme des Buchstabens c 

eine weitgehende Einigung auf den Vorschlag Delalay erge­
ben. 
Da sind wir nun bei der Frage der Schriftlichkeit der Verträge. 
Der Nationalrat hat die Worte «in der Regel» gestrichen. Ihm 
schien dieser Begriff überflüssig zu sein. 
Für die Ständeratskornrnission ist diese Formulierung gleich­
bedeutend mit einer klaren Kompetenzzuweisung an den 
Bundesrat hinsichtlich der Regelung der Ausnahmen. In die­
sem Punkt hält die Ständeratskornrnission am Beschluss des 
Ständerats fest, und ich empfehle Ihnen in diesem Sinne Be­
schlussfassung. 

Angenommen -Adopte 

Abs. 1-AI. 1 

Miville, Berichterstatter: Wenn wir nun den Artikel betrachten, 
kommen wir zuerst zu Artikel 19 Absatz 1 Buchstabe c. Der 
Ständerat hat hier verlangt, dass die Kündigungsfristen erst ab 
dem zweiten Dienstjahr zwingend im Arbeitsvertrag festzuhal­
ten seien. 
Der Natlonalrat will, dass in jedem unbefristeten Arbeitsvertrag 
stets die Kündigungsfrist festzuhalten sei; die Kommission 
schliesst sich in diesem Punkt dem Nationalrat an. 

Angenommen -Adopte 

Abs. 2-AI. 2 
Angenommen -Adopte 

Abs. 2bis Bst. a -Al. 2bis /et. a 

Miville, Berichterstatter: Hier hat der Nationalrat das Wort 
«mindestens» eingefügt. Damit wollte er klar machen, dass es 
sich bei Kündigungsfristen um Mindestfristen handle, welche 
keine kürzeren Kündigungsfristen erlauben. 
Hier empfehlen wir Ihnen, dem Nationalrat zuzustimmen. 

Angenommen -Adopte 

Abs. 2bis Bst. b -Al. 2bis /et. b 

Miville, Berichterstatter: Hier ist die Ständeratskommission 
der Meinung, es sei am Beschluss unseres Rates festzuhalten. 
Wie bei Buchstabe a hat qer Nationalrat auch hier das Wort 
«mindestens» eingefügt: " : ... Frist von mindestens sieben Ta­
gen auf das Ende einer Arbeitswoche». Das wäre noch ange­
gangen, aber er will nun eine Kündigung auch bloss auf das 
Ende einer Arbeitswoche zulassen, was natürlich faktisch zu 
einer längeren Kündigungsfrist führt. 
Die Ständeratskornrnission streicht die Formulierung «auf das 
Ende einer Arbeitswoche». Wir haben das eigentlich ohne Dis­
kussion beschlossen und damit am Beschluss des Ständera­
tes festgehalten, während wir uns mit dem Wort «mindestens» 
abfinden können. Es geht also nur noch um den Begriff «auf 
das Ende einer Arbeitswoche». Hier möchten wir festhalten. 

Angenommen -Adopte 

24-S 

Abs. 2bis Bst. c - Al. 2lJis /et. c 

Miville, Berichterstatter: Hier empfehlen wir Ihnen mit 7 gegen 
2 Stimmen Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates, 
wonach dieser Buchstabe c zu streichen sei. Der Ständerat 
wollte vom siebten bis zwölften Monat der Anstellung eine 
Kündigungsfrist von zwei Wochen. Indern der Nationalrat 
Buchstabe c streicht - u. a. im Hinblick auf die Tatsache, dass 
15olche T ernporär-Arbeitsverhältnisse sich sehr selten über ein 
halbes Jahr hinaus erstrecken-, will er bereits ab dem siebten 
Monat die Regelung des Obligationenrechts einführen, d. h. 
einen Monat Kündigungsfrist auf das Ende eines Monats. Mit 7 
gegen 2 Stimmen haben wir uns dieser Auffassung ange­
schlossen und empfehlen sie Ihnen zur Annahme. 

Angenommen -Adopte 

Art.20 
Antrag der Kommission 
Festhalten 
Proposition de /a commission 
Maintenir 

Miville, Berichterstatter: Artikel 20 hat in der ganzen bisherigen 
Beratung zu sehr vielen Meinungsverschiedenheiten Anlass 
gegeben. Das begann schon damit, dass die Gewerkschaften 
sich mit der Einschränkung auf allgemeinverbindliche Gesamt­
arbeitsverträge schlecht abfinden konnten; denn Sie alle wis­
sen, dass nur sehr wenige Gesamtarbeitsverträge in unserem 
lande als allgerneinverbindlich erklärt worden sind. Dann ging 
es weiterhin und vor allem um die Frage, ob es sich hier um 
Lohn- und Arbeitsbedingungen des Gesamtarbeitsvertrages 
handeln solle, oder, wie insbesondere der Ständerat das wollte, 
nur um Lohn- und Arbeitszeitbestimmungen. Der Nationalrat 
hat sich nun der Auffassung angeschlossen, dass nicht nur die 
Lohn- und Arbeitszeitbestimmungen, sondern die Lohn- und 
Arbeitsbedingungen eines allgerneinverbindlichen Gesamtar­
beitsvertrags generell eingehalten werden müssten. Die Stän­
deratskommission konnte dem nicht folgen. Sie hält am Ent­
scheid unseres Rates fest, wonach eine Anwendung sämtlicher 
GAV-Bestirnrnungen bezüglich Arbeitsbedingungen auf ein 
temporäres Arbeitsverhältnis nicht besonders sinnvoll und 
praktikabel wäre. Es gibt in den Gesamtarbeitsverträgen - so 
meint Ihre Kommission sehr viele Bestimmungen, zum Bei­
spiel sozialversicherungsrechtlicher Art, die sich für diese Tem­
porär-Arbeitsverhältnisse einfach nicht eignen. Wir halten somit 
am Beschluss des Ständerates in dieser Frage fest. Es hat sich 
in der Kommission hiegegen keine Opposition mehr ergeben. 

M. Jelmini : C'est parce que je n'aime pas la solitude que je 
n'ai pas propose d'autre arnendernent ä cet article 20. Je dirai 
sirnplement que la solution choisie n'est pas la bonne et 
qu'elle causera bien des ennuis aux tribunaux. Elfe cree - le 
president vient de le dire - des differences de traitement dans 
une meme entreprise entre les travailleurs soumis ä un contrat 
collectif et les travailleurs temporaires. Jene peux qu'esperer 
que le Conseil national trouve une solution convenable. 

Angenommen -Adopte 

Art. 26 Titel und Abs. 3 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Festhalten 
Minderheit 
(Jelmini, Defalay, Ducret, Jagmetti, Miville) 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 26 Tltre et al. 3 
Proposition de /a commission 
Majorite 
Maintenir 
Minorite 
(Jelmini, Delalay, Ducret, Jagmetti, Miville) 
Adherer a la decision du Conseil national 
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Abs. 3-Al. 3 

Miville, Berichterstatter: Ich schlage Ihnen vor, über den Titel 
erst zu befinden, wenn wir uns über Absatz 3 klar geworden 
sind. Sie sind damit einverstanden. 
Hier haben wir die Divergenz, die uns immer wieder beschäf­
tigt hat: Dürfen die Arbeitsämter an der Arbeitsvermittlung gar 
nicht mitwirken, wenn der Arbeitgeber in verschiedener Hin­
sicht gegen Bestimmungen verstossen hat? Oder ist dem Ar­
beitsamt bloss die Ermächtigung zu geben, die Vermittlung in 
eigenem Ermessen in solchen Fällen abzulehnen? Also: Der 
Ständerat und unsere Kommission möchten festhalten. Der 
Ständerat gibt dem Arbeitsamt im Sinne einer Kann-Formel 
die Ermächtigung, die Vermittlung abzulehnen, wenn der Ar­
beitgeber mehrfach oder schwer gegen Arbeitnehmerschutz­
bestimmungen verstossen hat. Der Nationalrat will eine Ver­
mittlung in solchen Fällen zwingend verbieten. Zudem will der 
Nationalrat die Vermittlung zwingend verbieten, wenn der Ar­
beitgeber die orts- und berufsüblichen Lohn- und Arbeitsbe­
dingungen nicht einhält. Der Ständerat und auch eine Mehr­
heit unserer Kommission halten diese Bestimmung Absatz 3 
Buchstabe a für überflüssig. Eine Kommissionsminderheit 
stimmt dem Beschluss des Nationalrates in dieser Frage zu. 

M. Jelmini, porte-parole de la minorite: Je ne repeterai pas le 
discours que j'ai tenu en premiere lecture, mais j'aimerais sim­
plementvous engager a eviter une divergence sur un point qui, 
au Conseil national - comme M. Miville vient de Je dire n'a 
donne lieu aaucunediscussion etaeteadoptesans opposition. 
Pourquoi Ja version du Conseil federal? II ne faut pas obliger 
les offices du travail, c'est-a-dire des fonctionnaires publics, a 
collaborer avec des employeurs qui ne respectent pas la loi et 
qui appliquent des conditions de travail sensiblement inferieu­
res aux normes usuelles de la profession. L'office du travail 
connaft ces employeurs qui ne versent pas le salaire de ma­
niere reguliere et un salaire au-dessous du minimum prevu par 
le contrat collectif, qui viennent de licencier pour des motifs 
soi-disant d'ordre economique, mettant ainsi les employes 
dans une situation economique desesperee. lls commettent 
donc differentes formes d'abus. 
En suivant la faible majorite de la commission, qui n'a peut­
etre pas saisi la complexite du probleme, non seulement on 
admet que des abus peuvent etre accomplis, mais on oblige 
les fonctionnaires publics a continuer a les admettre. II n'est 
pas exact que l'on donne a l'autorite administrative le pouvoir 
de juger, eile doit seulement constater. 
II n'est pas dans notre volonte de citer devant le juge l'em­
ployeur qui, avec l'aide de l'office du travail -qui risque egale­
ment d'etre condamne pour complicite - fixe des conditions 
sensiblement inferieures aux normes usuelles. C'est la raison 
pour laquelle, en respectant te droit et l'equite, je vous de­
mande de bien vouloir suivre la minorite de la commission, en 
votant le solution proposee par le Conseil federal. 

M. Delamuraz, president de la Confederation: J'aimerais tout 
d'abord rappeler que les offices du travail vises par les disposi­
tions de l'article 26, alinea 3, sont des offices publics. lls sont 
donc astreints par la loi a une certaine activite et ils ne peuvent 
se soustraire a celle-ci que si la loi les y autorise. lls. n'ont pas 
du tout la latitude de mouvement d'un office de placement 
prive. 
Or, si nous ne prevoyons pas dans la loi, a l'intention de ces of­
fices publics du travail, des exeinptions a leur obligation de 
placer, ils devront exercer une täche inacceptable, et meme ri­
dicule, puisqu'elle les obligerait a placer des forces de travaii 
aupres d'entreprises dont on sait notoirement qu'elles ne rem­
plissent pas leurs obligations. Pourquoi le sait-on notoire­
ment? Parce qu'un office du travail public est parfaitement au 
courant de ce qui se passe et pour lui eviter des actions 
scelerates, il est indispensable que nous prevoyions dans la 
loi le moyen de se soustraire a l'obligation de placer lorsque 
les conditions ne sont pas reunies dans l'entreprise dans la­
quelle on veut placer. 
Que tous ceux qui craignent une ingerence intempestive de 
l'Etat en cette matiere· se rassurent. L'office du travail ne fera 

usage de cette exception que lorsque reellement eile se justi­
fie; l'office du travaii n'a pas le pouvoir de juger permettez­
moi l'expresssion - «a la täte du client», ni d' agir en arbitraire. II 
est precise dans la loi - si vous I' adoptez teile quelle - a quelles 
conditions claires et nettes l'office public du travail peut et doit 
se soustraire a l'obligation de placement. 
En resume, je vous dirai que les mesures proposees par la mi­
norite de la commission, allant dans le sens de la decision du 
Conseil national, sont doublement bonnes d'abord parce qu'il 
taut prevoir dans la loi la possibilite d'exception et, ensuite, 
parce que !' exception doit etre prescrite dans la loi de maniere 
tres limitative afin que les offices publics du travaii puissent 
continuer leur iabeur de maniere correcte, aussi bien dans 
l'interet des demandeurs d'emploi que dans celui des em­
ployeurs. C'est d'ailleurs aujourd'hui l'attitude generale des 
offices publics du travaii. 
Nous voudrions simplement, par cette disposition, ancrer 
legalement cette pratique et c'est la raison pour laquelle nous 
vous demandons de suivre la minorite de la commission. 

Abstimmung- Vote 

Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art. 26 Titel -Art. 26 titre 

11 Stimmen 
24Stimmen 

Miville, Berichterstatter: Jetzt können wir auch diesen Titel be­
schliessen. Nachdem der Ständerat soeben so beschlossen 
hat, ist es richtig, von «Vermittlungspflicht und Unparteilich­
keit» zu sprechen. 

Angenommen gemäss Antrag der Minderheit 
Adopte selon la proposition de la minorite 

Art. 29 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 29al.2 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Miville, Berichterstatter: Bei Artikel 29 geht es darum, dass 
der Bundesrat die Ausnahmen von der Meldepflicht beschlies­
sen soll. Der Ständerat wollte die Ausnahmeregelung im Ge­
setz. Der Nationalrat will sie auf Verordnungsstufe dem Bun­
desrat überlassen. Diese Frage scheint Ihrer Kommission 
keine Differenz wert. 
Wir beantragen Zustimmung zum Nationalrat. 

Angenommen -Adopte 

Art. 32 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art.32al.2 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Mlville, Berichterstatter: Dasselbe gilt für Artikel 32 Absatz 2. 
Der Nationalrat sagt, «sie (die Kantone) unterhalten mindestens 
ein kantonales Arbeitsamt .... » Auch hier haben sich in unserer 
Kommission sozusagen föderalistische Bedenken ergeben. 
Der Ständerat hat diese Aussage zur Organisation als Einmi­
schung in die Autonomie der Kantone verstanden. Der Natio­
nalrat will aber im Gesetz erwähnen, dass die Kantone minde­
stens ein kantonales Arbeitsamt unterhalten sollen. Auch hier 
findet Ihre Kommission diese Frage keiner Differenz wert. 
Wir möchten uns dem Nationalrat anschliessen. 

Angenommen -Adopte 

An den Nationalrat - Au Conseil national 
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mulierung der Kommission zuzustimmen und die Fassung 
«Erwerbs- oder Ersatzeinkommen» zu wählen. 

Mme Deglise, rapporteur: Le Conseil national, dans sa 
seance du 12 juin, s'etait arrete au terme de «revenu» tout 
court, libelle ainsi: «Aussi longtemps qu'un magistrat touche 
un revenu, sa retraite est reduite dans la mesure ou !e total de 
la retraite d'un revenu professionnel excede le traitement an­
nuel d'un magistrat en tonction». Cela signifiait que le revenu 
comprenait egalement celui de la fortune. 
Dans sa nouvelle version, la commission vous propose de ne 
retenir que le revenu professionnel et une rente. Elle renonce 
donc a tenir compte du revenu de la fortune, ce en quoi, a mon 
avis, elle a totalement raison. 
Le Conseil des Etats s'en tient a la proposition du Conseil 
federal, c'est-a-dire de ne retenir que le revenu professionnel. 
M. Oester, quant a lui, suggere de revenir a la premiere version 
du Conseil national, soit de tenir compte de tous les revenus, y 
compris ceux de la fortune. 
Au nom de la commission, je vous invite a accepter la proposi­
tion de la commission de ne retenir que le revenu profession­
nei et ies rentes. 

Oester: Der Präsident Ihrer Kommission, Herr Seiler, hat einen 
Vergleich angestellt, und dieser Vergleich ist nicht zulässig. Er 
hat den Magistraten mit dem hoch besoldeten Beamten vergli­
chen. Es ist richtig, wenn man dem hochbesoldeten Beamten 
keine Rentenkürzung zumutet, wenn er Vermögen hat, weil er 
ein Leben lang Prämien für seine Rente einbezahlt hat und 
deshalb einen Rechtsanspruch darauf erworben hat. 
Ich betone noch einmal, das Ruhegehalt der Magistratsperso­
nen ist eine Fürsorgeleistung; man hört dies nicht gerne, aber 
es ist so. Es ist eine reine Fürsorgeleistung, für die kein Rap­
pen Prämie entrichtet worden ist. Man kann die beiden Dinge 
nicht vergleichen, weil sie ganz verschieden sind. 
Ich bitte Sie sehr, meinem Antrag zuzustimmen. Sie können si­
cher sein, dass Sie damit der Lösung folgen, die Ihre Wähler in 
einer Abstimmung auch treffen würden. 

Bundesrat Stich: Ich möchte Herrn Oester wirklich danken, 
dass er uns wenigstens am Schluss des Dienstes einer Fürsor­
geleistung für würdig hält. Ihr Vergleich, den Sie mit dem Be­
amten gemacht haben, der ein Leben lang Prämien bezahlt, 
hinkt etwas. Denn wenn man die Prämien bezahlen müsste, 
dann ist es vermutlich so wie überall, dass man entsprechend 
das Einkommen erhöhen müsste. Dann käme es vermutlich 
Herr Oester - wieder auf das gleiche heraus. 
Ich schätze Sie sehr, Herr Oester. Sonst denken Sie in der Re­
gel doch klar. Aber Ihre Vorstellung, dass man weniger Ruhe­
gehalt bekommen soll, wenn man über ein Einkommen aus 
Vermögensertrag verfügt, ist nicht logisch. Wenn Sie nämlich 
ganz konsequent wären, dann müssten Sie sagen, ein Bun­
desrat oder eine Bundesrätin, der oder die über ein Einkom­
men aus Vermögensertrag verfügt, habe im Grunde genom­
men als Bundesrat oder als Bundesrätin auch keinen An­
spruch auf eine volle Entschädigung. Das ist döch die logi­
sche Konsequenz. Das Ruhegehalt ist eine Fortsetzung, eine 
Abgeltung für geleistete Dienste, und in der Regel ist jeder Ar­
beiter seines Lohnes wert. Ich hoffe auch ein Bundesrat. 

Abstimmung- Vote 

Für den Antrag Oester 
Für den Antrag der Kommission 

Art.SAbs.2 
Antrag der Kommission 
Festhalten. 

Art. 5 al.2 
Proposition de la commission 
Maintenir 

31 Stimmen 
86Stimmen 

Seiler Hanspeter, Berichterstatter: Dieser Absatz 2 verschwin­
det logischerweise: Nachdem wir zuvor dem Kommissionsan­
trag gefolgt sind, entfällt er automatisch. 

Angenommen -Adopte 

Art. 1 O Abs. 2bis 
Antrag der Kommission 

ein Erwerbs- oder Ersatzeinkommen 

Antrag Oester 
Festhalten am Beschluss des Nationalrates 

Art. 10 al. 2bis 
Proposition de /a commission 
.... un revenu professionnel ou une rente, sa rente est 
reduite 

Proposition Oester 
Maintenir la decision du Conseil national 

Präsident: Ich nehme an, Herr Oester, dass aus dem gleichen 
Grund der Antrag bei Artikel 1 O nicht mehr gestellt wird. Damit 
ist auch diese Differenz bereinigt. 

Angenommen gemäss Antrag der Kommission 
Adopte selon la proposition de la commission 

An den Ständerat-Au Conseil des Etats 

85.069 

Arbeitsvermittlungsgesetz. Revision 
Loi sur le service de l'emploi. Revision 

Siehe Seite 236 hiervor - Voir page 236 ci-devant 

Beschluss des Ständerates vom 21. Juni 1989 
Decision du Conseil des Etats du 21 juin 1989 

Differenzen Divergences 

Art. 19 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Proposition de fa commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Reimann Fritz, Berichterstatter: Einleitend etwas zur Kommis­
sionsarbeit. Ich werde mich dem Wunsch des Präsidenten ent­
sprechend kurz fassen. Wir haben am 31. August in der Kom­
mission zu den Differenzen im Bundesgesetz über die Arbeits­
vermittlung und den Personalverleih Stellung genommen. 
Diese Differenzen haben sich auf ein Minimum reduziert, denn 
der Ständerat hat sich in wesentlichen Punkten dem National­
rat angeschlossen. So hat er in Artikel 4 Absatz 5 und in Artikel 
15 Absatz 5 den Bewilligungsgebühren sowohl bei der Ar­
beitsvermittlung wie beim Personalverleih zugestimmt. 
In Artikel 19 ist der Ständerat dem Nationalrat teilweise entge­
gengekommen, so dass Ihnen unsere Kommission einstim­
mig empfiehlt, der vorliegenden Fassung des Ständerates zu­
zustimmen. 
Schliesslich ist der Ständerat - entgegen der Mehrheit seiner 
vorberatenden Kommission - in Artikel 26 bezüglich Vermitt­
lungspflicht durch die öffentlichen Arbeitsämter dem National­
rat gefolgt. Der Nationalrat hat sich somit nur noch mit Artikel 
20 zu befassen, zu welchem eine Kommissionsminderheit ei­
nen Minderheitsantrag eingereicht hat. Es geht um die Frage, 
wieweit ein Gesamtarbeitsvertrag, dem der Einsatzbetrieb un-
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tersteht, auch für das in diesem Betrieb beschäftigte Leihper­
sonal Gültigkeit haben soll. Der ursprüngliche Text des Bun­
desrates beschränkt sich auf allgemeinverbindliche Gesamt­
arbeitsverträge, und auch bei diesen nur auf die Lohn- und Ar­
beitszeitbestimmungen. Nach der Fassung des Nationalrates 
sollen ebenfalls nur die allgemefnverbindlichen Gesamtar­
beitsverträge für das Leihpersonal zur Anwendung kommen. 
Hingegen sollten nach ihm nicht nur die Lohn- und Arbeitszeit­
bestimmungen, sondern alle im Gesamtarbeitsvertrag enthal­
tenen Arbeitsbedingungen auf das Leihpersonal angewendet 
werden. 
Der Ständerat hat zum zweiten Mal Festhalten an der bundes­
rät!ichen Fassung beschlossen. Auch der Nationalrat be­
schloss anlässlich der zweiten Behandlung Festhalten an sei­
ner Fassung. 
In unserer Kommission wurden Bedenken geäussert, ein wei­
teres Festhalten könne die Revisionsvorlage gefährden, zu­
mal der Beschluss des Nationalrates recht knappp ausgefal­
len war, während der Ständerat ohne Gegenstimme an der 
bundesrätlichen Fassung festhielt. Eine Minderheit unserer 
Kommission, die sich mit der bundesrätlichen Fassung nicht 
abfinden konnte, hat deshalb einen Kompromissvorschlag 
eingereicht. Er ist zwar wie der Vorschlag Bundesrat auf die 
lohn- und Arbeitszeitbestimmungen beschränkt, aber auch 
die nicht allgemeinverbindtich erklärten Gesamtarbeitsver­
träge sollen für das Leihpersonal Gültigkeit haben. 
Begründet wurde dieser Antrag vor allem mit der Tatsache, 
dass nur ein kleiner Prozentsatz der in der Schweiz gültigen 
Gesamtarbeitsverträge allgemeinverbindlich seien und des­
halb das Gesetz in der bundesrätlichen Fassung eine grosse 
Lücke hinterlassen würde. Hinzu kommt, dass vor allem die 
unterschiedlichen Lohn- und Arbeitszeitbestimmungen zwi­
schen Stamm- und Leihpersonal im gleichen Betrieb zu Dis­
kussionen und Differenzen Anlass gäben. 
Die Mehrheit der Kommission schloss sich jedoch im Inter­
esse einer Einigung mit dem Ständerat der bundesrätlichen 
Fassung an. Der Minderheitsantrag Leuenberger-Solothurn 
wurde in der Kommission mit 15 zu 5 Stimmen abgelehnt. 

M. Darbellay, rapporteur: La loi sur le service de l'emploi nous 
revient du Conseil des Etats avec trois divergences seule­
ment; deux concernent l'article i 9 et une, plus importante, l'ar­
ticle 20. En ce qui concerne l'article 19 sur lequel je m'exprime 
maintenant, les divergences sont plutöt formelles; if en existe 
deux, petites, materielles. Le Conseil des Etats propose que 
les contrats soient faits en la forme ecrite. en regle generale, 
tandis que le Conseil national exigeait la forme ecrite. Nous 
proposons, a l'unanimite, de nous rallier au Conseil des Etats. 
La deuxieme petite divergence concerne le delai de conge de 
sept jours qui, du quatrieme au sixieme mois, doit etre donne, 
selon le Conseil national, pour la fin d'une semaine et selon le 
Conseil des Etats sans qu'il soit precise la date a laquelle doit 
aboutir ce conge. Nous vous proposons, ici egalement, de sui­
vre le Conseil des Etats. 

M. Delamuraz, president de la Confederation: Nous parve­
nons a la fin d'une longue navette entre le Conseil des Etats et 
le Conseil national sur cette question importante. Des diver­
gences d'ordre formal subsistent a l'article 19. Toutefois je me 
permets d'attirer votre attention sur le fait que les differences 
de nature pofitique qui existaient dans les diverses phases que 
nous avons suivies ont pu peu a peu s'appaiser etse regler, de 
sorte que je vous serais tres reconnaissant de suivre l'avis po-

. sitif de votre commission pour que les deux divergences de 
l'article 19 puissent etre aujourd'hui definitivement reglees par 
adhesion du Conseil national a la decision du Conseil des 
Etats. 
J'interviendrai taut a !'heure apropos de l'article 20. 

Angenommen -Adopte 

Art.20 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Minderheit 
(Leuenberger-Solothurn. Beguelin, Fankhauser, langet, Rei­
mann Fritz) 
Untersteht ein Einsatzbetrieb einem Gesamtarbeitsvertrag, so 
muss der Verleiher gegenüber dem Arbeitnehmer die lohn­
und Arbeitszeitbestimmungen desselben einhalten. 

Art.20 
Proposition de fa commission 
Majorite 
Adherer ä la decision du Conseil des Etats 
Minorite 
(Leuenberger-Soleure, Beguelin, Fankhauser, Longet, Rei­
mann Fritz) 
Lorsqu'une entreprise est soumise a une convention collec­
tive de travail, le bailleur de services doit appliquer au travail­
leur les dispositions de ladite convention concernant le salaire 
et la duree du travail. 

Leuenberger-Solothurn, Sprecher der Minderheit: Bei dieser 
Differenz handelt es sich in der Tat um einen nicht mehr ganz 
taufrischen Streit zwischen jenen, die glauben, man müsse 
den Gesamtarbeitsverträgen ihren hohen Stellenwert, ihre 
hohe Bedeutung auch zubilligen, wenn es um Temporärar­
beitsverhältnisse gehe, und jenen, die glauben, Gesamtar­
beitsverträge könnten letztlich nur als Störfaktoren wirken. 
Der Bundesrat hat ursprünglich vorgeschlagen und der 
Ständerat ist ihm ohne Aenderung gefolgt-, es sollten einzig 
und allein die allgemeinverbindlichen Gesamtarbeitsverträge 
teilweise angewendet werden, indem die lohn- und Arbeits­
zeitbestimmungen dieser allgemeinverbindlich erklärten Ge­
samtarbeitsverträge bei den Temporärverhältnissen zur An­
wendung kämen. Der Nationalrat hat das korrigiert und in ei­
nem ersten und zweiten Umgang gesagt, man möge doch, 
wenn man sich schon auf die wenigen allgemeinverbindlich 
erklärten Gesamtarbeitsverträge beschränke, mindestens alle 
dort enthaltenen Bedingungen auch anwenden. 
Der Ständerat ist fest geblieben, und es ist dann in der natio­
nalrätlichen Kommission der Arbeitgeberseite gelungen dar­
zutun, dass das viel zu viel des Guten und viel zu viele Details 
wären, wollte man sämtliche Bestimmungen dieser allgemein­
verbindlich erklärten Gesamtarbeitsverträge anwenden. Man 
hat sich dann darauf geeinigt, blass die Lohn- und Arbeitszeit­
bestimmungen anzuwenden. Aber die Minderheit, die ich hier 
zu vertreten habe, möchte im Gegenzug sagen: Man be­
schränkt sich dann aber nicht auf das gute halbe Dutzend all­
gemeinverbindlich erklärter Verträge, sondern nimmt alle be­
stehenden. Die Begründung dazu ist keine formalistische, 
sondern eine handfeste, die vielleicht bei der gegenwärtigen 
Konjunkturlage etwas eigenartig tönen mag, aber wir alle ha­
ben auch schon andere Konjunkturlagen erlebt 
Von Gewerkschaftsseite wird geltend gemacht ich habe 
diese Behauptung übernommen und könnte sie auch belegen 
-, dass in manchen Betrieben der Versuch unternommen wird, 
zwar einen Gesamtarbeitsvertrag abzuschliessen - das gehört 
sich schliesslich so, und man muss ja in Festreden irgend et· 
was hochpreisen können, wenn nicht gerade das Vaterland, 
so doch zumindest die Sozialpartnerschaft -, sich also einen 
Gesamtarbeitsvertrag «zu halten», aber nebenher halbe Werk­
stätten mit Temporärarbeitnehmern aufzufüllen, die diesen 
Gesamtarbeitsverträgen nicht unterstehen, was letztlich zu 
dessen Aushöhlung führen muss. 
Selbstverständlich wird man mir entgegnen, dass hier und 
Jetzt und heute und morgen und hoffentlich auch noch über­
morgen diese Gefahr keine reale sei, weil die Arbeitsmarktver­
hältnisse derzeit den Arbeitnehmern eine stärkere Stellung als 
auch schon einräumen. 
Wer sich aber erinnert, was wir in diesem Land vor 15 Jahren 
erlebt haben - ich stamme aus einer Region, in der die Arbeit­
geber über Nacht das amerikanische Hire-and-Fire-Prinzip 
entdeckt haben -, nämlich, dass die Arbeitgeber jemanden 
anstellen, wenn ein Auftrag hereinkommt, ihn übermorgen 
wieder entlassen, wenn der Auftrag ausgeführt ist, der weiss: 
es nützen alle Gesamtarbeitsverträge nichts, wenn man sich 
die halbe Belegschaft einer Werkstatt über solche Temporär­
büros beschafft hat. 
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Ein weiteres Argument, das Sie sicher unmittelbar nach mei­
nen Ausführungen hören werden, ist, der Verband dieser Tem­
porärfirmen habe ja mit dem Kaufmännischen Verband einen 
Gesamtarbeitsvertrag abgeschlossen. Wohlan, das ist wun­
derbar, aber ich habe mich ja jetzt darauf spezialisiert, vom 
Werkstättenpersonal zu reden. Es sind bis zur Stunde keine 
Gesamtarbeitsverträge zwischen diesem Verband der Tempo­
rärfirmen und den Branchengewerkschaften bekannt, die vor 
allem Werkstättenpersonal organisieren. Wenn Sie glauben, 
Sie könnten hier mit eihem schroffen Nein zu unserem sozial­
demokratischen Minderheitsantrag den Temporärbüros in die 
Hände schaffen: Sollten die Temporärfirmen nicht bereit sein, 
Gesamtarbeitsverträge mit den anerkannten Gewerkschaften 
abzuschliessen, wird man sie gelegentlich vor das Einigungs­
amt zitieren müssen, damit auch diese Institution wieder ein­
mal beschäftigt ist. 
Es wird auch nicht uninteressant sein zu hören, weshalb der 
Bundesrat noch heute auf diesem «Vehikel» der allgemein­
verbindlichen Gesamtarbeitsverträge fahren will. Der Bundes­
rat und das Biga allen voran wissen, wie wenige Verträge sie 
dann allgemeinverbindlich erklären. Normalerweise sind sie 
nicht gerade «schützig», einen Gesamtarbeitsvertrag allge­
meinverbindlich zu erklären. Sie wehren sich - wohlwollend 
gesagt - normalerweise mit Händen und Füssen dagegen. 
Darum wirkt es ein bisschen sophistisch, wenn man die allge­
meinverbindlich erklärten Gesamtarbeitsverträge ins Feld 
führt. Bei deren geringer Zahl vermag Artikel 20 in der bundes­
rätlichen und in der ständerätlichen Fassung praktisch keine 
Wirkung zu erzielen. 
Ich möchte Sie also dringend bitten ich kann mir nicht vor­
stellen, dass die Kammer der Kantone gegen die Regelung, 
wie sie unser Minderheitsantrag vorsieht, aus kantonaler Sicht 
irgendwelche Einwendungen haben könnte -, diese Rege­
lung ernsthaft in Erwägung zu ziehen, um damit zu unterstrei­
chen, dass Sie gerade in einer wirtschaftlichen Schönwetter­
periode zu den Gesamtarbeitsverträgen als zu einem wesent­
lichen Baustein unserer Sozialordnung stehen. 

Reimann Fritz, Berichterstatter: Dieser Artikel hat natürlich 
eine lange Vorgeschichte. Der Bundesrat hat ursprünglich in 
der Botschaft vorgeschlagen, dass nur als allgemeinverbind­
lich erklärte Gesamtarbeitsverträge und bei diesen nur die 
Lohn- und Arbeitszeitbestimmungen für das Leihpersonal ans 
gewendet werden sollen. 
In der Kommission wurden Stimmen laut, dass das zu wenig 
sei, und man hat einen Artikel kreiert und in der Kommission 
mehrheitlich beschlossen, dass sämtliche Gesamtarbeitsver­
träge, welche im Einsatzbetrieb Gültigkeit haben, und alle 
darin enthaltenen Artikel auf das Leihpersonal angewendet 
werden sollen. 
Der Nationalrat hat dann diesen Vorschlag der Kommission re­
duziert auf die allgemeinverbindlich erklärten Gesamtarbeits­
verträge, aber bei diesen sämtliche Lohn- und Arbeitsbedin­
gungen einbezogen. Der Ständerat hält zum zweiten Mal fest 
an seiner Version, nämlich der bundesrätlichen, welche eine 
Minimalbestimmung enthält. 
Der Nationalrat hat das letzte Mal auch Festhalten beschlos­
sen, nämlich Berücksichtigung nur der allgemeinverbindlich 
erklärten Gesamtarbeitsverträge, aber Einbezug aller Lohn­
und Arbeitsbedingungen. Der Ständerat hält fest am Minimum 
des Bundesrates. 
Nun schlägt die Minderheit Leuenberger-Solothurn vor, die­
sen Artikel umzukehren und gemäss Bundesrat nur die Lohn­
und Arbeitszeitbestimmungen für das Leihpersonal anzuwen­
den, jedoch sämtliche für einen Einsatzbetrieb geltenden Ge­
samtarbeitsverträge für das Leihpersonal gültig zu erklären. 
Die Kommissionsmehrheit war jedoch der Auffassung, dass 
man dem ganzen Streit ein Ende setzen und dem Ständerat 
und dem Bundesrat zustimmen solle. Das war im Grunde ge­
nommen das Hauptargument gegen den Antrag Leuenber­
ger-Solothurn. 
Ich muss Ihnen im Auftrag der Mehrheit der Kommission bean­
tragen, den Antrag Leuenberger-Solothurn abzulehnen, auch 
wenn ich ihm persönlich zustimme. 

M. Darbellay, rapporteur: L'articfe 20, que nous discutons 
maintenant, prevoit selon la version du Conseil federal ac­
ceptee ensuite par le Conseil des Etats que: «Lorsqu'une 
entreprise est soumise a une convention collective de travail 
avec declaration d'extension, le bailleur de services doit appli­
quer les dispositions de la convention collective concernant le 
salaire et la duree de travail». Deux sujets sont ä traiter: taut 
d'abord, faut-il tenir campte uniquement des conventions col­
!ectives avec declaration d' extension ou de toutes les conven­
tions collectives? Ensuite, faut-il tenir campte uniquement des 
dispositions concernant Je salaire et la duree du travail ou bien 
de toutes les conditions de salaire et de travail? 
En un premier temps, la commission du Conseil national a re­
tenu toutes les conventions collectives et toutes !es conditions 
relatives au salaire et au travail. Le Conseil national ne I 'a suivie 
que partiellement puisqu'il a repris la disposition du Conseil 
federal concemant les conventions collectives de travail avec 
declaration d'extension. Aujourd'hui, la commission du Con­
seil national renonce a cette proposition, comme elle renonce 
egalement a la prise en compte de toutes les conventions col­
lectives de travail. En revanche, M. Leuenberger-Soleure re­
prend la disposition qui voulait que l'on tienne campte de tou­
tes les conventions collectives mais laisse tomber la 
deuxieme. 
II faut reconnaitre que, du point de vue social et de la protec­
tion des travailleurs, la decision du Conseil national et la pro­
position presentee aujourd'hui par M. Leuenberger et les si­
gnataires de ia proposition de minorite sont meilleures. 
Toutefois, tout comme nous l'avons fait dans le cadre de Ja 
commission, nous voudrions faire une reflexion politique. Ce 
projet circule depuis un certain temps entre le Conseil national 
et le Conseil des Etats. Le Conseil des Etats a fait des conces­
sions importantes et interessantes. II n'existe plus aujourd'hui 
que trois divergences. Les deux que nous avons liquidees taut 
ä l'heure etaient mineures. C'est la derniere qui revet la plus 
grande importance en ce qui concerne la protection des tra­
vailleurs, mais elle implique plus de charges administratives, il 
taut bien le reconnarrre. C'est pourquoi, afin que nous puis­
sions voter le 6 octobre sur un texte adopte par les deux Cham­
bres, et dans le but de faire un pas en direction du Conseil des 
Etats, la commission du Conseil national, par 15 voix contre 5, 
vous propose d'adherer ä la proposition du Conseil des Etats 
qui rejoint celle du Conseil federal. 

M. Delamuraz, president de la Confederation: Cet article 20 a 
connu une succession de fortunes diverses. Je me rejouis taut 
d'abord que la commission du Conseil national ait finalement 
retenu uniquement le salaire et la duree du travail comme 
elements devant etre pris en campte dans les conventions col­
lectives de travail, applicables a des travailleurs temporaires. 
Je m 'en rejouis parce que cela montre de la part de votre com­
mission la volonte de vouloir achever enfin ce lang travail, 
cette longue navette qui s' etait etablie ä propos de ce projet de 
loi. Je m'en rejouis surtout aussi car une telle formule est tout 
simplement logique. Pour celui qui ne travaille que quelques 
serriaines dans une entreprise, six mois au plus en general, 
l'essentiel sont ces deux conditions de travail et non pas les 
autres qui n'ont une signification serieuse que pour celui qui 
veut rester durablement dans ce secteur ou dans cette mai­
son. 
Sur ce point, c'est l'unanimite aujourd'hui, tant de la part de la 
commission que de la part de M. Leuenberger-Soleure dans la 
proposition de minorite qu'il vous fait. La ou il y a divergence -
cinq membres de la commission ont suivi M. Leuenberger­
Soleure - c'est de savoir s'il taut, dorenavant, prendre en 
campte pour le travail temporaire uniquement les conventions 
colfectives munies de la clause de generalisation ou, au 
contraire, toutes les conventions collectives de travail existan­
tes en Suisse. M. Leuenberger-Soleure est pour toutes ces 
conventions colfectives. En revanche, le Conseil federal, avec 
une confortable majorite de la commission, dit non, car ces 
conventions sont au nombre de 1600 et non repertoriees. Le 
travail minutieux qu'il conviendrait de faire, au moment ou l'on 
engage queh::iu'un dans une entreprise, consisterait a se de­
mander d'abord si l'entreprise est assujettie a une convention 
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collective de travail, ensuite a connafüe les conditions de 1600 
conventions de travail, toutes differentes les unes des autres. 
Ce travail excusez-moi de le dire passant par l'accomplis­
sement complet de ces conditions, est impossible, dispropor­
tionne. Je ne suis pas de ceux qui se laissent a priori impres­
sionner par les arguments des fonctionnaires disant que c'est 
administrativement impossible. Je demande a y voir de plus 
pres, ce que j'ai tait dans le cas present. J'ai du constater que 
l'argument de la disproportion administrative etait bei et bien 
reel et que dans la pratique, ou bien on serait astreint a des re­
cherches fastidieuses et n'ayant pas d'interet direct pour le tra­
vailleur temporaire, ou bien. tout simplement, on n'applique­
rait pas les conditions posees par le Conseil national d'abord, 
puis par le Conseil des Etats, lequel ne promettrait pas d'aii­
leurs de s'associer a une teile mesure si le Conseil national l'a 
decidait cet apres-midi. 
Vous ne voulez donc pas, Mesdames et Messieurs les legisla­
teurs, accoucher d'une loi qui soit manifestement difficile a ap­
pliquer et disproportionnee dans ses effets. Vous ne voulez 
pas non plus accoucher d'une loi qui ne sera pas appliquee 
par la suite. Ce n'est pas une maniere de legiferer en sachant 
d'avance que ceux qui sont charge d'appliquer la loi ne pour­
ront pas le faire. Par consequent, on aura jete comme ga un 
leurre parfaitement inutile dans l'opinion. Vous voulez plutöt 
etre realistes, vous voulez parvenir a la fin d'un long processus 
a sauver l'essentiel, un essentiel qui a ete dans une certaine 
phase de notre route menace. Pour sauver l'essentiel, il taut 
voter la majorite de la commission et repousser l'amendement 
de M. Leuenberger-Soleure. 

Abstimmung- Vote 

Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

An den Ständerat - Au Conseil des Etats 

89.052 

Zolltarifarische Massnahmen 1989/1 
Tarif des douanes. Mesures 1989/1 

84Stimmen 
46Stimmen 

Bericht, Botschaft und Beschlussentwurf vom 16. August 1989 
(BBI II, 101) 
Rapport, message et projet d'arrete du 16 aout 1989 (FF II, 102) 

Präsident: Wir haben zu diesem Geschäft noch drei persön­
liche Vorstösse mittraktandiert, weil sie thematisch mit dem 
Hauptgeschäft in Zusammenhang stehen und behandlungs­
reif sind. Ich schlage Ihnen deshalb folgendes Vorgehen vor: 
Wir führen die Diskussion gleichzeitig über die zolltarifari­
schen Massnahmen und folgende drei Vorstösse: das Postu­
lat der Wirtschaftskommission, die Interpellation der grünen 
Fraktion und die Motion Ziegler. Die Reihenfolge der Redner 
zu Beginn der Debatte wäre deshalb die folgende: Die Bericht­
erstatter der Kommission nehmen Stellung zum Bericht des 
Bundesrates, zu den beiden Bundesbeschlüssen und zum 
Postulat der Kommission. Nachher äussern sich die Vertreter 
der Interpellation der grünen Fraktion und der Motionär Hans 
Ziegler. Hierauf erfolgt die allgemeine Aussprache. Dann neh­
men wiederum die Kommissionsberichterstatter und der Bun­
desrat Stellung. Dann hat der Rat über die einzelnen Anträge 
zu entscheiden. - Sie sind mit diesem Vorgehen einverstan­
den. 

Allenspach, Berichterstatter: Bei den im Bericht des Bundes­
rates erwähnten zolltarifarischen Massnahmen geht es ins­
besondere um die vorzeitige Inkraftsetzung von Zollreduktio­
nen im Bereiche von Tropenprodukten, die an der Gatt-Konfe-

renz in Montreal vereinbart worden sind. Darüber hinaus hat 
der Bundesrat bei diesen Massnahmen ohne internationale 
Rechtspflicht den Einfuhrzoll für Roh- und Kristallzucker aus 
Entwicklungsländern aufgehoben. Er hat damit den Intentio­
nen, die in der Diskussion um d!:m Zuckerbesehluss in diesem 
Rate zum Ausdruck kamen, in anderer Form richtungsgerecht 
entsprochen. Mit dem Bericht werden zudem zwei Zollab­
kommen mit der EG, die aufgrund des Beitritts von Spanien 
und Portugal zur Europäischen Gemeinschaft notwendig wur­
den, zur Genehmigung unterbreitet. 
Die Wirtschaftskommission empfiehlt, allen Anträgen des Bun­
desrates zuzustimmen. Mit Genugtuung haben wir die Bereit­
schaft des Bundesrates, die Zuckerzölle bei Einfuhren aus 
Entwicklungsländern aufzuheben, vermerkt. Diese Mass­
nahme soll mithelfen, die Konkurrenzfähigkeit der Produzen­
ten in der Dritten Welt zu verbessern. 
Die Wirtschaftskommission hat sodann eingehend die Frage 
erörtert, ob es angesichts der Abholzung tropischer Regen­
wälder sinnvoll sei, die Zölle für tropische Hölzer bei Einfuhren 
aus Entwicklungsländern aufzuheben. Ein generelles Import­
verbot tropischer Edelhölzer wäre mit den Regeln des Gatt 
nicht vereinbar. Es wäre auch unverhältnismässig, weil die 
Vernichtung tropischer Regenwälder zumeist durch Brandro­
dungen zugunsten landwirtschaftlicher Produktionsflächen 
geschieht. Sinnvoller wäre es nach Auffassung der Wirt­
schaftskommission, diese tropischen Regenwälder einer ge­
ordneten Bewirtschaftung zuzuführen, damit ihren Bestand zu 
gewährleisten und der dort ansässigen Bevölkerung Lebens­
grundlagen zu bieten. Dßs setzt international koordinierte 
Hilfe, aber auch Importe von tropischen Hölzern voraus. 
In jüngster Zeit sind Gespräche auf internationaler Ebene über 
diese Probleme eingeleitet worden. Wir wünschen eine aktive 
Teilnahme des Bundesrates an diesen Gesprächen; wir wün­
schen aber auch, dass der Bundesrat im nationalen Bereiche 
alles vorkehrt, was für die Erhaltung der tropischen Regen­
wälder angezeigt ist Deshalb fordert die Wirtschaftskommis­
sion in einem Postulat den Bundesrat auf, Massnahmen auf 
nationaler und internationaler Ebene zu prüfen, die einen bes­
seren Schutz der tropischen Regenwälder ermöglichen. 
Wir verlangen dabei nicht primär einen Bericht an das Parla­
ment, denn das Parlament hat schon zu viele Berichte über zu 
viele Problemkreise erhalten. Wir verlangen eine aktive Rolle 
des Bundesrates, insbesondere auf internationaler Ebene, da 
die Schweiz dieses Problem bekanntlich nicht allein lösen 
kann. 
Wir möchten, dass der Bundesrat nicht nur prüft, sondern das 
Mögliche in die Tat umsetzt. Deshalb haben wir unser Postulat 
offen formuliert: Diese offene Formulierung bedeutet keinen 
Abstrich an Verbindlichkeit. Es liegt uns daran, die Bedeutung 
der Erhaltung der tropischen Regenwälder auch für die 
Schweiz, unsere Mitverantwortung und auch die Dringlichkeit 
dieser Aufgabe nachdrücklich zu unterstreichen. In diesem 
Sinne bitten wir um die Ueberweisung des Postulates der Wirt­
schaftskommission. 

M. Brelaz, rapporteur: La Commission des affaires economl­
ques a consacre une partie de sa seance du 24 aout a l'exa­
men de l'objet qui nous concerne. Contrairement a l'habitude, 
ce point n'a pas pu etre traite en quelques instants. 
C'est essentiellement le volet consacre aux reductions tarifai­
res pour certains produits tropicaux qui a fait l'objet de nos dis­
cussions. II s'agit d'un train de mesures consistant en une 
mise en vigueur anticipee des travaux du GATT, a Montreal, 

. dans le domaine des produits tropicaux. Cette mise en vigueur 
anticipee n'est que provisoire. Elle pourra etre reexaminee et 
ajustee en fonction de la contribution des pays en voie de 
developpement dans l'ensemble des domaines de negocia­
tion a la finde l'Uruguay Round. 
Le train de mesures conduit a une diminution des recettes 
douanieres de 4 millions par an. Votre commission salue tout 
d'abord l'effort supplementaire fait dans la foulee par le Gon-

.. seil federal, independamment de l'accord du GATT, en suppri­
mant taute taxe sur le sucre brut ou cristallise en provenance 
des pays en voie de developpement. Cette mesure conduit a 
une diminution supplementaire de 660 000 francs des recettes 
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Schlussabstimmung - Vote final 

Für Annahme des Beschlussentwurfes 
Dagegen 

156Stimmen 
4Stimmen 

C. Bundesbeschluss über Anlagevorschriften für Einrich­
tungen der beruflichen Vorsorge und für Versicherungs­
einrichtungen 
Arrete federal concernant des dispositions en matiere de 
placement pour les institutlons de prevoyance profession­
nelle et pour les institutions d'assurance 

Schlussabstimmung - Vote final 

Für Annahme des Beschlussentwurfes 
Dagegen 

An den Ständerat - Au Conseil des Etats 

88.058 

Finanzhaushaltgesetz 

95Stimmen 
65Stimmen 

Loi sur les finances de la Confederation 

Siehe Seite 908 hiervor - Voir page 908 ci-devant 
Beschluss des Ständerates vom 21. September 1989 
Decision du Conseil des Etats du 21 septembre 1989 

A. Bundesgesetz über den eidgenössischen Finanzhaus­
haft 
Arrete federal sur les finances de la Confederation 

Schlussabstimmung - Vote final 

Für Annahme des Gesetzentwurfes 
Dagegen 

158Stimmen 
1 Stimme 

B. Bundesbeschluss über die Unterbreitung der Objekt­
kreditbegehren für Grundstücke und Bauten 
Arrete federal concernant les demandes de credits d'ou­
vrage destines a l'acquisition de bien-fonds ou a des cons­
tructions 

Schlussabstimmung- Vote final 

Für Annahme des Beschlussentwurfes 

An den Ständerat - Au Conseil des Etats 

88.061 

160Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

Besoldung und berufliche vorsorge 
der Mitglieder des Bundesrates, 
des Bundesgerichts und des Bundeskanzlers 
Retribution et prevoyance professionnelle 
des membres du Conseil federal 
et du Tribunal federal 
ainsi que du chancelier de la Confederation 

Siehe Seite 1245 hiervor -Voir page 1245 ci-devant 
Beschluss des Ständerates vom 6. Oktober 1989 
Decision du Conseil des Etats du 6 octobre 1989 

A. Bundesgesetz über Besoldung und berufliche Vor­
sorge der Mitglieder des Bundesrates und des Bundes­
gerichts sowie des Bundeskanzlers 
Loi federale concernant la retribution et la prevoyance pro­
fessionnelle des membres du Conseil federal et du Tribu­
nal federal ainsi que du chancelier de la Confederation 

Schlussabstimmung - Vote final 

Für Annahme des Gesetzentwurfes 
Dagegen 

136 Stimmen 
5Stimmen 

B. Bundesbeschluss über Besoldung und berufliche Vor­
sorge der Mitglieder des Bundesrates und des Bundes­
gerichts sowie des Bundeskanzlers 
Arrete federal concernant la retribution et la prevoyance 
protessionnelle des membres du Conseil federal et du Tri­
bunal federal ainsi que du chancelier de la Confederation 

Oester: Die LdU/EVP-Fraktion wird aus zwei Gründen gegen 
diesen Bundesbeschluss.stimmen: 
Erstens ist der aus unseren Reihen stammende Antrag, dass 
ein volles Ruhegehalt, wie in vielen Kantonen üblich, erst nach 
mindestens achtjähriger Amtszeit ausbezahlt werden solle, 
hier im Rat abgelehnt worden, obwohl die Kommission sich 
hinter diesen vernünftigen Antrag gestellt hatte. 
zweitens ist unser Antrag, beim Ruhegehalt auch den Vermö­
gensertrag als Einkommen zu berücksichtigen, nach anfäng­
lich breitester Zustimmung mit mistfaulen, völlig falschen Ar­
gumenten ebenfalls niedergedrückt worden, offenbar nach 
entsprechender Bearbeitung der Opportunisten. Diese ge­
genüber dem Steuerzahler nicht vertretbare Bevorzugung der 
Wohlhabenden mit der grösstmöglichen Kelle lehnen wir mit 
aller Entschiedenheit ab, auch mit Rücksicht auf die vielen 
knapp gehaltenen Rentner in unserem Lande. 

Schlussabstimmung- Vote final 

Für Annahme des Beschlussentwurfes 
Dagegen 

An den Bundesrat- Au Conseil federal 

85.069 

105Stimmen 
32Stimmen 

Arbeitsvermittlungsgesetz. Revision 
Loi sur le service de l'emploi. Revision 

Sie~e Seite 1247 hiervor- Voir page 1247 ci-devant 
Beschluss des Ständerates vom 21. Juni 1989 
Decision du Conseil des Etats du 21 juin 1989 

Schlussabstimmung - Vote final 

Für Annahme des Gesetzentwurfes 158 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

An den Ständerat - Au Conseil des Etats 
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89.042 

Bodenrecht im Siedlungsbereich. 
Sofortmassnahmen 
Droit foncier dans le secteur urbain. 
Mesures immediates 

Siehe Seite 597 hiervor - Voir page 597 ci-devant 

Beschluss des Nationalrates vom 6. Oktober 1989 
Decision du Conseil national du 6 octobre 1989 

A. Bundesbeschluss über eine Sperrfrist für die Veräusse­
rung nichtlandwirtschaftlicher Grundstücke und die Veröf­
fentlichung von Eigentumsübertragungen von Grund­
stücken 
Arrete federal concernant un delai d'interdiction de reven­
te des immeubles non agricoles et la publication des 
transferts de propriete immobiliere 

Schlussabstimmung - Vote final 

Für Annahme des Beschlussentwurfes 
Dagegen 

38Stimmen 
3Stimmen 

B. Bundesbeschluss über eine Pfandbelastungsgrenze 
für nlchtlandwirtschaftliche Grundstücke 
Arrete federal concernant une charge maximale en matl­
ere d'engagement des immeubles non agricoles 

Schlussabstimmung- Vote final 

Für Annahme des Beschlussentwurfes 
Dagegen 

38Stimmen 
5Stimmen 

C. Bundesbeschluss über Anlagevorschriften für Einrich­
tungen der beruflichen Vorsorge und für Versicherungs­
einrichtungen 
Arrete federal concernant des dispositions en matiere de 
placement pour les institutions de prevoyance profession­
nelle et pour les institutions d'assurance 

Schlussabstimmung - Vote final 

Für Annahme des Beschlussentwurfes 
Dagegen 

An den Bundesrat- Au Conseil federal 

88.058 

Finanzhaushaltgesetz 

27Stimmen 
16Stimmen 

Loi sur les finances de la Confederation 

Siehe Seite 457 hiervor - Voir page 457 ci-devant 

Beschluss des Nationalrates vom 6. Oktober 1989 
Decision du Conseil national du 6 octobre 1989 

A Bundesgesetz über den eidgenössischen 
Finanzhaushaft 
Loi federale sur les finances de la Confederation 

Schlussabstimmung - Vote final 

Für Annahme des Gesetzentwurfes 40Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

B. Bundesbeschluss über die Unterbreitung der Objekt­
kreditbegehren für Grundstücke und Bauten 

27-S 

Arrete federal concernant les demandes de credits d'ou­
vrage destines a l'acquisitlon de bien-fonds ou a des cons­
tructions 

Schlussabstimmung - Vote final 

Für Annahme des Beschlussentwurfes 

An den Bundesrat-Au Conseil federa/ 

88.061 

39Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

Besoldung und berufliche Vorsorge 
der Mitglieder des Bundesrates, 
des Bundesgerichts und des Bundeskanzlers 
Retribution et prevoyance professionnelle 
des membres du Conseil federal 
et du Tribunal federal 
ainsi que du Chancelier de la Confederation 

Siehe Seite 457 hiervor- Voir page 457 ci-devant 

Beschluss des Nationalrates vom 18. September 1989 
Decision du Conseil national du 18 septembre 1989 

A. Bundesgesetz über Besoldung und berufliche Vorsor­
ge der Mitglieder des Bundesrates und des Bundesge­
richts sowie des Bundeskanzlers 
Loi federale concernant la retribution et la prevoyance pro­
fessionnelle des membres du Conseil federal et du Tribu­
nal federale ainsi que du Chancelier de la Confederation 

Schlussabstimmung - Vote final 

Für Annahme des Gesetzentwurfes 39Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

B. Bundesbeschluss über Besoldung und berufliche Vor­
sorge der Mitglieder des Bundesrates und des Bundes­
gerichts sowie des Bundeskanzlers 
Arrete federal concernant la retribution et la prevoyance 
professionnelle des membres du Conseil federal et du Tri­
bunal federal ainsi que du Chancelier de la Confederation 

Schlussabstimmung - Vote final 

Für Annahme des Beschlussentwurfes 

An den Nationalrat- Au Conseil national 

85.069 

37Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

Arbeitsvermittlungsgesetz. Revision 
Loi sur le service de l'emploi. Revision 

Siehe Seite 353 hiervor - Voir page 353 ci-devant 

Beschluss des Nationalrates vom 6. Oktober 1989 
Decision du Conseil national du 6 octobre 1989 

Schlussabstimmung- Vote final 

Für Annahme des Gesetzentwurfes 
Dagegen 

An den Bundesrat- Au Conseil federal 

33Stimmen 
4Stimmen 
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